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Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbaueru 
in Preußen, 1797—1806 


Von 
Marie Rumler. 


(Dritter Teil.) 


Drittes Kapitel. 
Anregung und Einleitung der allgemeinen Reform 1798. 


In der Generalinſtruktion für die Kommiſſion der Finanzen, die 
Friedrich Wilhelm III. bald nach ſeinem Regierungsantritt, um 19. Fe⸗ 
bruar 1798, erließ, war von der Bauernbefreiung nicht die Rede.) 
Aber die Gerüchte, die über dieſe Inſtruktion in das Publikum, bis in 
die Hütten der Bauern, drangen, ließen die Aufhebung der Erbunter⸗ 
tänigkeit und alles Scharwerks als von dem neuen Herrſcher beabſichtigt 
erſcheinen. Es kam an einigen Orten Oſtpreußens zu Scharwerksver⸗ 
weigerungen; obwohl die Ordnung ſogleich wiederhergeſtellt wurde, 
herrſchte doch unter dem Bauernſtande, beſonders unter den Amts⸗ 
untertanen Litauens, eine dumpfe Gärung. Alles erwartete vom neuen 
König eine Umwälzung der Dinge, die Abſchaffung aller verjährten 
Übel.?) In dem Wahne, daß nur die Beamten die vom König ihnen 
zugedachten Segnungen hinderten, wandten die Bauern ſich unmittel⸗ 
bar an ihren königlichen Herrn. Auf der Huldigungsreiſe erhielt Fried⸗ 
rich Wilhelm III. während ſeiner Anweſenheit in Königsberg (3. bis 
9. Juni 1798) von den Untertanen der adligen Güter und Domänen 
eine unglaublich große Anzahl von Beſchwerden über die drückende Laſt 
des Scharwerks und andere aus der Untertänigkeit fließende Verhält⸗ 


1) G. Küntzel, Die politiſchen Teſtamente der Hohenzollern, Bd. II (Leip- 
zig und Berlin 1911), S. 136ff. 
2) Geh. St. A. Rep. 89, 118 C, Schroetter an Beyme, 14. Mai 1798. 
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niſſe. Noch auf der Reiſe, am 17. Juni von Warſchau aus, ſetzte ſich der 
König mit dem Miniſter von Schroetter über dieſe Angelegenheit in 
Verbindung. Er forderte von ihm ſo bald als möglich einen eingehenden 
Bericht über die Verhältniſſe beſonders auf den Domänen in Hinſicht 
auf Erbuntertänigkeit und Scharwerk und Vorſchläge zur Beſſerung. ) 
Gleichzeitig erging an die oſtpreußiſche Regierung in Königsberg ein 
Befehl zur Berichterſtattung über die Erbuntertänigkeit auf den adligen 
Gütern.) Die die Gemüter lebhaft beſchäftigende Angelegenheit war 
auch auf dem oſtpreußiſchen Huldigungslandtag eingehend erörtert 
worden.) In den Tagen vom 25. Mai bis 2. Juni 1798 fanden in Kö⸗ 
nigsberg die Sitzungen dieſes Landtags ſtatt. Erſchienen waren 1. die 
vom Staatsminiſterium hergebrachtermaßen ernannten 12 Mitglieder 
des Herrenſtandes und Landrats, 2. die von der Ritterſchaft gewählten 
Deputierten (mit einigen ſpäter Ankommenden etwa 50 an der Zahl) 
und die kölmiſchen Deputierten und 3. die Abgeordneten der Städte. 
Die drei Kurien beratſchlagten geſondert und verhandelten ſchriftlich 
über die einzelnen Gegenſtände. Den Kölmern ſtand verfaſſungsmäßig 
keine Anteilnahme an den Beratungen zu, ſie durften ihre Anliegen 
und Gravamina nur durch Vermittelung der Ritterſchaft vor den König 
bringen. Ihr Konſulent, der Kriminalrat Brauſewetter, übermittelte 
dem Landmarſchall“) denn auch ihre Beſchwerden, aber gleich nach Cr- 
öffnung des Landtags, am 26. Mai 1798, wandten ſie ſich mit denſelben 
auch unmittelbar an den König.) In den Kölmern fand die Sache 
der untertänigen Bauern einen äußerſt eifrigen, wenn auch im perſön⸗ 
lichen Intereſſe und in doktrinären Anſchauungen etwas befangenen An⸗ 


1) Geh. St. A. Rep. 89, 59. Stadelmann, T. IV, ©. 209f. Die Kabinetts⸗ 
order iſt an Schroetter allein, nicht zugleich an Voß gerichtet. 

2) St. A. K. E 75. 

3) Für die Darſtellung der Landtagsverhandlungen ſind folgende Akten be⸗ 
nutzt: Geh. St. A. Generaldirektorium. Oſtpreußen und Litauen, Materien. 
Tit. LXXXI, Nr. 2; Nr. 3, vol. I u. II, zu vol. II. St. A. K. 87e. Auf die Arbeit 
von Hermann Eicke, Der oſtpreußiſche Landtag von 1798, Göttingen 1910, konnte 
nicht ohne weiteres zurückgegriffen werden, da ſie dieſe Dinge mit einer gewiſſen 
Voreingenommenheit behandelt. Das vollſtändige Landtags protokoll aus den 
Königsberger Akten hat Eicke nicht eingeſehen. 

4) Das Direktorium des Standes der Ritterſchaft war dem Kanzler Reichs⸗ 
grafen von Finckenſtein durch Wahl der Deputierten übertragen. 

5) Geh. St. A. Rep. 89, 118 B. — Am 19. Oktober 1798 wieſen die ſtändiſchen 
Deputierten v. Korff und v. Brandt in einer Immediateingabe auf dieſen Vor⸗ 
gang noch einmal hin, um ähnliche Emanzipationen zu verhüten. 
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walt. Sie beantragten die Aufhebung der Erbuntertänigkeit und des 
Dienſtzwangs, ſie erhofften nach ihren eigenen Worten, dadurch von 
dem in dieſer Zeit der verbeſſerten Kultur doppelt drückenden Geſinde⸗ 
mangel befreit zu werden. Die Verfaſſer der Eingabe waren erfüllt 
von den neuen Ideen der Zeit; aus dem naturrechtlich⸗individualiſtiſchen 
Gedankenkreis floſſen die vorgetragenen Begründungen, eine ſtarke 
Einwirkung der Franzöſiſchen Revolution war unverkennbar. Zum 
Erweis ihrer Behauptung von den durch Aufhebung der Erbuntertänig⸗ 
keit nicht verletzten Privilegien, der auf keinen Fall vom Fiskus zu zah⸗ 
lenden Entſchädigung führten die Kölmer die unveräußerlichen natür⸗ 
lichen Rechte des Menſchen an: „Es iſt ſo unerwieſen als unerweislich, 
daß die Untertänigkeit durch Verträge kontrahiert worden. Geſetzt 
aber, daß in einzelnen Fällen die Leibeigenſchaft durch einen Dienſt⸗ 
kontrakt erworben worden, ſo iſt ſolcher doch auf keinen Fall verbindlich, 
weil derjenige, der ſolchen einging, für ſich widernatürlich, für ſeine Nach⸗ 
kommen widerrechtlich handelte.“ Wenn ſie als zweiten Beweisgrund 
beibrachten, daß bei Güterkäufen Dienſtleiſtungen, nicht Menſchen, 
in Anſchlag gebracht, es dem Käufer gleich ſei, ob freie oder untertänige 
Leute dieſe Dienſte leiſteten, alſo die Untertanen nicht beſonders mit⸗ 
bezahlt würden, ſo überſahen ſie ganz, daß ſie ja gerade von der Reform 
einen Zuzug freigelaſſener Leute erhofften. Um den Verdacht zu ver⸗ 
meiden, daß ihr Antrag bloß im eigenen Intereſſe geſtellt ſei, kamen 
ſie dann auf die allgemein politiſche Notwendigkeit ſeiner Durchführung 
zu ſprechen. Sie ſahen in der großen Zahl der unterdrückten Klaſſe 
eine Gefahr für das Beſtehen des Staates. Die Erinnerung an die 
Schreckniſſe der Franzöſiſchen Revolution ließ fie warnend ſprechen, 
es ſei beſſer, „die moraliſche und phyſiſche Kultur durch Vernunft zu 
befördern als abzuwarten, bis ſolches durch Zerreißung aller geſell⸗ 
ſchaftlichen Bande geſchieht.“ Ein trauriges Bild entwarfen ſie von der 
Lage des Leibeigenen, auf deſſen Koſten ſich der Gutsherr bereichere: 
„Er bekommt in einigen Gegenden vielleicht nur in den hohen Feiertagen 
Fleiſch zu eſſen, er kann ſich nur in Lumpen hüllen und iſt außerſtande, 
ſich ſelbſt bei der ſtrengſten Okonomie ſo viel zu erwerben, als er braucht, 
um ſich loszukaufen.“ Dieſe Begünſtigung des einen Teils zum Nach⸗ 
teil des andern bekämpften ſie als eine Maxime des Staats, die ſich mit 
dem Charakter und Geiſte ſeiner Einwohner nicht vertrage und not⸗ 
wendig ſeine Schwächung und ſchließlich ſeinen Untergang zur Folge 
haben müſſe. Den Errungenſchaften der Franzöſiſchen Revolution ent- 
ſprechend, war ihr Ideal Gleichheit der Rechte für alle. Nicht weil es 
den Kölmern an weiteren Gründen mangelte, um die Notwendigkeit 
4* 
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der Befreiung darzutun, ſondern weil die aufgeklärten Schriftſteller 
der Nation dies ſchon weitläufig getan hätten, beſchränkten ſie ſich weiter⸗ 
hin auf eine Widerlegung der häufigſten Gegengründe. So verwarfen 
ſie die Scheidung zwiſchen Leibeigenſchaft, Erbuntertänigkeit und Guts⸗ 
pflicht als ein Wortſpiel und baten auf alle Fälle um die Beſeitigung 
dieſer Gutspflicht. Aus denſelben Gründen, mit denen ſie ſchon die 
Inſtitution überhaupt bekämpft hatten, wieſen ſie den Anſpruch, den 
die Gutsherren aus der Verjährung herleiten wollten, ab, und zwar 
in einer Form, die das Anfechtbare in ihrer Theorie deutlich hervor⸗ 


treten ließ. „Zeitumſtände haben die Untertänigkeit oder Gutspflichtig⸗ 


keit, ſo wie ſie jetzt exiſtiert, herbeigeführt. Sie gründet ſich auf keine 
poſitiven Geſetze und hat ſich bloß durch Gewalt bis auf unſere Zeiten 
erhalten. Aus allem dieſem folgt von ſelbſt, daß der Aufhebung der⸗ 
ſelben die Verjährung nicht entgegengeſtellt werden kann.“ Das Argu⸗ 
ment, das man im Intereſſe des Militärſtaates immer wieder für die 
Erbuntertänigkeit vorbrachte, ſuchten ſie dadurch zu entkräften, daß ſie 
auf die geringe Zahl der Deſertionen unter den einländiſchen Soldaten 
und darauf hinwieſen, daß ſchon jetzt trotz der freien Leute in den 
Städten und auf dem Lande die Rekrutierung ungehindert erfolge. 
Auch auf die Befürchtung, daß unfruchtbare Gegenden entvölkert werden 
könnten, gingen ſie ein; ſie holten ihre Gegenbeweiſe weit her, von den 
auswanderungsluſtigen Bewohnern der fruchtbaren Pfalz und den 
ihre armſelige Heimat nicht verlaſſenden Finnländern. Von den Bewoh⸗ 
nern von Polniſch⸗Natangen, dem offenbar unfruchtbarſten Teil ihres 
Vaterlandes, verſicherten ſie, daß dieſe ſchon wegen ihrer ganz anderen 
Sitten und Gebräuche nie nach den übrigen Diſtrikten auswandern würden. 
Unbegründet war nach ihren Worten auch die Furcht vor inneren Gärungen. 
Es wollte aber ſchlecht zu dem Bild paſſen, das ſie vorher von dem dem 
Untergang nahen Staat entworfen hatten, wenn ſie nun auf das ent⸗ 
ſchiedenſte verſicherten, „daß alle Bewohner des platten Landes mit Auf⸗ 
opferung ihres Lebens die monarchiſche Regierungsverfaſſung aufrecht⸗ 
zuerhalten bereit“ ſeien, die Aufhebung der Erbuntertänigkeit alſo den 
Enthuſiasmus für den König noch mehr entflammen und die Freigeworde⸗ 
nen womöglich noch feſter an ihn knüpfen werde.!) Beſſer fanden fie ich 
mit dem Einwand ab, daß die Befreiung den Wert der adligen Güter 
vermindere und den Kredit der Landſchaftskaſſe ſchmälere, durch den 


1) Hiervon erwähnt Eicke nichts. Er urteilt überhaupt (S. 42): „Die Ar⸗ 
gumente, mit denen ſie für die Befreiung der Bauern eintraten, legen Zeugnis 
ab, daß jie die Dinge von einer höheren Warte aus anſahen.“ 


— — — 
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Hinweis, daß freie, wenn auch teuere Arbeit ſich beſſer bezahlt mache als 
diejenige, die der Leibeigene läſſig und gezwungen verrichte. Von Einzel⸗ 
vorſchlägen zur Durchführung des Befreiungswerkes ſahen die Kölmer ab. 

Die Ritterſchaft, der der Kanzler Finckenſtein dieſes und ſechs andere 
Gravamina der Kölmer vorlas, lehnte es ab, dieſelben beim König zu 
unterſtützen. Sie beanſtandete die Form der Darſtellung, „welche die 
Achtung, die ein Stand dem andern ſchuldig ſei, beleidige, die Sprache 
der Wohlanſtändigkeit verleugne und ſelbſt die Würde und Ehrerbietung 
vergeſſe, mit welcher ſich der Untertan der Perſon des Souveräns nähern 
müſſe“, und fie mißbilligte ihren Inhalt, der häufig auf faktiſch unrich⸗ 
tigen Behauptungen beruhe und mit irrigen Grundſätzen durchzogen 
ſei. Sie überreichte die Beſchwerde der Kölmer dem Könige mit dem 
Hinweis, daß die gehäſſige Darſtellung nur den Deputierten, nicht dem 
achtenswerten Kölmerſtand zur Laſt falle, und fügte eine Kritik bei. 
Dieſe hatte den Generallandſchaftsſyndikus Stägemann zum Verfaſſer. 
Ihm hatte die Ritterſchaft beſonders aufgetragen, die rechtliche Seite 
ihres Intereſſes nicht zu berühren, „da man von der Gerechtigkeit und 
Weisheit Sr. Majeſtät mit unterwürfiger Zuverſicht erwarten könne, 
daß den wohlerworbenen Rechten der Ritterſchaft ungehört kein Ab⸗ 
bruch geſchehen werde.“) Dementſprechend war die Bemerkung zur 
Befreiungsfrage ſehr kurz abgefaßt. Nicht gerade glücklich legte man 
Verwahrung gegen den Ausdruck Leibeigenſchaft ein, verwies dazu 
auf die Verordnung vom 8. November 1773; die Kölmer hatten ſolche 
Unterſcheidung ſchon zutreffend als ein Spiel mit Worten bezeichnet 
und genau angegeben, daß ſie gerade die Gutspflichtigkeit beſeitigt zu 
ſehen wünſchten. Im übrigen griff man nur den Punkt heraus, der für 
die Kölmer die Anregung zu ihrer Bitte gegeben hatte, den Arbeiter⸗ 
mangel. An und für ſich ſei das nur ein Vorwand; aber auch bei einer 
etwaigen Bevölkerungszunahme infolge der Freilaſſung werde für den 
Kölmer die Konkurrenz dieſelbe bleiben, „da der Adel doch auch wohl Vor⸗ 
kehrungen treffen werde, die bedürftige Anzahl von Arbeitern zu erhalten.“ 
Die Ritterſchaft konnte ſich in dieſer Kritik ſo kurz faſſen, da ſie ſelbſt ſchon 
durch einen Beſchluß zu der Frage Stellung genommen hatte. 


1) Protokoll des Landtags, St. A. K. 87e. — Eicke, der die Ritterſchaft als 
durchaus reaktionär bezeichnet, faßt die hierauf Bezug nehmende Stelle der Kritik: 
„Die Ritterſchaft glaubt, daß ſie ihre Gerechtſame und die Maßgaben, unter denen 
die aus Gründen der gemeinen Wohlfahrt etwa zu beſchließende Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit ins Werk zu ſetzen wäre, vertrauensvoll in die Hände Sr. 
Kgl. Majeſtät legen könne“ auf S. 50 folgendermaßen: „Man erſtaunt über die 
Sicherheit, mit der ſie annahmen, daß der Geſetzgeber zu ihrer Verfügung ſtehe.“ 
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Dem Protokoll des Landtags zufolge gab der Hauptmann und Ge- 
nerallandſchaftsrat Freiherr von Korff, ein Mitglied des Herrenſtandes, 
ein Promemoria in betreff der Erbuntertänigkeit zu den Akten.!) Die 
Ritterſchaft wurde hierdurch veranlaßt, eine Schrift zu erwähnen, die 
unter dem Titel: „Über die Aufhebung der Leibeigenſchaft, Erbunter⸗ 
tänigkeit oder Gutspflichtigkeit in Preußen. Ein Geſchenk für den preu⸗ 
ßiſchen Adel zur Beherzigung bei dem Landtage 1798“ anonym in Ber⸗ 
lin erſchienen war und von der die Landboten offenbar mißbilligend 
Kenntnis genommen hatten. Der Landmarſchall, Reichsgraf von 
Finckenſtein, hielt einen Vortrag über die Sache, und die Verſammlung 
lehnte es daraufhin ab, die Frage, ob die Erbuntertänigkeit in Oſtpreußen 
aufzuheben ſei, zur Sprache zu bringen, weil nicht einer der Landboten 
in dieſer Angelegenheit, die ſo ſehr in das Intereſſe des einzelnen ein⸗ 
greife, einen Auftrag von ſeinen Kommittenten erhalten habe. Die 
Sache verlange reifes Nachdenken, vorſichtige Erwägung aller einzelnen 
lokalen und temporären Umſtände, Präziſion der Modalitäten, unter 
welchen ſie in Ausführung zu bringen ſei, kurz eine Vorbereitung, zu 
welcher der Landtag teils in Hinſicht auf die Kürze der ihm für die Be⸗ 
ratſchlagungen vorgezeichneten Zeit, teils in Ermangelung der erfor⸗ 
derlichen Materialien gar nicht geeignet ſei. Die Ritterſchaft warnte 
überhaupt vor Übereilung, durch die das ganze Land geſchädigt und 
auf Koſten der anſcheinenden Gerechtigkeit eine Ungerechtigkeit begangen 
werden könne, die ſich vielleicht nicht gutmachen laſſe. Von den all⸗ 
mählichen Einflüſſen der Zeit erwartete ſie die Befriedigung einer 
Forderung, die der Majorität des preußiſchen Adels ſchon längſt am Herzen 
liege. Als den einzig zweckmäßigen Weg bezeichnete ſie es, daß jeder 
Gutsherr von ſelbſt die Ausführung ohne Geräuſch in ſeinen Gütern 
vorbereite und durch Tat und Beiſpiel zur Vollendung dieſer Angelegen⸗ 
heit, deren Verknüpfung mit den Bedürfniſſen des Zeitalters zu ſehr am 
Tage liege, die Hand biete. Der gegenwärtige Zuſtand erſchien den Ab⸗ 
geordneten offenbar erträglich, gewährten doch nach ihrer Meinung 
die Weisheit der Geſetze und die Gerechtigkeit der Gerichtshöfe den Erb⸗ 
untertanen einen ſicheren Damm gegen etwaige Übergriffe des Herrn.?) 


1) Dieſes Stück befindet ſich nicht mehr bei den Akten. Der dem König 
eingeſandte Auszug aus den Landtagsverhandlungen erwähnt es überhaupt 
nicht. 

2) Vgl. hierzu Annalen des Königreichs Preußen, Ig. 1792, III, S. 136ff., 
beſ. 139; Ig. 1793, IV, S. 36, dem widerſprechend aber S. 34; Kraus, Schriften, 
T. I, S. 199f.; Krug, Über Leibeigenſchaft, S. 80 ff.; Über die Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit in Preußen, Königsberg 1803, S. 49f. Siehe auch unten S. 158. 
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Der Herrenſtand bekundete feine Bereitwilligkeit zur Inangriffnahme 
des Befreiungswerkes, indem er zu dem Beſchluß der Ritterſchaft über 
die Untertänigkeit bemerkte, „daß die Sache im allgemeinen unter Zu⸗ 
ziehung und Mitwirkung der Landeskollegien bearbeitet und ausführ⸗ 
bar gemacht werden müſſe.“ Mit dem Begründen, daß die Sache ja, 
wie dargetan, zur Beratſchlagung nicht geeignet ſei, vermied die Ritter⸗ 
ſchaft eine Kritik dieſes Vorſchlags; in dem Bericht an den König wurde 
er nicht erwähnt, ſondern das „Bedenken der Ritterſchaft“ im Namen 
der beiden Oberſtände vorgelegt. Die Städte enthielten ſich der Mei⸗ 
nungsäußerung. 

Die verſchiedene, keineswegs durchweg ablehnende Haltung der 
oſtpreußiſchen Gutsbeſitzer gegenüber bäuerlichen Reformen! zeigte 
fic) auch in den Verhandlungen über die Geſindeordnung:.) Einem 
Komitee von 8 Mitgliedern wurde die Vorberatung von Vorſchlägen 
zu einer verbeſſerten Geſindeordnung aufgetragen. Dieſer Ausſchuß — 
war bei ſeinen im Anſchluß an die Geſindeordnung von 1784 gemachten 
Bemerkungen und Anträgen einzig und allein von dem Wunſche beſeelt, 
dem Geſindemangel auf den adligen Gütern zu ſteuern. So beantragte 
er die Einführung eines 2jährigen Dienſtzwanges für die auf adligem 
Grund geborenen und wohnenden freien Leute. Für die Domänen⸗ 
bewohner gab es ja entſprechende Beſtimmungen, von denen aber die 
Beamten ſehr felten Gebrauch machten.?) Der Ausſchuß empfahl, 


Ein Beifpiel dafür, daß unter der Regierung Friedrich Wilhelms III. die Rechte 
der Bauern nachdrücklich gewahrt wurden, wenn ihre Beſchwerden zur Kenntnis 
der Gerichtshöfe kamen, erwähnt Ernſt Moritz Arndt S. 234: „Im erinnere 
mich, im Jahre 1799 in einem Gaſthof in Berlin mit zwei Edelleuten geſpeiſt 
zu haben, die aus Hinterpommern kamen, um nach Spandau auf die Feſtung 
zu gehen, der eine auf 3, der andere auf 6 Monate, und zwar wegen unmäßigen 
Schlagens unter ihren Bauern.“ Geh. St. A. Rep. 89, 10 B, 1 findet fih eine 
Eingabe eines Herrn von Adlersfeld auf Moſurau bei Ratibor, der wegen eines 
ähnlichen Vergehens zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt war. 

1) Hippel, der als Deputierter der Ritterſchaft an dem Landtag teilnahm, 
trat damals mit Wort und Schrift für die Aufhebung der Erbuntertänigkeit ein. 
Theodor Bach, Thoedor Gottlieb von Hippel, Breslau 1863, S. 55. Vgl. auch 
Hippels Schrift: Freimütige Bemerkungen über eine Steuer von der Weizen⸗ 
exportation, Königsberg 1801, S. 17, Anm. „Noch ein Mittel zur Beförderung 
der Induſtrie gibt es, das hier aber als conditio sine qua non vorausgeſetzt wird, 
Aufhebung der Erbuntertänigkeit, wo ſie noch herrſcht.“ 

2) Vgl. hierzu Kern, S. 205ff. 

3) Kern, S. 203f. 
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gegen die fog.. Losleute!) mit den ſchärfſten Maßregeln vorzugehen, 
und ſuchte dieſen Antrag dadurch beſonders annehmbar zu machen, 
daß er den Losmann als wertlos, ja ſchädlich für den Staat charakte⸗ 
riſierte. Er ſei faul, werde leicht zum Dieb, Verbrecher, entziehe ſich 
der Kantonspflicht und ſuche die Zahlung des Kopf⸗ und Hornſchoſſes 
zu umgehen.?) Die 8 Deputierten hielten es für wünſchenswert, daß 
künftighin an Losleute keine Scheffelplätze in den ausgehauenen Stellen 
der königlichen Forſten ausgetan würden.?) Allem 4 Wochen nach Jo- 
hannis noch ſtellenloſen Geſinde ſollte die Polizei jedes Orts Dienſte 
anweiſen. Man wünſchte eine ſtrengere Beſtrafung als bisher üblich 
für den, der weggelaufenes Geſinde wiſſentlich miete. In die Dienſt⸗ 
ſcheine wollte man auch Vermerke über Widerſpenſtigkeit und Neigung 
zum Aufwiegeln aufnehmen. All dies erſchien den 8 Ausſchußmit⸗ 


1) Eicke, S. 28 ſetzt die Begriffe Losleute und ſtellenloſes Geſinde gleich. 
Wer unter dieſen Losleuten zu verſtehen iſt, kann man aus einem Auszug aus 
dem in den nächſten Jahren verfaßten Projekt einer Landgeſindeordnung für 
Oſtpreußen ſehen (Geh. St. A. Rep. 89, 20 C): „Dahin wird jeder gerechnet, 
der nicht an dem Orte, woſelbſt er feinen Wohnſitz hat, der Grund herrſchaft oder 
dem Wirte, bei welchem er wohnt, das ganze Jahr hindurch, es ſei beim Ackerbau 
oder anderen zur Land wirtſchaft gehörenden Geſchäften, Dienſte verrichtet, welche 
ihm und den Seinigen im Sommer und Winter Unterhalt verſchaffen.“ 

2) Dieſe Abgaben, die auf beſitzloſen oder doch nur mit einem minimalen, 
der Grundſteuer nicht unterworfenen Beſitz angeſeſſenen Untertanen laſteten, 
waren den Gutsbeſitzern in Oſtpreußen als Beihilfe zur Aufbringung der Kontri⸗ 
bution überlaſſen (Keil, Die Landgemeinde, S. 52 f.). 

3) Die oſtpreußiſche Kammer beantragte in einem Bericht vom 18. Mai 
1799 (Geh. St. A. Generaldirektorium Oſtpreußen und Litauen, Materien. Tit. 
CXXXXIII, Nr. 20), daß künftig bei den Lizitationen der Scheffelplätze die 
kleinen Leute (Invaliden ausgenommen) nicht zugelaſſen werden, ſondern dieſe nur 
an wirkliche Ackerbauer verpachtet werden ſollten. Sie begründete dies folgender⸗ 
maßen: „Es iſt eine allgemein anerkannte Wahrheit, daß Hang zum Müßiggange 
der herrſchende Fehler des hieſigen gemeinen Mannes, beſonders der Eigenkätner, 
Inſt⸗ und Losleute, ift, und daß fie den Zuſtand der Untätigkeit ſchon an und 
für ſich für Gewinn halten, daher es ihnen auch leichter wird, ſelbſt die gewöhn⸗ 
lichſten Bequemlichkeiten zu entbehren als ihre Kräfte zur Erreichung einiger 
Wohlhabenheit anzuwenden. Hierin liegt der Grund, daß dieſe Klaſſe von Men⸗ 
ſchen ſich ſo ſehr nach dem Beſitze von kleinen Ackerſtücken drängt, indem ſie da⸗ 
durch nur einen ſehr kärglichen Unterhalt erlangen kann, der beſonders bei Miß⸗ 
jahren bedenklich wird, wenn ſie nicht mit mehr Anſtrengung ihrer Kräfte das ganze 
Jahr hindurch zu arbeiten angehalten wird. Da nun dieſe Ackerſtücke weder Eigen⸗ 
tum der Beſitzer noch von der Größe ſind, daß Induſtrie ihren Ertrag merklich 
erhöhen kann, indem dieſe Art Menſchen ſich ſchon damit gern begnügt, wenn ſie 
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gliedern nicht hinreichend zur Beſeitigung des Menſchenmangels. 
Sie wünſchten deshalb, die Dienſtzeit bei beweibten Knechten, Inſt⸗ 
leuten und Gärtnern von 3 auf 6 Jahre, bei andern Knechten, 
Mägden und Jungen von 1 Jahr auf 3 Jahre zu erhöhen. Auch die 
Notwendigkeit, dem Verziehen der Landleute in die Städte wirkſamer 
als bisher Schranken zu ſetzen, kam zur Sprache. Man beantragte die 
Beſeitigung der fog. Martinsfeier!), Beſtrafung bei Überſchreitung der 
eintägigen Friſt beim Dienſtwechſel. Der Ausſchuß gab zwar zu, daß 
die geltenden Taxen für den Geſindelohn nicht mehr den Preiſen der 
Lebensbedürfniſſe entſprächen, kam aber erſt nach einigen Debatten 
über Notwendigkeit der Taxen überhaupt, über die Zweckmäßigkeit 
ihrer Erhöhung dazu, im Sinne der Majorität den Antrag auf Berich⸗ 
tigung der Sätze zu ſtellen, und zwar nach den Hauptämtern und im 
Ermeland nach den Domänenämtern verſchieden, für freie und unter- 
tänige Leute aber gleich. Im Intereſſe einer genauen Innehaltung 
der Geſindeordnung beantragte der Ausſchuß, aus einem adligen De⸗ 
putierten und einem Domänenbeamten in jedem Kreis eine Polizei⸗ 
kommiſſion zu bilden, der jede Übertretung gemeinſam von den für jedes 


nur ſoviel Kartoffeln erbauen, als ſie zu ihrem Lebensunterhalt bedürfen, und ſo⸗ 
lange dieſe vorhalten, dem Müßiggange nachhängen können, ſo fällt auch jeder 
Grund, von dem ſich die Erzeugung des Fleißes hoffen läßt, gänzlich weg. Es 
bedarf daher wohl keines ferneren Beweiſes, daß auf dieſe Art eine Menge ar⸗ 
beitender Hände beſonders für eine Provinz, die bei der verhältnismäßig geringen 
Volksmenge und bei dem rauhen Klima im eigentlichen Verſtande keine ent- 
behren kann, jährlich verloren geht. Wenn indeſſen von der Summe der nützlich 
verwandten Arbeit das größere oder kleinere Einkommen des Staats abhängt, 
ſo iſt auch alles, wodurch Fleiß und nützliche Beſchäftigung gehemmt wird, als ein 
wirklicher Ausfall fürs Ganze anzuſehen.“ 

1) Am 23. Oktober 1797 veröffentlichte die weſtpreußiſche Kammer in Marien- 
werder auf Auerswalds Befehl ein Publikandum, in dem die Martinsfeier unter 
Androhung von körperlichen Züchtigungen, wie ſpaniſchem Mantel, Fiddeltragen 
und Peitſchenhieben, aufs nachdrücklichſte unterſagt wurde. Auerswald äußerte 
ſich dazu: „Es iſt ſeit mehreren Jahren der Mißbrauch in einigen Gegenden der 
hieſigen Provinz eingeriſſen, daß das Dienſtvolk mit Einſchluß der Hirten viele 
Tage vor und nach Martini ſich ohne Beſchäftigung herumtreibt und ſich während 
dieſes Zeitraums der ungebundenſten Zügelloſigkeit überläßt. Selbſt dasjenige 
Dienſtvolk, welches bei einer und derſelben Brotherrſchaft bleibt, verläßt gewöhn⸗ 
lich 8 Tage vor Martini ſeinen Dienſt und kommt 8 Tage nach Martini erſt wieder 
nach Hauſe. Dieſer Unfug greift von Jahr zu Jahr mehr um ſich, und es iſt wirklich 
die höchſte Zeit, durch die ſtrengſten Maßregeln demſelben zu ſteuern.“ (Geh. St. A. 
Generaldirektorium, Weſtpreußen und Netzediſtrikt, Materien. Tit. XLVI, Nr. 1). 
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Hauptamt zu beſtätigenden kölmiſchen Gutsbeſitzern und Kreisſchulzen 
gemeldet werden ſollte. Die Durchführung all dieſer Anträge hätte für das 
ländliche Geſinde eine weſentliche Verſchärfung des Zwanges bedeutet. 

Die Ritterſchaft, welcher der Ausſchuß dieſe Vorſchläge unterbreitete, 
zeigte ſich bei ihren Beſchlüſſen den Forderungen der Zeit nicht ver⸗ 
ſchloſſen. Von einer Ausdehnung des 2jährigen Dienſtzwanges auf die 
freie Bevölkerung der Rittergüter wollte ſie nichts wiſſen, ihr ſchien es 
vielmehr angebracht, daß die Ungültigkeit der entſprechenden Beſtim⸗ 
mung für die Domänen den Amtseingeſeſſenen und auch dem Publikum 
deutlich bekanntgemacht werde. Nicht allein gegen die vorgeſchlagenen 
Vermerke in den Zeugniſſen, ſondern auch gegen die geſetzmäßig zu⸗ 
läſſigen Eintragungen über das Übelverbalten des Geſindes ſprach ſich 
die Verſammlung aus; man verſtoße damit ſolches Geſinde aus der 
bürgerlichen Geſellſchaft, verſperre ihm die Rückkehr zur Moralität. 
Auch der vorgeſchlagenen Verlängerung der Dienſtzeit ſtimmte die 
Majorität der Verſammelten nicht bei. Man entſchied ſich bei den 
Knechten, Mägden und Jungen für eine 2jährige, bei den Hirten ohne 
Kontrakt für eine Zjährige, nur bei den Inſten für eine 6jährige Dauer 
- derſelben und betonte, daß auch der Herr an diefe Sätze gebunden fet. 
In bezug auf die Martinsfeier verwarf die Ritterſchaft Strafen als un⸗ 
geeignet, um eine Abnahme dieſer eingewurzelten Gewohnheit zu 
erreichen. Sie ſuchte zwiſchen den Wünſchen und Intereſſen der beiden 
Beteiligten zu vermitteln, indem ſie das Geſinde zu ſofortigem Dienſt⸗ 
antritt verpflichten, ihm aber Anrecht auf 3 Tage Urlaub, für die die 
Zeit vom Herrn zwiſchen Martini und Weihnachten zu beſtimmen ſei, 
gewähren wollte. Über die Lohntaxen kam es zu einer längeren Debatte. 
Die Meinungen waren darüber geteilt, ob ein Maximum des Geſinde⸗ 
lohns zu beſtimmen ſei. Die Majorität, von 38 Hauptämtern 25, war 
dagegen, „da es den Grundſätzen einer wohlgeordneten Staatsökonomie 
widerſtrebe, den Wert der Arbeit auf ein Maximum zu fixieren.“ Der 
Arbeiter allein könne den Wert ſeiner Arbeit taxieren. Wollte man 
dem der Arbeit Bedürfenden dies Recht einräumen, ſo würde dieſer 
damit offenbar ein Eigentum an den Kräften der Arbeitſuchenden er⸗ 
langen, ein Recht, das nach der geſellſchaftlichen Verfaſſung nur der 
Herr dem Untertanen gegenüber habe. Entgegen der Beſorgnis, daß 
die Löhne bei fehlenden Maximalſätzen ungebührlich erhöht werden 
würden, verwies die Majorität darauf, daß die Konkurrenz der Arbeit⸗ 
ſuchenden immer das Gleichgewicht halten werde. Außerdem würde 
ein anſehnliches Wachſen des Preiſes für die Arbeit nur ein Beweis für 
den zunehmenden Wohlſtand der Provinz ſein. Es ſei ungerecht, an dem 
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vermehrten Wohlſtand einen bei alledem unverhältnismäßigen Anteil 
denjenigen verſagen zu wollen, die durch ihre Arbeit bei weitem das 
meiſte dazu beigetragen hätten. Einmütig befürwortete man aber 
die Feſtſetzung eines Lohnminimums, das nach der Verſchiedenheit der 
Gegenden zu bemeſſen ſei, „damit die zum Dienſt verpflichteten Erb⸗ 
untertanen gegen Bedrückungen, die ſich der Grundherr wider ſie er⸗ 
lauben wollte, den Schutz eines poſitiven Geſetzes anrufen könnten.“ 
Statt der Polizeikommiſſion brachte man für jeden Kreis ein Geſinde⸗ 
amt, ein Laiengericht, beſtehend aus einem adligen Gutsbeſitzer, einem 
Domänenbeamten, einem Kölmer oder Freien und einem Schulzen, 
in Vorſchlag. Ihnen ſollte die Polizeijurisdiktion in den Geſindeſachen 
ihres Diſtrikts zuſtehen, ſie ſollten über Durchführung der Geſindeordnung 
wachen, Klagen der Herrſchaft und des Geſindes vorbehaltlich des Rechts 
der Appellation an das Landesjuſtizkollegium entſcheiden. Der Ritter⸗ 
ſchaft lag eine Beſchleunigung dieſer ganzen Angelegenheit ſehr am 
Herzen, aber ähnlich wie hinſichtlich der Erbuntertänigkeit betonte ſie 
auch hier die Notwendigkeit, die Frage auf den Kreistagen eingehend 
zu erörtern.!) Sie wollte die in der Kürze der Zeit gemachten Vor- 
ſchläge als Verſuche, Ideen gewertet ſehen, deren Beachtung ſie aller⸗ 
dings ſehr wünſchte, nicht aber als ein letztes Wort der Stände. 


Auch der Herrenſtand lieferte ein beſonderes Gutachten. In meh⸗ 
reren Punkten ſchloß er ſich der Ritterſchaft an. Für die Inſten ſchien 
ihm aber eine Zjährige Dienſtzeit hinreichend; den tüchtigen Mann 
werde man nach 3 Jahren nicht fortſchicken, er werde auch bei guter 
Behandlung gern bleiben, ſo käme bei längerer Dienſtzeit nur Schaden 
für den Gutsherrn heraus, der ſich mit untauglichen Leuten 6 Jahre 
quälen müſſe. Der Herrenſtand hielt es für erforderlich, Maximal⸗ 
taxen beizubehalten. Von den Geſindeämtern verſprach er ſich keinen 
Nutzen; häufige, ungegründete Klagen, Verſäumnis der Arbeit würden 
vielmehr die Folgen ſein, wenn die Untertanen ein Gericht in der Nähe 
wüßten. Er bezweifelte überhaupt die Ausführbarkeit des Planes, da 
ſich ſchwerlich jemand zur Übernahme des zeitraubenden, unangenehmen 
Amtes verſtehen werde. Schließlich brachte die erſte Kurie noch einen 
neuen Punkt zur Sprache. Offenbar um dem Geſindemangel einzelner 
Gutsbeſitzer zu ſteuern, beantragte ſie, daß die Polizeibehörde ihr Augen⸗ 
merk hauptſächlich darauf richte, daß kein bäuerlicher Landwirt mehr Ge⸗ 


1) Alle die Geſindeordnung betreffenden Landtagsakten wurden am 15. Juli 
1798 dem Miniſter Schroetter perſönlich zugeſandt. Geh. St. A. Generaldirekto⸗ 
rium. Oſtpreußen und Litauen, Materien. Tit. LVI, Nr. 4, vol. II. 
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finde halte, als er zum Betrieb feiner Wirtſchaft gebrauche, wenn es auch 


die eigenen Kinder ſein ſollten. Zur wirkſamen Durchführung des Verbotes 
ſollte ein geſetzliches Prinzip aufgeſtellt werden, nach dem die im Verhält⸗ 


nis zur Beſitzung zuläſſige Zahl des Geſindes zu ermitteln fein würde. ) 


Noch ein dritter für die untertänige Bevölkerung wichtiger Punkt kam 
auf dem Landtage zur Verhandlung, die Zuſammenlegung der Patrimonial⸗ 
gerichte zu Kreisgerichten, wie fie Friedrich Wilhelm III. plante.?) Sicher- 
lich wäre dadurch eine größere Gewähr für unparteiiſche Juſtiz geſchaffen 
worden. Mochten die Oberſtände auch noch ſo ſehr für die Vorzüglichkeit 
der beſtehenden Einrichtung, die nach ihren Worten ganz mit dem Reglement 
vom 3. Dezember 1781 und den Feſtſetzungen des Allgemeinen Landrechts 
übereinftimmte?), eintreten, mochten fie von ihr rühmen, daß fie ſchnelle, 
billige, regelmäßige Juſtiz verbürge, die Behauptung der Kölmer, daß der 
arme Untertan nur zu oft das Opfer der Gaſtfreundſchaft ſei, welche der 
Juſtitiar im Hauſe des Gerichtsherrn genieße, entbehrte doch wohl nicht 
ganz der Begründung.“) Die Stände wollten von den Kreisgerichten nichts 
wiſſen, ſie fürchteten für ihre Autorität als Gutsherren. „Da man von einer 
ungebildeten Menſchenklaſſe keine Grundſätze, die ſich auf Begriffe der Pflicht 
zurückführen laſſen, erwarten kann, ſo werden Widerſetzlichkeit, eine Ver⸗ 
nachläſſigung ihrer Dienſte an einem Orte mehr als am andern die Folge 
ſein, und das glückliche Band der Eintracht wird aufgelöſt werden.“ 


1) Eicke hat den die Kinder betreffenden Zuſatz anſcheinend überſehen und 
den Vorſchlag auf die „Dienſtboten“ des Gutsherrn bezogen. Daher kommt 
er S. 30 zu der Beurteilung: „Was er aber vorſchlug, muß man ſchlechterdings 
als ungeheuerlich bezeichnen.“ Für bäuerliche Güter war eine ſolche Ausmitte⸗ 
lung möglich. Die Beſtimmungen des A.L. R. T. II, Tit. 7, § 196, 200 ſetzten 
eine ſolche Norm voraus. Vgl. auch Kern, S. 213, Anm. 1 u. Böhme, S. 11. 

2) K. O. vom 8. März 1798, Reſkript vom 21. März 1798, Eiſenberg u. 
Stengel, Beiträge, Bd. V, S. 409 ff. 

3) Eicke, S. 24, kritiſiert dieſe Ausführungen der Stände ſehr ſcharf. In 
dem oſtpreußiſchen Reglement vom 3. Dezember 1781 (N. C. C. Bd. VII, Sp. 671 ff.) 
war zwar feſtgeſetzt, daß die Juſtitiarien fixierte, auskömmliche Beſoldungen 
erhalten ſollten, ſo daß ſie ſich „ohne ängſtliche Nahrungsſorgen und Distraktiones 
durch Nebengeſchäfte den Pflichten ihres Amtes gänzlich widmen und die Gerichts⸗ 
ſporteln entbehren“ könnten, das A. L. R. T. II, Tit. 17, § 103 ſprach nur von 
einer beſtimmten Beſoldung nach Verhältnis der Geſchäfte. 

4) Schlechter als in Oſtpreußen ſtand es in Schleſien mit der Patrimonial- 
jurisdiktion. Vgl. das Publikandum vom 5. Juli 1799 (Korns Neue Edikten⸗ 
ſammlung, Bd. VI, S. 325 ff.); Ziekurſch, S. 119ff. Für den Verlauf der vom 
König geplanten Reform ſiehe W. F. C. Starke, Darſtellung der beſtehenden 
Gerichts verfaſſung in dem preußiſchen Staate, Berlin 1839, S. 78 f. 


—— — y 
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Neben dem Eintreten für die neuen Ideen, wie die der freien Kon⸗ 
kurrenz, zeigte ſich hier wieder ein Feſthalten am Alten; ſo paarte ſich 
überhaupt Fortſchrittliches und Reaktionäres bei den Verhandlungen 
des Adels. Was nun die Frage der Bauernbefreiung betraf, ſo waren 
die Wohlgeſinnten ſicherlich keine Vertreter doktrinärer, abſtrakt natur⸗ 
rechtlicher Anſchauungen, die über alle Schwierigkeiten hinweggeſehen 
hätten; bei den ſie beſtimmenden Motiven mochte es auch an einem 
Einſchlag von Eigenliebe nicht fehlen, doch hatten die freiheitlichen 
Ideen der Zeit auch ſie nicht unberührt gelaſſen. Neben den Gegnern 
der Reform, wie es der die Verhandlungen der Ritterſchaft leitende 
Landmarſchall Finckenſtein und jener Ausſchuß von 8 Mitgliedern zur 
Vorberatung der Geſindeordnung waren, ſtanden beſonders in der 
erſten Kurie Männer, auf deren Mitarbeit die Regierung bei einer Re⸗ 
form hätte rechnen können.!) | 

Während die Kilmer bekanntlich ſchon am 26. Mai mit ihren Wün⸗ 
ſchen allein hervortraten, wurde der Bericht über die geſamten Landtags⸗ 
verhandlungen Friedrich Wilhelms III. erſt nach ſeiner Rückkehr nach 
Berlin, am 15. Juli 1798, durch ein zur Erledigung der Geſchäfte ein⸗ 
geſetztes Komitee eingereicht.) Wahrſcheinlich trafen diefe Gravamina 
der Stände ſo früh in Berlin ein, daß ſie mit ein Antrieb zu dem be⸗ 
deutſamen Schritt werden konnten, der hier gerade gegen Ende des 
Monats im Intereſſe der untertänigen Bauern getan wurde. Am 12. Juli 
1798 erſtattete der Miniſter von Schroetter, dem königlichen Befehle 
vom 17. Juni folgend, einen ausführlichen und gründlichen Bericht.“) 
Schroetter war beſonders gut über die lokalen Verhältniſſe ſeines De⸗ 
partements unterrichtet, denn in den Jahren 1791—95 war er Ober⸗ 
präſident der Kammern von Oſt⸗ und Weſtpreußen in Königsberg ge⸗ 
wejen.*) In einem Schreiben hatte er Beyme ſchon vor deffen Reife 


1) Für den Grafen Dohna⸗Schlobitten, Herrn von Brederlow auf Maldeuten 
und Baron von Trenk auf Schakuglak, die alle Mitglieder des Herrenſtandes 
waren, vgl. Kap. 5. 

2) Geh. St. A. Rep. 89, 136 A. Immediateingabe des v. Korff, v. Brandt, 
v. Kleiſt, v. Auer, v. Trenk. 

3) Geh. St. A. Rep. 89, 20 A. Auszüge aus dem Bericht bei Knapp, Bauern- 
befreiung, T. II, S. 102ff. und bei Stadelmann, T. IV, S. 327. 

4) Am 13. November 1795 wurde Schroetter Miniſter im Generaldirektorium 
für Oſt⸗ und Weſtpreußen, aber die erſten beiden Jahre hielt er ſich nur einige 
Monate in Berlin auf. Seine Familie ſiedelte offenbar erſt im Auguſt 1797 nach 
Berlin über. (Dies ergibt ſich aus Akten der oſtpreußiſchen Direktorial⸗ und Mi⸗ 
niſterialregiſtratur, beſonders aus Geh. St. A. Generaldirektorium, Oſtpreußen 
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nach Königsberg auf die Bewegung unter den Bauern hingewieſen 
und die Hoffnung ausgeſprochen, daß er bald, d. h. nach allgemeiner 
Beendigung des Krieges, von der möglichen Abſchaffung der Unter⸗ 
tänigkeit und des Scharwerks ſelbſt ein Beiſpiel werde geben können.!) 
So befürwortete er denn auch in dem Bericht an den König vom prin⸗ 
zipiellen Standpunkt die Aufhebung des Scharwerks als vorteilhaft 
für die Ackerkultur und für das Kaſſenintereſſe fogar einträglich?), die 
der Erbuntertänigkeit aber als dem Geiſte der Zeit angemeſſen und für 
die Menſchheit und das Nationalintereſſe gewiß wohltätig. Sein Urteil 
ging dahin: „Was die Erbuntertänigkeit anbelangt, ſo gehört ſolche gewiß 
auch zu den großen Staatsübeln, die durch den jetzigen Geiſt der Zeit 
mehr ins Licht geſtellt und mithin auch mehr gefühlt werden. Es iſt 
nicht zu leugnen, daß ſie das moraliſche und phyſiſche Eigentum des 
Menſchen über ſein Vermögen, ja was noch mehr iſt, über ſeine Perſon 
beſchränkt. Der Erbuntertänige, der ſonſt zwar auch die Laſt derſelben 
fühlte, kannte nicht ſo genau als jetzt den Umfang derſelben. Jetzt aber 
gibt's elende Freiheitsprediger genug und das vielleicht von allen Stän⸗ 
den, die ohne Rückſicht auf die Schwierigkeit der Ausführung nicht ſo⸗ 
wohl aus Liebe für Menſchen⸗ und Nationalwohl, die doch den edlen 
Bürger in allen ſeinen Handlungen eigentlich allein beleben und leiten 
ſollte, ſondern aus elendem, unbedachtem und ſelbſt ſchlecht kalkuliertem 
Selbſtintereſſe ſowohl die höheren Behörden mit Vorſchlägen beläſtigen 
als den Erbuntertänigen durch falſche Vorſpiegelungen reizen und das 
Bild ſeines Zuſtandes mit grellen Farben malen, um durch ſolche elende 


und Litauen, Miniſterialregiſtratur, Nr. 205; vgl. Ludwig Tümpel, Die Ent⸗ 
ſtehung des brandenburgiſch⸗preußiſchen Einheitsſtaates im Zeitalter des Abfolutis- 


mus, 1609 — 1806, Gierkes Unterſuchungen zur deutſchen Staats- und Rechts⸗ 


geſchichte, H. CXXIV (Breslau 1915), S. 248, Anm. 6). 

1) Geh. St. A. Rep. 89, 118 C. 24. Mai 1798: „Wahrlich rechne ich auch zu 
dieſen Übeln Scharwerk und Untertänigkeit und, wo Gott will, hoffe in der Zu⸗ 
kunft, von der Möglichkeit, beides abzuſchaffen, ein Beiſpiel zu geben, in dem 
gegenwärtigen Zeitpunkt aber läßt ſich dieſe Saite wahrlich nicht berühren, oder 
der Bogen platzt. — Indes muß man dem Dinge mit Sanftmut und Ernſt zu 
begegnen und vorläufig bis zum allgemeinen Frieden alles ſo hinzuhalten ſuchen.“ 
Vgl. auch für Schroetters damalige Haltung Warda, Scheffner⸗Briefe, Bd. I, 
T. 1, S. 128, Brief von Chriſtian Wilhelm Deutſch: „Gott weiß, wie ſauer ich 
es mir bei der Thronbeſteigung des Königs werden ließ, unſern Fr. Schr. dahin 
zu bringen, daß von dem Tage ab niemand untertänig geboren werden möchte! 
Nach ſeiner Verſicherung verhinderte das damals der Teufel.“ 

2) Der genaue Plan, den er für die Scharwerksaufhebung entwarf, bezog 
ſich zunächſt nur auf die Domänen. 
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Gemälde den Grad ſeiner Unzufriedenheit zu erhöhen. Die bei der 
letzten (Huldigung) in Preußen dem Landtag zugeeignete Schrift iſt 
Beweis genug davon.“ Eine Aufhebung der Erbuntertänigkeit, ſo führte 
er weiter aus, werde auch vielfach von Gutsbeſitzern gewünſcht, denen 
es an untertänigen Leuten fehle, — infolge der Abwanderung in die 
neuerworbenen Gebiete mache ſich nämlich in dem ohnehin nicht dicht 
bevölkerten Oſtpreußen teilweiſe ein Menſchenmangel fühlbar!) — dieſe 
Gutsbeſitzer hofften, freie Arbeiter durch ein höheres Lohnangebot ſo⸗ y 
gleich herbeiziehen zu können. Schroetter-hielt fih jedoch für verpflich⸗ 
tet, andererſeits nachdrücklich auf die großen Schwierigkeiten hinzu⸗ 
weiſen, die einer Befreiung der adligen Bauern von der Erbuntertänig⸗ 
keit noch mehr als der Scharwerksaufhebung auf den Domänen ent⸗ 
gegenſtänden. Beſonders von einer plötzlichen Durchführung dieſer 
Maßnahme ſei aus verſchiedenen Gründen abzuſehen: 1. In der jetzigen — 
Epoche der Unruhe iſt es nicht ratſam, eine ſo große Volksmaſſe wie die 
Untertanen der adligen Güter Oft- und Weſtpreußens auch nur in eine 
Art von willkürlicher Bewegung zu ſetzen. 2. Die Aufhebung iſt ein 
Eingriff in die Eigentumsrechte des Adels; denn ein Gut mit untertänigen | 
Leuten wird weit höher bezahlt als eins mit freien. 3. Der Mangel | 
an Arbeitskräften wird auf den Gütern in den ſchlechteſten Gegenden, 
die gerade die meiſten untertänigen Leute haben, in der erſten Zeit 
die ordentliche Feldbeſtellung unmöglich machen. 4. Der Hang des 
Menſchen zur Veränderung wird zu vielem zweckloſen Herumziehen 
beſonders der Losleute, d. h. derjenigen, die keine Grundſtücke haben, 
führen. 5. Eine weitere Folge des Abwanderns und Herumziehens 
wird eine Störung im Kantonweſen ſein. Die Tatſache aber, daß die 
Erbuntertanen immer ein Moment der Unruhe im Staat bedeuten mür- 
den, da ſie für Anarchiſten und Ruheſtörer ſtets ein Anhaltspunkt ſeien, 
führte den Miniſter dann doch wieder zu dem Schluß, daß Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit „bei völliger politiſcher Ruhe“ nicht allein nütz⸗ 
lich, ſondern notwendig ſei. Was den Weg dazu anlangte, ſo verwies 
Schroetter auf das über die Scharwerksaufhebung Geſagte, alſo auch hier 
Ausarbeitung eines Planes ganz in der Stille durch ein paar beſonders 
fach- und landeskundige, zugleich ſelbſtloſe und vaterlandsliebende Männer, 
Bekanntgabe der königlichen Abſichten durch ein Publikandum und ganz 
allmähliche Ausführung, dies letztere ſchon darum, weil der Bauer die 
ihm zu verleihenden Vorteile augenblicklich ſchlecht zu nutzen wiſſe, ſie 
für ihn wie das Meſſer in der Hand eines Kindes ſein würden. 


1) Vgl. Krauſe, Schroetter, S. 20 ff. über die Koloniſation in Neuoſtpreußen. 
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Ohne weiter das Gutachten der oſtpreußiſchen Regierung zu Königs⸗ 
berg abzuwarten, hielt der Kabinettsrat Beyme am 23. Juli 1798, an 
die Schroetterſchen Ausführungen anknüpfend, dem Könige Vortrag.“) 


— Er trat auf das nachdrücklichſte für ſchleunige Maßregeln ein. Setzt man 


die Aufhebung der Dienſte und der Erbuntertänigkeit bis zu dem Zeit⸗ 
punkt eines allgemeinen, feſten Friedens aus und geht man bei beiden 
Reformen nur nach und nach vor, ſo beſteht die Gefahr, daß die ganze 
vom König beſchloſſene Verbeſſerung des Schickſals der Bauern nie 
zuſtande kommt; denn die Ausſichten auf einen Frieden ſind ſchlechter 
denn je, und die von Schroetter in Vorſchlag gebrachte Methode er⸗ 
fordert eine lange Reihe von Jahren zu ihrer Ausführung. Die gegen⸗ 
wärtige Kriſis erfordert zudem ein ſchnelles Zufaſſen. Es erſcheint 
aber angebracht, von einer geſetzlichen Aufhebung der Dienſte abzu⸗ 
ſehen, ſich vielmehr auf eine Beſeitigung der Erbuntertänigkeit zu be⸗ 
ſchränken. Vom naturrechtlichen Standpunkt bekämpfte Beyme die 
Forterbung des Untertänigkeitsverhältniſſes von den Eltern auf die 
Kinder, und ſo ging ſein Vorſchlag dahin, die erwachſenen Erbunter⸗ 
tanen und ihre Kinder über 15 Jahre zwar als durch Vertrag der Herr⸗ 
ſchaft verbunden anzuſehen, die Kinder unter 15 Jahren und die ganze 
weitere Nachkommenſchaft aber als frei. Alle Beſorgniſſe Schroetters 
erſchienen ihm bei Anwendung dieſer gerechten Maßregel als gegen⸗ 


ſtandslos. Weder iſt eine gefährliche Bewegung unter der gegenwärtigen, 


| 


i 


in ihren alten Verhältniſſen bleibenden Generation zu befürchten, noch 
wird Mangel an Arbeitskräften eintreten. Die Zuſtände in Gütern, 
die ſchon die Untertänigkeit abgeſchafft haben, und in den Städten 


ſprechen ebenfalls gegen die Beſorgniſſe hinſichtlich des Herumziehens. 


Dieſe Aufhebung der Erbuntertänigkeit wird aber außerdem eine Lö⸗ 
ſung der Dienſtſchwierigkeiten zur Folge haben. Im freien Vertrag 
werden dieſe Angelegenheiten künftighin zwiſchen dem Herrn und der 
freien Nachkommenſchaft geregelt werden, ja es iſt zu erwarten, daß 
der Herr, um ſich die Kinder als künftige Arbeitskräfte zu ſichern, den 
Eltern ſchon billigere Bedingungen gewähren wird als bisher. 


~ Der König ſtimmte den Ausführungen Beymes vollkommen bei 


und teilte in einer Kabinettsorder vom 25. Juli 1798 ſeine Abſichten 
dem Generaldirektorium und Goldbeck mit.?) Wie es Beyme in Vorſchlag 


1) Geh. St. A. Rep. 89, 20 A. 

2) Stadelmann, T. IV, S. 212 ff. In einer Kabinettsorder vom 24. Juli 
erging ein z. T. vorläufiger Beſcheid auf die Beſchwerden der Kölmer. Über die 
nicht erledigten Punkte forderte der König am ſelben Tage von dem General⸗ 
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gebracht hatte, befahl der König zunächſt eine Prüfung des Planes durch 
die Geſetzkommiſſion, bei der mit den Entwürfen zu den Provinzialgeſetz⸗ 
büchern hinreichend Stoff zur Orientierung über Pflichten und Rechte 
der Untertanen eingehe. Ein alle Teile der Monarchie berückſichtigendes 
Gutachten und ein Entwurf zu einer vollſtändigen Verordnung ſollten 
innerhalb dreier Monate von der Geſetzkommiſſion eingeliefert werden. 
Bei dieſer fehlte es nun aber gänzlich an den zur Erſtattung des 
Gutachtens notwendigen Unterlagen.) Von den Provinzialgeſetz⸗ 
büchern hatte bis dahin nur der Entwurf des oſtpreußiſchen vorgelegen, 
auch dieſer war wegen einiger noch erforderlichen Ergänzungen zurück⸗ 
geſandt. Der Großkanzler forderte deshalb alle Landesjuſtizkollegia 
zur ſchleunigen Berichterſtattung über den Stand der Verhandlungen 
hinſichtlich des Provinzialrechts auf, er wünſchte die Einſendung des 
Entwurfs, falls der den Bauernſtand betreffende 7. Titel des 2. Teils 
ſchon erledigt ſein ſollte, ſonſt die Mitteilung aller ſchon geſammelten 
Data und außerdem eine kurze Anzeige von den gutsherrlich⸗bäuerlichen 
Verhältniſſen in den einzelnen Provinzen, bei der es weniger auf die 
Dienſte und Abgaben der Untertanen als auf ihre und ihrer Kinder 
perſönliche Verhältniſſe ankommen ſollte. Eine ähnliche Aufforderung zur 
Berichterſtattung über die Domänen erließen die Miniſter des General⸗ 
direktoriums an die ihnen unterſtellten Kammerpräſidenten.?) Den in 
dieſem Zuſammenhang gemachten Vorſchlag des Generaldirektoriums, daß 
zu der Ausarbeitung der Überſicht von den Untertänigkeitsverhältniſſen 
ein paar erfahrene Mitglieder der Stände herangezogen werden ſollten, 
lehnte Goldbeck mit derſelben Begründung ab, mit der Schroetter ſich 
gegen eine Befragung der ganzen Kammern wandte, aus Furcht vor jeg⸗ 
lichem Eklat, wie man denn auch in den Reſkripten, beſonders in denen an 


direktorium Berichterſtattung. Die beiden Referenten, die Geh. Finanzräte 
v. Klevenow und Jaeſchke, gingen wegen der ſchwebenden beſonderen Verhand⸗ 
lungen auf die Frage der Bauernbefreiung nicht näher ein. Klevenow ſprach ſich 
für die Beſeitigung der glebae adscriptio aus (12. Auguſt 1798). — Der Zeit⸗ 
punkt, an dem die kölmiſchen Beſchwerden im Kabinett erledigt wurden, legt es 
nahe, einen urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dieſer Angelegenheit und dem 
Entſchluß zur allgemeinen Reform zu vermuten. 

1) Die Akten für dieſen Abſchnitt befinden fic im Geh. St. A. General- 
direktorium, Generaldepartement. Tit. XLI, Nr. 69 u. J. M. e 
liche Verhältniſſe, Nr. 15, vol. I. 

2) Erſt am 10. September wandte ſich Goldbeck an Hoh Hardenberg und 
Schroetter wegen der noch nicht benachrichtigten ſchleſiſchen, anſpach⸗bayreuthiſchen 
und neuoſtpreußiſchen Kammern. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXIV. 1. 2 
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die Juſtizkollegien, jeden genaueren Hinweis auf die Abſichten des Königs 
vermied. Nur in Oſtpreußen kam es zu einer Befragung der Stände. 
Am 31. Juli 1798 hatte die oſtpreußiſche Regierung das vom König 
von Warſchau aus erforderte Gutachten erſtattet.!) In ihm wurden im 
weſentlichen die Intereſſen der Gutsbeſitzer vertreten. In den einzel⸗ 
nen Voten), die 8 Mitglieder der Regierung auf Grund der Kabinetts⸗ 
order vom 17. Juni 1798 verfaßt hatten, war zwar, wie es bei ſolchen 
von Juriſten erſtatteten Berichten verſtändlich iſt, mehr Gewicht auf die 
Darſtellung der beſtehenden Untertanenverhältniſſe als auf Vorſchläge 
zur Beſeitigung etwaiger Übelſtände gelegt, — der Vizepräſident 
v. Winterfeld hatte bei Einforderung der Gutachten noch beſonders 
dieſe Richtung gewieſen: „Die Regierung als Juſtizhof kann keinem 
ſchon habende Rechte nehmen, ſie muß alſo nur hiſtoriſche Data liefern.“ 
— Die meiſten Voten, nämlich nur die der Geh. Juſtizräte v. Brandt 
und v. Goſſow ausgenommen, bekundeten aber doch eine bauernfreund⸗ 
lichere Geſinnung als das Geſamtgutachten. So wandte ſich der Geh. 
Juſtizrat Morgenbeſſer gegen die Behauptung der Stände, daß die 
im Allgemeinen Landrecht, T. II, Tit. 7, § 495—548 vorgeſehene Er- 
weiterung der Befreiungsmöglichkeiten eine Kränkung ihrer gutsherr⸗ 
lichen Eigentumsrechte bedeuten würde, mit der Begründung, daß 
„das Eigentumsrecht der Herrſchaft ſich nur auf Grund und Boden, 
auf Dienſte und Abgaben erſtrecke, mithin, ohne in Leibeigenſchaft 
auszuarten, ſich nicht darauf beziehen könne, daß dem adligen Guts⸗ 
beſitzer ein Widerſpruchsrecht einzuräumen, wenn der Landesherr dem 
Untertanen Mittel und Wege anweiſe, ſich von der Untertänigkeit ent⸗ 
weder ganz zu befreien oder eine Untertänigkeit mit einer andern zu 
vertauſchen.“) Der Regierungsrat Kappelier hielt zwar zur Zeit die 


1) Original J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 adhibendum. 

2) St. A. K. E 75. 

3) Morgenbefjer, war ein Freund der Reform. In den „Bemerkungen eines 
Reiſenden über einen Teil von Oſt⸗ und Weſtpreußen“, die 1799 erſchienen, wurde 
Morgenbeſſer dazu, daß ihm eine der bedeutendſten Rollen bei Abfaſſung des 
Provinzialrechts übertragen ſei, beglückwünſcht, und zwar beſonders darum, 
weil es in ſeinem Plane liegen ſolle, die Leibeigenſchaft, wo nicht ganz aufzuheben, 
doch wenigſtens ſie unſchädlich und erträglich zu machen (S. 38). Vgl. die von 
ihm 1800 in Königsberg anonym veröffentlichten „Beiträge zum republikaniſchen 
Geſetzbuche“, S. 19, 93. Verſchiedene Zeitgenoſſen ſchrieben ihm einen weſent⸗ 
lichen Anteil an dem Oktoberedikt zu. Schön, Papiere, T. I, S. 41; T. II, S. 103 f. 
Beyme an Varnhagen von Enſe, 18. Januar 1827 in (W. v. Dorow), Denkſchriften 
und Briefe zur Charakteriſtik der Welt und Literatur, Bd. IV (Berlin 1840), 
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völlige Freilaſſung von der Untertänigkeit für ein gefährliches Wageſtück, 
befürwortete aber die Entlaſſung nach einigen Jahren der Aufklärungs⸗ 
arbeit, der Erziehung zur Arbeitſamkeit und Nüchternheit als eine Wohl⸗ 
tat für Untertanen und Herrſchaft. Er nahm dabei einen Mittelweg in 
Ausſicht, nämlich Befreiung aller von einem zu beſtimmenden Tag an 
Geborenen und Loslaſſung beſonders fleißiger und ordentlicher Unter⸗ 
tanen. Abgeſehen von der Forderung einer neuen Geſindeordnung, 
die die Regierungsräte Kappelier und Goebel ſchon in ihren Einzelvoten 
im Intereſſe der ſchlecht belohnten Inſten, Knechte und Mägde geſtellt 
hatten, war der Geſamtbericht der oſtpreußiſchen Regierung in ſeinen 
Beſſerungsvorſchlägen ſelbſtändig. Er ſtützte ſich im übrigen in manchen 
Einzelheiten auf das Gutachten des Herrn von Brandt, dem eine Ver⸗ 
fügung zur Aufhebung der Untertänigkeit und Beſeitigung oder Be⸗ 
ſchränkung des Scharwerks ganz untunlich ſchien und der bei ſofortiger 
Abänderung ebenſo, wie der Geh. Juſtizrat v. Goſſow überhaupt bei 
einer Umwandlung, den völligen Ruin einzelner Gutsbeſitzer prophe⸗ 
zeite. So fand die Regierung an dem Zuſtande des erbuntertänigen 
Mannes, der ſich von dem freien nur inſofern unterſcheide, daß er den 
„angeborenen Grund und Boden“ nicht verlaſſen dürfe, eigentlich nichts 
auszuſetzen. Sie befürwortete eine Umwandlung des täglichen Schar⸗ 
werks nach dem Muſter des auf den Domänen eingeführten Plan⸗ 
ſcharwerks. 1) Auf Grund der bet ihr vorgebrachten Klagen über Erhöhung 
der Abgaben und Leiſtungen oder über Unerträglichkeit, ſog. Unmöglich⸗ 
keit der Dienſte ſchlug die Juſtizbehörde vor, allgemein ausmitteln zu 
laſſen, bei was für Abgaben und Dienſten ein Scharwerksbauer beſtehen 
könne. Im Falle der Gutsherr dann mehr als das aufgeſtellte Maxi⸗ 
mum verlangen würde, ſollte der Bauer, gegen den ſonſt nichts vorläge, 
für ſich, ſeine Frau, ſeine Söhne unter 14 und ſeine Töchter unter 
12 Jahren die unentgeltliche Loslaſſung und Abnahme des Bauernerbes 
beantragen können. Dasſelbe Recht ſollte dem Bauern zuſtehen, dem 
der Herr, obwohl ihm nichts zur Laſt gelegt werden könne, den Kontrakt 
nicht erneuern würde.?) Dem Gutsherrn wollte man nicht zumuten, 


S. 27ff. Karl Friccius, Hinterlaſſene Schriften, Berlin 1866, S. 308. Preuß, 
Friedrich der Große, Bd. III (Berlin 1833), S. 569. Vgl. auch Ernſt von Meier, 
Franzöſiſche Einflüſſe auf die Staats- und Rechtsentwicklung Preußens im 19. Jahr- 
hundert, Bd. II (Leipzig 1908), S. 179 ff. 

1) Beim Planſcharwerk beackerte der Bauer jedes Jahr eine gewiſſe Morgen⸗ 
zahl für den Gutsherrn. | 

2) Ahnliche Beſtimmungen wurden jpäter in das oſtpreußiſche Provinzial- 
recht aufgenommen (Zuſatz 118, $ 3, 123, $ 3 d). 
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ſich dem geſetzlichen Maßſtabe ſchlechthin zu unterwerfen, noch ihn ver- 
pflichten, nach Ablauf des Kontrakts oder der Pachtjahre den bisherigen 
Wirt zu behalten. Es war charakteriſtiſch, daß man über dieſe Vorſchläge 
von wahrlich nicht einſchneidender Bedeutung die Ritterſchaft mit ihren 
Einwendungen zu hören wünſchte, da die Anträge „mit der bisherigen 
Verfaſſung nicht übereinſtimmten und alſo in die hergebrachten und 
vom Staate anerkannten Rechte der Ritterſchaft eingriffen.“) Bu- 
ſammenfaſſend ging das Urteil dahin, daß bloß der Menſchenmangel 
in Oſtpreußen die Erbuntertänigkeit zum notwendigen Übel gemacht 
habe. Die Gefahr des Geſindemangels, die aus der Abwanderung in 
die Danziger, Marienburger und Elbinger Werder entſtehe, und die da⸗ 
durch noch erhöht ſei, daß der Zuzug fremder Arbeiter aus dem ehemaligen 
Polen zur Zeit der Heu- und Getreideernte aufgehört habe)), wurde 
beſonders für die weniger ergiebigen Gegenden betont. Auf jeden Fall 
ſchien ein ſtufenweiſes Vorgehen in der Sache angebracht, ſchon in An⸗ 
betracht der vielen Prozeſſe, die bei ſchleuniger Entlaſſung aus der 
Untertänigkeit und Veränderung des Scharwerks zwiſchen Gutsherrn 
und Pächtern ganzer Güter entſtehen würden. Der Chefpräſident der oſt⸗ 
preußiſchen Regierung, der Kanzler Finckenſtein, fügte in dem Konzept 
des Entwurfs eigenhändig ein Bedenken gegen den mit der Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit verbundenen Wegfall der Altersverſorgung ſeitens 
des Gutsherrn bei; er berührte damit einen ſchwierigen Punkt der Reform. 

Während das Generaldirektorium und Goldbeck den von der oſt⸗ 
preußiſchen Regierung geſtellten Antrag auf Ausmittelung eines Maxi⸗ 
mums an Dienſten und Abgaben, bei denen der Bauer beſtehen könne, 
als unausführbar ablehnten, wurde ihrem Wunſch nach Vernehmung 
der oſtpreußiſchen Stände nachgegeben, und es wurde außerdem die 
oſtpreußiſche Kammer befragt.?) Die zur Sammlung des Provinzial⸗ 


1) Vgl. Kraus, Schriften, T. II, S. 143f. 

2) In der weſtpreußiſchen Niederung war die Zahl der Leute, die nur in den 
Erntemonaten arbeiteten und die übrige Zeit des Jahres müßig gingen und bettelten, 
offenbar ſehr groß. Auerswald berichtete am 22. April 1802: „Vor einigen 
Jahren war die Provinz Weſtpreußen von einer ſolchen Menge liederlichen Ge⸗ 
ſindels überſchwemmt, daß es in manchen Gegenden bereits gänzlich an der Sicher⸗ 
heit der Perſonen und des Eigentums zu mangeln anfing.“ Am 30. Mai 1799 
wurden die Schulzen und Deputierten von 21 Dorfſchaften der Marienburger 
Niederung in dieſer Sache beim König vorſtellig. (Geh. St. A. Generaldirektorium. 
Weſtpreußen und Netzediſtrikt, Materien. Tit. XXVI, Nr. 115; Tit. CXXIX, Nr. 20.) 

3) Die Akten zu dieſem und den folgenden Abſchnitten befinden ſich, falls 
nichts Beſonderes bemerkt wird, an den S. 17, Anm. 1 angegebenen Orten. 
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rechts ernannten ſtändiſchen Deputierten, von Oſtau und von Korff, 
ſprachen in ihrer Antwort vom 20. September 1798 die Überzeugung 
aus, „daß die oſtpreußiſche Ritterſchaft zu allen Modifikationen, welche 
die gemeine Wohlfahrt des Landes in betreff der Erbuntertänigkeit 
fordern dürfte, gern die Hand bieten werde.“ Sie ſahen ſich aber außer⸗ 
ſtande, dem Vorſchlag, der hinſichtlich der unentgeltlichen Entlaſſung 
eines ohne Verſchulden entſetzten Bauern gemacht war, beizuſtimmen, 
und das allein aus dem Grunde, „weil es ihnen bei der gegenwärtigen 
Stimmung der Erbuntertanen auf den meiſten Gütern bedenklich er⸗ 
ſchien, über einen einzelnen Gegenſtand eine Feſtſetzung ergehen zu 
laſſen, welche bei der deutlichſten und ſimpelſten Faſſung doch ganz 
unfehlbar zu den gröbſten Mißdeutungen Anlaß geben würde.“ Sie 
lehnten überhaupt ein Urteil über eine einzelne Frage ohne Überſicht 
über das Ganze ab und beantragten, daß die Stände der Provinz mit 
ihrer Erklärung über den vollſtändigen Entwurf gehört würden, falls 
der König eine Veränderung der bisherigen Verfaſſung nötig befinde 
und durch Geſetz beſtimmen wolle. Schließlich baten ſie die oſtpreußiſche 
Regierung um Verwendung dafür, „daß dieſe ſo wichtige Angelegenheit 
zwar beſchleunigt, aber nicht übereilt“, und daß eine etwaige Abänderung 
nicht bloß in Oſtpreußen, ſondern in den geſamten Staaten des Königs 
zugleich eingeführt. werde. Die oſtpreußiſche Regierung gab dieſe Er⸗ 
klärung ſogleich, ohne das Gutachten der oſtpreußiſchen Kammer ab⸗ 
zuwarten, zuſtimmend weiter. 

Während die Regierung ſich auf die Seite der Gutsbeſitzer ſchlug, 
ergriff die Kammer wie ſchon ſo oft energiſch die Partei der Untertanen. 
An ihrer Spitze ſtand der Präſident von Wagner !), einer aus der Reihe 
jener älteren Beamten, bei denen ſich die Aufgeſchloſſenheit für das 
Neue mit dem Sinn für das praktiſch Erreichbare, allerdings auch zu⸗ 
weilen mit allzu großer Vorſicht vereinte.?) Aus feiner Feder ſtammte das 
Gutachten, das die Kammer am 31. Oktober 1798 über die Vorſchläge 
der oſtpreußiſchen Regierung erſtattete, jedenfalls kehrten darin z. T. 
in wörtlicher Anlehnung Gedanken wieder, die Wagner einige Monate 
früher Schroetter vorgetragen hatte.?) Wagner verſäumte die Gelegen⸗ 
heit nicht, einzelne Feſtſetzungen des Provinzialrechtsentwurfs, auf den 


1) Bei der Huldigung war er geadelt. 

2) TCzerwinski, Die Befreiung der Bauern auf den oſt⸗ und weſtpreußiſchen 
Domänen, S. 28 u. 33. 

3) St. A. K. E 75: 31. Oktober 1798 oſtpreußiſche Kammer an die Regierung 
zu Königsberg. J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 adhibendum: 
24. Auguſt 1798 Wagner an Schroetter. 
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die Regierung verwieſen hatte, einer ſcharfen Kritik zu unterziehen. 
Der von ihr gemachte Vorſchlag, einem ohne Verſchulden entſetzten 
Bauern das Recht auf Freilaſſung zuzugeſtehen, fand Wagners Billi⸗ 
gung, er wünſchte die Gutsherren außerdem in dem Fall, daß ein an⸗ 
geſeſſener Untertan Gelegenheit habe, ſich an einem andern Ort ein 
eigentümliches Gut zu erwerben, zur Loslaſſung — allerdings gegen 
Loskaufsgeld — zu verpflichten.!) Wichtiger war aber fein allgemeiner 
Befreiungsplan, der ſich von dem Beymes nur durch den etwa 14 Jahre 
ſpäter angeſetzten Termin der Freilaſſung unterjchied.*) Danach ſollten 
alle vom Tage der Thronbeſteigung ab Geborenen freie Leute ſein. 
Eine plötzliche allgemeine Aufhebung der Erbuntertänigkeit ſchien 
Wagner nämlich auch nicht angebracht, vorzüglich im Intereſſe der 
magern und wenig bevölkerten Gegenden. Die plötzlich allgemein 
erlangte Freiheit werde zur Frechheit ausarten, und die meiſten Unter⸗ 
tanen würden veranlaßt werden, ihrem Gutsherrn den Dienſt aufzu⸗ 
ſagen, ſei es in dem Wahn, an dem Geburtsort wieder untertänig wer⸗ 
den zu können, oder in der Erinnerung an etwa erlittene üble Behandlung. 
Nach dem Eingang dieſer Erklärungen ließen die mit der Erbuntertänig⸗ 
keitsangelegenheit betrauten Zentralbehörden, das Generaldirektorium 
und Goldbeck, die Sache in Oſtpreußen zunächſt auf ſich beruhen. ö 
Inzwiſchen waren die meiſten Berichte der Provinzialbehörden 
eingelaufen. Nur das weſtpreußiſche Hofgericht in Bromberg ging im 
Eifer für die gute Sache über die eigentlichen Grenzen des erteilten Auf⸗ 
trags hinaus und nahm zur Befreiungsfrage Stellung.“) Es forderte, 


1) Nach der Verordnung von 1773 konnte nur ein unangeſeſſener Unter⸗ 
tan auf dieſe Art frei werden. 

2) Die Übereinſtimmung erſtreckte ſich in dem Bericht Wagners vom 24. Auguſt 
auch auf die an die Aufhebung der Erbuntertänigkeit hinſichtlich der allgemeinen 
Dienſterleichterung geknüpften Hoffnungen. Die Ahnlichkeit wird daraus zu er⸗ 
klären ſein, daß auf beide das Beiſpiel benachbarter Staaten gewirkt hat. Wagner 
verwies ausdrücklich auf die däniſche Staatsverfaſſung. Die Kabinettsorder 
vom 25. Juli 1798 wird Wagner ſchwerlich in ihrem Wortlaut gekannt haben; 
Schroetter war jedenfalls ängſtlich beſorgt, daß über dieſelbe die genaueſte Ver⸗ 


ſchwiegenheit bewahrt werde (Randbemerkung Schroetters im Konzept eines 


am 7. Auguſt 1798 vom Generaldirektorium an Goldbeck geſandten Schreibens). 

3) Bericht vom 12. September 1798, J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhält⸗ 
niſſe, Nr. 15 adhibendum. — Auch Stein, der damals Oberpräſident in Minden 
war, befürwortete in ſeinem Bericht an Heinitz vom 13. September 1798 nicht 
die gänzliche Befreiung der gutsherrlichen Eigenbehörigen, ſondern begnügte ſich 
damit, auf ſchleunige Durchführung der für dieſe ſchon vorgeſehenen Reform, 
der Fixation der ungewiſſen Gefälle, anzutragen. 
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daß der n°xus subjectionis personalis, dies Reſultat barbariſcher Vor⸗ 
zeit, ganz aufgehoben werde. Eine Friſt von 5 Jahren zur Durchfüh⸗ 
rung des Befreiungswerkes ſchien ihm hinreichend, um allen Mißdeu⸗ 
tungen der einfältigen und des Deutſchen vielfach unkundigen Land⸗ 
bevölkerung der Provinz vorzubeugen. Der Zuſtimmung des weſtpreu⸗ 
ßiſchen Adels glaubte die Juſtizbehörde gewiß ſein zu können. In der 
Tat faßten die zur Beratung des Provinzialgeſetzbuchs in Marienwerder 
verſammelten Deputierten der Geiſtlichkeit und des Adels gerade in 
jenen Tagen, am 1. September 1798, den einſtimmigen Beſchluß, 
— allerdings unter Vorbehalt der Zuſtimmung ihrer Kommittenten — 
die Erbuntertänigkeit in der dortigen Provinz gänzlich aufzuheben. 
Die Anregung zu dieſem Antrag ging von dem Chefpräſidenten der weſt⸗ 
preußiſchen Regierung, dem Bruder des Miniſters Schroetter, und 
von Hans von Auerswald, dem Kammerpräſidenten in Marienwerder, 
aus.!) Als Motiv ihres Handelns bezeichneten die Deputierten ſelbſt 
nicht etwa beſonders drückende Verhältniſſe in Weſtpreußen, ſondern 
die Erkenntnis, daß durch die allgemeine Einführung der bürgerlichen 
Freiheit die Kultur befördert, Liebe zur Induſtrie, zum Eigentum 
erweckt, alſo das Glück der Bauern wie der Gutsbeſitzer begründet 
werde. Mehrere der anweſenden Deputierten hatten die Aufhebung 
in ihren Gütern ſchon durchgeführt. Hinſichtlich des Zeitpunktes und der 
näheren Beſtimmungen zur Abſchaffung der Erbuntertänigkeit erbaten 
die Stände eine königliche Willensäußerung und gleichzeitig die Er⸗ 
mächtigung zu Beratſchlagungen darüber zwiſchen den Landeskollegien 
und ihnen.?) Der König erteilte den weſtpreußiſchen Ständen hohes 
Lob für das „Beiſpiel echter Vaterlandsliebe, Humanität und wahrer 
Aufklärung“; er erhoffte beſonders von den Ständen der älteren Pro⸗ 
vinzen Nacjeiferung?) und benutzte diefe Gelegenheit, um wie jchon 


1) Kraus, Schriften. T. II, S. 143f. 

2) 5. September 1798 Immediateingabe der weſtpreußiſchen Deputierten. 
Die Vermutung, die Ziekurſch, S. 258, ausſpricht, daß die Deputierten, um den 
drohenden Schlag abzuwehren, zu dem Mittel gegriffen hätten, „ſcheinbar auf 
den Wunſch des Königs einzugehen, ſich mit der Aufhebung der Erbuntertänigkeit 
einverſtanden zu erklären, falls eine neue Geſindeordnung erlaſſen würde, durch 
deren Beſtimmungen und Lohnfeſtſetzungen man dann den alten Zuſtand praktiſch 
beizubehalten hoffte“, iſt eine Unterſtellung, die ganz unberechtigt erſcheint. | 

8) 13. September 1798 K. O. an die weſtpreußiſchen Deputierten, Stadel- 
mann, T. IV, S. 221f. Der Befehl zu den Konferenzen über Erbuntertänigkeit 
und Geſindeordnung, zu welchen letzteren man ſich mit den oſtpreußiſchen Behörden 
ins Einvernehmen ſetzen ſollte, erging auch, wurde aber nur zum geringen Teil 
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einmal!), bei Eingang des Berichts der oſtpreußiſchen Regierung, an den 
von der Geſetzkommiſſion erforderten Bericht zu erinnern.?) Die hierzu 
beſtimmte dreimonatliche Friſt nahte ihrem Ende, und noch hatte die 
Geſetzkommiſſion eigentlich nichts in der Sache tun können.?) Ende 
Oktober 1798 waren noch nicht alle Gutachten der Regierungen und 
Kammerpräſidenten eingekommen. Beſonders in den neuerworbenen 
Provinzen wurde es den Landeskollegien ſchwer, die gewünſchte Auskunft 
zu erteilen. Daher hielt Goldbeck, und auf eine nochmalige, dringliche 
Mahnung des Königs hin“) auch das Generaldirektorium es für geraten, 
dieſem das von ihnen Unternommene in einem vorläufigen Bericht mit⸗ 
zuteilen und die Urſachen der Verzögerung darzulegen.?) Friedrich 
Wilhelm äußerte ſein Befremden darüber, daß die beabſichtigte Material⸗ 
ſammlung in den drei Monaten nicht zuſtande gekommen ſei, wo die 
Juſtizbehörden wegen der Provinzialgeſetzbücher ſchon längſt mit dem 
Erforderlichen hätten verſehen ſein müſſen. Auch diesmal bezeigte er 
ſein großes Intereſſe an dieſer Angelegenheit, er forderte binnen ſechs 
Wochen einen eingehenden Bericht und die Namhaftmachung etwaiger 
dann noch Säumigen.“) 


ausgeführt; nur bei der Ausarbeitung eines Entwurfs zur weſtpreußiſchen Ge⸗ 
ſindeordnung wurden einige Ständemitglieder zugezogen. (Reſkripte Goldbecks 
und des Generaldirektoriums an die weft- und oſtpreußiſche Regierung und Ram- 
mer vom 8. Oktober 1798.) 

1) 8. Auguft 1798 K. O. an das Generaldirektorium und Goldbeck. 

2) 13. September 1798 K. O. an das Generaldirektorium und Juſtizde partement. 

3) Am 20. Auguft fertigten Goldbeck und das Generaldirektorium ihr die K. O. 
vom 25. Juli zu (Geh. St. A. Rep. 84 IX 1799, Nr. 1; bei Stadelmann, T. IV, 
S. 216 fälſchlich als K. O.), am 25. Auguft die K. O. vom 8. Auguft mit dem Ye- 
richt der oſtpreußiſchen Regierung. Am 8. Oktober unterrichtete fie ein Reſkript 
derſelben Behörden von den weſtpreußiſchen Vorgängen. 

4) 20. Oktober 1798 K. O. an das Generaldirektorium, die Gravamina der 
oſtpreußiſchen Stände betreffend (Geh. St. A. Generaldirektorium. Oſtpreußen 
und Litauen, Materien, Tit. LXXXI, Nr. 3, vol I). Am ſelben Tag erging eine 
K. O. an die Deputierten der oſtpreußiſchen Ritterſchaft. In der Sache der Bauern- 
befreiung gab der König hier natürlich noch keinen bindenden Beſcheid, ſondern 
nur die Verſicherung, daß die Gründe der Oberſtände in ſorgfältige Erwägung 
gezogen und ein Beſchluß erſt noch vollſtändiger Kenntnis aller Verhältniſſe 
gefaßt werden würde. 

5) Bericht vom 31. Oktober 1798. Geh. St. A. Rep. 89. 20 A. 

6) 5. November 1798 K. O. an das Generaldirektorium und Juſtizdepartement. 


Il 


Ernſt Moritz Arndt und der „Rheiniſche Merkur“ 
Mit zwei bisher unbekannten Auffägen E. M. Arndts 


Von 
Martha Schneider ⸗Köln. 


Offenbar hat man bisher von Beziehungen Arndts zum „Rheini⸗ 
{cen Merkur“ nichts gewußt, denn weder die Arndt⸗, noch die Görres- 
forſcher berichten darüber. Auch die Briefe beider Autoren laſſen es 
unbeſtimmt, ob Arndt und Görres in ſchriftlichem oder perſönlichem 
Verkehr miteinander geſtanden haben, oder ob ſie ſich nur vom Hören⸗ 
ſagen kannten. Wenn auch über die unmittelbaren Beziehungen Arndts 
zu Görres nichts Beſtimmtes geſagt werden kann, ſo iſt doch ſoviel ſicher, 
daß beide Publiziſten im Frühjahr und Sommer 1814 durch Stein in 
enge Intereſſengemeinſchaft gerieten. Sowohl Arndt als auch Görres 
gehörten zu dem publiziſtiſchen Stabe, den Stein im erſten Halbjahr 
1814 von Frankfurt und Naſſau aus gegründet hatte, um in der Ver⸗ 
faſſungsfrage die öffentliche Meinung in feinem Sinne zu beeinfluſſen!). 

Diefe gemeinſame Arbeit im Dienſte Steins mag Arndt veranlaßt 
haben, im Herbſt 1814 zwei kleinere Aufſätze im „Rheiniſchen Merkur“ 
zu veröffentlichen. | 

Beide Arbeiten find unterzeichnet „M. A.“, was natürlich an ſich 
noch nichts für Arndts Autorſchaft beſagt. Der erſte der beiden Aufſätze 
erſchien am 17. IX. 1814 (Rhein. Merk. Nr. 119) und bringt „Einige 
leichte Anmerkungen zu der neuen Staatsverfaſfung des Herzogtums 
Naſſau“, der zweite erſchien am 26. und 28. XI. 1814 und trägt die 
Überſchrift: „Ein kleines Wort über das, was der Teutſche ſeine ver⸗ 
ſchiedenen Stämme nennt.“ (Rhein. Merk. Nr. 154 und 155.) 

Für den erſten der beiden Aufſätze kann die Autorſchaft Arndts 
nur mit ſehr großer Wahrſcheinlichkeit nachgewieſen werden — der Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsbeweis iſt jedoch derartig, daß er zwingend iſt —, für den 
zweiten hingegen mit voller Gewißheit. 


1) Bgl. Berk, Stein, Bd. IV, S. 65. 
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Rhein. Merkur Nr. 119 (17. IX. 1814) 


Einige leichte Anmerkungen zu der Staatsverfaſſung 
des Herzogtums Naſſau. 


Der Herzog Friedrich Auguſt und der Fürſt Friedrich Wilhelm zu 
Naſſau haben unter dem 1. und 3. September ds. Js. eine neue ſtändiſche 
Verfaſſung in ihren Landen verkündigt, welche in der gegenwärtigen 
wichtigen Zeit, wo das Heil oder Unheil für lange Geſchlechter bereitet 
werden kann, notwendig die Aufmerkſamkeit und Teilnahme aller derer 
erregen muß, welchen die Ehre und das Wohl des geliebten deutſchen 
Vaterlandes am Herzen liegt. Fürs erſte müſſen wir, ohne die Verfaſſung 
ſelbſt angeſehen oder geprüft zu haben, an dieſen beiden Fürſten ſchon 
loben, daß die allgemeine Stimme der Völker, welche nach Geſetz und 
Verfaſſung ruft, nicht als ein leerer Klang ihren Ohren vorbei geſäuſelt 
iſt; daß ſie den Willen und das Bedürfnis der Menſchen haben vernehmen 
und beherzigen wollen. Zweitens müſſen wir nach Durchleſung und 
Erwägung der Verfaſſung ſelbſt auch den anerkannten und ausgeſproche⸗ 
nen Zweck ſeiner ſtändiſchen Verfaſſung und die Darlegung und Ab⸗ 
ſteckung ihrer Beſtimmung und Wirkſamkeit loben. 

Es iſt nämlich anerkannt und ausgeſprochen, daß in den Naſſauiſchen 
Landen Stände ſein ſollen, damit der Willkür und Gewalt geſteuert 
werde. § 2. Sie ſollen über das Beſte des Landes raten und beſchließen 
und mit den Fürſten teilhaben an der geſetzgebenden Macht. 

Die nötigen Abgaben ſollen nur mit ihrer Bewilligung beſtimmt, 
und ihnen ſoll Rechnung von der Verwendung der Staatsgelder ab⸗ 
gelegt werden. 

Die richterliche Gewalt ſoll unabhängig vom Einfluß der Fürſten 
ſein, und jeder Untertan ſoll nur von ſeinem ordentlichen Richter ge⸗ 
richtet werden. 

Die Miniſter ſollen, wie billig, verantwortlich ſein. 

Dieſe und mehrere kleinere Artikel ſprechen die Idee der Sicherheit 
der Perſon und des Eigentums aus, worauf jeder ordentliche Staat 
gegründet gedacht werden muß. 

Die Stände teilen ſich in Erbſtände und in gewählte Stände oder 
Deputierten, und bilden zwei Bänke. Die Erbſtände oder geborene 
Landſtände bilden die Herrenbank und die gewählten Deputierten bilden 
gleichſam ein Haus der Gemeinen. Die Herrenbank beſteht aus den 
volljährigen Prinzen des regierenden Hauſes, und aus den Häuptern 
von 10 fürſtlichen und freiherrlichen Häuſern, welche die reichſten und 
angeſehenſten Grundbeſitzer des Landes ſind. 9 
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Der gewählten Deputierten ſollen 22 ſein, und zwar 4 von der 
Geiſtlichkeit und dem Lehrſtand, 3 vom Gewerbeſtande, und 15 von den 
größeren Gutseigentümern, denn die Beſtimmung ſteht ausdrücklich 
da, daß „die Landesdeputierten“ nur von denjenigen Gutseigentümern 
erwählt werden ſollen, die zu jedem Grundſteuer⸗Simplum wenigſtens 
21 Gulden und darüber beitragen. 


Unabgeſehen darauf, ob der Entwurf dieſer ſtändiſchen Verfaſſung 
zu der künftigen deutſchen Verfaſſung paſſen und ob die Freiheit durch 
die Tugend und Würdigkeit der Teilnehmer und durch die Uneigen⸗ 
nützigkeit und Großherzigkeit der Regierung wirklich daraus hervorgehen 
wird, mögen hier noch ein paar Bemerkungen ſtehen: 


1. Für ähnliche Staaten muſterhaft ſind die geborenen und erb⸗ 
lichen Landſtände, aus den großen Majoratsherren hervorgehend, als 
bleibende Herrenbank. 

Billig iſt die Zuwahl zu dieſen von mehreren Deputierten aus den 
geringeren oder in den Naſſauiſchen Landen weniger begüterten adlichen 
Häuſern. Nur dürfen dieſe nie mehr Stimmen haben als die erblichen 
Vertreter des Herrenſtandes. 

2. Drei Vertreter aus dem Gewerbeſtande ſcheinen doch zu wenig, 
obgleich Naſſau keine großen Städte hat. Ein halbes Dutzend ſollten es 
nn ſein. 


3. Fünfzehn größere e ſind genug für den Stand. 
Aber der eigentliche Bauernſtand wird von der Stellvertretung faſt ganz 
ausgeſchloſfen, dieſer größte und ehrwürdigſte Teil des Volkes; er hat 
höchſtens ein Wahlrecht: denn unter den Bauern werden ſich wohl keine 
finden, deren Steuerſimplum wenigſtens 21 Gulden und darüber be⸗ 
trägt. Die Verfaſſung iſt alſo durch die erbliche Herrenbank und durch 
die Wahl der reichen Landeigentümer zu Deputierten durchaus ariſto⸗ 
kratiſch, und die armen Bauern müſſen fic) dabei darauf verlaſſen, daß 
die adligen und bürgerlichen Landboten immer redliche und uneigen⸗ 
nützige Männer ſind; ſonſt ſind ſie ſchlimm daran. Denn, wie man im 
Sprichwort ſagt: Wer nicht kömmt, dem wird der Mund nicht 
gewaſchen; ſo könnte es auch ihnen gehen. Will die Naſſauiſche Re⸗ 
gietung wirklich das Gerechte und Gute, wie ihre angekündigte Ver⸗ 
faſſung zu beſagen ſcheint, ſo fordert es die Gerechtigkeit und die Stimme 
der Zeit, daß aus dem eigentlichen Bauernſtande wenigſtens 12 Land- 
boten mit zugewählt werden und auf der Bank der Gemeinden ſitzen. 
Sonſt werden die Geſcheiteren ſagen, ſie haben nur durch Schein täuſchen 
wollen. Dies iſt billig, nicht nur, damit dieſer Stand auf der politiſchen 
Wagſchale auch ſein Gewicht habe, ſondern auch, damit er als Stand 
geehrt und gehoben werde. Es iſt in jedem Staate, ſelbſt in dem wegen 
ſeiner Freiheit geprieſenen England, mehr die Meinung der Menſchen, 
welche die Freiheit und freie Ideen ſchafft, als der wirkliche Beſitz. Auch 
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in Naſſau, wie in England, wird auf der Herrenbank vielleicht einer, 
werden unter den gewählten Landboten vielleicht zwei Männer ent⸗ 
ſcheiden. Das tut nichts, ja es iſt ſogar oft gut, daß es ſo iſt. Darauf 
kommt es am meiſten an, daß viele die Meinung haben, ſie raten und 
regieren mit; das nährt die Geiſter und unterhält freie und vaterländifche 
Geſinnung und ſtählt in Not und Tod für das Große und Gute. Und das 
bezweckt doch eigentlich eine weiſe Geſetzgebung. 

Nota bene. Im Anfange, bei der Unkunde der meiſten in ſolchen 
Dingen, mag es notwendig ſein, daß fürſtliche Kommiſſarien die Wahlen 
der Deputierten und die Ordnung dabei einrichten und lenken. Nachher 
darf es durchaus nicht weiter geſchehen, wenn die Regierung ſich nicht 
den Schatten geben will, als treibe ſie dabei ein Spiel ihres Vorteils 
oder ihrer Furcht. Wann die Kreiſe der Wahlen und die Verhältniſſe 
der Wähler und der zu Wählenden abgeſteckt ſind, müſſen von der Re⸗ 
gierung unabhängigere Behörden (z. B. die geiſtlichen Inſpektoren oder 
geachtete Richter) nach der Kundmachung derſelben die Wahlberechtigten 
zuſammenberufen, und dieſe müſſen — wie es in anderen freien Ländern 
geſchieht — ohne Aufſicht und Einſicht der Regierung ihren Wahlvor⸗ 
mann wählen, der nach Gewiſſen und Pflicht die Liſten der Wähler 
und der Kandidaten zu Landboten prüft; und ſo müſſen dieſe letzteren 
endlich als Organe des gemeinſamen freien Willens hervorgehen. 

Menſchlichkeiten werden freilich auch da nicht fehlen, aber das 
Volk wird einer Regierung, die es in ſeiner heiligſten Angelegenheit 
ſo frei läßt, Kraft und Würde zutrauen und ihr doppelte Ehrfurcht zollen. 

Übrigens bleibt es den Miniſtern ja unbenommen, Verfälſchungen 
und Unredlichkeiten, die etwa bei den Wahlen vorgehen, vor die verſammel⸗ 
ten Deputierten zu bringen, und dort unterſuchen und ſtrafen zu laſſen. 

M. A. 


II. 


Die Naſſauiſche ſtändiſche Verfaſſung erſchien am 1. und 2. Sep⸗ 
tember 1814. Auf die Abfaſſung dieſes Ediktes hatte Stein weitgehenden 
Einfluß gehabt!). Lehmann kommt fogar zu dem Reſultat, daß die 
Herzöge von Naſſau ihre Konſtitution ſowohl in der Zuſammenſetzung 
des Landtages als auch in der Abmeſſung ſeiner Befugniſſe nach Steins 
Wünſchen geſtaltet haben:). Eifrig hat Stein im Auguft 1814 unter 
ſeinen Standesgenoſſen für die Konſtitution geworben?). Während 
der Graf von Baſſenheim noch am 21. Auguſt 1814 an Stein ſchrieb: 
„ . . . Niemand wünſcht eine ſolche Verfaſſung in dem gegenwärtigen 


1) Lehmann, Stein, Bd. III, S. 397. 
2) Lehmann, Stein III, S. 398 und 401. 
3) Pertz, Stein IV, S. 77; Lehmann, Stein III, S. 399. 
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Augenblick“), jauchzt Stein ihr zu: „Eine ſtändiſche Verfaſſung ift äußerſt 
wünſchenswert, fie ſichert die bürgerliche und politiſche Freiheit, fie erzeugt 
Gemeingeiſt, und durch ihn erlangt der verſtändige und ſittliche Fürſt eine 

große Gewalt über die geiſtigen und körperlichen Kräfte des Volkes“). 
| Arndt war im Auguft einige Tage in Naſſaus). Es iſt infolgedeſſen 
nicht unwahrſcheinlich, daß Stein mit ſeinem alten Sekretär und ver⸗ 
trauten Geſinnungsgenoſſen über die Naſſauer Konſtitution geplaudert 
hat. Arndt war daher in ganz beſonderem Maße an der neuen Staats⸗ 
verfaſſung des Herzogtums Naſſau intereſſiert. Aber felbſt dann, wenn 
Arndt erſt durch das Edikt vom 1. und 2. September mit der Konſtitution 
bekannt geworden wäre, iſt es ohne weiteres verſtändlich, daß Arndt, 
der fich feit dem „Geiſt der Zeit II“ (geſchrieben: 1806—1808) mit Ber- 
faſſungsplänen trug“), zu ihr Stellung nimmt. 

Für Arndts Autorſchaft des Artikels in Nr. 119 des „Rhein. Merkurs“ 
ſcheint mir zunächſt die Tatſache zu ſprechen, daß der Aufſatz überhaupt 
in dieſer Zeitung abgedruckt wurde, da die Redaktion des „Rhein. Merkurs“ 
bereits in der vorhergehenden Nummer (Nr. 118, vom 15. Sept. 1814) 
die naſſauiſche Konſtitution ſelbſt gewürdigt hatte. Ohne Zweifel hat 
die Autorität Arndts, vielleicht auch diejenige Steins, die Görres ſehr 
leicht hinter Arndt vermuten konnte, den Herausgeber des „Rhein. 
Merkurs“ dazu beſtimmt, Arndts Artikel aufzunehmen. Faſt wie eine 
Entſchuldigung klingen die Worte, mit welchen die Redaktion die Arndtſche 
Veröffentlichung begleitet: „Wir haben bereits im vorigen Blatte unſere 
Anſichten über die neue Staatsverfaſſung des Herzogtums Naſſau vor⸗ 
gelegt. Seitdem ſind uns von einer anderen Hand dieſe mehr ins Detail 
gehenden Bemerkungen über denſelben Gegenſtand zugekommen.“ 

Inhaltlich ſtimmt jener oben mitgeteilte Aufſatz in allen Stücken 
genau mit Arndts Anſichten über ſtändiſche Verfaſſungen überein. Im 
folgenden einige gedankliche Parallelen als Belege. 


1) Pertz, Stein IV, S. 623. 

2) Lehmann, Stein III, S. 399. 

3) Arndt, Erinnerungen aus dem äußeren Leben, S. 224. 

4) Vgl.: Der Bauernſtand, politiſch betrachtet; Berlin 1810; S. 73—97. — 
Fantaſien für ein künftiges Teutſchland. Von E. v. S., Frankfurt a. M. 1815; 
S. 94 ff., S. 131 ff. (Daß dieſe Schrift von E. M. Arndt ſtammt, hat E. Müſe⸗ 
beck in den „Preußiſchen Jahrbüchern“, Bd. 141, S. 89—91, dargetan. Der 
oben mitgeteilte Aufſatz E. M. Arndts bildet — wie meine Ausführungen zeigen 
werden — ein weiteres Argument für die Echtheit dieſer Schrift.) — Geiſt der 
Zeit, dritter Teil; 1813; S. 360 ff. — Über künftige ſtändiſche Verfaſſungen in 
Teutſchland; Frankfurt 1814. 
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1. Zu S. 26, Zeile 12 von oben: „Zweitens müſſen wir nach 
Durchleſung und Erwägung der Verfaſſung ſelbſt auch den 
anerkannten und ausgeſprochenen Zweck ſeiner ſtändiſchen 
Verfaſſung . . . . loben.“ 

Für eine ſtändiſche Verfaſſung in den Einzelſtaaten tritt Arndt 
ein in faſt allen Schriſten!), in welchen er zur Verfaſſungsfrage Stellung 
nimmt. Im „Geiſt der Zeit III“ heißt es S. 360: „Die Stände 
ratſchlagen über die Geſchäfte; der Fürſt iſt nur ihr Haupt und Vorſitzer, 
gleichſam ein Oberſtatthalter des Kaiſers“; und S. 372: „Jede Land⸗ 
ſchaft entſcheidet und regiert ihre Angelegenheiten nach alter teutſcher 
Weiſe durch Landſtände.“ In gleichem Sinn äußert ſich Arndt im Früh⸗ 
jahr 1814 in feiner Schrift „Über künftige ſtändiſche Verfaſſungen ..“ 
S. 89 ff.?) und im Herbſt desſelben Jahres im „Blick aus der Zeit auf 
die Zeit“, S. 9, S. 274—276. Etwas komplizierter ift Arndts Anſicht 
in den „Fantaſien“, die in der Hauptſache 1812 geſchrieben und höchſt 
wahrſcheinlich im Herbſt 1814 erſchienen ſind. Hier ſcheint er die Stände 
nur in Verſammlungen neben der Regierung zur Geltung kommen 
laffen zu wollen“). 

2. Zu S. 27, Zeile 12 von oben: „Für ähnliche Staaten mufter- 
haft ſind die geborenen und erblichen Landſtände, aus den 
großen Majoratsherren hervorgehend, als bleibende Herren— 

bank. — Billig iſt die Zuwahl zu dieſen von mehreren De— 
putierten aus den geringeren oder in den Naſſauiſchen 
Landen weniger adeligen Häuſern. Nur dürfen dieſe nie 
mehr Stimmen haben als die erblichen Vertreter des Herren— 
ſtandes.“ | 

Die aus dieſen Worten erkennbare Sympathie des Autors für 
einen mächtigen Magnatenſtand iſt für Arndts Schriften aus der Zeit 


1) Vgl. S. 29, Anmerkung 4. Eine Ausnahme bilden die „Fantaſien“. Vgl. 
Anmerkung 3. | 

2) „Die Verordnung eines deutſchen Reichstages, zu welchem die Landboten 
von den Ständen der einzelnen Landſchaften und Staaten des Reichs gewählt 
werden ... (S. 89.) „Dieſe Verfaſſung wird alfo eine dargeſtellte oder ſtändiſche 
Verfaſſung fein.” (S. 90.) (Zitiert nach der Ausgabe in „Schriften für und an 
ſeine lieben Deutſchen“, Bd. II.) 

3) S. 199: „Und ſollſt du es auch künftig ſo halten, daß jede Landſchaft ihre 
Hauptſtadt und ihre eigene Regierung habe aus den weiſeſten und tüchtigſten 
Männern, die ſie ſelbſt erwählt. Nur das Haupt der Regierung werde von dem 
Könige beſtellt. — Auch habe jede Landſchaft ihre eigenen ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen, welche über das, was ſie beſonders angeht, ratſchlagen und beſchließen.“ 
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der Befreiungskriege charakteriſtiſch. Vor allem tritt er für den „auf 
Grundbeſitz ruhenden Majoratadel“ :) in feinen Schriften „Über kunft. 
ſtänd. Verf.. .., S. 102 ff., und „Fantaſien für ein künft. Teutſchl.. 

S. 109, S. 135 ff., ein. Am weiteſten geht Arndt in ſeinen Forderungen 
zugunſten des Majoratsadels in feiner Schrift „Über künft. ſtänd. Verf...“ 
Hier heißt es): „Nur ſolche Familien, die von 15000 Reichstalern jähr⸗ 
licher Einkünfte hinaufſteigend Majorate beſitzen, werden als wirkliche 
adelige Familien angeſehen und ſtellen durch die Familienhäupter als 
einen Landſtand den Adel dar. — Auch die jüngeren Söhne dieſer Familien 
werden nicht als Adel betrachtet, ſondern nur zum Volke gerechnet. — 
Aller andere Adel, außer dieſem auf Grundbeſitz ruhenden Majoratsadel, 
reich oder arm, alten Geſchlechts oder in den letzten Jahrhunderten 
geſtempelt, fällt dem Volke zu und wird nach ſeinem Beſitz oder Gewerbe 
entweder zum Bauer⸗ oder Bürgerſtande gezählt.“ Die hier ausge⸗ 
ſprochene radikale Forderung ſcheint zwar der Verfaſſer jenes Artikels 
des „Rhein. Merkurs“ nicht mehr aufrechtzuerhalten, der Grundgedanke 
iſt aber leicht erſichtlich in beiden Ausführungen der gleiche. 

3. Zu Seite 27, Zeile 19 von oben: „Drei Vertreter aus dem 
Gewerbeſtand ſcheinen doch zu wenig, obgleich Naſſau keine 
großen Städte hat.“ 

Für eine angemeſſene Vertretung des Gewerbeſtandes tritt Arndt 
z. B. ein in „Über künft. tänd. Verf.. ..“, S. 114 ff., S. 120 ff., im 
„Blick aus der Zeit ..., S. 274, und vor allem in feinen „Fantaſien“, 
S. 134: „. .. Ebenſo geſchieht es in den einzelnen Städten jeder Land- 
ſchaft, und haben dort alle, welche Meiſterrecht oder Bürgerrecht ge⸗ 
wonnen haben, das Stimmrecht“). 

4. Zu Seite 27, Zeile 21 von unten ff.: „... Aber der eigentliche 
Bauernſtand wird von der Stellvertretung fait ganz aus⸗ 
geſchloſſen, dieſer größte und ehrwürdigſte Teil des Volkes 

..; und die armen Bauern müſſen ſich dabei darauf ver⸗ 
laſſen, daß die adeligen und bürgerlichen Landboten immer 
redliche und uneigennützige Männer find; ... fo fordert es 
die Gerechtigkeit und die Stimme der Zeit, daß aus dem 
eigentlichen Bauernſtande wenigſtens 12 Landboten mit zu⸗ 
gewählt werden. Dies iſt billig .... auch, damit er als Stand 
geehrt und gehoben werde.“ — Daß der Bauer „als Stand geehrt 


1) „über künft. ſtänd. Verf.... S. 107. 
2) S. 107. 
3) Sal. auch S. 118—119. 
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und gehoben werde“ fordert Arndt ſchon 1803 in „Verſuch einer Ge⸗ 
ſchichte der Leibeigenſchaft in Pommern und Rügen“), daß er Stell⸗ 
vertretung im Staate habe, und zwar als Stand und nicht etwa durch 
den Adel vertreten werde, in „Der Bauernſtand, politiſch betrachtet“) 
von 1810 — „Über künft. ſtänd. Verf. ...“) von 1810 — „Ein Wort 
über die Pflegung und Erhaltung der Forſten und der Bauern im Sinne 
einer höheren, das heißt menſchlichen Geſetzgebung“) von 18155). 

5. Zu Seite 28, Zeile 1 von oben: „Auch in Naſſau, wie in Eng⸗ 
land, wird auf der Herrenbank vielleicht einer, werden unter 
den gewählten Landboten vielleicht zwei Männerentſcheiden.“ 

In „Über künft. ſtänd. Verf. ...“ bringt Arndt, S. 100, denſelben 
Gedanken zum Ausdruck, wenn er ſagt: „Die engliſche Verfaſſung iſt 
.. . ſchon länger als ein Jahrhundert eine demokratiſche geweſen, weil 
auch der erſte Prinz und Herr des Reiches wie ein Mann vom Volke 
ausſieht, darſtellt und empfindet.“ 

6. Zu Seite 28, Zeile 3 von oben: „Darauf kommt es am meiſten 
an, daß viele die Meinung haben, ſie raten und regieren mit; 
das nährt die Geiſter und unterhält freie und vaterländiſche 
Geſinnung und ſtählt in Not und Tod für das Große und 
Gute. Und das bezweckt doch eigentlich eine weiſe Geſetz⸗ 
gebung.“ 

Ganz ähnlich argumentiert Arndt in den „Fantaſien“, S. 119: 
„Denn das iſt der rechte Staat, wo jede Gemeinde und jede Stadt wieder 
ein kleiner Staat iſt. Da leben die Menſchen miteinander und füreinander, 
und fühlen, was ein Vaterland iſt, und ſind ſtolz darauf, daß jeder an 
der Regierung Teil hat, und glauben alle, mit zu regieren... Daß 


1) S. 238 ff. 

2) S. 73—97. 

3) S. 108 ff. Beachte: (der Bauer und Bürger), „dieſer ſo ehr würdige 
und große Teil des Volkes“ (S. 108). 

4) Erſchienen in der von Arndt herausgegebenen Zeitſchrift „Der Wächter“. 
Köln 1815. Bd. II, S. 346—408; Bd. III, S. 209 —289. Sonderdruck 1820. 
Vgl. „Der Wächter“, Bd. III, S. 278 ff. 

5) Vgl. ferner „Über den Bauernſtand und über ſeine Stellvertretung im 
Staate“, Berlin 1815 — dann die Fortſetzung des „Verſuchs einer Geſchichte 
der Leibeigenſchaft ...“ von 1803: „Geſchichte der Veränderung der bäuerlichen 
und herrſchaftlichen Verhältniſſe in dem vormaligen ſchwediſchen Pommern und 
Rügen vom Jahre 1806 bis zum Jahre 1816“, Berlin 1817. Vgl. auch die „Fanta⸗ 
ſien“ S. 110 ff. (S. 110: „Das aber ſind freie Länder, wo die Hälfte oder zwei 
Drittel aller Grundſtücke von freien Bauern bewohnt werden.“) 
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ſie aber dies glauben, das gibt ihnen den Bürgerſtolz und den feſten Mutt 
daß ſie in Gefahren nicht wimmern wie die Weiblein, und die Hände 
nicht in den Schoß legen, ſondern ſich einen Mut faſſen und zum Schwert 
greifen und ihre Mauern verfechten wie Männer.“ 

Den national⸗politiſchen Wert einer Verfaſſung betont Arndt auch 
in feiner Schrift „Über künft. ſtänd. Verf...“ (S. 100): „. .. denn wo 
der Bauer und Bürger, dieſer größte und ehrwürdigſte Teil jedes Volkes 
öffentlich vertreten wird, da kann man die Verfaſſung es demokratiſch 
nennen, weil der Geiſt und die Gewalt der Menge ... auch unwill⸗ 
kürlich die übrigen Stände ergreift und ihnen zuerſt eine volkähnliche, 
dann auch eine volkliche Geſinnung gibt“). 

7. Zu Seite 28, Zeile 8 von oben ff. 

Beſonders auffallend ſind die Parallelen zum „Nota bene“ des 
Arndtſchen Artikels. Faſt wörtliche Übereinſtimmungen finden ſich 
da zum Beiſpiel in den „Fantaſien“. Man vergleiche mit den Argu⸗ 
mentationen des „Nota bene“ — „Fantaſien“ S. 133: „Und ſollen 
dieſe Volksboten gewählt werden auf folgende Weiſe: Alle Männer, die 
ſo viel Eigentum beſitzen oder ein ſolches Handwerk üben, daß ſie un⸗ 
abhängig davon leben können, und nicht bei andern um Lohn dienen, 
haben eine Stimme zur Wahl; und hat auch der Reichſte nicht mehr als 
eine Stimme. — Alle dieſe Männer, wann es verkündigt iſt, daß eine 
neue Landbotſchaft gewählt werden ſoll, verſammeln ſich in ihren Kreiſen 
und Vogteien, und wählen aus ſich einen Ausſchuß von Männern, zu 
welchen ſie ein beſonderes Vertrauen haben; und dieſe werden Wähler 
genannt.“ (S. 134:) „Die Wahl aber ſoll eine ganz freie und redliche 
ſein, und ſollen der König und die Gewaltigen der Landſchaft nicht 
dabei ſein, noch jemand ſenden, daß er ſie lenke oder regiere. Und ſollen 
auf dem Lande die Biſchöfe oder Pröbſte oder die Richter?) 
der Kreiſe und Bezirke auf die königliche Verkündigung, wo es am ge⸗ 
legenſten iſt, die Gemeinden verſammeln.“ (S. 135:) „Und es ſoll 
auf alle Zwiſchenträgerei und Beſtechung eine harte Strafe 
geſetzt ſein, denn du biſt ein redliches un und mußt red» 
liche Stellvertreter haben“). 


1) Vgl. aid den auf S. 29, Zeile 1 von oben, zitierten Ausſpruch Steins: 
„Eine ſtändiſche Verfaſſung ift äußerſt wünſchenswert, ... fie erzeugt Gemein- 
geift, und durch ihn erlangt der ... Fürſt eine große Gewalt über die ... Kräfte 
des Volkes.“ 

2) Vgl. S. 28, Zeile 15—16 von oben: „die geiſtlichen Inſpektoren oder 
geachtete Richter“. 

3) Vgl. S. 28, Zeile 13 von unten ff. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XIV. 1. 3 
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Die angeführten Belegſtellen beweiſen zur Genüge, daß der oben 
mitgeteilte Artikel des „Rhein. Merkurs“ Arndtſches Gedankengut dar⸗ 
ſtellt. Wir konſtatieren ferner engſte, faſt wörtliche Anlehnung an die 
„Fantaſien“, die bei Abfaſſung jenes „Rhein. Merkur“ ⸗Artikels noch gar 
nicht erſchienen waren. 

Auch die Form jenes Artikels ſpricht für Arndt. 

Jeden, der in Arndt etwas tiefer eingeleſen iſt, wird die ganze 
Ausdrucksweiſe lebhaft an Arndt erinnern. Schon die Faſſung der 
Überſchrift iſt charakteriſtiſch für Arndt. Man vergleiche dies „Einige 
leichte Anmerkungen ...“ 3. B. mit den Überſchriften folgender Schriften 
E. M. Arndts: „Ein kurzes Wort über Rußland und ...“), „Etwas über 
Landſturm ...“), „Zwei Worte über die Entſtehung und Beſtimmung der 
teutſchen Legion“), „Ein kleines Wort über das, was der Teutſche feine 
verſchiedenen Stämme nennt“), „Ein Wink über die klimatiſche Ein⸗ 
teilung. ..“), „Noch etwas über uns...“), „Noch ein Wort...“) uſw. ). 

Faſſen wir unſere Argumente für Arndts Autorſchaft des Artikels 
in Nr. 119 des „Rhein. Merkurs“ zuſammen. 

Für Arndt ſprechen: 

1. Das Namenszeichen „M. A.“ als Unterſchrift, 

2. weitgehende gedankliche Übereinſtimmungen zwiſchen dem 
„Rhein. Merkur“ ⸗Artikel und Arndts ſonſtiger literariſcher 
Tätigkeit, an einzelnen Stellen ſogar faſt wörtliche Anlehnung 
an eine Schrift Arndts, die erſt ſpäter erſchien, 

3. ſtiliſtiſche Anklänge an Arndts Schriften. 


1) „Ein kurzes Wort über Rußland und ſein Verhältnis und Verhalten gegen 
das übrige Europa vor und ſeit Peter dem Großen“. „Nordiſcher Kontrolleur“ I, 
S. 100—128, 245—256, 356—384; II, S. 442—448, 558—566. 

2) „Etwas über Landſturm und Landwehr, deffen Nutzen und Vorteil, und 
der glücklichen Ausſicht in die Zukunft,“ O. O., O. J., O. Verl. (Ein Sonder⸗ 
druck von „Was bedeutet Landſturm und Landwehr? 1813.) 

3) Erſchienen: 1813 Dresden (anonym), 1814 Leipzig (mit Angabe des Verf.). 

4) Rhein. Merkur Nr. 154 (26. Nov. 1814). 

5) „Ein Wink über die klimatiſche Einteilung Deutſchlands in Hinſicht des 
Katholizismus und Proteſtantismus“, „Preuß. Correſpondent“, 30. Nov. 1814. 

6) „Noch etwas über uns und zu unſerm großen Prozeß mit den Franzoſen.“ 
„Der Wächter.“ Köln 1815. Bd. I, ©. 109—166. 

7) „Noch ein Wort über die Franzoſen und uns“, Leipzig 1814: 

8) Vgl. ferner: „Ein Wort über die Feier der Leipziger Schlacht“, Frant- 
furt a. M. 1814. (Wieder abgedruckt: „Schriften für und an ſeine lieben Deutſchen“, 
Bd. II, S. 197—210.) — „Ein Wort über die Pflegung und Erhaltung der For⸗ 
ften...” ufr. 
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Ein weiteres Argument für Arndts Verfaſſerſchaft wird endlich 
durch den Nachweis erbracht, daß der zweite Aufſatz, der im Herbſt 1814 
mit dem Zeichen „M. A.“ im „Rhein. Merkur“ erſchien, mit voller Ge⸗ 
wißheit Arndt zugeſchrieben werden muß. 


III. 
Rhein. Merkur. Nr. 154. 26. XI. 1814 u. Nr. 155. 28. XI. 


Ein kleines Wort über das, was der Deutſche ſeine verſchiedenen 
Stämme nennt. 

Sie erlauben mir, da Ihr Blatt vor vielen anderen freien politi⸗ 
ſchen und hiſtoriſchen Bemerkungen und Berichtigungen offen ſteht, 
hier ein paar leiſe Winke über das von mir verſtandene Wort Stamm, 
ein armes Wort, das man jetzt häufig im Munde führt, und womit man 
dieſe und jene Anſicht und Meinung verteidigen und verhüllen will. 
Man lieſt alle Augenblicke: jedem deutſchen Stamme muß ſein 
Recht geſchehen, jedem Stamme müſſen feine Eigentüm⸗ 
lichkeiten verwahrt werden, jeder Stamm müſſe, ſo ſehr es 
möglich, in ſeiner Ganzheit auch unter einer Regierung 
bleiben, oder, wenn er noch nicht unter einer Regierung 
ſei, darunter gebracht werden. 

Dies wird auch meiſtens mit einem ſolchen Ernſt und ſolcher Wich⸗ 
tigkeit hergeleitet und durchgeführt, daß derjenige, welcher ſein Vater⸗ 
land nicht kennt, glauben muß, es ſeien weit größere Verſchiedenheiten 
der Gemüter und Arten in den verſchiedenen Landſchaften und Völker⸗ 
namen Deutſchlands, als wirklich ſind. Allerdings finden ſich hier und 
da einige charakteriſtiſche und weſentliche Verſchiedenheiten aus früheren 
Zuſtänden, welche in Bildung, Art, Gebräuchen und Sitten etwas Eigenes 
darſtellen; aber die meiſten, die wir leſen und hören, ſind wahrlich an⸗ 
geklügelte, und gehören mehr dem verſchiedenen Himmel und der ver⸗ 
ſchiedenen Natur oder dem Geiſt der Verwaltung und Regierung der 
Lande als etwas Urſprünglichem an; z. B. der Pommer, der Märker, 
der Lauſitzer, der Kurſachſe, der Mecklenburger, der Weſtfäler, der Be⸗ 
wohner von Berg, Jülich und der meiſten kölniſchen Lande hat in Ge⸗ 
müt, Art und Sprache die größte Übereinſtimmung: er hat etwas Saſ⸗ 
ſiſches; ich kann es mit einem Worte nicht kürzer ausdrücken (man ver⸗ 
ſtehe noch übrigens, daß ich vom Ganzen ſpreche, vom Volke, d. h. von 
dem Bürger und Bauern, und nicht von den ſog. Gebildeten oder gar 
von den hoffähigen und hofſäſſigen Klaſſen, welche durch den Geiſt der 
Regierungen und den Sinn der Regentenhäuſer am leichteſten verwandelt 
und in Hinſicht des Eigentümlichen umgeſtempelt oder ausgelöſcht wer⸗ 
den). Dieſen ſchließen ſich an Gemüt und ſehr auch an Sprache an: die 
vom alemanniſchen Stamm, als da find die Elſäſſer, die Süd- und Mittel- 
ſchwaben, ein großer Teil der Schweizer, welche ſtarkgliedrig, ernſt, 
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nachdenklich, auch oft grob und plump find, trotz einem Mecklenburger 
oder Weſtfäler. (Beiläufig ſage ich hier, daß die Einteilung zwiſchen 
dem Süden und dem Norden Deutſchlands in Hinſicht der Leichtigkeit 
oder Schwere des Blutes und Sinnes und Leibes, näher betrachtet, 
nirgends Stich hält. Der ſüdlichere Kölner, Elſäſſer, Oberbadener und 
ein guter Teil der Schweizer ſind viel ſchwerer und ernſter als der Preuße, 
Schleſier, Sachſe.) Ein ſehr ernſter Menfch ijt der Bayer, in welchem auch 
das alemanniſche Element vorzuherrſchen ſcheint. Leicht iſt der Tiroler; 
(nicht bloß als Bergbewohner) in ihm iſt viel italiſcher Stoff. Sehr 
leicht ſind die Menſchen in der Rheinbucht an beiden Ufern des Stromes, 
von der Moſel bis zum Queich: auch da iſt, bis in vielen Geſichtern, 
offenbar viel italiſcher Stoff; die Geſchichte weiß, woher. Leicht ſind 
die Franken und Thüringer, Enkel der Hermunduren und Thüringer. 
Leicht ſind viele Bewohner der deutſchen Lande Oſterreichs und auch 
Schleſiens: da rührt fic) das ſlaviſche Blut und der ſlaviſche Leichtſinn. 
Mittelſcheide des Leichten und Schweren (Frankens und Weſtfalens) 
ſind die tapferen Heſſen. So liegen allerdings Unterſchiede urſprüng⸗ 
licher Temperamente, teils gemiſcht, teils rein, von der Eider bis zur 
Schelde und von Preußen bis Bayern, aber nirgends ſo nördlich und 
ſüdlich abgemarlt, als einige es uns jetzt in politiſcher Kurzſichtigkeit 
oft hinſtellen. Dieſelbe Theſe werden wir in Hinſicht der proteſtantiſchen 
und katholiſchen Religion einmal ausführen. So verſchieden ſind die 
zum Teil geträumten Stämme aber nirgends, daß ſie nicht in dem Meiſten 
zuſammenflöſſen, und das nicht Länder, die ſeit Jahrhunderten unter einem 
Geſetz und Herrſcher verbunden geweſen ſind, ohne daß das Freie und 
Menſchliche in ihnen verrichtet oder zertreten ſei, viel Verſchiedeneres 
vereinigten. Bis auf die Reſte des Slaviſchen in einigen unſeren öſtlichſten 
Landen, und bis auf die kleinen Spuren des Italieniſchen in einigen 
Orten ſind wir Deutſche glücklich alle aus einer Quelle, und die über⸗ 
triebenen Stammunterſchiede und Landſchaftseigentümlichkeiten werden 
von ihren Behauptern immer nur gemacht, um das erbärmliche Kleinig⸗ 
keitsweſen der einzelnen Herrſchaften im Vaterlande, deſſen Jammer 
uns die Rute der letzten 25 Jahre immer noch nicht ausgegeißelt hat, 
zu beſchönigen und zu verteidigen. 

Frankreich — das wir doch aber für die Freiheit und Menſchlichkeit 
nicht anführen — hat Franzoſen, (Gemiſch von Galliern, Romanen 
und Deutſchen) Burgunder, Normannen (Gemiſch von Franzoſen und 
Normännern) (Briten, Vasken und Iberier (in Bretagne, Guienne, 
Languedoc und Provence), in einem verbunden, und alle dieſe rühmen 
ſich, daß ſie Franzoſen ſind. England und Schottland haben Briten, 
Sachſen, Normänner, Eiren (die Bergſchotten) glücklich unter einem 
Geſetz verbunden, und das Eigentümliche und Treffliche eines jeden 
Schlages wird dadurch nicht zerſtört, noch kämpft es in feindſeligen 
Aufruhren gegeneinander, wie man uns ſo gern von den nächſtverwandten 
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deutſchen Landen einbilden will, wenn ſie verbunden werden ſollen. Nur 
der Deutſche ſieht ungeheure und feindſelige Verſchiedenheiten, und klagt 
über unheilige Völkerchen, wenn z. B. Holſtein und Mecklenburg, oder 
Schleſien und die Lauſitz, oder Kurſachſen und die Markung, oder Baden 
und Elſaß verbunden werden ſollen; und doch ſind die kleinen Unterſchiede, 
welche am meiſten die verſchiedenen Regierungsarten und Hofhaltungen 
gemacht haben, in 20, 30 Jahren fait verwiſcht; im eigentlichen Volke er- 
blickt der unbefangene Beobachter ſie kaum. Auch Schweden, das unbe⸗ 
denklich ſchon einen Herrn und ein Geſetz hat, beſteht aus zwei ſehr ver⸗ 
ſchiedenen Stämmen, den Schweden und den Gothen, und die verſchiede⸗ 
nen Landſchaften haben in ſich wieder große Eigentümlichkeiten; aber die 
eine im ganzen voneinander nicht zu verſchiedene Sprache verbindet alle 
als Brüder, und ſie meinen nicht, daß ſie zu ihrem Glücke aus zehn und 
zwanzig Völkchen, unter verſchiedenen Herrſchern beſtehen müſſen. 

Dies iſt alles geſagt, teils hiſtoriſchen Irrtümern und Übertreibungen 
vorzubeugen, teils jenem elenden und philiſtrigen Krämerſinn deutſcher 
Menſchen zu begegnen, die immer in dem Großen das Kleine zeigen, 
weil ſie aus dem Kleinen zu dem Großen nicht hinauf wollen. Entſtanden 
aber ſind die vielen Worte und Gegenworte, über die beſondere Art und 
Ehre der einzelnen Stämme durch die Meinung, die ſich verbreitet hat, die 
Lande des ehemaligen Kurſachſens würden zur Stärkung des einen Schild⸗ 
halters der deutſchen Freiheit mit ſeinen Staaten verbunden werden. 

Hierbei muß ich einen groben hiſtoriſchen Irrtum rügen, der ſich 
faſt in allen Schriften über dieſen Gegenſtand findet. Man ſagt immer, 
und pocht darauf, „Sachſen dürfe am wenigſten einem andern 
Staate einverleibt werden, weil es das Volk der älteſten 
und größten deutſchen Geſchichte fet, das feine Römer- 
kämpfe, ſeine nach England geſchickte Kolonie, ſeinen Witte- 
kind uſw. zeigen könne“ — und man kennt die deutſche Geſchichte 
nicht. Ich ſage denn, dieſe Kurſachſen haben mit jenen großen Sachſen 
des 3. und 4. und des 8. und 11. Jahrhunderts faſt gar nichts gemein; 
es fei denn, daß aus den Sitzen der alten Sachſen, wie nach Pommern 
und der Mark, ſo auch in das Land zwiſchen Elbe und Saale einige An⸗ 
ſiedler eingewandert ſind. Jenes alte Sachſenland aber ging gegen 
Oſten nicht weiter als bis in die Harzgegend und um die Ufer der Leine 
und Aller. Thüringen hat noch ſeine alten Bewohner; Meißen und Lau⸗ 
ſitz wurden lange von Slaven beſetzt, darauf nach der Verdrängung 
und Unterjochung dieſer, vom 10. bis 11. Jahrhundert, von dahin ge⸗ 
pflanzten deutſchen Ankömmlingen. Die Landgrafſchaft Thüringen und 
Markgrafſchaft Meißen waren lange Zeit ganz abgeſonderte Länder, bis 
ſie durch eine Heirat vereinigt wurden. Der Name Sachſen entſtand ganz 
zufällig durch den Titel und die Kur, die auf Wittenberg und ſeine Land⸗ 
ſchaft gelegt wurden; dieſer Name hat aber mit dem Volke nichts zu tun, 
welches das noch jüngſt ſog. Königreich Sachſen bewohnt. M. A. 
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IV. 


Dieſer Aufſatz erſchien, wie ſchon mitgeteilt, am 26. und 28. November 
1814 im „Rhein. Merkur“. Am 26. November 1814, alſo am gleichen 
Tage mit der Veröffentlichung des erſten Teiles, erſchien im „Preußiſchen 
Correſpondenten“ ein Aufſatz aus Arndts Feder, der die Überſchrift 
trägt: „Über deutſche Volksſtämme“. Dieſen Aufſatz, der am 10. De⸗ 
zember 1814 wörtlich in Brockhaus' „Deutſchen Blättern“ (Nr. 217) 
wieder abgedruckt wurde, dort zwar „E. M. R.“ unterſchrieben iſt, ver⸗ 
öffentlichte Arndt ſpäter mit geringen unweſentlichen Anderungen und 
einem neuen Schlußabſchnitt in feinem Buche: „Blick aus der Zeit auf 
die Zeit“, Germanien 1814 (Nr. 4, S. 147 ff.). Hier trägt jener Aufſatz 
die Überſchrift „Ein Wort über teutſche Volksſtämme“. 

Dieſe Abhandlung, die alſo in der Hauptſache mit denjenigen in den 
„Deutſchen Blättern“ und im „Preußiſchen Correſpondenten“ identiſch ift, 
ſtimmt nun an vielen Punkten inhaltlich — und mitunter ſogar wörtlich — 
mit jener Veröffentlichung im „Rhein. Merkur“ überein. Man vergleiche: 


„Rhein. Merkur.“: 


„Man lieſt alle Augenblicke: 
jedem teutſchen Stamme muß 
ſein Recht geſchehen, jedem 
Stamme müſſen ſeine Eigen⸗ 
tümlichkeiten verwahrt mwer- 
den, jeder Stamm müſſe, ſo 
ſehr es möglich, in ſeiner 
Ganzheit auch unter einer 
Regierung bleiben“... 


„Beiläufig ſage ich hier, daß die 
Einteilung zwiſchen dem Sü⸗ 
den und dem Norden Teutſch⸗ 


lands in Hinſicht der Leichtigkeit 


oder Schwere des Blutes und 
Sinnes und Leibes, näher be⸗ 
trachtet, nirgends Stich halt”... 


„Hierbei muß ich einen 
groben hiſtoriſchen Irrtum 


rügen, der ſich in allen Schriften 


Blick aus der Beit...” 


Man hat dabei beſonders ſehr 
auf dem Grundſatz gefußt, jeder 
Stamm müſſe, damit ſeine 
Eigentümlichkeit gebührlich 
gepflegt und erhalten werde, 
ſo ſehr dies irgend angehe, 
ſeine eigene Regierung ha— 
ben, damit ſo, indem jeder bei ſich 
ſein Einzelnes nähre und entwickle, 
das rechte Fazit der Geſamtheit 
echter teutſcher Bildung heraus⸗ 
komme.“ (S. 148.) 

„Eine ſich durchaus wider- 
ſprechende und ausſchließen⸗ 
de teutſche Art geſtatten wir 
alſo überhaupt nicht, noch 
jenen durch die Abſichten, womit 
er hingeſtellt worden iſt, berüchtig⸗ 
ten Unterſchied zwiſchen dem 
Süden und dem Norden von 
Teutſchland“ (S. 153.) 

„Was nun die Kurſachſen und 
ihren Stamm betrifft, ſo muß 
hier die hiſtoriſche Unwiſſen⸗ 
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über dieſen Gegenſtand findet. 
Man ſagt immer und pocht darauf, 
Sachſen dürfe am wenigſten einem 
andern Staate einverleibt werden, 
weil es das Volk der älteſten und 
größten teutſchen Geſchichte ſei, 
das ſeine Römerkämpfe, ſeine nach 
England geſchickte Kolonie, ſeinen 
Wittekind uſw. zeigen könne 

Ich ſage denn, dieſe Kurſach⸗ 
ſen haben mit jenen großen 
Sachſen des 3. und 4. und des 
8. und 11. Jahrhunderts faſt gar 
nichts gemein; es ſei denn, 
daß aus den Sitzen der alten 
Sachſen, wie nach Pommern und 
der Mark, ſo auch in das Land 
zwiſchen Elbe und Saale einige 
Anſiedler eingewandert ſind. Je⸗ 
nes alte Sachſenland aber 
ging gegen Oſten nicht weiter 
als bis in die Harzgegend 
und um die Ufer der Laine 
und Aller.“ 

„Die Landgrafſchaft Thü- 
ringen und Markgrafſchaft 
Meißen waren lange Zeit ganz 
abgeſonderte Länder, bis ſie durch 
eine Heirat vereinigt wurden. 

Der Name Sachſen entſtand 
ganz zuſällig durch den Titel und 
die Kur, die auf Wittenberg und 
ſeine Landſchaft gelegt wurden.“ 


heit gerügt werden, mit wel⸗ 
cher faſt alle, welche in den letzten 
Monaten über ſie geſchrieben, ſie 
zu Urenkeln jener gewaltigen alten 
Sachſen gemacht haben, welche 
mit den Römern und nachher mit 
Pipin und ſeinen Nachkommen ſo 
herrlich geſtritten haben.“ (S. 156.) 


„Jene haben mit dieſen 
alten Sachſen nichts gemein, 
oder gewiß nicht mehr als die 
Preußen und Pommern und an⸗ 
dere Nordteutſche; denn einzelne 
Koloniſten aus dem Sachſenlande 
mögen auch zu ihnen gekommen 
ſein. Jene alten Sachſen 
wohnten gegen Oſten hin 
nicht weiter als um den Harz 
und um die von ihm durch 
die braunſchweigiſchen Lande 
hinſtrömenden Flüſſe.“ (Seite 
157.) | 


Bu dieſer Zeit entſtand eine 
Markgrafſchaft Meißen und 
eine Landgrafſchaft Thürin⸗ 
gen, welche durch eine Heirat 
verbunden wurden.“ (S. 157.) 

„Als Herren großer teutſcher 
Länder wurden ſie Kurfürſten des 
Reichs und nannten fih Herzoge 
und Kurfürſten zu Sachſen; ihre 
Meißner und Thüringer fingen an, 
ſich Sachſen zu nennen.“ (S. 157.) 


Außer dieſen auffallenden gedanklichen und teils wörtlichen Über- 
einſtimmungen zweier Aufſätze, die am ſelben Tage erſchienen ſind, 
und von welchen einer ganz beſtimmt aus E. M. Arndts Feder ſtammt, 
laſſen ſich noch folgende Anhaltspunkte für den Erweis der Autorſchaft 


Arndts heranziehen: 


In jenem Aufſatz des „Rhein. Merkurs“ heißt es S. 36, Zeile 17 
von oben: „So liegen allerdings Unterſchiede urſprünglicher Tempe⸗ 
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ramente, ... aber nirgends fo nördlich und ſüdlich abgemarkt, als einige 
es uns jetzt in politiſcher Kurzſichtigkeit oft hinſtellen. Dieſelbe Theſe 
werden wir in Hinſicht der proteſtantiſchen und katholiſchen 
Religion einmal ausführen.“ 

Die hier vom Verfaſſer in Ausſicht geſtellte Arbeit hat E. M. Arndt im 
„Preußiſchen Correſpondenten“ am 30. November, alſo vier Tage nach 
dem Erſcheinen jenes Aufſatzes im „Rhein. Merkur“ geliefert. Sie trägt 
die Überſchrift: „Ein Wink über die klimatiſche Einteilung Deutſchlands 
in Hinſicht des Katholizismus und Proteſtantismus.“ 

Zum Schluß ſei noch folgendes für Arndts Verfaſſerſchaft geltend 
gemacht, wenn auch die bisher angeführten Argumente ſchon zwingend 
ſind und zum Beweiſe genügten. 

Die Redaktion des „Rhein. Merkurs“, die jenen Aufſatz über die 
Volksſtämme für nicht gründlich genug hält und insbeſondere die hiſtoriſch⸗ 
mythologiſche Betrachtungsweiſe vermißt, beginnt ihre kritiſchen Aus- 
führungen: „Einverſtanden immer und allezeit mit dem Freunde, der hier 
gefproden in allem, was aufs Wohl des gemeinen Vaterlandes geht“, ufr. - 

Dieſe Worte Görres', der in einem der erſten Artikel ſeines „Rhein. 
Merkurs“ das ſtolze Wort ſchreiben konnte: „Ich habe nie Napoleons 
Brot gegeſſen, noch aus ſeinem Becher getrunken!“ paſſen trefflich auf 
den großen Franzoſenhaſſer Arndt, der in Napoleon den Fleiſch ge- 
wordenen Satan erblickte. Wie Arndt ſeit 1812 ſtets „Aufruhr gegen 
welſche Liſt, Habſucht und Übermut predigte, ſo hat auch der „Rhein.“ 
Merkur“ in der erſten Phafe ſeines Beſtehens ſich faſt ausſchließlich auf 
die Bekämpfung Frankreichs beſchränkt. Bekannt iſt jenes Wort Na⸗ 
poleons, das den „Rhein. Merkur“ die fünfte Großmacht Europas nennt. 
Auch darin ſtimmen Görres und Arndt überein, daß beide ſchon früh 
Deutſchlands Heil an die Einigung der deutſchen Staaten unter Preußens 
Vormachtſtellung knüpften. Im Hinblick auf Arndts politiſchen Stand⸗ 
punkt kann ſich alſo Görres mit ganzem Herzen „immer und allezeit 
einverſtanden“ mit Arndt erklären. 
| Die Argumente für Arndts Verfaſſerſchaft des vorliegenden Auf 
ſatzes ſind alſo: | 

1. Das Namenszeichen „M. A.“ als Unterſchrift, 

2. weitgehende inhaltliche, ja zum Teil wörtliche Übereinſtim⸗ 
mungen zweier Aufſätze, die am ſelben Tage an verſchiedenen 
Orten erſchienen ſind, und von welchen einer beſtimmt von 
Arndt ſtammt, 

3. Ankündigung einer Arbeit des Verfaſſers jenes Aufſatzes des 
„Rhein. Merkurs“, die ſpäter Arndt lieferte, 
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4. Hinweis der Redaktion auf des Verfaſſers politiſchen Stand⸗ 
punkt, der auf denjenigen Arndts trefflich paßt. 
Von dieſen Argumenten find Nr. 2 und Nr. 3 zwingend). 


V. 


Es fragt ſich nun, ob und welche Bedeutung die beiden mitgeteilten 
Aufſätze für die Arndtforſchung haben. | 

In Hinſicht auf den politiſchen Standpunkt Arndts bringen die 
beiden Artikel nichts Neues. 

Dies ließ ſchon das reiche Belegmaterial, insbeſondere zu jenem 
Aufſatze, der Arndts Anſichten über die Verfaſſungsfrage darlegte, 
erkennen. Auch Arndts Stellung zur ſächſiſchen Frage, die in dem Auf⸗ 
ſatze über die deutſchen Volksſtämme zum Ausdruck kommt und ihm 


1) Die im vorliegenden Aufſatze flüchtig hingeworfenen Ideen hat Arndt 
30 Jahre ſpäter in ſeinem „Verſuch in vergleichender Völkergeſchichte“ ausführ⸗ 
lich behandelt. Intereſſant iſt nun, wie Arndt in dieſem Werke an der Stelle, 
wo er von den einzelnen Landſchaften und Völkerſchaften Deutſchlands redet 
(S. 350 ff.), auf die ſchon erwähnte Kritik des „Rhein. Merkurs“ an ſeinem Auf⸗ 
ſatze von 1814 reagiert. Der „Rhein. Merkur“ hatte in Nr. 115 im Anſchluß an 
Arndts Ausführungen ſeine Kritik mit den Worten eröffnet: „Einverſtanden 
immer und allezeit mit dem Freunde, der hier geſprochen in allem, was aufs Wohl 
des gemeinen Vaterlandes geht, können wir doch diesmal in einigen Sätzen nicht 
ſeiner Meinung ſein. Wir glauben, daß die Unterſuchung über die teutſchen Stämme 
ſich nicht alſo leicht abtun laſſe, wie es hier geſchehen. Die ganze Fülle der Formen 
eines großen Urvolkes, das, wie die Stromgebiete aus den vielen Waſſeradern 
ſich zuſammenweben, ſo in den vielfältigſten Abſtufungen doch immer eine Grund⸗ 
art ausprägend, über Berg und Tale eines weiten Landes ſich verbreitet, läßt 
ſich nur loſe und obenüber in den allgemeinen Gegenſatz von leicht und ſchwer 
zuſammenfaſſen.“ In weiterer Auseinanderſetzung mit dem Arndtſchen Aufſatze 
ſchlägt dann die Redaktion des „Rhein Merkurs“ vor, bei Behandlung dieſes 
Themas auf die germaniſche Urgeſchichte zurüdzugehen. „In allgemeinfter Über- 
ſicht läßt dieſe Fülle am leichteſten ſich begreifen, wenn man von der urſprüng⸗ 
lichen dreigeteilten Wurzel ausgeht, auf welche die alten Sagen der Nation ſich 
einſtimmig zurückbeziehen.“ Man vergleiche hierzu Arndt in ſeinem „Verſuch 
in vergl. Völkergeſch.“, S. 350: „Wir wiſſen, wie viele teils mythiſche, teils geo⸗ 
graphiſche und ethnographiſche Einteilungen der Germanen die Alten ſchon ver⸗ 
ſucht und gemacht und wie viel manche Spätere dieſe Einteilungen teils beibe⸗ 
halten und weiter verfolgt, teils neue Klüfte in dieſelben eingeſchnitten haben. 
Dies geht uns hier faſt gar nichts an, indem wir es nicht mit der gefährlichen und 
halsbrechenden Urgeſchichte und Vorgeſchichte der Völker zu tun haben, „ſondern 
unſer liebes Deutſchland, wie es heutiges Tages noch beſteht“, nur nach ſeinen 
karakteriſtiſch hervortretenden einzelnen Landſchaften uüberſchauen wollen“. 
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publiziſtiſche Färbung verleiht, ift die gleiche wie in feinen ſonſtigen 
Schriften. Dies zeigt ein Blick auf Arndts Ausführungen in „Kurzer 
politiſcher Überſchlag: Friedrich Auguft und Sachſen “!), — „Friedrich 
Auguft, König von Sachſen, und fein Volk im Jahre 1813“), „Über die 
deutſchen Volksſtämme“ ), „Blick aus der Zeit auf die Zeit“). 

Auf den erſten Blick ſcheinen alſo beide Aufſätze nur ſekundären Wert 
für die Arndtforſchung zu haben. 

Bei näherem Zuſehen ſtellt ſich aber der erſte der beiden Aufſätze 
als höchſt bedeutungsvoll dar, bedeutungsvoll inſofern, als er die bisherige 
Behandlung und Würdigung der „Fantaſien“, der für Arndts politiſche 
Entwicklung überaus wichtigen Schrift, zum mindeſten in Frage ſtellt. 

Wir konſtatierten im erſten „Rhein. Merkur“⸗Aufſatz E. M. Arndts 
an einzelnen Stellen auffallende Übereinſtimmungen mit den „Fanta⸗ 
ſien“. Es handelte ſich hierbei nicht nur um Identität der Grundgedanken, 
ſondern fogar um Übereinftimmung in Einzelheiten der 8 
und an einer Stelle um faſt wörtliche Anklänge. 

Dieſer Tatbeſtand erklärt ſich natürlich zunächſt ganz allgemein 
dadurch, daß beide Arbeiten aus E. M. Arndts Feder ſtammen. Dieſe 
Erklärung genügt aber nicht, da ſie zu allgemein iſt. Sogleich erhebt ſich die 
Frage nach der Art und Weiſe der Beziehung beider Arbeiten zueinander, 
vor allem: ob jener Artikel des „Rhein. Merkurs“ die „Fantaſien“ beein⸗ 
flußt hat, oder ob die „Fantaſien“ auf jenen Artikel eingewirkt haben“). 

Es iſt zweckmäßig, ehe wir der Behandlung dieſer Alternative näher⸗ 
treten, zunächſt einen Blick auf das Problem der Geneſis der „Fantaſien“ 
zu werfen’). 


1) Preuß. Correſp., 6. Juni 1813. 

2) O. O. 1814. 

3) Preuß. Correſp., 26. Nov. 1814. 

4) Germanien 1814. 

5) Mit Aufſtellung dieſer Alternative gehen wir bereits über den heutigen 
Stand der Arndtforſchung, die in den „Fantaſien“ ein Dokument des politiſchen 
Standpunktes E. M. Arndts von 1812 erblickt, hinaus. Vgl. E. Müſebeck, E. M. 
Arndt, Gotha 1914, S. 312 ff. Die Müſebeckſche Würdigung der „Fantaſien“ 
für Arndts politiſche Entwicklung hat — ſoweit ich ſehe — bislang niemand in 
Frage geſtellt. — Auf Müſebecks Wertung der Fantaſien werden wir noch im 
Zuſammenhang zurückkommen. 

6) Merkwürdigerweiſe ſcheint Müſebeck die Geneſis der „Fantaſien“ gar 
nicht als Problem zu empfinden. Vgl. Müſebeck, a. a. O., S. 312 ff., und 
„Preuß. Jahrb.“, Bd. 141, S. 78 ff. Der Gedanke, daß die „Fantaſien⸗ in ihrer 
jetzigen Geſtalt eine Überarbeitung der Niederſchrift von 1812 darſtellen könnten, 
kommt Müſebeck nicht. 
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Arndt nennt im Vorwort der „Fantaſien“ den „noch beklommenen 
Frühling des Jahres 1812“ als Zeitpunkt der Niederſchrift. Dieſe An⸗ 
gabe wird beſtätigt durch einen Brief Arndts aus dem April 1813 an 
G. A. Reimer!), in dem er den Frühling und Sommer 1812 als Zeit 
der Entſtehung angibt. „Sobald die Zeit weitergeht, etwa im Herbſt, 
wollen wir insgeheim 50 Kapitel für das deutſche Volk drucken laſſen, 
die in ganz einfacher Sprache in Breslau und Petersburg verfaßt ſind“ ). 

Die Vorrede zu den Fantaſien iſt „geſchrieben zu Frankfurt a. M., 
den 8. Februar 1814“), das Titelblatt trägt die Jahreszahl 1815. 

Der Angabe des Titelblattes, daß die „Fantaſien“ 1815 erſchienen feien, 
widerſpricht — wie jhon Meiſner und Geerds bemerkten“) — ein Brief 
Arndts an Karl Schildener vom 11. Dezember 1814, der ganz ohne Zweifel 
die „Fantaſien“ als gedruckt, und zwar als kürzlich gedruckt vorausſetzt“). 

Hiernach muß alſo der Erſcheinungszeitpunkt der „Fantaſien“ in 
den Herbſt 1814 verlegt werden. 

Die angegebenen Daten laſſen erkennen, daß Arndt in dem Zeit⸗ 
raum zwiſchen erſter Niederſchrift und Veröffentlichung der „Fantaſien“ 
dreimal der Herausgabe dieſer Schrift ernſthaft nähergetreten ijt): 

1. im Frühjahr 1813 
(vgl. den Brief Arndts an Reimer vom April 1813"); 
2. im Winter 1814 
(dies läßt die am 8. Februar 1814 geſchriebene Vorrede ver⸗ 
muten“); | 
3. im Herbſt 1814 
(aljo vor der wirklichen Veröffentlichung der „Fantaſien“). 


1) Vgl. Heinrich Meiſner und Robert Geerds, E. M. Arndt, ein Lebens⸗ 
bild in Briefen. Berlin 1898. Nr. 63, S. 92. 

2) Arndt traf am 16. Auguſt 1812 in Petersburg ein. — Daß mit den „50 Ka⸗ 
piteln“ die „Fantaſien“ gemeint ſind, gab Arndt 1821 im Verhör an. Vgl. E. Müſe⸗ 
beck, Preuß. Jahrb., Bd. 141, S. 95 ff. 

3) „Fantaſien“, S. IV. 

4) a. a. O., S. 116, Nr. 86: „Hierbei zwei Bücher, von welchen das eine 
bloß aus der Zeit. Das andere wünſchte ich, hätte Deinen Beifall (die Fantaſien) 
in Art und Geſinnung.“ 

5) Es iſt natürlich nicht ausgeſchloſſen, ja vielmehr ſehr wahrſcheinlich, daß 
Arndt in den faſt 2½ Jahren, in welchen er das Mtanuffript der „Fantaſien“ 
mit fi herumtrug, mehr als 3mal verſucht hat, diefe Schrift zu veröffentlichen. 
Das publiziſtiſche Gepräge der erſten Kapitel (vgl. insbeſondere Kap. 4—10) 
legt die Vermutung nahe, daß Arndt dieſe Schrift 1812 für eine ſofortige Ver⸗ 
öffentlichung beſtimmt hatte. 
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Es muß infolgedeſſen damit gerechnet werden, daß Arndt im Früh- 
ling und Sommer 1813), im Winter 1813/14 und im Herbſt 1814 an 
den „Fantaſien“ gearbeitet hat. 

Man ſieht alſo, ein wie komplexes Gebilde die „Fantaſien“ höchſt 
wahrſcheinlich ſind. 

Bei der bloßen Möglichkeit einer Überarbeitung der „Fantaſien“ 
braucht nicht ſtehen geblieben werden. Wir ſind in der Lage, diefe Möglich⸗ 
keit zum mindeſten ſehr wahrſcheinlich zu machen. 

Am 12. September 1814 ſchrieb Arndt an F. von Cotta), der ihm 
angeboten hatte, als Korreſpondent für die „Allgemeine Zeitung“ nach 
Wien zu gehen: „Ich habe bei eintretendem Ruheſtand ſo viel Altes 
aufzuräumen, daß ich an etwas Neues gar nicht denken kann.“ Dieſe 
Ausſpielung auf „viel Altes“, das er „aufzuräumen“ habe, kann ſich nur 
auf die „Fantaſien für ein künftiges Teutſchland“ beziehen. 

Ferner bringt jene Briefſtelle nach meinem Empfinden zum Aus⸗ 
druck, daß Arndt an intenſive Arbeit an alten Manufkripten, nicht ledig- 
lich an unveränderte Herausgabe denkt. 

Es iſt alſo ſehr wahrſcheinlich, daß Arndt in den Herbſtmonaten 1814 
an den „Fantaſien“ Anderungen vorgenommen hat. 

Wir ſind ſogar in der Lage, die Zeit der Arbeit an den „Fantaſien“ 
im Herbſt 1814 noch näher zu beſtimmen. 

Anfang September kehrte Arndt von einer mehrwöchentlichen 
Reiſe aus dem Südweſten Deutſchlands nach Frankfurt zurück. Bereits 
Ende Oktober verließ er Frankfurt wieder und traf erſt im letzten Drittel 
des November?) nach einer mehrwöchigen Fußwanderung in Berlin 


1) Im Sommer 1813 mag vielleicht jene Stelle, S. 55, entſtanden ſein, an 
welcher Arndt vor Waffenſtillſtänden warnt. „Aber vor Einem hütet euch, und 
vergeſſet nicht, daß ichs euch geſagt habe: Machet keine Stillſtände mit ihnen 
vor und nach den Schlachten, und laſſet nicht Boten hin und her 
laufen, ſondern laſſet nur die Schwerter eure Boten ſein. — Denn ſie ſind liſtig 
und geſchwind zum Betruge, und haben eure Väter das oft erfahren, und ihr 
erfahret es nun, wie es heut am Tage iſt. Eure Stärke aber iſt in den 
Fäuſten und Herzen; dieſe gebrauchet.“ Dieſe Worte könnten nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand von Poiſchwitz (4. Juni 1813), der Arndt wie ein „Donnerſchlag“ (Brief 
an Johanna Motherby vom 9. Juni 1813) traf, geſchrieben ſein. Einen Beweis 
kann ich für dieſe Vermutung allerdings nicht bringen. — (Die Briefe Arndts 
an J. Motherby ſind erſchienen unter dem Titel: „Briefe an J. Motherby von 
W. v. Humboldt und E. M. Arndt“, herausgegeben von H. Meiſner. Leipzig 1893.) 

2) Meiſner⸗Geerds, a. a. O., S. 115, Nr. 85. : 

3) Müſebeck, a. a. O., S. 538. 
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ein. Da das Werk, das in Frankfurt erſchienen iſt, bereits am 11. Dezember 
dem in Berlin weilenden Arndt gedruckt vorlag, iſt anzunehmen, daß er 
es vor ſeiner Abreiſe von Frankfurt Ende Oktober ſeinem Verleger 
übergeben hat. Sicher iſt, daß Arndt die Herausgabe dieſer Schrift im 
September⸗Oktober beſorgt hat. 

Im September hat aber Arndt auch jenen Artikel für den „Rhein. 
Merkur“ geſchrieben, der ſo ſtarke Anklänge an die „Fantaſien“ aufwies. 
Jener oben mitgeteilte Artikel des „Rhein. Merkurs“ bildet daher einen 
weiteren, höchſt wichtigen Anhaltspunkt für unſere Vermutung, daß 
Arndt im Herbſt 1814 ſein Manuſkript von 1812 nicht ohne Anderungen 
veröffentlicht hat!). 

Über Quantität und Qualität dieſer Anderungen kann natürlich 
nichts abſolut Sicheres geſagt werden. Zwar gibt jener Artikel des 
„Rhein. Merkurs“ einen Fingerzeig. Aber auch dieſer Fingerzeig iſt 
nur mit großer Vorſicht zu benutzen. Der Weg, auf den er weiſt, iſt 
äußerſt unſicheres Land. Infolgedeſſen muß man ſich ſtets vor Augen 
halten, daß den Reſultaten, die auf dieſem Wege gewonnen werden, nur 
hypothetiſche Dignität zugeſchrieben werden darf. 

Trotz allem ſcheint mir dieſer Weg verſuchsweiſe gegangen werden 
zu müſſen, ehe man die „Fantaſien“ weiterhin in der Weiſe verwertet, 
wie dies Müſebeck tut?). 


1) E. M. Arndts Schaffensweiſe, wie ſie uns in ſeiner literariſchen Tätigkeit 
entgegentritt, widerſpricht endlich der Annahme einer nicht überarbeiteten Aus⸗ 
gabe des Manuffriptes von 1812. Selten ließ Arndt alte Schriften unverändert 
in Neuauflagen erſcheinen, zuweilen waren ſogar dieſe Anderungen, wie „Geiſt 
der Zeit, zweiter Teil“ und „Kurzer Katechismus für teutſche Soldaten“ beweiſen, 
ſehr weſentlich. (Vgl. M. Lehmann, Ein Arndtfund. Deutſche Revue 29, (4. Teil) 
und A. Dühr, Arndt als Agitator und Offizioſus. Die Grenzboten 70, (=3. Teil). 
Außerdem hatte Arndt ſtets die Gepflogenheit, in ſeiner Schriftſtellerei Altes mit 
Neuem zu verquicken. So nahm er z. B. nicht ſelten Teile älterer Schriften wörtlich 
oder verändert in neue Arbeiten hinüber. | 

2) Müſebecks Stellung zu den „Fantaſien“ ift nicht ganz eindeutig. Er 
rechnet zwar mit der Möglichkeit, daß uns in den „Fantaſien“ mehr erhalten iſt, 
als Arndt 1812 niedergeſchrieben hat — vergl. S. 311: „wenigſtens zum großen 
Teil“ ſind die „Fantaſien“ „bereits im Frühjahr 1812 niedergeſchrieben“ —, 
auch nimmt er an einer Stelle eine Anderung vor der Herausgabe der „Fantaſien“ 
an — vgl. S. 314 Anmerkung —; dieje Anderungen am Manuffript von 1812 
ſcheinen ihm aber offenbar ſo geringfügig zu ſein, daß er von ihnen abſtrahiert 
und trotzdem „die Fantaſien“ als Dokument der politiſchen Anſchauungen E. M. 
Arndts von 1812 behandelt. In deutlichen Worten ſagt dies zwar Müſebeck 
nirgends. Er drückt ſich vielmehr äußerſt vorſichtig aus. (Vgl. z. B. S. 312: „So 
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Faſſen wir jene Stellen der „Fantaſien“, die als beſonders enge 
Parallelen zu Arndts Ausführungen über die Naſſauiſche Verfaſſung 
in Betracht kamen, näher ins Auge! 


Jene Stellen gehören zum Kapitel 28 der „Fantaſien“. 

Kap. 28 trägt die Überſchrift „Von den Volksboten“, handelt aber 
nur im erſten Teile von der Repräſentation des Volkes. Im zweiten Teile 
redet Arndt von den Fürſten, vom Adel, vom Fürſtenrat, und weiſt zum 
Schluß auf die Notwendigkeit hin, im Staate das Alte möglichſt zu 
erhalten. 

Dieſes Abweichen vom Thema iſt an ſich noch nicht auffallend, da 
Bewegungsfreiheit gegenüber der Überfchrift für Arndt charakteriſtiſch ift. 

Auffallend iſt aber, daß Arndt alle Fragen, die er in Kap. 28 er⸗ 
örtert, ſchon an anderer Stelle ſeiner „Fantaſien“ behandelt oder ange⸗ 
ſchnitten hat. 


Von der repräſentativen Grundlage der Verfaſſung hat Arndt 
ſchon im Kap. 20 geredet. Kap. 41 kommt er nochmals darauf zurück +). 


Kap. 28 bringt Ergänzungen zu Kap. 20, die in Kap. 20 am Platze 
wären, in Kap. 28 aber weniger paſſen. Mit Kap. 22 beginnt Arndt 
ſeine Ausführungen über die Stände, die, Kap. 29 ff., in einem Hymnus 


nehmen die „Fantaſien“ für die Gedankenwelt Arndts, bevor er nach Rußland 
ging und dort mit Stein zuſammentraf, eine bedeutſame Stellung ein.“) — Diefe 
Annahme, daß die „Fantaſien“ der Ausdruck der politiſchen Anſchauungen Arndts 
von 1812 ſind, bildet aber die notwendige Vorausſetzung der Müſebeckſchen 
Würdigung der „Fantaſien“ und der Folgerungen, die Müſebeck für Arndts 
politiſche Entwicklung und insbeſondere für Arndts intellektuelle Stellung zu Stein 
aus dieſer Schrift zieht. (Vgl. S. 325 ff., S. 326 ff., insbeſondere S. 328.) So iſt 
Müfebed geneigt, auf Grund der „Fantaſien“ Arndts politiſchen Anſchauungen 
von 1812 ein Prä vor Steins gleichzeitigen Ausführungen zu geben. (S. 328: 
„. . . wie viel zukunftsſicherer erſcheinen doch die Arndtſchen Forderungen.“) 
Demgegenüber ſcheinen mir aber die „Fantaſien“ zur Erörterung des intellektuellen 

Verhältniſſes Arndts zu Stein nicht herangezogen werden zu dürfen, da wir eben 
nicht in der Lage ſind, mit Beſtimmtheit anzugeben, was vor und was nach der 
Berührung mit Stein entſtanden iſt. 

1) Von den Fürſten und vom Adel hat Arndt bereits titi in Kap. 21 
und 22 geredet, für die Wiedereinführung alter Inſtitutionen bereits am Schluß 
von Kap. 27 plädiert und jo eine Überleitung zu den Kapiteln 29—30, die „Vom 
Alten“ handeln, geſchaffen. 

Kap. 20 handelt „Lom Könige und vom Regiment“, N 41 Bon der 
Regierung und Polizei”. 
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auf „das Alte“ gipfeln!). Zwiſchen Kap. 27 und 29 ſchiebt fih nun 
Kap. 28 — für mein Empfinden wenigſtens — als Fremdkörper. 

Auffallend iſt auch, daß Arndt, nachdem er in Kap. 20 ſchon von den 
Volksboten geredet und hierbei ſelbſt das Wort „Landboten“ gebraucht 
bat, in Kap. 28 die Volks- oder Landboten gewiſſermaßen erſt vorſtellt. 
Vgl. S. 132: „Dieſe deine Stellvertreter ſollen Volksboten oder Kand- 
boten genannt werden.“ 

Zum Schluß möchte ich ein ſtiliſtiſches Bedenken gegenüber der 
Urſprünglichkeit von Kap. 28 geltend machen. Mir ſcheint, daß Kap. 28 
auf Grund ſeiner detaillierten Ausführungen aus der Kompoſition des 
Werkes herausfällt. 

Von Kap. 12 ab, in welchem Arndt ſeine Ausführungen über das 
„künftige“ Deutſchland beginnt, iſt ganz ohne Zweifel im allgemeinen 
der Fantaſiecharakter des Werkes trefflich gewahrt. Kap. 28 hingegen 
kündet ſich durch ſeine detaillierten Vorſchläge deutlich als ein Produkt an, 
das aus der Gegenwart heraus für die Gegenwart geſchrieben iſt. Dieſe 
Vorſtellung drängt ſich mir z. B. auf, wenn ich S. 133 leſe: „Wie viele 
aber dieſer Landboten geſchickt werden ſollen, das magſt du für alle deine 
Lande künftig näher beſtimmen. — Und ſollſt du ihnen ehrliches Reiſe⸗ 
geld auswerfen und einen Jahrlohn ſetzen, daß ſie forgenlos leben mögen; 
und nicht weiter. Damit niemand ein hohes Amt ſuche um das Geld, 
ſondern allein die Ehre der Sporn ſei und das Vertrauen für das liebe 
Vaterland arbeiten zu wollen“, uſw. 

So redet meiner Anſicht nach kein Mann, für den die Einführung 
einer Verfaſſung noch in nebelhafter Ferne ſteht! 

Da nun die detaillierten Vorſchläge von Kap. 28 auch in jenem 
Artikel Arndts über die Naſſauiſche Verfaſſung zum guten Teil anzu⸗ 
treffen ſind, ſcheint es mir ſehr wahrſcheinlich zu ſein, daß die Naſſauiſche 
Verfaſſung und die durch ſie veranlaßte Stellungnahme Arndts zu ihr 
für die endgültige Faſſung von Kap. 28 nicht ohne Bedeutung geweſen iſt. 


1) Kap. 22: Von den Fürſten und Herren und von dem Adel. 
Kap. 23: Von den Bauern. 
Kap. 24: Von den Bauern. 
Kap. 25: Von Städten und Bürgern. 
Kap. 26: Von den Bürgern und von Gilden und Zünften. 
Kap. 27: Von Gilden und Zünften. 
Kap. 28: Von den Volksboten. 
Kap. 29: Von dem Alten. 
Kap. 30: Von dem Alten, und von Landſchaften, und was 3 dahin gehört. 
Kap. 31: Von Kleidern und Moden uſw. 
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Unjere oben!) geftellte Alternative möchten wir alfo dahin ent- 
ſcheiden, daß einzelne Teile der „Fantaſien“ von jenem Artikel im „Rhein. 
Merkur“ abhängig ſind. 

Es iſt dabei natürlich nicht notwendig, daß jener Artikel in ſeiner 
gedruckten Form auf Arndts Ausführungen in Kap. 28 gewirkt hat, 
es iſt auch möglich — ja vielleicht noch wahrſcheinlicher —, daß die durch 
die Naſſauer Verfaſſung in Arndt ausgelöſten Anſchauungen unmittelbar 
auf Arndts Arbeit an den „Fantaſien“ beſtimmend gewirkt haben. — 


Die Bedeutung jenes oben mitgeteilten Artikels im „Rhein. Merkur“ 
Nr. 119 dürfte alſo darin liegen, daß er einen Lichtſtrahl fallen läßt auf 
das komplexe Gebilde der „Fantaſien“. Nur eine negative Beſtimmung 
mit Anſpruch auf Gewißheit ſcheint mir zuläſſig zu ſein, nämlich die: 
daß die „Fantaſien“ nach den vorliegenden Quellen nicht als Dokument 
der politiſchen Anſchauungen E. M. Arndts von 1812 betrachtet und 
verwertet werden dürfen. 

(Eingeſandt: Herbſt 1918.) 


1) S. 42. 


III 


Galkenbayn und Ludendorff in den Jahren 
1914 - 1916) 
Von 
Johannes Ziehurſch. 


Die deutſche Kriegsführung im Weltkrieg hat mit dem zweimaligen 
Wechſel des Generalſtabschefs jedesmal ihre Eigenart gewandelt. 

In der erſten, kurzen, aber ſo ſchickſalsſchweren Periode vom 1. Auguſt 
bis zum 14. September 1914 ſuchte Generaloberſt v. Moltke den Ope⸗ 
rationsplan ſeines Vorgängers, des Grafen v. Schlieffen, durchzuführen, 
ſcheiterte aber dabei; trotzdem begeiſtern ſich noch heute die meiſten 
Militärs für die Gedankenwelt Schlieffens, was nicht Wunder nehmen 
darf, da das Eingeſtändnis ihrer Undurchführbarkeit im Zeitalter der 
Millionenheere und modernen Waffentechnik den Schluß erzwingen 
würde, daß Schlieffens Vernichtungsſtrategie ſich überlebt und das 
militäriſche Denken unſeres Generalſtabes ſich in zu einſeitigen Bahnen 
bewegt habe). 

Über die Entſtehung und das allmähliche Ausreifen des Schlieffen⸗ 
ſchen Planes, zu Beginn eines Zweifrontenkrieges mit faſt allen deutſchen 
Kräften über Belgien die franzöſiſche Armee zu umfaſſen und einzu⸗ 
keſſeln oder über die Schweizer Grenze abzudrängen, ſind wir heute 


| 1) Dieſer Aufſatz wurde im Januar 1920 der Redaktion eingereicht und An- 
fang März 1921 auf Grund der Neuerſcheinungen der Zwiſchenzeit ergänzt. 

2) Daß in der jüngſten Vergangenheit eine völlige Anderung der Taktik ein⸗ 
getreten ſei, und daß Taktik und Strategie in engſter Wechſelwirkung ſtehen, geben 
die Militärs zu (vgl. Frhr. v. Freytag⸗Loringhoven, Generalfeldmarſchall 
Graf v. Schlieffen, Leipzig 1920, S. 108, 122), aber nicht den auf der Hand 
liegenden Schluß, daß ſich auch die Strategie in ihrem Weſen ändern könne und 
müſſe. So erklärt ſich die Vernachläſſigung des Stellungskrieges bei uns in der 
Vorkriegszeit. — Vgl. H. Delbrück, Falkenhayn und Ludendorff, Preußiſche 
Jahrbücher, Bd. 180, S. 276 ff. 
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leidlich gut unterrichtet). Bei feinen Erwägungen ging Schlieffen im 
Widerſpruch mit den Ideen des alten Moltke über die Dauer moderner 
Kriege von falſchen wirtſchaftlichen Vorausſetzungen aus, wenn 
er erklärte: „Solche (ſich hinſchleppende) Kriege ſind zu einer Zeit un⸗ 
möglich, wo die Exiſtenz der Nation auf einem ununterbrochenen Fort⸗ 
gang des Handels und der Induſtrie begründet iſt und durch eine raſche 
Entſcheidung das zum Stillſtand gebrachte Räderwerk wieder in Lauf 
gebracht werden muß. Eine Ermattungsſtrategie läßt ſich nicht treiben, 
wenn der Unterhalt von Millionen den Aufwand von Milliarden er⸗ 
fordert“). Fraglich bleibt, ob Schlieffen von dieſem Irrtum ausging 
oder ihn ohne weiteres ſeinem Glauben an die bedingungsloſe Richtigkeit 
der Vernichtungsſtrategie unterſtellte. Aus der Auffaſſung, daß das 
moderne Wirtſchaftsleben nur kurze Kriege zulaſſe, ergab ſich, daß „der 
Große Generalſtab den Krieg nur militäriſch ſtudiert“, den Problemen 
der Kriegswirtſchaft und anderen innerpolitiſchen Fragen keine größere 
Aufmerkſamkeit geſchenkt hats). Vielleicht hängt auch mit dieſem Irrtum 
das Unterlaſſen einer Vereinbarung zwiſchen Heerführung und See⸗ 
kriegsleitung über die Operationen bei Kriegsbeginn zuſammen, was 
weniger dem Ende 1905 aus ſeinem Amte ſcheidenden Schlieffen bei 
dem damaligen Stande unſerer Flotte als ſeinem Nachfolger zu Laſten 
fiele. 

Schlieffen hatte ſeinen Ideen die letzte Ausgeſtaltung unter dem 
Eindruck der ſtarken militäriſchen Schwächung Rußlands durch den 
japaniſchen Krieg gegeben; daß der den Achtzigern ſich nähernde Greis 

nach ſeiner Entlaſſung trotz des überraſchenden Erſtarkens Rußlands an 


1) H. v. Kuhl, Der deutſche Generalſtab in Vorbereitung und Durchführung 
des Weltkrieges. Berlin 1920, S. 154 ff. — Wolfgang Foerſter, Graf Schlieffen 
und der Weltkrieg. Teil I: Die deutſche Weſtoffenſive 1914 bis zur Marneſchlacht. 
Berlin 1921, S. 1 ff. — Vgl. die unzureichenden und fic) widerſprechenden Auße⸗ 
rungen über Schlieffens Plan in Ludendorffs Kriegserinnerungen, S. 19, und 
ſeiner Broſchüre: Franzöſiſche Fälſchung meiner Denkſchrift von 1912 über den 
drohenden Krieg, S. 14. Fr. v. Bernhardi im Roten Tag vom 22. November 
1919, Nr. 259: „Ich bin der Anſicht, daß Calais von Hauſe aus das Ziel unſerer 
Operationen ſein mußte. Ich ſtimme damit mit dem Grafen Schlieffen überein, 
der immer Calais als den entſcheidenden Punkt bezeichnet hat.“ Vgl. Tirpitz, 
Erinnerungen (Leipzig 1919), S. 251, 264. — Groener, Die Liquidation des 
Weltkrieges. Preuß. Jahrb., Bd. 179, S. 46 ff. 

2) Kuhl, S. 138. 

3) W. Nicolai, Nachrichtendienſt, Preſſe und Volksſtimmung im Weltkrieg. 
Berlin 1920, S. 139. — Kuhl, S. 139/140. 
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ſeinen bisherigen Plänen feſthielt, iſt menſchlich; daß es auch ſein Nach⸗ 
folger, vielleicht mit ſtarken inneren Vorbehalten, und Schlieffens Jünger 
im Generalſtab taten, iſt echte Epigonenart und machte erſt aus dem 
Operationsplan für 1905/06, um ein Wort von Tirpitz zu gebrauchen, 
„das Siegesrezept des toten Schlieffen“). Trotz aller Proteſte 
der Militärs gegen dieſes Urteil dürfte Tirpitz im Recht ſein, wenn man 
ſich an die Worte des alten Moltke hält: „Kein Operationsplan reicht mit 
einiger Sicherheit über das erſte Zuſammentreffen mit der feindlichen 
Hauptmacht hinaus“ und: „Nur der Laie glaubt, in dem Verlauf eines 
Feldzuges die konſequente Durchführung eines im voraus gefaßten, in 
allen Einzelheiten überlegten und bis ans Ende feſtgehaltenen, urſprüng⸗ 
lichen Gedankens zu erblicken.“ Schlieffens Plan bezog ſich nicht bloß 
auf den Aufmarſch und auf das erſte Zuſammentreffen mit der feind⸗ 
lichen Hauptmacht bei Longwy, Neufchateau, Namur und Mons, ſondern 
auch auf die folgenden Wochen?), und militäriſche Kritiker, wie Foerſter, 
rügen ja einzig und allein an der Heerführung des jüngeren Moltke, 
daß er an der konſequenten Durchführung des im voraus gefaßten und 
in allen Einzelheiten überlegten urſprünglichen Gedankens nicht bis zum 
Ende feſthielt. Das Enge, das Unfreie, das in Schlieffens Ideen lag 
und von feinen Schülern beſonders ſtark übernommen wurde, bat bon 
vor dem Kriege General Friedrich v. Bernhardi empfunden, als er 
ſchrieb: „Mit Recht nennt Moltke die Strategie ein Syſtem der Aus⸗ 
hilfen, denn er ſpricht damit aus, daß das ſtrategiſche Denken eben nicht 
zum Syſtem führen dürfe. Deſſen ſollten vor allem wir Deutſche uns 
bewußt werden. Wir neigen zu einer gewiſſen Syſtematik. Die Moltke⸗ 
ſche Umfaſſungsſtrategie, die den Verhältniſſen ihrer Zeit entſprach und 
die Fehler unſerer Gegner aufs beſte ausnutzte, hat es uns angetan. 
Sie iſt vom Grafen Schlieffen zu einem Syſtem ausgebildet worden, 
das die Taktik und die Strategie beherrſcht und eigentlich als das not⸗ 
wendige und allein zweckmäßige Verfahren der modernen Maſſenheere 
betrachtet wird. Das ift eine äußerſt gefährliche Auffaſſung“). In dem 
ſyſtematiſchen Theoretiker Schlieffen erkennen wir den gleichen Mann, 
der in ſeinen hiſtoriſchen Arbeiten wie bei Generalſtabsreiſen und Ope⸗ 
rationsſtudien den zungen Gewalt antat, um fie in fein Syſtem zu preſſen, 


1) Erinnerungen ©. 451. 
2) Vgl. die Karte bei Foerſter über den Operationsplan Schlieffens vom De- 
zember 1905. 
3) Bernhardi, Eine Weltreiſe 1911/12 und der Zuſammenbruch Deutſch⸗ 
lands, Bd. I, Leipzig 1920, S. 125/26. — Vgl. Kuhl, S. 143 ff. 
4* 
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und der nach ſeinem Bilde alle Generalſtabsoffiziere ohne Ausnahme 
erzog!). 

Auf das Siegesrezept von anno 5 hatte fich der Generalſtab derart 
feſtgelegt, daß für die Eröffnung des Zweifrontenkrieges durch einen 
Angriff auf Rußland keine Vorkehrungen getroffen zu fein ſcheinen ?), und 
daher die Kriegsführung der politiſchen Lage bei Ausbruch der Feind⸗ 
ſeligkeiten nicht angepaßt werden konnte. Und wieviel ſprach doch für 
ein Losſchlagen gegen Rußland, das zum Schutze Serbiens, zur Ab⸗ 
rechnung mit Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn in Erinnerung an die 
ſchwere diplomatiſche Niederlage zur Zeit der bosniſchen Annexionskriſis, 
vor allem aber zur Erringung der freien Durchfahrt durch Bosporus und 
Dardanellen und zur Aufteilung der Türkei die Waffen ergriff. Dieſes 
Rußland, das den Weg über Berlin und Wien nach Konſtantinopel 
einſchlug und, dem Panſlavismus reſtlos verfallen, ſelbſt die Polen 
durch weitreichende Verſprechungen vor ſeinen Wagen zu ſpannen ſuchte, 
hätte in feiner Eroberungsgier ſchwerlich die Weichſel⸗, Narew- und 
Njemenlinie ohne weiteres preisgeben oder gar auf einen Angriff auf 
Galizien verzichten können, ohne die Kriegsbegeiſterung des ruſſiſchen 
Volkes einer kaum erträglichen Belaſtung auszuſetzen?). Nach Falkenhayn 
zeigte im Juli 1915 „das zähe Feſthalten der Ruſſen weſtlich der Weichſel 
in hoffnungsloſer Lage, welchen ausſchlaggebenden Wert man in 
Petersburg der Behauptung von polniſchem Boden und von Warſchau 
beimaß“ ). Militäriſche Erfolge gegen Rußland in den erſten Monaten 


1) Kuhl, S. 138. — Freytag⸗Loringhoven, S. 87 ff., 121. — Wenn 
Foerſter, T. II: Die Oſtoffenſive 1915 in Galizien und Rußland, Berlin 1921, 
S. 4, unter Hinweis auf ein Wort Schlieffens Falkenhayn die Eigenſchaften eines 
Feldherrn abſpricht, weil er keine kriegsgeſchichtlichen Studien getrieben habe, ſo 
trifft der gleiche Vorwurf Schlieffen ſelber, der hierzu hauptſächlich erſt die Muße⸗ 
zeit nach ſeiner Verabſchiedung benutzt hat. 

2) Bernhardi, Bd. III, S. 160/61. — Ludendorff, Kriegserinnerungen, 
S. 19. — Erich v. Falkenhayn, Die Oberſte Heeresleitung 1914—1916 in 
ihren wichtigſten Entſchließungen. Berlin 1920, S. 12. — v. Stein, Erlebniſſe 
und Betrachtungen aus der Zeit des Weltkrieges. Leipzig 1919, S. 46. 

3) Vgl. R. Hoeniger, Rußlands Vorbereitung zum Weltkrieg, Berlin 1919, 
©. 124/25. — Frantz, Rußland im Zweifrontenkrieg. Preuß. Jahrbücher, Jahrg. 
1920, Juliheft. — Kuhl, S. 185. — Der ruſſiſche Kriegsminiſter Suchomlinow 
ſchloß ſeinen ſo gewaltiges Aufſehen erregenden Artikel in der Birshewija Wjedo⸗ 
moſti vom 13. März 1914 mit den Worten: „Die ruſſiſche Armee, die immer 
ſiegreich geweſen iſt und ihre Kriege im Lande des Feindes führte, wird den Begriff 
der Defenſive vollkommen vergeſſen.“ 

4) S. 130. 
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hätten den inneren Zuſammenhalt in Oſterreich-Ungarn ſtark gefeſtigt, 
hätten ſich politiſch auf dem Balkan und vielleicht auch in Italien ver⸗ 
werten laſſen!); reine Defenſive im Weſten hätte dem engliſchen Kabinett 
das Eingreifen in den Krieg zum mindeſten arg erſchwert, hätte das eng⸗ 
liſche Volk völlig geſpalten und hätte in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika keine derartige Erbitterung geſchaffen wie der Bruch der 
belgiſchen Neutralität. Mit ſolchen Wenn und Aber läßt ſich ja trefflich 
rechnen; die Ausführungen ſollen nur darauf hinweiſen, daß bei den 
Fragen des Truppenaufmarſches und des Beginns der Operationen die 
politiſchen und militäriſchen Geſichtspunkte bis zum letzten Augenblick gar 
nicht voneinander getrennt werden dürfen. Nur die bewußt unpolitiſche 
Erziehung unſeres Offizierskorps konnte dazu führen, daß man dieſe 
hochpolitiſchen Fragen, wie Ludendorff erzählt, durch Kriegsſpiele, alſo 
durch einfache Ausſchaltung aller politiſchen Rückſichten, glaubte endgültig 
austragen zu können). 

Daß der Operationsplan Schlieffens ſcheiterte, wird heute von den 
Militärs darauf zurückgeführt, daß Moltke den linken deutſchen Geeres- 
flügel im Elſaß und in Lothringen auf Koſten des Umgehungsflügels im 
Widerſpruch mit Schlieffens Ideen zu ſehr verſtärkte, daß ferner der 
rechte Flügel, der doch die Entſcheidung herbeiführen ſollte, der Führung 
des Generalſtabschefs in dem zu weit hinter der Front liegenden Koblenz 
und Luxemburg deſto mehr entglitt, je weiter er vorkam; dem rechten 
Flügel entzog überdies Moltke auf die ungünſtigen Nachrichten in Oſt⸗ 
preußen hin in der zweiten Auguſthälfte 2 Armeekorps und 1 Kavallerie⸗ 
diviſion. Der rechte, nicht rechtzeitig verſtärkte Flügel holte endlich nicht 
weit genug bei der Umgehung aus und geriet — ein mit dem Geiſt der 
Vernichtungsſtrategie im eigenartigen Widerſpruch ſtehender Vorwurf — 
in ein „für den Zuſtand der Truppe und die Nachſchubfrage recht bedenk⸗ 
lich gewordenes Rennen ohne Unterlaß“ ), jo daß ſchon vor der Marne- 
ſchlacht der Plan Schlieffens geſcheitert war. Ob er bei Vermeidung aller 
dieſer Fehler hätte verwirklicht werden können, iſt aber mit noch ſo ſcharfer 
und berechtigter Kritik Moltkes noch nicht bewieſen, denn wie die Franzoſen 
den Zeitgewinn bei einem langſameren Vorrücken des Umfaſſungs⸗ 
flügels ausgenutzt hätten, ob ſie dann nicht den Widerſtand in der Linie 


1) Falkenhayn, S. 42, 48, 56/57, 81, 88. 

2) Bernhardi, Bd. I, S. 129: „Als ich noch die Kriegsakademie in Berlin 
beſuchte, wurde uns gelehrt, niemals dürfe man der Politik einen Einfluß auf die 
Kriegsführung geſtatten.“ — Kuhl, S. 191/192. 

3) Foerſter, I, S. 40. 
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Verdun —Péronne —Amiens —Abbeéville mit Erfolg hätten aufnehmen 
können, ſteht dahin!). 

Die angeführten Urſachen zur Erklärung des Scheiterns des Feld⸗ 
zuges im Weſten im Herbſt 1914 dürften vielleicht noch nicht hinreichen 
und der letzte Grund noch tiefer liegen. Die Lage am 5. September, 
alſo vor der Marneſchlacht, ſchildert Foerſter folgendermaßen: „Die 
gewaltigen Marſchleiſtungen des ununterbrochenen Vormarſches hatten 
die Truppen auf das äußerſte angeſtrengt, die faſt täglichen Schlachten 
und Gefechte ſchwere Verluſte verurſacht, die Kopfſtärken waren in 
beängſtigender Weiſe geſunken, auf Erſatz war in abſehbarer Zeit 
nicht zu rechnen, der Nachſchub hatte mit dem Tempo der 
fechtenden Truppe nicht Schritt halten können“). Ludendorff 
berichtet von Ende Oktober 1914: „Uns hatte die Erfahrung ge- 
lehrt, daß ein modernes Heer ſich etwa 120 km von feinen 
Eiſenbahnendpunkten entfernen kann“); dann muß es Halt 
machen, bis die Verbindungen mit der Heimat wieder hergeſtellt ſind. 
Dieſe Abhängigkeit eines modernen Heeres von ſeinen Magazinen im 
weiteſten Sinne des Wortes erinnert wie ſo vieles andere im Weltkriege 
an die Kriegsführung des 18. Jahrhunderts, an die Ermattungsſtrategie 
Friedrichs des Großen und feiner Zeitgenoſſen“). Räumt man die Pe- 
rechtigung dieſer Parallele ein, ſo begreift man ſofort, daß der Plan, 
das franzöſiſche Heer aufzurollen und über die Schweizer Grenze zu 
werfen, gar nicht durchgeführt werden konnte, weil der Mangel an 
Nachſchubmöglichkeiten den deutſchen Vormarſch ſehr weit vor dem 
Ziele ſowieſo zum Stocken bringen mußte, beſonders wenn man nach 
Schlieffens Plan um Paris im Weſten und Süden weit herumgreifen 
wollte. Daraus wäre der Schluß zu ziehen, daß wir im Weſten im Auguſt 
und September 1914 kühnſte Vernichtungsſtrategie nach alter Über- 
lieferung zu treiben verſucht hätten unter Lebensbedingungen für das 
Heer, die ein Ausreifen ſolcher Pläne gar nicht zuließen. Vernichtungs⸗ 


1) Vgl. Delbrück in Preuß. Jahrb., Bd. 180, S. 251/252. 

2) J, S. 46. Vgl. noch S. 9/10, 26, 33/34, 35, 40, 42. Bernhardi, Bd. I, 
S. 122. 

3) Kriegserinnerungen S. 74. Vgl. dazu Falkenhayn, S. 9/10. — Wenn 
im Auguſt 1915 die deutſchen Truppen im Oſten ſich von den Eiſenbahnendpunkten 
unter großen Schwierigkeiten gelegentlich mehr als 120 km entfernten (Luden⸗ 
dorff, S. 118), ſo beſtätigt dieſe Ausnahme nach den ſchweren Niederlagen der 

Ruſſen und bei den hinter den Erwartungen zurückbleibenden Ergebniſſen der 

Verfolgung die obige Regel. 

4) Vgl. meine Ausführungen in der Hiſt. Zeitſchr., Bd. 121, S. 450 ff. 
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ſtrategie in einem neuen Zeitalter der Ermattungzitrategiet)! 
Die Marneſchlacht wäre dann etwa als modernes Poltawa zu verſtehen. 

An Stelle Moltkes übernahm am Abend des 14. September 1914 
der Kriegsminiſter v. Falkenhayn die Oberleitung; um die Offentlichkeit 
über die Niederlage hinwegzutäuſchen, blieb Moltke dem Anſchein nach 
noch auf feinem Poſten:). Falkenhayns Aufgabe beſtand zunächſt darin, 
die deutſche Kriegsführung im Weſten nach dem Scheitern der Marne⸗ 
ſchlacht auf eine neue Grundlage zu ſtellen; es erfolgte das Frontmachen 
hinter der Aisnelinie, der Wettlauf zum Meer und als erneuter Verſuch, 
die Entſcheidung gegen Frankreich noch im Jahre 1914 mit einem großen 
Schlage zu erkämpfen, die an der Zähigkeit moderner Defenſive ſchließ⸗ 
lich geſcheiterte Flandernſchlacht. Das Ergebnis bildete der Übergang 
zum Stellungskrieg zwiſchen Meer und Alpen. Während dieſer Kämpfe 
mußte Falkenhayn aber auch den Vorgängen auf dem öſtlichen Kriegs⸗ 
ſchauplatz Rechnung tragen. 

Hier hatte man den Gedanken Schlieffens, um die Ruſſen hinzu⸗ 
halten, im Notfall Oſtpreußen zu räumen und hinter die Weichſel zurückzu⸗ 
gehen, bezeichnenderweiſe als undurchführbar fallen laffen müfjen?); der 
in zahlreichen Kriegsſpielen und Operationsſtudien erprobte Plan, ſich 
zunächſt gegen die von Süden heranrückenden Ruſſen zu wenden, führte 
dann zu dem herrlichen Siege von Tannenberg. Gleich nach der Schlacht 
hatte der öſterreichiſch⸗ungariſche Generalſtabschef, General Conrad 
v. Hötzendorff, den Vormarſch der Armee Hindenburgs in ſüdlicher 
Richtung über den Narew nach Polen hinein zur mittelbaren Entlaſtung 
der in Galizien mit der ruſſiſchen Übermacht ſchwer ringenden öſter⸗ 
reichiſchen Armee gemäß den Abreden aus der Vorkriegszeit gefordert“); 
an die Durchführung war aber noch nicht zu denken, da ja die ruſſiſche 
Niemenarmee noch in Oſtpreußen ſtand und den etwa nach Polen ab- 
ſchwenkenden Deutſchen mit Leichtigkeit in die Flanke und den Rücken 
hätte ſtoßen können. Nach der Schlacht an den Maſuriſchen Seen mußte 
auf den Gedanken, ſei es von Weſtpreußen über den Narew auf dem 


1) Tirpitz, S. 252: „Die Armee hatte bis dahin (Marneſchlacht) nur ein 
einziger Gedanke beſeelt: Cannac ... Nach der Marneſchlacht mußte die 
Armee umlernen.“ Vgl. noch S. 397, 398, 400/401, 403—406, 427, 432, 457. 

2) J. Graf Stürgkh, Im deutſchen Großen Hauptquartier, Leipzig 1921, 
S. 44 ff., 67, 70/71, 78 ff. 

3) Ludendorff, S. 35. — Hindenburg, Aus meinem Leben, Leipzig 
1920, S. 76. 

4) Hindenburg, S. où ff. — Kuhl, ©. Li == — Foerſter I, S. 29. — 
Stürgkh, S. 13, 39—41. 
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rechten Weichſelufer, ſei es von Oſtpreußen in ſüdlicher oder ſüdöſtlicher 
Richtung vorzugehen — wie Falkenhayn ſagt: „die nächſtliegende und, 
wenn ſie gelang, wirkſamſte Operation, den Verbündeten Entlaſtung 
zu bringen!) — wiederum verzichtet werden, weil die Notlage der Oſter⸗ 
reicher eine unmittelbare Unterſtützung erheiſchte und weil die vorge⸗ 
ſchrittene Jahreszeit das Ausreifen dieſer Operationen vielleicht verhindert 
hätte. Deshalb ging Falkenhayn ſofort nach Übernahme der Geſchäfte 
auf Ludendorffs Vorſchlag:) ein, die Hauptmaſſe der in Oſtpreußen 
ſtehenden 8. Armee nach Oberſchleſien, gemäß einem früheren Plane 
Schlieffens*), zur Unterſtützung der Bundesgenoſſen zu überführen. 
So entſtand die 9. Armee. 

Der mit dem Beginn des Oktober 1914 einſetzende Vormarſch der 
Verbündeten wurde von den leitenden Männern mit recht verſchiedenen 
Erwartungen begleitet. Falkenhayn ſpricht ſich darüber S. 19 folgender⸗ 
maßen aus: „Das Ziel der Offenſive war, die feindliche Hauptmacht 
möglichſt weit von der deutſchen Grenze zu ſtellen und ſie zu veranlaſſen, 
noch weitere Teile an dieſe Kampffront zu ziehen. Dadurch konnten 
andere Abſchnitte des Kriegsſchauplatzes im Oſten weſentliche Ent⸗ 
laſtung erfahren. So hoffte der Generalſtabschef (Falkenhayn) die Zeit 
für die Abwicklung der Abſichten im Weſten (Sicherung der Weſtfront) 
zu gewinnen.“ Aus dem Verlauf dieſes Feldzuges berichtet Falkenhayn, 
S. 22: „Unſere Verbündeten vermochten am San⸗Abſchnitt die Ruſſen 
nicht zu binden. Dieſe verſchoben daher rechtzeitig ſehr ſtarke Kräfte 
aus Galizien nach dem Norden.“ Falkenhayn hatte alſo wenigſtens auf 
eine Bindung der Ruſſen am San durch die Oſterreicher gerechnet. Viel 
hoffnungsfreudiger dachte ſchon Ludendorff nach der Darſtellung, die 
er S. 66 ſeiner Kriegserinnerungen gibt: „Wir hatten die Weichſel⸗ 
linie zu gewinnen und zu halten, während die k. und k. 
Armee am San die Hauptentſcheidung brachte, indem ſie 
den Ruſſen angriff und ſchlug.“ Dann S. 69: „Die Abſicht, die 
Weichſellinie zu gewinnen, war erreicht, aber Warſchau und Iwangorod 
blieben in Feindeshand.“ Endlich S. 119: „Die Einnahme von Warſchau 

(am 5. Auguſt 1915) erfüllte uns mit beſonderer Genugtuung. Hatten 


1) Falkenhayn, S. 18/19. — S. auch Ludendorff, S. 47, 52, 55. 

2) Am 10. September 1914 hatte Ludendorff der Oberſten Heeresleitung ge⸗ 
meldet, daß er 2 Armeekorps zur Bildung einer Armee in Schleſien freigeben 
könne; Moltke ging darauf ein (Hindenburg, S. 100/101). Ludendorffs ab⸗ 
fällige Kritik über dieſe Anordnung Moltkes, S. 55, beruht wohl darauf, daß er 
ſeine eigene Anregung vergeſſen hat. — Stürgkh, S. 42, 46. 

3) Kuhl, S. 165. — Foerſter, II, S. 71/2. 
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wir doch im Herbſt 1914 ſchwer darum gerungen.“ Tatſächlich ſteckte man 
ſich noch viel höhere Ziele. In den in Wien 1916 im 6. Beiheft zu 
Streffleurs Militärblatt erſchienenen, offiziellen „Oſterreichiſch⸗Ungariſchen 
Kriegsberichten“, Heft 5: „Der Herbſtfeldzug 1914 am San und an der 
Weichſel“ heißt es S. 9/10: „Trotz der (Anfang Oktober) gemeldeten 
rückgängigen Bewegung des (ruſſiſchen) Feindes (in Weſtgalizien rechts 
der Weichſel) mußte man doch darauf gefaßt ſein, daß die Ruſſen zur 
Deckung der Belagerung von Przemysl im Raume weſtlich des San 
ernſten Widerſtand leiſten würden. Für dieſen Fall war in Ausſicht ge⸗ 
nommen, die Nordgruppe der erſten Armee (links der Weichſel, beſtehend 
aus 5 öſterreichiſchen Infanteriediviſionen und 2 öſterreichiſchen Kavallerie⸗ 
diviſionen) und die nächſten beiden deutſchen Korps von Norden über 
die Weichſel in die Flanke des Feindes einſchwenken zu 
laſſen, während die Hauptkraft der Deutſchen in Ruſſiſch⸗Polen dem 
Übergang bei Jozefow zuſtreben ſollte, um die ſich in jener Gegend 
verſchiebenden ruſſiſchen Kräfte möglichſt vor ihrer vollſtändigen Ver⸗ 
ſammlung zu ſchlagen und ſodann in den Rücken des in Galizien 
fechtenden Feindes vorzudringen). Es war alſo eine Einkreiſung 
der Ruſſen öſtlich der Weichſel etwa an der Nordgrenze Galiziens geplant, 
ungefähr in der Art, wie ſie im Weſten gegenüber den Franzoſen ver⸗ 
gebens verſucht worden war. Wir haben hier das erſte Beiſpiel dafür, 
daß Ludendorff Pläne, die ſcheiterten, in ſeinen Kriegserinnerungen 
herabmindert oder übergeht. 

An Stelle der Umfaſſung der Ruſſen durch die Deutſchen trat in 
Wirklichkeit der Wettlauf der Deutſchen und Ruſſen auf beiden Weichſel⸗ 
ufern ſtromabwärts nach Norden, wie der Wettlauf zum Meer in Frank⸗ 
reich erfolgt war; überdies ſtellte ſich ſehr bald noch heraus, daß die vor⸗ 
handenen Kräfte gegen die ruſſiſche Übermacht nicht ausreichten; die 
Oſterreicher verlangten deshalb ſeit Mitte Oktober und Ludendorff be⸗ 
fürwortete die Forderung, daß nicht weniger als 30 Diviſionen vom 
Weſten auf den öſtlichen Kriegsſchauplatz geworfen würden, hierhin alſo 
das Schwergewicht der deutſchen Kriegsführung in dem Augenblick ver⸗ 
legt werden ſollte, als die Flandernſchlacht entbrannt war, von der 
Falkenhayn den Umſchwung im Weſten erhoffte. Infolgedeſſen konnte 
Falkenhayn nur das neugebildete 25. Reſervekorps zur Verſtärkung der 
in Oſtpreußen ſtehenden ſchwachen 8. Armee, um hier einen erneuten Ein⸗ 
bruch der Ruſſen zu verhindern, und für den polniſchen Kriegsſchauplatz 
2 Kavalleriediviſionen abgeben, ferner die vorhandenen Munitions- 


1) Hindenburg, S. 106. — Freytag⸗Loringhoven, S. 147. 
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reſerven und faſt den geſamten in Deutſchland ausgebildeten Erſatz zur 
Auffüllung der im Often kämpfenden Truppen zur Verfügung ſtellen!). 
In dem Gegenſatz zwiſchen der angeforderten Truppenmaſſe und den 
von Falkenhayn gewährten Verſtärkungen offenbaren ſich die entſetz⸗ 
lich großen Schwierigkeiten, mit denen die deutſche Heeresleitung im 
Zweifrontenkrieg zu ringen hatte. Im Oktober 1914 hat Ludendorff die 
Erfahrung gemacht, daß ſich ein modernes Heer nur etwa 120 km von 
den Endpunkten ſeiner Eiſenbahnlinien entfernen durfte; damit ver⸗ 
ſchwand, von allem anderen abgeſehen, die Ausführbarkeit des Operations⸗ 
planes, von der oberſchleſiſchen Grenze aus über die Weichſel hinweg 
rechtzeitig den Ruſſen in Nordgalizien in den Rücken zu fallen. Im 
Oſten hat man alſo im Oktober 1914 ebenſo wie in den vor⸗ 
hergehenden Monaten im Weſten ſtrategiſche Ideen ver⸗ 
folgt, die bei der Abhängigkeit moderner Maſſenheere von 
der Verbindung mit der Heimat gar nicht zu verwirklichen 
waren. | | 

Aus Polen mußte der Rückzug angetreten werden; ihm folgte der 
Aufmarſch der Deutſchen zwiſchen Thorn und Wreſchen Anfang No⸗ 
vember 1914; die Zeit dazu gewann man dadurch, daß die Ruſſen nach 
ihrem Vormarſch von der Weichſel bis in die Nähe der deutſchen Grenze 
Halt machen mußten, um die von den Deutſchen zerſtörten Eiſenbahnen 
in dem ſoeben durchquerten Gebiet wieder herzuſtellen ). 

Am 1. November wurde Hindenburg von der unmittelbaren Führung 
der 9. Armee befreit; General v. Mackenſen übernahm ſie; Hindenburg 
wurde zum Oberbefehlshaber Oft ernannt, „um ihm“, wie Falkenhayn, 
S. 23, ſchreibt, „für ſeine Entſchlüſſe freie Verfügung über alle deutſchen 
Truppen an der Oſtfront zu geben.“ Selbſtverſtändlich blieb Hindenburg 
trotz der ihm gewährten Selbſtändigkeit und Bewegungsfreiheit der 
Oberſten Heeresleitung untergeordnet; nach Ludendorffs Darſtellung 
in ſeinen Kriegserinnerungen könnte man freilich zu einer anderen Auf⸗ 
faſſung gelangen. Da heißt es S. 73/74, nach Schilderung des Beginns 
des Rückzuges aus Polen: „Es war ein neuer großer Entſchluß zu faſſen. 
Er konnte, wie mir immer klarer wurde, nur darin beſtehen, ſtarke Teile 
der Armee mit der Eiſenbahn in die Gegend von Hohenſalza und Thorn 
zu fahren und von dort längs der Weichſel, in Richtung Lodz⸗Lowitſch, 
gegen die Flanke des ruſſiſchen Vormarſches vorzugehen, um ihn zum 
Stehen zu bringen... Noch Ende Oktober hatte mich General von 


1) Falkenhayn, S. 22/23, 29. 
2) Hindenburg, S. 112. 
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Falkenhayn nach Berlin gerufen... Ich konnte ihm beſtimmte Auf- 
ſchlüſſe über die Abſichten des Armee⸗Oberkommandos nicht geben. Es 
war noch alles in der Schwebe... Am 3. November vormittags ftand 
in mir feſt, daß neues Handeln geboten ſei. Ich bat den Generaloberſten 
v. Hindenburg, dem früher erörterten Gedanken eines Aufmarſches bei 
Hohenſalza zuzuſtimmen. Die Befehle wurden ſofort gegeben und der 
Oberſten Heeresleitung der Entſchluß gemeldet“). Anders 
lautet die Schilderung Falkenhayns, S. 23: „Nach der Geſamtkriegslage 
blieb im Oſten nur ein hinhaltendes Verfahren übrig, das unter Aus⸗ 
nutzung der größeren Operationsfähigkeit der verbündeten Heere zu 
führen war. Gelang es dabei, dem Feinde die Flanke abzugewinnen, 
ſo war wohl zu hoffen, daß der angeſtrebte Zweck erreicht wurde. Zu 
dieſem Ende war es nötig, der 9. Armee größere Bewegungsfreiheit zu 
geben, alſo ſie nicht zu dauerndem unmittelbaren Anſchluß an den Nord⸗ 
flügel der k. u. k. Front in Südpolen zu zwingen. Dies zu tun, emp⸗ 
fahl die deutſche Oberſte Heeresleitung dringend, indem ſie 
zugleich alles veranlaßte, was dazu dienen konnte, die 
Grundbedingungen für ſolches Handeln zu ſchaffen, ohne 
doch einen Verzicht auf die Weſtpläne (die Fortführung der Flandern⸗ 
ſchlacht) nötig zu machen.“ Dann erwähnt Falkenhayn die ſchon ange⸗ 
gebenen Truppenverſtärkungen für den Oſten, die Ernennung Hinden⸗ 
burgs zum Oberbefehlshaber Oſt; weiter heißt es S. 26: „Der neue 
Oberbefehlshaber über die deutſchen Oſtſtreitkräfte entſchloß ſich Anfang 
November, dieſe Geſtaltung der Lage mit Hilfe der leiſtungsfähigen 
deutſchen Bahnen zu einem überraſchenden Flankenſtoß auszunutzen, 
der mit allen irgend verfügbaren Kräften von Norden her unter An⸗ 
lehnung an das linke Weichſelufer geführt werden ſollte.“ Nach dieſer 
Darſtellung könnte man in Falkenhayn und nicht in Ludendorff den 
Vater des neuen Offenſivgedankens erblicken; möglich, daß Falkenhayn 
in der Unterredung Ende Oktober oder auch ſchon vorher Ludendorff 
die Anregung gab, der zu folgen ſich dieſer am 3. November endgültig 
entſchloß. 

Sei dem, wie ihm wolle, Ludendorff hoffte auf einen „großen 
Vernichtungsſ chlag“, freilich „der Flankenſtoß konnte nur dann 


1) Bgl. Ludendorffs Außerung, S. 120: „Auch wenn wir die Operationen 
während des Sommerfeldzuges 1915 nicht in der Selbſtändigkeit leiteten wie 
die bisherigen Feldzüge, ſondern in ihren Grundzügen den Weiſungen der Oberſten 
Heeresleitung folgten, jo blieb mir doch eine außerordentliche Arbeitsfülle ..“ 
Vgl. Tirpitz, S. 430, 476. 
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kriegsentſcheidend werden, wenn er überraſchend, d. h. ſchnell und 
verſammelt, gepaart mit einem ſtarken Frontalangriff, geführt wurde... 
Die Mittel, die uns zu Beginn der Operation am 10. November zur 
Verfügung ſtanden, waren unvollkommen. Trotzdem mußte verſucht 
werden, die ruſſiſchen Kräfte im Weichſelbogen nicht nur durch einen 
entſcheidenden Schlag zum endgültigen Stehenbleiben und zum Ver⸗ 
zicht auf die Fortſetzung des Vormarſches zu bringen, ſondern ſie ver⸗ 
nichtend zu treffen. Dies gelang, wenn wir ſie von Warſchau ab⸗ 
drängten“). Sehr viel ſkeptiſcher dachte auch diesmal wieder Falken⸗ 
hayn: „Man war ſich im Gegenſatz zu der von dem Oberbefehlshaber 
Oſt vertretenen Anſchauung auch darüber klar, daß die vorgeſchrittene 
Jahreszeit und die zahlenmäßige Überlegenheit der Ruſſen es zu einem 
wirklich entſcheidenden Erfolg im Oſten nicht mehr kommen laſſen würden. 
Der Generalſtabschef vertraute aber, daß der Erfolg groß genug ſein 
würde, um den Feind für lange Zeit zum Stehen zu bringen. Schon 
dies war ein Gewinn, der den Verſuch rechtfertigte“). 

Der Verlauf der Kämpfe beſtätigte Falkenhayns Auffaſſung; ja nur 
das rechtzeitige Eintreffen der nach Beendigung der Flandernſchlacht 
aus dem Weſten herangezogenen 8 Infanterie⸗ und 2 Kavalleriediviſionen 
verhinderte einen Rückſchlag; noch einmal flammte Ludendorffs Hoffnung 
auf einen gewaltigen, kriegsentſcheidenden Erfolg empor, ſchließlich wurde 
aber nur das Ergebnis erzielt, das Falkenhayn erwartet hatte: der feind⸗ 
liche Vormarſch kam endgültig zum Stehen, und der Stellungskrieg trat 
im Often wie im Weiten in feine Rechte). 

Die gegenſätzliche Beurteilung der Erfolgsmöglichkeiten im Oſten in 
den Monaten Oktober bis Dezember 1914 ſeitens Falkenhayns und 
Ludendorffs könnte man zunächſt auf Unterſchiede des Temperamentes 
zurückzuführen und auch aus dem Umſtande zu erklären verſuchen, daß der 
im Weſten weilende Falkenhayn ſehr viel ſtärker als Ludendorff unter 
dem Druck des unglücklichen Ausganges der Marneſchlacht und der ihr 
folgenden Weſtkämpfe ſtand; allmählich entwickelten ſich aber bei 
Falkenhayn neue Geſichtspunkte für die Kriegsführung. Er ging von der 


1) Ludendorff, S. 78, 80/81. — Hindenburg, S. 115. — Anders Foer- 
ſter, II, S. 14, der behauptet, daß Ludendorff von vornherein nur Teilerfolge 
verheißen habe. Foerſter benutzt neues Aktenmaterial, freilich ohne etwas über 
ſeine Herkunft und ſeinen Umfang zu ſagen, ſo daß ſeine Bewertung dadurch er⸗ 
ſchwert wird. 

2) Falkenhayn, S. 30. 

3) Liegt bei Foerſter, II, S. 15, eine Verwechſlung mee oa 
und Ludendorff vor? 
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traurigen Tatſache aus, daß der bisherige Grundgedanke der deutſchen 
Kriegsführung, mit wenigen zermalmenden Schlägen den Feind erſt im 
Weſten und dann im Oſten in kurzer Zeit zu Boden zu werfen, nach den 
Ereigniſſen im Weſten und in Galizien nicht mehr feſtgehalten werden 
könne (S. 20); von der kühnen Offenſive hatte man gegen alle Erwartung 
und Abſicht in Oſt und Weſt zum Stellungskrieg übergehen müſſen 
(S. 34) auch die Flotte war außerſtande, ihrerſeits die Offenſive aufzu⸗ 
nehmen (S. 15, 59/60, 132). Man mußte fortan mit einem langen 
Kriege, mit dem zähen Verſuche der Feinde, durch Aushungerung und 
allmähliche Kräfteerſchöpfung Deutſchland niederzuringen, bitterernſt 
rechnen (S. 20), d. h. Falkenhayn begriff, daß an Stelle der 
Vernichtungsſtrategie die Ermattungsſtrategie getreten war. 
Die nächſte Aufgabe der deutſchen Heeresleitung beſtand infolgedeſſen 
darin, keine weiteren Gebietsverluſte der Mittelmächte zuzulaſſen, weil 
nur mit Hilfe der Wirtſchaftskräfte des geſamten Gebietes der Krieg mit 
irgendwelcher Ausſicht auf ein halbwegs günſtiges Ende fortgeſetzt 
werden konnte (S. 34/35); darüber hinaus galt es, den Vernichtungs⸗ 
willen der Gegner zu brechen, nicht ſo, daß ſämtliche Feinde reſtlos nieder⸗ 
geworfen würden, dazu reichten die Kräfte der Mittelmächte bei weitem 
nicht aus, wohl aber war zu hoffen, daß man die Feinde friedensbereit 
machte, „wenn man ihnen die Ausſicht abſchnitt, Deutſchland und ſeine 
Verbündeten ſchließlich doch noch durch Erſchöpfung niederzuwerfen, 
bevor die Feinde ſelbſt unheilbaren Schaden erlitten. Schon ein Frieden 
auf ſolcher Grundlage bedeutete für die Mittelmächte in dieſem Ver⸗ 
teidigungskrieg einen vollen Sieg, deſſen Früchte zwar erſt in Zukunft, 
dafür aber um fo ſicherer, reifen mußten“ (S. 130. Vgl. S. 245). Aus dieſer 
Auffaſſung heraus wünſchte Falkenhayn, daß die Diplomatie, ſei es im 
Weſten oder Oſten, eine Verſtändigung mit den Gegnern möglichſt bald 
herbeiführe (S. 20/21). 

Nur mit reiner Abwehr der feindlichen Angriffe war das Ziel, das 
ſich Falkenhayn geſtellt hatte, gleichwohl nicht zu erreichen. Zunächſt 
mußte man ſich freilich mit der Abwehr in der Form des Stellungs⸗ 
krieges begnügen; „allein der Übergang zum Stellungskrieg ließ die volle 
Ausnutzung der inneren Operationslinien und ſo die Freiheit des Handelns 
wiedergewinnen, dort mit ausreichenden Kräften zu ſchlagen, wo zur 
Entſcheidung angeſetzt werden ſollte. Erſt der planmäßig angewandte 
Stellungskrieg ermöglichte eine ſolche Steigerung der Leiſtungen der 
Eiſenbahnen, daß ſie in der Wirkung einer Vervielfältigung der Reſerven 
gleichkam. Erſt er ſchaffte die Zeit, Wiſſenſchaft und Technik in vollem 
Umfange dem Kriege dienſtbar zu machen. Er lieferte hierdurch die 
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Grundlage dafür, daß ſich tapfere und gut ausgebildete Minderheiten 
auch auf die Dauer gegen vielfache Mehrheiten behaupten konnten“ 
(S. 35). Zu dieſer Abwehr in der Form des Stellungskrieges mußten 
ſich aber auch „ſchwere, wohl vorbereitete Schläge gegen Teile des Feindes“ 
geſellen; freilich ſtellten ſich dem Verſuch, aus dem Stellungskrieg zum 
Angriff überzugehen, ungeheuerliche Schwierigkeiten in den Weg. 
„Maſſendurchbruchsverſuche gegen einen moraliſch intakten, gut be⸗ 
waffneten und zahlenmäßig nicht erheblich unterlegenen Feind können 
auch bei größter Menſchen⸗ und Materialanhäufung nicht als ausſichtsvoll 
betrachtet werden. Dem Verteidiger wird es in den meiſten Fällen 
gelingen, die eingedrückten Stellen abzuriegeln. Dies iſt ihm leicht, 
wenn er ſich zum freiwilligen Ausweichen entſchließt. Ihn daran zu 
hindern, iſt kaum möglich. Die Einbuchtungen, flankierender Feuer⸗ 
wirkung in hohem Maße ausgeſetzt, drohen dann zum Maſſengrab zu 
werden. Die techniſchen Schwierigkeiten der Leitung und Verſorgung 
der Maſſen darin werden ſo groß, daß ſie kaum überwindlich erſcheinen.“ 
(S. 179/80. Vgl. S. 147, 196.) Die Art, der Ort und die Zweck⸗ 
mäßigkeit eines Angriffs mußten ſorgfältigſt erwogen und konnten ſtändig 
beſtritten werden. 

Gerade dieſe ſchier unüberſteigbaren Hinderniſſe für eine Offenſive 
führten ja dazu, daß ſich der Krieg notwendigerweiſe in die Länge zog; 
wollten ihn die Mittelmächte beſtehen, ſo bildete die Vorausſetzung dazu 
die Schonung ihrer Kräfte, ihres Menſchenerſatzes. „Die größten Erfolge 
an der Front waren ausſichtslos, wenn die Lage in der Heimat aus Mangel 
an Arbeitskräften unhaltbar wurde, oder aus dem gleichen Grunde die 
ſchnell ſteigenden Bedürfniſſe des Feldheeres nicht zu befriedigen waren.“ 
(S. 37.) „Eine Überſpannung der deutſchen Kräfte, wenngleich ſie An⸗ 
fangserfolge ermöglichen mochte, mußte am Ende vor der vielfachen 
Überlegenheit der Gegenpartei doch unweigerlich im Zuſammenbruch 
aus Erſchöpfung enden.“ (S. 58.) 

Aus dieſer Auffaſſung heraus hatte Falkenhayn, der ja bei Kriegs⸗ 
ausbruch preußiſcher Kriegsminiſter war und dieſes Amt bis zum Januar 
1915 beibehielt, zwar zunächſt ſofort 10 neue Diviſionen, hauptſächlich 
aus Kriegsfreiwilligen aufgeſtellt, ſo viel, wie ſich mit den vorhandenen 
Kräften halbwegs ausbilden ließ; in der Flandernſchlacht, in Oſtpreußen 
und im November in Polen kamen ſie ins Feuer. Dann wurden während 
des Winters 1914/15 noch einmal neun neue Diviſionen in der gleichen 
Weiſe errichtet; damit ließ es aber Falkenhayn, abgeſehen von den wenig 
Menſchen erfordernden Artillerie⸗ und Fliegerformationen, bewenden, 
um nicht das in Deutſchland vorhandene Menſchenmaterial vorzeitig 
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aufzubrauchen!). Mit der Zahl und dem Umfang der Neuformationen 
im Winter 1914/15 war bezeichnenderweiſe Ludendorff nicht zufrieden 
mit der etwas billigen Begründung: „Wir taten viel, aber doch nach 
vielen Richtungen nicht genug“). Ferner forgte Falkenhayn für die 
Umſtellung der Induſtrie auf Erzeugung des geſamten Kriegsbedarfes, 
aber „unter Schonung ihrer ſonſtigen unentbehrlichen Aufgaben“; der 
entſetzliche Munitionsmangel des Winters 1914/15 wurde raſch über⸗ 
wunden, ſo daß nach Falkenhayn „ſchon im Frühjahr 1915 die Oberſte 
Heeresleitung jeder ernſten Sorge hinſichtlich der Munitionsausſtattung 
überhoben war““); Ludendorff freilich meint, daß wir mit der Muni- 
tionserzeugung „immer in der Hinterhand“ geblieben wären“). Die 
Rückſicht auf die Grenzen der Leiſtungsfähigkeit der Heimat trat ja 
in der Zeit, da Ludendorff die Zügel führte, zu unſerem Unheil in den 
Hintergrund. 

Zu dieſen Meinungsverſ chiedenheiten zwiſ chen Falkenhayn und 
Ludendorff traten andere, tiefere; der Gegenſatz in ihrem Denken lag 
vor allem auf kriegspolitiſchem und ſtrategiſchem Gebiet. Falkenhayn 
erzählt S. 47, daß im Oſten „bis in hohe Führerkreiſe“ die Anſchauung 
beſtand, es wäre möglich und notwendig, zunächſt einmal Rußland 
völlig niederzuringen, um dadurch zugleich die Weſtmächte friedensbereit 
zu ſtimmen. Wir werden wohl nicht fehlgreifen, wenn wir unter dieſen 
hohen Führerkreiſen Hindenburg und Ludendorff fuchens), denn gegen 
andere brauchte der Generalſtabschef nicht nachträglich zu polemiſieren. 
Falkenhayn war von vornherein überzeugt, und die Ereigniſſe der Jahre 
1917 und 1918 haben ihm ja recht gegeben, daß der Entſcheidungskampf 
im Weſten gar nicht zu umgehen ſei, daß keine noch ſo ſchwere Niederlage 


1) Falkenhayn, S. 18, 23/24, 36/37, 180, 190, 243. 

2) Ludendorff, S. 55. 

3) Falkenhayn, S. 37/38. 

4) Ludendorff, S. 94. 

5) In feinen Kriegserinnerungen, S. 162, jagt Ludendorff im Zuſammen⸗ 
hang mit den Ereigniſſen des Jahres 1916: „Die Kriegsentſcheidung lag im Weſten, 
in Frankreich. Hier konnten wir ſtark genug nur auftreten, wenn vorher der Ruſſe 
niedergeworfen war.“ Das Wichtigſte, die Forderung nach einer vorausgehenden 
Niederwerfung Rußlands, wird hier zugeſtanden; über die Frage, ob dann noch 
die Weſtmächte beſiegt werden müßten oder an ſich ſchon zum Frieden bereit 
wären, könnte Ludendorff 1915 anders als 1919 bei der Abfaſſung der Memoiren 
gedacht, aber 1919 ſeine durch die Ereigniſſe des Jahres 1918 veränderte Auf⸗ 
faſſung, wie das bei vielen Memoirenſchreibern ls gefchiebt, in frithere 
Jahre zurüdverlegt haben. 


64 Johannes Ziekurſch 


Rußlands den Kampfeswillen der Weſtmächte brechen könnte, daß 
deshalb im Oſten die deutſchen Kräfte nicht durch zu weit reichende 
Operationen gegen Rußland auf die Dauer feſtgelegt werden dürften, ganz 
abgeſehen davon, ob es überhaupt möglich war, mit den vorhandenen 
Mitteln Rußland zu Boden zu werfen!). Deshalb wollte Falkenhayn 
ſchon im Frühjahr 1915 mit Hilfe jener neu aufgeſtellten 9 Diviſionen 
den „Entſcheidungsſtoß“ im Weſten führen; den Feinden ſollte dort 
die Hoffnung genommen werden, „einen Umſchlag zu ihren Gunſten zu 
erzwingen, bevor ſich Frankreich verblutete“; nach engliſchem Urteil 
wäre noch febr viel mehr zu erreichen geweſen :). Das Fallenlaſſen dieſer 
ausſichtsreichen Pläne erzwang die Brüchigkeit der öſterreichiſchen 
Karpathenfront, obwohl in Galizien und der Bukowina Ende Dezember 
1914 521000 Ruſſen gegen 513000 Oſterreicher und 12000 Deutſche 
und Ende Januar 1915 610000 Ruſſen gegen 525000 Oſterreicher und 
48000 Deutſche fochten, der Gegner alfo kaum eine zahlenmäßige Über- 
legenheit bejaß?). 

Um den ruſſiſchen Druck in den Karpathen auf die Dauer zu be⸗ 
ſeitigen und dadurch Ungarn gegen einen Ruſſeneinfall für alle Zeiten 
zu ſichern, um die von den Ruſſen belagerte galiziſche Feſtung Przemysl 
noch rechtzeitig zu entſetzen, um Italien und Rumänien vom Eingreifen 
in den Krieg auf Seiten der Feinde abzuſchrecken, ja um einen „Ver⸗ 
nichtungsſchlag“, einen „den Krieg entſcheidenden Erfolg gegen 
Rußland“ zu erringen, befürwortete Hötzendorff im Dezember 1914 und 
Januar 1915, von Hindenburg und Ludendorff unterſtützt, eine allge⸗ 
meine Offenſive der Deutſchen wie der Oſterreicher gegen die Ruſſen; 
ſchließlich gipfelte ſein Vorſchlag darin, daß er mit deutſcher Unter⸗ 
ſtützung durch die Karpathen nach Norden vorſtoßen wollte bei einem 
gleichzeitigen Angriff der durch jene neuen deutſchen Diviſionen zu ver⸗ 
ſtärkenden Truppen Hindenburgs aus Oſtpreußen gegen den rechten ruſſi⸗ 
ſchen Flügel; ſo ſollte die geſamte ruſſiſche Armee zwiſchen Oſtpreußen 
und den Karpathen in einer Rieſenzange zermalmt werden. Ludendorff 
berichtet in ſeinen Kriegserinnerungen, daß er darauf rechnete, zunächſt 
die in Oſtpreußen wieder bis an die Maſuriſchen Seen und die Angerapp 
vorgedrungenen Ruſſen zu vernichten, um dann zwiſchen Grodno und 
Oſſowjetz in ſüdöſtlicher Richtung durchzuſtoßen, alſo den ſchon im Sep⸗ 
tember 1914 erwogenen Gedanken auszuführen, während zu gleicher Zeit 


1) Falkenhayn, S. 47/48. 
2) Falkenhayn, S. 45, 163. — Foerſter, I, S. 25. 
3) Falkenhayn, S. 247. 
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aus Oft- und Weſtpreußen gegen die Narewlinie vorgegangen werden 
ſollte. „Ob wir ſpäterhin zu einer Operation in den Rücken der weſtlich 
der Weichſel ſtehenden ruſſiſchen Hauptkräfte kamen, mußte dahingeſtellt 
bleiben. Der Führer ſoll ſich mit ſolchen Gedankengängen beſchäftigen. 
Er darf nicht von der Hand in den Mund leben, ſonſt leiden die Krieg⸗ 
führung und die Truppe. Die eiſerne Wirklichkeit ſorgt dafür, daß die 
Abſichten nicht weiter zur Tat werden, als die Kraft der Truppe im 
Überwinden des feindlichen Widerſtandes reicht).“ So vorſichtig haben 
ſich Hindenburg und Ludendorff im Januar 1915 zu Falkenhayn nicht 
geäußert, ſondern erklärt, „daß von einer ſolchen Operation gegen die 
beiden ruſſiſchen Flügel (d. h. den gleichzeitigen Angriff aus den 
Karpathen und Oſtpreußen) die endgültige Entſcheidung im Oſten 
erwartet werden dürfen)“. Derartige Hoffnungen vermochte Falkenhayn 
nicht zu teilen; er rechnete beim Einſetzen der neuen Diviſionen auf 
große Erfolge, aber auch auf nicht mehr. Zunächſt ſuchte er durch 
aus der deutſchen Oſtfront gezogene Truppen die öſterreichiſche Kar⸗ 
pathenfront zu ſtützen; als dieſes Verfahren nicht genügte, blieb ihm 
nichts übrig als auf die Pläne Hötzendorffs und Ludendorffs einzu⸗ 
gehen?). 

Der öſterreichiſche Vormarſch ſcheiterte trotz der Unterſtützung 
durch die deutſche Südarmee unter General v. Linſingen raſch im 
Gebirgswinter; Przemysl mußte im März 1915 kapitulieren. Durch 
die Winterſchlacht in Maſuren erlitt der Feind ungeheure Verluſte an 
Menſchen und Material und Oſtpreußen wurde vom Feinde völlig 
frei, aber die dort eingeſetzten 4 neuen Korps waren durch die Un⸗ 
bilden der Witterung, die Marſchſtrapazen, die mangelhafte Verpflegung 
und die Kampfverluſte „für lange Zeit jo gut wie gefechtsunfähig“). 


1) Ludendorff, S. 92. — Hindenburgs Darſtellung, S. 133, daß ihm die 
für eine entſcheidende Operation von ihm für nötig befundenen Truppenſtärken 
nicht zur Verfügung geſtellt worden wären, widerlegt ſein eigener Brief bei Foer⸗ 
ſter, II, S. 20, wo er ausdrücklich nur von dem Einſatz der 4 Armeekorps ſpricht, 
die er denn auch erhielt. 

2) Falkenhayn, S. 45. — Foerſter, II, S. 19 ff. Wenn er von „einem 
Offenſivſchlag mit beſchränktem Ziel im Oſten“ redet, ſo verwiſcht er die geſamte 
Situation. Seine Ausführungen S. 69/70 über Conrads Wbeſchkage für den 
April 1915 treffen auch für den Februar zu. 

3) Inwieweit Hindenburgs und Ludendorffs Verſuch, Falkenhayn im Januar 
1915 zu ſtürzen, bei dieſem Entſchluß mitgewirkt hat, läßt ſich heute noch nicht ſagen. 
Tirpitz, S. 328, 438/439, 441. 

4) Falkenhayn, S. 36. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld). X XXIV. 1. 5 
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An ein Durchbrechen der ruſſiſchen Stellungen zwiſchen Grodno und 
Oſſowjetz war nicht zu denken, wohl aber wagte Ludendorff noch 
mit Truppen, die in der Hauptſache andern Teilen der deutſchen 
Oſtfront entnommen waren, im Widerſpruch mit der Beurteilung 
der Verhältniſſe durch Falkenhayn den geplanten Vorſtoß gegen den 
unteren Narew. Über ſeinen Zweck, über die hier geſcheiterten Hoff⸗ 
nungen ſpricht ſich Ludendorff in ſeinen Kriegserinnerungen wiede⸗ 
rum nicht näher aus; Falkenhayn berichtet, daß Ludendorff auf dieſe 
Weiſe den Rückzug der Ruſſen weſtlich der Weichſel bis hinter den 
Strom glaubte erzwingen zu können; allein dieſes Ziel wurde nicht 
erreicht!). 

Über dieſe Kämpfe im Februar und März 1915 faßt Falkenhayn 
ſein Urteil folgendermaßen zuſammen: „Die Operationen gegen die 
beiden Flügel der ruſſiſchen Front hatten die im Oſten (alſo von 
Ludendorff und Hötzendorff) auf ſie geſetzten, weit reichenden Er⸗ 
wartungen nicht erfüllt.“ Der Feind ſetzte trotz feiner entſetzlichen 
Verluſte die Angriffe gegen die öſterreichiſche Karpathenfront fort, und 
die Gefahr, daß ſie durchbrochen werden könnte, beſtand im März und 
April ebenfo ſtark wie im Januar; bald mußten wieder deutſche 
Truppen aus der Oſtfront herausgezogen und als Beskidenkorps den 
Oſterreichern zu Hilfe geſandt werden. Ludendorff betont, daß durch 
die Winterſchlacht in Maſuren und die ſich anſchließenden Kämpfe 
die Pläne der Feinde zunichte gemacht ſeien, die einen gewaltigen 
Angriff gegen die deutſchen Truppen in Oſt⸗ und Weſtpreußen und 
die Eroberung des Landes öſtlich der Weichſel unter gleichzeitiger Fort⸗ 
ſetzung der Karpathenkämpfe beabſichtigt hätten, aber auch er muß 
natürlich eingeſtehen: „Die Hoffnungen, die ich auf eine unmittelbare 
ſtrategiſche Ausnutzung der Winterſchlacht gehegt hatte, mußte ich bei⸗ 
feite legen“). | 

Dreimal, im Oktober, im November 1914 und im Fe- 
bruar 1915 hatten die Deutſchen nach den Plänen Luden⸗ 
dorffs, dieſes Schülers Schlieffens, in immer grandioſerer 
Weiſe die Ruſſen in Flanke und Rücken zu umfaſſen ge- 
ſucht, aber dieſe Verſuche, die Gedankenwelt der Ver— 
nichtungsſtrategie zu verwirklichen, waren trotz aller be— 
wundernswerter Einzelerfolge regelmäßig in ihrem Endziel 


1) Ludendorff, S. 102. — Falkenhayn, S. 52. 
2) Falkenhayn, S. 53. — Ludendorff, S. 105. — Vgl. Bethmanns 
Urteil über Ludendorff bei Helfferich, Bd. II, S. 103. 
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gejcheitert!). Da die mürbe öſterreichiſche Front durch das Nachlaſſen 
der Widerſtandskraft der Truppen und die wachſende Unzuverläſſigkeit 
der Tſchechen und Rumänen?) zu zerbröckeln drohte, mußte Falkenhayn 
ſich auf andere Art im Oſten die nötige Sicherheit ſchaffen, ehe er an 
ein Erkämpfen des Friedens im Weſten denken durfte. Durch Herab⸗ 
ſetzung der Diviſionsſtärken von 4 auf 3 Infanterieregimenter waren im 
Weſten 14 neue Diviſionen gebildet worden; nach dem Scheitern der 
feindlichen Durchbruchsverſuche in der Winterſchlacht in der Champagne 
und anderwärts durfte man, im Vertrauen auf die Überlegenheit des 
deutſchen Soldaten über ſeinen Gegner, die Wegnahme eines Teiles 
dieſer Diviſionen nach dem Oſten wagen. Falkenhayn lehnte es nun 
ab, immer wieder Truppen zur Stützung der öſterreichiſchen Front 
herzugeben oder, wie ihm Hötzendorff vorſchlug, den Verſuch eines 
Vorſtoßes von Oſtpreußen aus gegen den rechten ruſſiſchen Flügel zu 
erneuern, ſondern er entſchloß ſich zum Durchbruch der ruſſiſchen Front 
zwiſchen Weichſel und Beskiden mit Hilfe von 8 Diviſionen der Weſt⸗ 
front, da infolge der bisherigen Kämpfe das ruſſiſche Heer hart mit⸗ 
genommen war, einen unzureichend ausgebildeten Erſatz für die furchtbaren 
Verluſte durch die Maſurenſchlacht und die Karpathenkämpfe erhalten 
hatte, unter Mangel an Waffen und Munition litt und in ſeiner Feſtig⸗ 
keit und Schwungkraft immer mehr nachließ, alſo in einer Verfaſſung 
war, die einen Durchbruchsverſuch ausſichtsreich erſcheinen ließ. Ein 
ſolcher Durchbruch mußte die galiziſche Front ſofort entlaſten und hielt, 
wie Falkenhayn hoffte, vielleicht noch Italien im letzten Augenblick vom 


1) General v. Freytag⸗Loringhoven, Schlieffen, S. 145 ff., urteilt: 
„Der weitere (ſeit Ende September 1914) Verlauf der Kriegsereigniſſe im Oſten 
hat denn gezeigt, daß bei der grundſätzlichen Richtigkeit der Schlieffenſchen Lehren 
ſie bei der ungeheuren Verſchiedenheit der Lagen, die ſich im Kriege bieten, nicht 
ungeprüft angewendet werden dürfen. Wer ſie zum Schema, zu einem Mittel 
des Krieges unter allen Umſtänden machen will, der greift fehl ... Die Schlieffen- 
jhe Umfaſſungslehre, von fo ausſchlaggebender Bedeutung fie auch ijt, ... findet 
gewiſſe Begrenzungen durch räumliche und Zahlenverhältniſſe. Was einer ein⸗ 
zelnen Armee gegenüber Erfolg verheißt, ... mußte dem ruſſiſchen Maſſenheer 
gegenüber, das von der Oſtſee bis in die Bukowina reichte, verſagen. Das erkannt 
zu haben, ift ein Verdienſt des Generals von Falkenhayn.“ Foerſter, II, S. 24 ff., 
dagegen baut ſeine Kritik auf der Vorausſetzung auf, daß Falkenhayn im Oſten 
bedingungslos den von Ludendorff zum Schema erhobenen Schlieffenſchen Lehren 
hätte folgen und im Herbſt 1914 ein Siegesrezept für den Oſten hätte aufſtellen 
müſſen. 

2) A. v. Cramon, Hg öſterreichiſch⸗ungariſcher Bundesgenoſſe im Belt- 
kriege, Berlin 1920, ©. 9/10 
5% 
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Angriff gegen Oſterreich zurück. Bei dem von Schlieffen verpönten 
Vorgehen gegen die feindliche Front anſtatt gegen die 
Flügel bot ſich endlich jederzeit die Möglichkeit, den Angriff abzubrechen, 
wenn die dazu verwendeten Truppen anderswo unbedingt gebraucht 
wurden!). 

Zur Ablenkung der Aufmerkſamkeit der Ruſſen und zur Bindung 
ihrer Kräfte erfolgte kurz vor dem Durchbruch in Galizien der Vorſtoß 
von Oſtpreußen nach Littauen, alſo wieder ein Verſuch gegen den ruſſi⸗ 
ſchen Flügel, vielleicht eine kleine Abſchlagszahlung Falkenhayns an die 
Ideenwelt Ludendorffs. Der eigentliche Zweck wurde erreicht, aber 
5 Kavallerie- und 5 Infanteriediviſionen wurden dadurch als neue 
Niemenarmee feſtgelegt, denen bald noch 1 Kavallerie⸗ und 2 Infanterie⸗ 
diviſionen folgten:); diefe Truppen fehlten dann im entſcheidenden 
Augenblick an anderer Stelle der Oſtfront. Der Zug nach Littauen und 
Kurland hatte nach Falkenhayns Meinung noch weitere, peinliche Er⸗ 
gebniſſe: „Die Aufnahme der Beziehungen zu der baltiſchen Bevölkerung 
deutſchen Urſprungs verurſachte in der Folge an Ort und Stelle eine 
unerwünſchte Beeinfluſſung operativer Erwägungen durch Gefühls⸗ 
werte“). Der Wunſch, Rußland unter allen Umſtänden zunächſt auf 
die Knie zu zwingen, fand hier neuen Antrieb, und bei den militäriſchen 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Falkenhayn und Ludendorff ſchwang 
fortan ein politiſcher Unterton mit. Falkenhayn machte gelegentlich 
einmal die biſſige Bemerkung, man dürfe die Stadt Riga Hindenburg 
gar nicht zeigen, ſonſt nimmt er fie‘). 

Nach dem Durchbruch von Gorlice konnte die Offenſive in Galizien 
ruckweiſe dadurch weitergetragen werden, daß vom Weſten noch eine 
und ſchließlich noch 2½ Diviſionen dem öſtlichen Kriegsſchauplatz zuge⸗ 
führt wurden, und daß aus der alten deutſchen Oſtfront, nachdem auch 
hier die Diviſionen von 4 auf 3 Infanterieregimenter herabgeſetzt waren, 
4 Diviſionen nach Galizien geſchafft wurden‘). Ende Juni 1915 wurde 
Lemberg zurückerobert. 

Für den September mußte mit einer großen Offenſive der Franzoſen 
in der Champagne gerechnet und zu ihrer Abwehr Truppen aus dem 
Oſten zurückgeſchafft werden; ferner war zu erwarten, daß die Ver⸗ 


1) Falkenhayn, S. 62 ff. 

2) Ludendorff, S. 111 und 114. 

3) Falkenhayn, S. 73. 

4) Tirpitz, S. 486. 

5) Falkenhayn, S. 63, 74, 86/87, 91/92. 
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handlungen mit Bulgarien bis zum September über ein gemeinſames 
Vorgehen gegen Serbien abgeſchloſſen ſein würden; dann mußten 
auch an die Donau Truppen aus dem Oſten entſandt werden, denn 
es galt, die Verbindung mit der Türkei über Serbien und Bulgarien 
herzuſtellen, die Verteidigung der Dardanellen dadurch zu ſichern und 
Rußland durch die Fortdauer der Unterbindung des Seeweges über das 
Schwarze Meer in ſeiner Vereinzelung zu erhalten. Zwei Monate ſtanden 
alſo nach dem Fall von Lemberg für die Fortſetzung des Kampfes gegen 
Rußland mit allen im Oſten befindlichen Truppen Falkenhayn noch zur 
Verfügung, freilich mußte er dauernd damit rechnen, daß überraſchende 
Ereigniſſe beſonders an der italieniſchen Front ein plötzliches Abbrechen 
des Feldzuges in Polen und den raſchen Abtransport eines Teiles der 
eingeſetzten Kräfte erheiſchten. Auf Anregung des Oberſt v. Seeckt, 
des Generalſtabschefs Mackenſens, ließ Falkenhayn die Deutſchen und 
Oſterreicher nunmehr aus Oſtgalizien nach Norden umſchwenken, um 
die zwiſchen Weichſel und oberen Bug ſtehende ruſſiſche Hauptmacht 
anzugreifen und den ſchon ſehr mitgenommenen Gegner zu zermürben. 
Nicht „die Vernichtung der Wehrmacht Rußlands im ganzen“ ſtrebte 
Falkenhayn an, ſie hielt er unter den gegebenen Verhältniſſen für un⸗ 
möglich; was er erhoffte, war „eine kaum in abſehbarer Zeit heilbare 
Lähmung der Stoßkraft des Koloſſes“ ). 

Mit der deutſchen Kriegsführung ſeit dem Durchbruch von Gorlice 
war Ludendorff durchaus nicht einverſtanden: „Das frontale Zurück⸗ 
drängen der Ruſſen in Galizien, ſo empfindlich es für ſie war, brachte 
keine Kriegsentſcheidung. Anfang Oktober 1915 ſprach Hindenburg 
von „der im Sommer beliebten Kriegsführung, die trotz der gebotenen 
Gunſt der Verhältniſſe und meiner eindringlichen Mahnungen die Ruſſen 
nicht tödlich zu treffen vermochte“; im Auguſt hatte Hindenburg erklärt: 
„Daß ich in der Offenſive meines linken Flügels gegen Verbindungen 
und Rücken des Feindes die einzige Möglichkeit zu deſſen Vernichtung 
erblickt habe, betone ich nochmals. Dieſe Offenſive iſt wahrſcheinlich 
auch jetzt noch das alleinige Mittel, einen neuen Feldzug zu 
vermeiden, falls es hierzu nicht bereits zu ſpät iſt))“. Während 
alſo Falkenhayn nur die Oſtfront ſichern wollte und damals auf einen 
Sonderfrieden mit Rußland auf der Grundlage des alten Beſitzſtandes 


1) Falkenhayn, S. 107, 114, 124/125, 163. 

2) Ludendorff, S. 113. — Hindenburg, S. 127/128. — Falkenhayn, 
S. 107, 122. — Tirpitz, S. 252, 270, 485, 492, 494, 495, 497, 498. — Delbrück 
in Preuß. Jahrb., Bd. 180, S. 264 ff. — Foerſter, II, S. 44 ff. 
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hoffte, um dann im Weſten auf die Feinde ſolange einzuhämmern, 
bis auch ſie ſich zu einem erträglichen Frieden verſtehen würden, lebten 
und webten Hindenburg und Ludendorff in der Gedankenwelt der Ver⸗ 
nichtungsſtrategie, ohne den Zwang voll zu empfinden, dem Falkenhayn 
durch die Rückſicht auf die anderen Fronten und den kommenden ſerbiſchen 
Feldzug unterftand!). Da ein Durchbruch zwiſchen Oſſowjetz und Grodno, 
der ſchon nach der Winterſchlacht in Maſuren geplant war, jetzt als un⸗ 
durchführbar erſchien, wollte Ludendorff Kowno einnehmen und dann 
öſtlich des Niemens in der Richtung Wilna —Minsk vorgehen, während 
die aus Galizien nach Norden eingeſchwenkten Truppen ihre Operationen 
über den Bug nach Oſten verlegen ſollten, ſo daß ſich dann die Zange 
etwa in den Pripetſümpfen geſchloſſen hätte. Freilich forderte Luden⸗ 
dorff für fich gewiſſe Verſtärkungen und zahlreiche Kolonnen und Trains“). 
Nun fehlten aber die Truppenmaſſen und die Transportmittel, die zur 
Durchführung dieſes Planes notwendig geweſen wären; noch mehr fehlte 
es an der Zeit; deshalb befahl Falkenhayn, der ſeinerſeits auch von 
vornherein auf ein Zuſammenwirken der Truppen Hindenburgs mit den 
aus Galizien kommenden rechnete, Anfang Juli 1915 den ſich beſcheidene 
Ziele ſteckenden, aber in der zur Verfügung ſtehenden Zeit und mit den 
vorhandenen Mitteln ausführbaren Angriff öſtlich der Weichſel gegen den 
unteren Narew, zunächſt um die weſtlich der Weichſel noch ſtehenden 
Ruſſen und, wenn möglich, auch noch einen Teil der weiter öſtlich ſtehen⸗ 
den Feinde abzuſchneiden, ein Verfahren, von dem Ludendorff ſagt: 
„Wir verſprachen uns davon nicht viel. Es war mit Sicherheit anzu⸗ 
nehmen, daß der Ruſſe günſtigenfalls Widerſtand leiſten, dann aber 
ebenſo ausweichen würde wie in Galizien“). Für den Durchbruch der 
Narewſtellung ſollten die Truppen vornehmlich der weſtlich Warſchaus 
ſtehenden 9. Armee entnommen werden; hierzu hätten ſich aber auf die 
gleiche Weiſe noch mehr Kräfte flüſſig machen und damit die Wirkung 
ſteigern laffen, hätte nicht die Niemenarmee {on eine ſtattliche Reihe von 


1) Hindenburg, S. 130: „Ich täuſche mich wohl nicht in der Annahme, daß 
der Gegenſatz zwiſchen den Anſchauungen der deutſchen oberſten Führung und den 
unſerigen ein geſchichtliches Intereſſe behalten wird. Aber wir dürfen bei der 
Beurteilung der Pläne der Heeresleitung den Blick über das Geſamtbild des 
Krieges nicht verlieren. Wir ſelbſt ſahen damals nur einen Teil dieſes 
Bildes. Die Frage, ob wir unter dem Eindrucke der geſamten politiſchen und 
kriegeriſchen Lage anders geplant und anders gehandelt hätten, mag unerörtert 
bleiben.“ 

2) Ludendorff, S. 113/114. 

3) Ebenda. 
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Diviſionen verſchluckt, wäre nicht Ludendorff immer wieder auf ſeinen 
Vorſchlag: Einnahme von Kowno und Vorſtoß in Richtung Wilna 
zurückgekommen, und hätte er nicht freigewordene Truppen der Njemen- 
armee zugeführt. Der Mangel an innerer Übereinſtimmung über das 
ſtrategiſche Grundproblem zwiſchen Ludendorff und Falkenhayn hat 
zweifellos, mit dem Fehlen einer für Deutſche und Oſterreicher gemein⸗ 
ſamen Oberſten Heeresleitung, dazu beigetragen, daß die Ruſſen die 
Hauptmaſſe ihrer Truppen zwiſchen den von Süden und Norden ſich 
vorſchiebenden Verbündeten herausziehen konnten. Peinliche Aus⸗ 
einanderſetzungen zwiſchen Falkenhayn und Hindenburg waren die 
Folge!). Immerhin erlitten die Ruffen bei dieſem Rückzug täglich 
ſchwere Gefangenenverluſte und büßten in Nowo Georgijewſk an 80000 
Mann ein. | 

Hindenburg hatte für Juli 1915 vorgeſchlagen, Teile der deutſchen 
Truppen, die Galizien erobert hatten, und Teile der Armee Woyrſch, 
die auf dem linken Weichſelufer vor Iwangorod ſtand, herauszuziehen 
und ihm für ſeinen Vorſtoß auf Wilna zur Verfügung zu ſtellen. Mit 
Bezug darauf erklärte ihm Falkenhayn im Oktober 1915: „Heute zögere 
ich nicht zu ſagen, daß ein Eingehen auf jenen Vorſchlag unheilvoll ge⸗ 
weſen ſein würde. Der unmittelbare Beweis hierfür liegt in der unum⸗ 
ſtößlichen Tatſache, daß wir bei Annahme des Vorſchlags niemals in 
der Lage geweſen wären, die Kräfte rechtzeitig hierher zu bringen, die 
zur Stütze der Weſtfront unbedingt nötig ſind. Jede Prüfung der Lage 
nach Zeit und Raum unter Berückſichtigung der Eiſenbahn⸗ und ſonſtigen 
Nachſchubverhältniſſe ergibt das unwiderleglich.“ Trotzdem ſchreibt 
Ludendorff in ſeinen Kriegserinnerungen: „Ob die Oberſte Heeres⸗ 
leitung aus Gründen, die der allgemeinen Kriegslage entſprangen, 
ſich nicht mehr in eine ſo weite Operation einlaſſen wollte, wie ſie von 
uns vorgeſchlagen wurde, vermag ich nicht zu überſehen“ ). 

Als die Ruſſen ſoweit zurückgewichen waren, daß Falkenhayns 
Hoffnung, von den am weiteſten im Weſten ſtehenden feindlichen Truppen 
noch größere Maſſen abzuſchneiden, geſcheitert war, erhielt Ludendorff 
freie Hand zu dem von ihm wieder geforderten Vorſtoß auf Wilna, 
während von den anderen Armeen ſchon die Abtransporte nach Weſten 
und an die ſerbiſche Grenze einſetzten. So wurde noch einmal der 
Verſuch unternommen, den rechten Flügel der Ruſſen zu 


1) Falkenhayn, S. 102—110, 122—126, — Ludendorff, S. 117 ff. — 
Cramon, S. 22. | 
2) Falkenhayn, ©. 124. — Ludendorff, S. 117. — Foerfter, II, S. 51ff. 
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umfaſſen und aufzurollen, aber wieder bewährte fih der Skeptizis⸗ 
mus Falkenhayns; die Ruſſen wußten ſich rechtzeitig der Umklammerung 
zu entziehen !). Ludendorffs Abſicht, Riga noch im Herbſt 1915 zu nehmen, 
mußte fallen gelaſſen werden, weil die dazu nötigen Truppen auf den 
anderen Kriegsſchauplätzen gebraucht wurden. Falkenhayns Vorſchlag, 
den äußerſten linken Flügel der deutſchen Front zum Zweck ſchneller 
Freimachung von Truppen für die anderen Kriegsſchauplätze von der 
Düna zurückzuverlegen, im Notfall bis an das Njemenknie bei Kowno, 
alſo Kurland und Littauen teilweiſe oder ganz wieder preiszugeben, 
lehnte Ludendorff ab?). Für die Zukunft rechnete Falkenhayn darauf, 
„daß Rußland durch ſeine inneren Nöte in verhältnismäßig kurzer Friſt 
gezwungen ſein wird, einzulenken“; denn „ſchon kündigte fernes, aber 
klar erkennbares Wetterleuchten die Gewitterſtürme der über das Zaren⸗ 
reich heraufziehenden Revolution an“). Ludendorff dagegen meint 
in ſeiner unpolitiſchen Art: „Der Ausbruch der ruſſiſchen Revolution 
war eines jener Ereigniſſe, das kein Feldherr als ſicheren Faktor in ſeine 
Rechnung einſtellen darf“). Aus dieſem und den anderen ſchon ge- 
nannten Gründen hielt er für das Jahr 1916 an der Forderung feſt, 
daß zunächſt Rußland völlig niedergeworfen werden mülje‘), während 
Falkenhayn ſich der Aufgabe im Weſten zuwandte, von der ihn im Früh⸗ 
jahr 1915 nur die Brüchigkeit der öſterreichiſchen Front abgelenkt hatte, 
dem Verſuch, den Kriegswillen der weſtlichen Gegner zu brechen. 

Von einem Angriff auf die engliſchen Stellungen verſprach ſich 
Falkenhayn nicht allzu viel; wie er dem Kaiſer Ende 1915 vortrug: „Das 
Ziel müßte immer die ſo gut wie vollſtändige Vertreibung der Engländer 


1) Gegenüber der Verteidigung Ludendorffs durch Foerſter, der bei der 
Erörterung der Operationen auf der Oſtfront den Zwang der allgemeinen Lage 
außer acht läßt, verweiſe ich noch auf folgende Ausführungen von Freytag⸗ 
Loringhoven, Schlieffen, S. 147/148: „Auch die im Herbſt 1915 über Wilna 
ausholende Umfaſſung führte nicht zu dem angeſtrebten Erfolg. Selbſt wenn für 
ſie ſtärkere Truppen verfügbar geweſen wären, konnten die Ruſſen ſtets mit Hilfe 
der Eiſenbahnen ihren bedrohten Flügel rechtzeitig verſtärken und verlängern. 
Über dem Streben nach Umfaſſung iſt die Gelegenheit zu einem Durchbruch ſüd⸗ 
lich Kowno verſäumt worden, ein Zeichen, daß der Siegeswille nicht zu einer 
Beharrlichkeit führen darf, die der Biegſamkeit des Entſchluſſes Eintrag tut.“ 

2) Falkenhayn, ©. 112 ff. — Ludendorff, S. 123 ff. — Tirpitz, S. 486. 
— Foerſter, II, S. 61 ff. 

3) Falkenhayn, S. 163, 183. 

4) Ludendorff, S. 327/328. 

5) Ludendorff, S. 162/163. 
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vom Feſtlande, die Zurückdrängung der Franzoſen hinter die Somme 
ſein. Wird nicht wenigſtens dieſer Erfolg erreicht, ſo iſt der Angriff 
zwecklos geweſen. Wird er aber erreicht, ſo iſt der Endzweck trotzdem noch 
nicht geſichert, weil England wohl zuzutrauen iſt, daß es auch dann nicht 
nachgeben wird, und weil Frankreich nicht ſelbſt ſchwer getroffen ſein 
würde. Hierzu wäre Einleitung einer neuen Operation erforderlich. 
Es iſt ſehr fraglich, ob Deutſchland dazu noch über die nötigen Kräfte 
verfügen würde“). Dazu kam, daß Falkenhayn glaubte, gegen einen 
an Kopfzahl überlegenen, gleich gut bewaffneten und gleich opferbereiten 
Feind würde ſich ein voller Durchbruch nicht erzielen laſſen; deshalb 
entſchloß er ſich zum Angriff auf die Feſtung Verdun, weil die Franzoſen 
hier einem Stoß nicht ausweichen konnten, alſo jeder Schritt vorwärts 
für die Deutſchen einen Gewinn bildete, da die Franzoſen die Feſtungen 
bis zum Letzten verteidigen mußten, wenn ſie nicht einen Zuſammen⸗ 
bruch ihrer moraliſchen Front erleben wollten. Im Kampf um Verdun 
ſollten ſich die Franzoſen verbluten, während der mit dem 
Angriff zu Lande gleichzeitig einſetzende unbeſchränkte 
U-Bootkrieg Englands Widerſtandskraft allmählich erſchüt— 
tern jollte?). Auf die letztere Waffe mußte aber Falkenhayn infolge 
des Einſpruches des Reichskanzlers v. Bethmann⸗Hollweg von vorn⸗ 
herein verzichten!), jo daß nur noch als allerletztes ausſichtsreiches Rampf- 
mittel der Sturm auf Verdun übrigblieb. An der Weſtfront ſtanden 
nun 2350000 Deutſche 3470000 Feinden, Franzoſen, Engländern, 
Belgiern und ihren Hilfsvölkern, gegenüber, alſo im Verhältnis 2:3; 
die Verluſte vor Verdun kamen auf 2 Deutſche gegen 5 Franzoſen, 
trafen nur dieſes eine, ſchon ſtark erſchöpfte Volk; an 90 Diviſionen, 
ungefähr 2 Drittel ihres Heeres, mußten die Franzoſen nacheinander 
bei Verdun einſetzen. Freilich durch ſtarke Aushebungen in den franzöſi⸗ 
ſchen Kolonien und durch Aufſtellung immer neuer engliſcher Diviſionen 
wurden die Verluſte vor Verdun für die Geſamtheit unſerer Feinde 
mehr als ausgeglichen; Anfang Juli 1916 ſtanden an der Weſtfront 
3840000 Feinde). Ludendorff jah in der Wegnahme Verduns oder 
wenigſtens der Forts rechts der Maas ein an ſich höchſt erſtrebenswertes 
Ziel, von einer Zermürbungsſchlacht, wie ſie Falkenhayn ſchlug, wollte 
er aber nichts wiſſen: „Der Gewinn ſtand nicht mehr im Einklang mit 


1) Falkenhayn, S. 180. 

2) Falkenhayn, S. 176 ff. — Tirpitz, S. 362 ff. 
3) Falkenhayn, S. 181 ff. 

4) Ebenda, S. 197, 199 ff., 226, 242, 248. 
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den Verluſten“; jedem Verſuch, die Entſcheidung im Weſten zu erringen, 
mußte feiner Meinung nach die Niederwerfung Rußlands vorausgehen!). 

Während Falkenhayn vor Verdun den Frieden zu erkämpfen hoffte, 
gingen, ohne ſich mit ihm vorher verſtändigt zu haben, die Oſterreicher 
aus Tirol gegen die Italiener vor; hierfür hatten ſie ihre Oſtfront un⸗ 
verantwortlich geſchwächt, ſo daß dieſe von Bruſſilow mit Leichtigkeit 
zertrümmert werden konnte. Jetzt mußten alle irgendwie entbehrlichen 
deutſchen Reſerven aus dem Weſten nach dem Oſten geworfen werden, 
um dort einem völligen Zuſammenbruch vorzubeugen. Infolgedeſſen 
mußte auf ein Weiterführen der Kämpfe vor Verdun verzichtet werden, 
und der zugunſten der Franzoſen unternommene Entlaſtungsſtoß der 
Engländer an der Somme konnte nicht, wie Falkenhayn es geplant hatte, 
durch einen groß angelegten Gegenſtoß aufgefangen und in eine Nieder⸗ 
lage der Gegner verwandelt werden. Daher brachte die Sommeſchlacht 
eine höchſt gefährliche Kriſis. Die Oſterreicher hatten endlich zugunſten 
ihrer Tiroler Offenſive auch ihre Iſonzofront geſchwächt und verloren 
dort Görz; diefe Nachricht beſtimmte die Rumänen zum Losſchlagen. 
Wenn nun auch Falkenhayn allen Gefahren in Oſt und Weſt ſchließlich 
zu begegnen und rechtzeitig Abwehrmaßnahmen gegen den von ihm vorher⸗ 
geſehenen rumäniſchen Angriff zu treffen wußte, ſo hatte er doch durch 
die eingetretenen Rückſchläge nicht bloß das Vertrauen des Kaiſers, 
ſondern auch weiterer Kreiſe eingebüßt; die neu einſetzende Kritik Hinden⸗ 
burgs und Ludendorffs an Falkenhayns Kriegsführung im Oſten ſchien 
jetzt durch die Ereigniſſe gerechtfertigt?); Falkenhayn mußte ihnen den 
Platz räumen. 

Mit dem Perſonenwechſel trat wieder ein Syſtem— 
wechſel in der deutſchen Kriegsführung, die Rückkehr zur 
Vernichtungsſtrategie, ein): Ludendorff wollte „nichts anderes 
tun und denken, als den Krieg zu einem ſiegreichen Ende zu führen“; „bei 
einem Hinziehen des Krieges ſchien unſere Niederlage unausbleiblich”*). 
Hatte fih Falkenhayn vor Eingriffen in den Machtbereich des Reihs- 
kanzlers gebütet5), jo ſuchte jetzt Ludendorff zu der militäriſchen Leitung 


1) Ludendorff, S. 161/162, 171, 191, 193, 208, 210. — H. v. Kuhl, 
Franzöſiſch⸗engliſche Kritik des Weltkrieges, Berlin 1921, S. 17 ff. 

2) Falkenhayn, S. 126, 229, 231. — Helfferich, Bd. II, S. 99 ff. — 
Delbrück, Pr. Jahrb. Bd. 180, S. 252 ff., 280. 

3) Falkenhayn, S. 246. 

4) Ludendorff, S. 187, 242. 

5) Falkenhayn, S. 4/5. 
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noch die politiſche an ſich zu reißen, um alle Machtmittel für den die 
Feinde zerſchmetternden Sieg einzuſetzen. Die von Falkenhayn geübte 
Rückſicht auf die Leiſtungsfähigkeit des deutſchen Wirtſchaftslebens und 
ſeine Schonung der vorhandenen Menſchenkräfte hörte jetzt auf; durch 
Aufſtellung neuer Formationen, durch das Hilfsdienſtpflichtgeſetz und 
das Hindenburgprogramm trat die von Falkenhayn gefürchtete Über⸗ 
ſpannung der deutſchen Kräfte ein, die jpäter zum Zuſammenbruch mit 
beitrug!). Ludendorff legte die Verdunoffenſive ſofort ſtill; er feint 
zunächſt an ein Niederwerfen Rußlands gedacht zu haben; im Weſten 
erzwang er den unbeſchränkten U-Bootfrieg, hielt fih aber zu Lande 
in ſtrengſter Defenſive, ja veranlaßte ſogar den Rückzug in die Siegfried⸗ 
ſtellung, während Falkenhayn nur ein Zuſammenwirken des U-Boot- 
krieges mit einer Offenſive zu Lande für erfolgreich angeſehen hatte). 
Die Defenſive wurde im Weſten in neuen taktiſchen Formen geführt, 
von denen Falkenhayn behauptet, fie hätten fih nicht bewährt). Der 
Ausbruch der ruſſiſchen Revolution gab dann Ludendorff die Möglich⸗ 
keit, im Oſten ſein Ziel zu erreichen, freilich, während Falkenhayn möglichſt 
wenig ruſſiſches Gebiet beſetzen wollte, dehnte ſich 1917/18 der Macht⸗ 
bereich der Deutſchen im Oſten allmählich beängſtigend weit aus. Im 
Jahre 1918, als Ludendorff im Weſten den vollen Sieg über die Feinde 
anſtrebte, mußte er bei ſeinem Angriff gegen die engliſchen Stellungen 
und ſeinen Durchbruchsverſuchen die Erfahrung machen, daß Falken⸗ 
hayn dieſe Probleme 1915/16 leider richtig beurteilt hatte. Und endlich 
gab der Ausgang des Krieges, der Zuſammenbruch infolge Erſchöpfung 
und Überſpannung der Kräfte, Falkenhayn wieder recht. 

Wir werden heute wohl geneigt ſein, nachdem Ludendorff mit 
ſeiner Gedankenwelt geſcheitert iſt, Falkenhayns Kriegsführung als die 
den Verhältniſſen angemeſſene anzuſehen, freilich ob Falkenhayn den 
Frieden hätte wirklich erringen können, iſt ungewiß. Ob die Fortſetzung 
der Kämpfe vor Verdun die moraliſche Erſchütterung des franzöſiſchen 
Volkes herbeigeführt haben würde, auf die Falkenhayn rechnete, läßt 
ſich mit Sicherheit natürlich nicht ſagen; ſcheiterte das Unternehmen, 
ſo war Falkenhayn mit ſeinem Latein zu Ende; ferner verlangte auch 
Falkenhayn, wie ſpäter Ludendorff, die Durchführung des unbeſchränkten 


1) Helfferich, Der Weltkrieg, Bd. II (Berlin 1919), S. 249 ff. 

2) Falkenhayn, S. 243. 

3) Ludendorff, S. 208 ff., 306 ff. — Falkenhayn, S. 31. — C. v. 
Morgen, Meiner Truppen Heldenkämpfe, Berlin 1920, S. 148 f. — Delbrück, 
Pr. Jahrb., Bd. 180, S. 260 ff. 
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U-Bootfrieges, und dann gab es auch damals ſtarke Gegenſätze zwiſchen 
der politiſchen und militäriſchen Leitung. Die Rede, in der Bethmann⸗ 
Hollweg im Auguſt 1915 die Herſtellung eines ſelbſtändigen Polens 
proklamierte, mißbilligte Falkenhayn aufs ſchärfſte, weil dadurch eine 
Verſtändigung mit Rußland unterbunden würde, und er vermutet, 
daß ſein Gegenſatz zu der Polenpolitik Bethmanns bei ſeinem Sturz 
mitgewirkt haben). Vornehmlich durch Hötzendorffs Schuld hatte fih 
zwiſchen ihm und Falkenhayn ein den glücklichen Kriegsausgang völlig 
in Frage ſtellender Gegenſatz entwickelt). Endlich betont Falkenhayn 
mit vollem Recht: „Nichts hat wahrſcheinlich mehr zu dem jämmerlichen 
Ausgang des Krieges beigetragen als der Umſtand, daß dieſe Tatſache 
(daß unſere Lage ſtets ſehr ernſt war) erſt zu der Zeit, als nichts mehr zu 
retten war, der Maffe des Volkes enthüllt wurde“); allem Anſchein 
nach hat aber Falkenhayn, während er Generalſtabschef war, nichts 
getan, um dieſem Übel zu fteuern. 


Wie die Kriegsberichterſtattung wirkte, dafür ein Beiſpiel aus den 
Tagen vor der Übernahme der Geſchäfte durch Falkenhayn, als General⸗ 
quartiermeiſter v. Stein die Heeresberichte ſchrieb. Wie hat man damals 
in Deutſchland jedes Wort aus der Feder dieſes Mannes abgewogen und 
ausgelegt, als ob es ſich um Bibelzitate handelte. Sein Heeresbericht 
über den Ausgang der Marneſchlacht vom 10. September 1914 lautet: 
„Die öſtlich Paris in der Verfolgung an und über die Marne vorge⸗ 
gangenen Heeresteile ſind aus Paris und zwiſchen Meaux und Montmirail 
von überlegenen Kräften angegriffen. Sie haben in ſchweren zwei⸗ 
tägigen Kämpfen den Gegner aufgehalten und ſelbſt Fortſchritte gemacht. 
Als der Anmarſch neuer ſtarker feindlicher Kolonnen gemeldet wurde, 
iſt ihr Flügel zurückgenommen worden. Der Feind folgte an keiner Stelle. 
Als Siegesbeute an dieſer Stelle ſind bisher 50 Geſchütze und einige 
tauſend Gefangene gemeldet. Die weſtlich Verdun kämpfenden Heeresteile 
befinden ſich in fortſchreitendem Kampfe.“ Daß dieſe Berichterſtattung 
über den Ausgang der Marneſchlacht das Vertrauen des Auslandes 
in die Veröffentlichungen unſerer Oberſten Heeresleitung arg erſchüttern 
mußte, liegt auf der Hand; wie ſie im Inland wirkte, möge folgende 
Außerung des greiſen Münchener Nationalökonomen Lujo Brentano 
erläutern: „Wie doppelt peinlich iſt's für mich geweſen, erſt, als ich Ende 


1) Falkenhayn, S. 131, 229, 232. — Vgl. Tirpitz, S. 478, 487/488. 

2) Cramon, S. 20, 22/23, 30—77. — Stürgkh, S. 116/117, 133 ff., 138, 
148/149, 156 ff. 

3) Falkenhayn, S. 241. 
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September 1914 nach Florenz kam, nie etwas von der Marneſchlacht 
gehört zu haben, und dann, als ich vier Wochen ſpäter nach München 
zurückkam und als ſelbſtverſtändlich vorausſetzte, daß nunmehr die Kunde 
davon allen meinen Kollegen bekannt ſei, von dieſen als ein Menſch an⸗ 
geſehen zu werden, deſſen Leichtgläubigkeit unſeren Feinden zum Opfer 
gefallen ſei“ !). Wenn fo etwas in dieſen Kreiſen möglich war, jo wird 
man verſtehen, daß die Siege über Ruſſen und Serben im Jahre 1915 
die Stimmung ſchufen, die Ludendorff den Weg zur höchſten Macht ebnete, 
die den unbeſchränkten U⸗Bootkrieg forderte und die politiſche Cnt- 
wicklung in die Bahnen trieb, die uns zum Unheil ausſchlagen follten. 
Daß Falkenhayn dieſer Berichterſtattung ruhig zuſah, hat zu ſeinem 
Sturz mitgewirkt, weil er jener Stimmung nicht gerecht werden konnte?). 


1) Deutſche Literaturzeitung 1918, S. 601. — In Berlin wußte man ſchon 
in der zweiten Septemberhälfte Beſcheid; vgl. Tirpitz, S. 405/406. Wer die 
Stimmung des deutſchen Volkes während des Krieges verſtehen will, muß berück⸗ 
ſichtigen, daß die zahlreichen Nachrichten, die in Berlin durchſickerten und zu anderen 
Zeiten in die Preſſe gekommen wären, durch die Preßzenſur den Maſſen im übrigen 
Deutſchland zumeiſt vorenthalten wurden. 

2) H. Delbrücks Aufſatz, Die ſtrategiſche Grundfrage des Weltkrieges, Preuß. 
Jahrbücher Bd. 183, S. 289 ff. habe ich leider nicht mehr berückſichtigen können. 
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Märkiſche Kloſterſtudien. 
I. Die Signaturen der Urkunden des Kloſters Chorin. 
Von G. Abb. 


Die Fülle der einlaufenden Urkunden und die Notwendigkeit, 
für Beſtätigungen und Beweisführungen bei Beſitzſtreitigkeiten die be⸗ 
treffenden Stücke herausfinden zu können, mußte auch die Klöſter zu 
einer mehr oder minder ſorgfältigen Archivordnung führen; die Originale 
wurden nach gewiſſen Geſichtspunkten geordnet, mit entſprechenden 
Signaturen verſehen und mit dieſen in vollem Wortlaut oder in Regeften- 
form verzeichnet. Kopialbücher und Urkundeninventare dienten dieſem 
Zweck. Eine ſolche Neuordnung der vorgefundenen „alten Regiſtratur“ 
nahm im 16. Jahrhundert Erasmus Sepydell bei der Herſtellung des 
Himmelpforter Kopialbuches vor, indem er die Urkunden ſachlich und 
dann chronologiſch anordnete und fortlaufend nummerierte; die Fächer 
find durch Kapitelüberſchriften gekennzeichnet !). Als Beiſpiel für die 
Eintragung von Fachſignaturen in Kopialbücher mag das Chartularium 
magnum des Hochſtifts Merſeburg dienen). In dieſem Kodex finden 
ſich von Zeit zu Zeit Majuskelbuchſtaben von A bis 2, die ſachliche Ab⸗ 
teilungen und zugleich Kapſeln bezeichnen, in denen die in gleicher Weiſe 
ſignierten Originale aufbewahrt wurden. 

Haben die Kopialbücher mehr die Aufgabe, die Einſichtnahme in 
die Originalurkunden zu erſparen, ſo bilden die in Regeſtenform angeleg⸗ 
ten Inventare die eigentlichen Wegweiſer durch die Archive. Leider 
iſt von dieſer wichtigen Quellengattung für die märkiſchen Klöſter nur 
wenig erhalten, obwohl anzunehmen iſt, daß alle bedeutenderen der⸗ 
artige Inventare geführt haben. Bisher ſind bekannt: zwei Inventare 
des Kloſters Lehnin aus der Mitte des 15. Jahrhunderts), zwei des 
Benediktinernonnenkloſters Spandau von 1541 und 1571) und eines des 


1) Vgl. Riedel, Cod. dipl. Brand. A. XIII, S. 8f. 

2) U.⸗B. des Hochſtifts Merſeburg. Hrsg. von P. 8 T. 1 Geſchichts⸗ 
quellen d. Prov. Sachſen. Bd. 36, Halle 1899. S. XX 

3) Vgl. Hermann Bauer, Die Überlieferung d. 8 Archivs. Diss. phil. 
Berlin 1913, S. 52 f. u. 57 f. 

4) Vgl. Curſchmann, Ib. f. Brand KG. Ig. 1, 1904, S. 37 f., und Riedel, 
a. a. O. A. X, S. 182 f. 
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Kloſters Binna von 1539.1) Alle diefe Inventare zeigen ſchwache Spuren 
von Syſtematik; Signaturen, die Seele jedes Katalogs, enthält nur das 
zweite, fog. „ältere Lehniner Urkunden⸗ Verzeichnis“. Die einzelnen 
Regeſten ſind darin fortlaufend numeriert, die Nummern in einem 
alphabetiſchen Namen- und Sachregiſter am Schluß vereinigt und von 
der Hand des gleichen Schreibers im Anſchluß an die kurzen Inhalts- 
angaben auf der Rückſeite der Urkunden vermerkt. Es ſind alſo Indivi⸗ 
dual- nicht Fachſignaturen. 


Für das Kloſter Chorin haben ſich weder Kopialbücher noch In⸗ 
ventare entdecken laſſen. Die Quelle für ſeine Geſchichte bilden in der 
Hauptſache die im Rep. Chorin des Geh. Staats⸗Archivs zu Berlin 
verzeichneten und dort aufbewahrten 170 Urkunden, unter denen ſich 
158 Originale befinden?). Von dieſen find nun 83 auf der Rückſeite zu- 
meiſt in der Nähe der Siegelbefeſtigung mit roten Majuskelbuchſtaben 
ſigniert; nur bei Urt. Geh. St. A. Nr. 48 (1308, März 12) ſteht ein G 
auf dem umgelegten unteren Rand der Vorderſeite. Die Buchſtaben 
ergeben zuſammengeſtellt das Alphabet von A bis U (V); Urt. Nr. 114 
(1421, Mai 17) ſcheint ein nur noch ſchwach erkennbares Y getragen zu 
haben, W, X und 2 fehlen. Die Zahl der mit gleicher Signatur ver⸗ 
ſehenen Urkunden ſchwankt zwiſchen 1 (E, O, Y) und 9 (R). Ordnet 
man die ſignierten Urkunden nach ihrer Signatur, jo ergibt fi folgendes 
Bild: 


(Spalte 1 enthält die Nr. des Geh. St. A., 2 Datum, 3 Druckort, 
4 lurze Inhaltsangabe. Soweit ſich ſachl. Abt. erkennen laſſen, ſind die 
Stichworte hinter den Buchſtaben angefügt). 


A. (Kloſter Gottesſtadt, Hoſpital in Barſdyn.) 


1 1231 A. XIII, S. 202 Gründung des Kloſters Gottesſtadt 
2 1233 A. XIII, S. 203 Dotation des Biſch. v. Kamin an Kl 
. Gottesſtadt 
3 1233, Okt. 11. — Schutzbrief Gregors IX. für Kl. Got⸗ 
tesſtadt 


7 1258, Sept. 2. A. XIII, S. 207 Vereignung des Hoſpitals in Barſdyn 
an Kl. Marienſee 

8 | 1259, Juni 26. A. XIII, S. 208 Bedingungen f. d. Vereignung des 
Hoſpitals | 

9 — A. XIII, S. 209 Desgl. andere Bedingungen 

38 1295, April 4. A. XIII, S. 226 Beſtätigung der Urk. 7 

98 1372, Dez. 27. A. XIII, S. 265 Verlegung des Hoſpitals nach Chorin 


1 Bal „ Kloſter Zinna (Veröffentl. d. Ver. f. Geſch. d. M. Brand.) 
1914, S. 248 f. 


2) Abb, Geſch. d. Kl. Chorin, Diss. phil. Berlin 1911, S. 1. 
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B. (Allgemeine päpſtl. u. biſchöfl. Privilegien.) 


18 | 1273, Febr. 8. Aa S. 215 Gregors X. Geſamtbeſtätigung f. Kl. 
Chorin 
22 1274, Juni 9. A. XIII, S. 217 Desgl. 
36 1288, Nov. 14. A. XIII, S. 225 Nikolaus IV. verleiht Erbrecht den 
| Ronventualen 
68 | 1334, Nov. 13.| A. XIII, S. 246 Ablaß des Biſchofs Agidius, Vikars des 
Erzb. v. Magdeburg 


69 1335, Jan. 10. = Bild). v. Brand. beſtätigt die Zehnt⸗ 
hebungen des Kl. 
70 — 2. Exempl. 


C. (Allgemeine markgräfl. Privilegien.) 
6 | 1258, Sept. 2.| A. XIII, S. 205 Gründung des Kl. Marienſee 
11 | 1267, Febr. 2. | A. XIII, S. 211 Beſtätigung der Urt. 6 
20 1273, Sept. 8. A. XIII, S. 216 Verlegung des Kl. nach Chorin 
62 | 1324, Okt. 23. A. XIII, S. 242 Geſamtbeſtätigung des Markgr. Ludwig 
99 | 1373, Sept. 1. A. XIII, S. 266 Geſamtbeſtätigung Karls IV. u. Wen- 
zels 
102 1378, Aug. 16.1 A. XIII, S. 268 Geſamtbeſtätigung Sigismunds 


D. 


37 | 1292, Apr. 23. | A. XIII, S. 226 Rat v. Angermünde: zwei Bürgergüter 
51 | 1309, Mai 7. A. XIII, S. 235 Albero v. Oderberg: Fiſcherei Paarſtein 
56 | 1316, Nov. 17. A. XIII, S. 238 Rat v. Angermünde: Konrad v. Oder- 
berg verkauft Fiſcherei Paarſtein 
79 1339, Febr. 3. A. XIII, S. 251 Rat v. Angermünde: Hebung aus der 
[Mühle zu Buchholz 


E. 
53 1315, März 21. A. XIII, S. 2360 Markgr. Waldemar: Altenhof u. Kieg 
| bei Lunow 
F. ý | 
13 | 1267, April 16.| A. XIII, ©.213 | Markgrafen: Hebung in Lübbichow 
54 | 1316, Juni 13. A. XIII, ©.237 | Markgr. Waldemar: Lüdersdorf 
55 — 2. Exemplar 


G. (Mönchsheide.) 
44 | 1304, Dez. 16. | A. XIII, ©.230| Vereignung der Mönchsheide 
48 | 1308, März 12.| A. XIII, ©.232 | Ober- und Niederliepe u. der letzte 
Winkel der Heide 
49 — A. XIII, S. 233 Desgl. 


H. (Senthebungen in der Renmark vom Bild. v. Kamin.) 


41248, März 29. A.X, S. 204 Biſch. v. Kamin: Zehnthebung i. der 
Neumark 

52 1311 A. XIII, S. 235 Desgl. (Beſtätigung) 

7111335, Maid. A. X, S. 238 | Desgl. (Beſtätigung) 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld). X X XIV. 1. 6 
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J. (Biſch. v. Brandenburg u. Patronatsangelegenheiten.) 


5 1258, Febr. 13. A. XIII, S. 204 Biſch. v. Brand.: Hebungen 

12 | 1267, April 16. A. XIII, S. 212 Markgrafen: Patronat in Oderberg 

14 1268, Dez. 16. | A. XIII, S. 313 Biſch. v. Brand.: Inkorporation von 
Oderberger Pfarrgütern 


15 — | 2. Exempl. 
21 | 1274, Mni 21. | A. XIII, S. 217 Biſch. v. Brand.: Entſcheid in Pfarr- 
ſachen 


K. (Hufenzins in Schwedt.) 


39 1295, Juni 14. A. XIII, S. 227 Kauf des Hufenzinſes in Schwedt 
41 | 1297, März 30. A. XIII, S. 228 Zuſatzbeſtimmung 


L. 
10 1261 A. XIII, S. 210 Gottfr. v. Grefffenberg: Hoſpital und 
| Mühlen 
32 1287, Juni 15.| A. XIII, ©.224 | Markgr.: Hufen und Mühlen 
33 — 2. Exemplar 
46 1306, März 29. — Gottfr. v. Greiffenberg: Hebung b. 
Güntersberg 
M. 
27 1276, Mai 13. A. XIII, S. 220 Markgr.: Ragöſen gegen Hufen in 
Paarſtein 
2811277, Juni 27. A. XIII, S. 220 Markgr. ſchenken Britz 


| N. (Jädikendorf und Woltersdorf.) 
1611272, Aug. 1. | A. XIII, ©.214 | Markgr.: Hufen in Woltersdorf 
17 — 2. Exempl. 
19 1273, Aug. 5. A. XIII, ©.215 | Markgr.: Hufen in Woltersdorf 
29 1281, Jan. 6. A. XIII, ©.221 | Markgr.: Übermaß in Jäd. u. Wolt. 


0. 
24 | 1275, Sept. 25. A. XIII, S. 218 Markgr.: Hufen in Beiersdorf. 


P. (Nutzungen in Oderberg.) 


34 | 1288, März 10. A. XIII, S. 224 Markgr.: Fiſcherei b. Oderberg 
43 1301, Okt. 9. A. XIII, S. 229 Markgr.: Mithütungsrecht in Oderberg 


Q. (Herzſprung.) 


30 1281, Okt. 9. A. XIII, S. 222 Markgr.: Hufen in Herzſprung 

42 1299, April 10. A. XIII, S. 229 v. Schneitlingen: Desgl. a 

45 1305, Okt. 8. A. XIII, S. 231 Markgr.: Hufen in Lichterfelde u. Herz” 
| ſprung 

58 1318, März 26. A. XIII, S. 239 Waldemar: Herzſprung 

82 1346, Juni 12.) A. XIII, S. 255 v. Schneitlingen: Hufen in Herzſprung 
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R. | (Pinnow, Serweſt u. Seehauſen [zu Serweſt gebôrig].) 


31 | 1284, März 10.| A. XIII, S. 223 | Dorf Pinnow 
47 1307, Juli 25. A. XIII, S. 232 Abgabenfreiheit einer Pinnower Pfarr⸗ 
hufe 

57 1317, Nov. 22. A. XIII, S. 238 Markgr.: Dorf Serweſt 
64 1327, Mai 22. A. XIII, S. 243 v. Oderberg: ½ Serweſt durch Kauf 
77 1338, Aug. 17. A. XIII, S. 250 v. Oderberg: ½ Serweſt für Pinnow 
92 | 1370, Mai 11. A. XIII, S. 262 v. Oderberg: Hufen bei Seehauſen 
93 1371, April 25. A. XIII, S. 262 v. Oderberg: Desgl. 

2. Exempl. 
97 1371, Dez. 21 A. XIII, S. 265 v. Reinickendorf: Desgl. 


S. (Golzow u. Buchholz.) 


59 1319, Aug. 14. A. XIII, S. 240] Waldemar: Golzow, Buchholz, Gr. 
Ziethen 

66 1330, März 29. A. XIII, S. 241] Rub. v. Sachſen: Beſtätigt Urt. 59 

103 | 1378, Sept. 15. A. XIII, S. 268 Schiedsſpruch über Lehen in Golzow 

105 | 1386, März 19. A. XIII, S. 270 v. Greiffenberg: Lehensgerechtſame in 
Buchholz 


T. (Zollbefreiungen.) 
35 | 1288, Nov. 15. A. XIII, S. 225 Markgr. 
40 | 1296, Sept. 12. A. XIII, S. 228 Herz. v. Pommern 
63 1317, Nov. 22. A. XIII, S. 243 | Martgr. 
74 1335, Nov. 16. A. XIII, S. 248 Herz. v. Pommern 
75 ue A. XIII, S. 249 Derſ. 


U. (V.) (Bölkendorf.) 


26 1275 A. XIII, S. 219 Hebung in Oderberg 
83 1346, Sept. 6. A. XIII, S. 256 Hebung in Bölkendorf 
84 1347, Dez. 9. A. XIII, S. 256 Zins in Bölkendorf 
95 1371, April 25. A. XIII, S. 264 Verleihung v. Hufen in Bölkendorf 
96 — Abb, Chorin 
| ©. 128 | Desgl. 


Y. (2 
114 1421, Mai 17. | A. XIII, S. 275 Nieder-Finow 


Aus der vorſtehenden Zuſammenſtellung geht hervor, daß in der Tat 
eine ſyſtematiſche, durch Abteilungsſignaturen feſtgelegte Ordnung des 
Choriner Archivs beſtanden hat. Die Buchſtaben A/C, G / K, N, P, Q, T 
und U (V) fteben auf inhaltlich zuſammengehörigen Originalen, die ſich 
in der Regel auf eine beſtimmte Beſitzung beziehen; nur ſelten zeigt eine 
unter ihnen abweichenden Inhalt. In ſolchen Fällen, in denen ſich in 
der Abteilung nur eine oder inhaltlich voneinander verſchiedene Urkunden 
befinden (vgl. D, E, F, L, M, O, Y), handelt es ſich um Beſitztümer, über 

6* 
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die keine weiteren Urkunden vorhanden find. Eine offenbare Durch⸗ 
brechung der Syſtematik findet hingegen in der Abt. Rſtatt, die Urkunden 
für die Dörfer Pinnow, Serweſt und das wüſte Seehauſen enthält. 
Das wird jedoch genügend dadurch erklärt, daß die Mönche 1338 (ſ. o. 
R Nr. 77) für Pinnow das halbe Dorf Serweſt eingetauſcht haben, und 
daß die wüſte Dorfſtelle Seehauſen Serweſt benachbart ijt!). Zwiſchen 
dem Inhalt und der gewählten Signatur laſſen ſich gewiſſe Beziehungen 
aufweiſen; ſo enthält Abt. A die Urkunden des Prämonſtratenſerkloſters 
Gottesſtadt und ſeines Hoſpitals, das Chorin ſpäter übernahm, Abt. B 
allgemeine päpſtliche und biſchöfliche Privilegien, Abt. C markgräfliche 
Urkunden über Gründung, Verlegung und Beſtätigungen des Kloſters 
und ſeines Beſitzes. Für Bölkendorf und Niederfinow, mit die letzten 
Erwerbungen zum Kernbeſitz, find die letzten Buchſtaben U (W) und Y 
beſtimmt, und es iſt vielleicht kein Zufall, daß ſämtliche Zollprivilegien 
des Kloſters mit T (theloneum) bezeichnet ſind. 

Wann iſt nun die Ordnung und Signierung des Archivs erfolgt? 
Die letzte zweifelsfreie Dorſualſignatur iſt S auf Nr. 103 vom 15. Sept. 
1378, da S auf Nr. 105 und Y auf Nr. 114 nicht deutlich erkennbar find; 
auf den übrigen, nach 1378 erhaltenen 54 Originalen fehlt die Signatur. 
Aber ſchon von Nr. 74 T (1335, Nov. 16) an verraten die Buchſtaben 
andere Hände, während bis dahin ein Schreiber auf alle voraufgehenden 
Urkunden die Buchſtaben ſorgfältig mit gut erhaltenem roten Schreib⸗ 
ſtoff gezeichnet zu haben ſcheint. Mit Nr. 74 werden die Buchſtaben 
ungefüge und unſorgfältig; der Schreibſtoff wird ſo ſchlecht, daß die 
Zeichen z. T. ganz verblaßt und ſtellenweiſe nur an den Federeindrücken 
erkennbar ſind. Schwarze Tinte wurde beim T auf Nr. 74 benutzt. 
Die alte Hand und die gute rote Tinte treten noch einmal beim V der 
Urk. 83 und 84 (1346 und 1347) auf. 
Einen anderen Hinweis gibt der Buchſtabe R. Die Signierung der 
Serweſter Schenkungsurkunde Nr. 57 (1317) mit dieſem bis dahin für 
Pinnow beſtimmten Zeichen war nur für einen Schreiber möglich, der 
bereits die erwähnte Tauſchurkunde der beiden Dörfer von 1338 (Nr. 77) 
in Händen hatte. Ein Blick auf die kurzen Inhaltsangaben auf der Rück⸗ 
ſeite der Originale zeigt ebenfalls, daß die Ordnung des Choriner 
Archivs in den erſten Jahrzehnten des 14. Jahrhunderts ſtattgefunden 
hat. Aus dieſer Zeit ſtammt die Hand, welche die überwiegende Mehr⸗ 
zahl der älteren Inhaltsangaben geſchrieben hat. Mit den Signaturen 
ſtehen ſie allerdings, anders als im „älteren Lehniner Urkunden⸗Ver⸗ 
zeichnis“ und den zugehörigen Originalen, in keinem Zuſammenhang, 
da der Standort der Signaturen auf den des Inhalts keine Rückſicht 
nimmt und auf Nr. 72 D beide ſogar mit den Füßen gegeneinander 
ſtehen. Die Ordnung des Choriner Archivs bald nach dem Tode Walde⸗ 


1) Abb, a. a. O. S. 84. 
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mars (1319) ijt auch deshalb wahrſcheinlich, weil der nun folgende ftete 
Wechſel der Gewalthaber in der Mark eine häufige Neubeſtätigung 
des Kloſters und ſeiner Beſitzungen unter Verweiſung der vorhandenen 
Urkunden notwendig machte. | 

Von beſonderem Intereſſe find nun noch 21 Urkunden, die Chorin 
vor dem oben angenommenen Stichjahr 1378 erhalten hat und die 
trotzdem keine Signaturen tragen. Die erſte iſt vom 25. Sept. 1275 
datiert (Geh. St. A. Nr. 23, Riedel A. XIII S. 218), unter den letzten 
befindet fih eine Folge von 7 Originalen (Geh. St. A. Nr. 85 (1348) 
bis 91 (1356). Wenn auch die Möglichkeit beſteht, daß bei einigen die 
Buchſtaben vollſtändig verblaßt ſind, ſo laſſen ſich doch bei der Mehrzahl 
Gründe für ihr Fehlen wahrſcheinlich machen: 

1. Die markgräfliche Verleihung Klein⸗Ziethens an Hermann von 
Arnsdorf Nr. 61 (1329 A. XIII S. 244), gehört ſachlich nicht in das 
Kloſterarchiv und kann höchſtens erſt 1466 mit dem Erwerb des Dorfes 
von den Arnsdorfern Chorin ausgehändigt worden ſein. 

2. Die Kaufurkunde Groß⸗Ziethens Nr. 23 (Riedel A. XIII S. 218) 
dürfte, da das ausbedungene Rückkaufsrecht wahrſcheinlich in Kraft 
getreten iſt!), als erledigt nicht regiſtriert worden fein, ein Vorgang, 
den man auch im markgräflichen Archiv beobachtet hat.“) Auch die 
Beſtätigungsurkunde für Groß⸗Ziethen, die der nur kurze Zeit hier mäch⸗ 
tige Fürſt von Mecklenburg 1320 (Nr. 60) ausſtellte, mag aus dieſem 
Grunde hier fortgelaſſen ſein. Hingegen iſt das Fehlen der Signierung 
auf der Erwerbungsurkunde anderer Beſitzungen in dieſem Dorfe von 
1339 (Nr. 78 A. XIII S. 251) nicht verſtändlich. 

3. Unſigniert ſind ferner 9 Urkunden, deren Inhalt allgemein und 
nicht auf einzelne Ortſchaften bezüglich iſt. Für ſie wären vielleicht die 
Buchſtaben B und C in Frage gekommen, die man wohl nur für die 
wichtigſten allgemeinen Urkunden reſerviert hat. Es handelt ſich um 
folgende Urkunden: 


Geh. St. A. Nr. 25 (A. XIII S. 219) Altarſtiftung. 

61 (A. XIII „ 241) R. v. Sachſens Verſöhnungsurk. 

67 (A. XIII „ 245) Kaiſer Ludwigs Geſamtbeſtätigung. 

76 (A. XIII „ 249) Benedikts XII. Geſamtbeſtätigung. 

81 (A. XIII „ 253) Befreiung v. vogteil. Laſten. 

86 (A. XIII „ 258) Ludw. d. Römers Verſöhnungs⸗ 
urkunde. 

90 (A. XIII „ 261) Ludw. d. Römers Schutzprivileg. 


„ „100 (A. XIII „ 266 
„ „101 (A. XIII „ 267 Karls IV. Bedeerlaß. 
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1) Abb, a. a. O. S. 83. 
2) Klinkenborg, Geſch. d. Geh. St. A. zu Berlin (Mitt. d. Preuß. Archivverw. 
H. 18, 1911), Abt. 1, S. 12. 
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4. Schließlich fehlen die Buchſtaben noch auf 8 weiteren Originalen: 
Geh. St. A. Nr. 80, 85, 88 (A. XIII S. 252, 257, 259) betr. Hebungen 
in Golzow. 
a „ 87 (Bezeugung von R 64), 89 (A. XIII ©. 259, 260) 
Beſitz in Serweſt. 
j „ 73 (A. XIII S. 248) Wittum in Herzſprung. 
; „ 50 (A. XIII „ 234) Sefig in Paarſtein. 
i „ 91 (A. XIII „ 261) 12 Hufen auf der wüſten Dorf- 
ftelle in Seehauſen. 


Es kann wohl kein Zweifel darüber beſtehen, daß neben der Signie⸗ 
rung auch eine entſprechende Regiſtrierung und Lagerung der Choriner 
Urkunden ſtattgefunden hat, obwohl jede weitere Angabe darüber fehlt. 
Neben den anfangs zitierten Beiſpielen gibt das Repertorium Howecks 
des markgräflich brandenburgiſchen Archivs aus der zweiten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts den beſten Einblick in eine ähnliche Archivordnung. 
Howeck ſagt am Anfang ſeines Repertoriums: Alle schatteln sind 
gezeichend mit den buchstaben des alphabets; und in iglicher 
schatteln findt man dy brief, dy nach dem buchstaben geschriben 
sten, der uff der schattel stet. Uff iglichen brief findestu einen 
buchstaben sten unden by der pressel, darnach iglicher brief zu 
finden stet.!) Die Art der Signierung ſtimmt alſo mit der Choriner 
bis auf die Eintragung der Buchſtaben in der Nähe des Pergament⸗ 
ſtreifens für das Siegel überein; es iſt anzunehmen, daß auch die 
Choriner Urkunden in Kiſten, Laden, Behältern, Doſen, Schreinen oder 
Schachteln gelegen haben, und daß ein Urkundeninventar beſtanden hat, 
das in der Anordnung dem oben wiedergegebenen Verzeichnis glich. 


— 


Die Abſtammung der Markgräfin Agnes von Brandenburg 
(T 22. Juli 1345). 


Von Adolf Hofmeiſter. 


Agnes, die Mutter des letzten märkiſchen Askaniers, Heinrichs des 
Kindes, war eine Tochter Herzog Ludwigs II., des Strengen, von Ober⸗ 
bayern (f 1. Februar 1294) 2), alfo eine Schweſter Kaifer Ludwigs des 
Bayern. Ihr Vater war dreimal vermählt. Die 1. Ehe mit der am 


1) Klinkenborg, a. a. O. S. 28. 

2) So Chron. de gestis princ., Bayeriſche Chroniken des 14. Jahrhunderts, 
herausgegeben von G. Leidinger, 1918 (M. G SS. rer. Germ.), S. 46. Sonſt 
wird auch der 2. Februar genannt. 
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18. Januar 1256 unſchuldig hingerichteten Maria von Brabant blieb 
kinderlos; aus der 3. mit Mechthild von Habsburg (ſeit 24. Oktober 
1273) 1) ſtammten der Pfalzgraf Rudolf (geb. 4. Oktober 1274, f 12. oder 
13. Auguft 1319) ) und fein jüngerer Bruder, der ſpätere Kaifer Ludwig, 
deſſen Geburt jetzt gewöhnlich in den Herbſt 1286 geſetzt wird ). Es ift 
nun die Frage, ob Agnes von Brandenburg eine rechte Schweſter Ludwigs 
des Bayern, alſo eine Enkelin Rudolfs von Habsburg war, oder ob ſie 
aus der 2. Ehe Ludwigs des Strengen mit Anna von Glogau (vermählt 
24. Auguſt 1260, f 26. Juni 1271)*) ſtammte. Dieſe Frage wird in 
der neueren Literatur verſchieden beantwortet. Brandenburgiſche 
Hiſtoriker ſprechen von ihr als Stiefſchweſter des Kaiſers im Anſchluß 
an L. A. Cohn in ſeiner Neubearbeitung von Voigtels Stammtafeln zur 
Geſchichte der europäiſchen Staaten (I, Braunſchweig 1871, Tafel 45). 
Die bayerischen Geſchichtſchreiber nennen fie dagegen von Aventin’) 
bis zu Häutle und Riegler*) eine rechte Schweſter Ludwigs des Bayern 
und Tochter der Mechthild von Habsburg. 

Belege werden für keine dieſer Angaben mitgeteilt. Zahl und Alter 
der Kinder Ludwigs des Strengen ſind noch in manchen Punkten zweifel⸗ 
haft. Cohn irrt z. B. ſicher, wenn er auch Mechthild, die ſeit 1288 mit 
Herzog Otto von Lüneburg vermählt war, aus der 2. Ehe ſtammen 
läßt; ſchon nach dem Namen war ſie ſicher ein Kind der Habsburgerin. 
Cohn meinte ſich für Agnes vermutlich auf eine Nachricht aus dem 
von Ludwig dem Strengen geſtifteten Kloſter Fürſtenfeld ſtützen zu 
können, wo viele ſeiner Angehörigen beigeſetzt waren. Die Notae Fürsten- 
feldenses de ducibus Bavariae’) nennen ausdrücklich eine Agnes und 


1) Reg. imp. VI I, Nr. 6a. 

2) Vgl. Leidinger zur Chron. de gestis princ., S. 92, A. 4; Koch⸗Wille, 
Reg. d. Pfalzgr. am Rhein I, Nr. 1308. 1805. 

3) Reg. d. Pfalzgr. am Rhein I, Nr. 1806; Riezler, Geſch. Baierns II, 
278, A. 1; Forſch. z. brand. u. preuß. G. "XXXII, 6. 44, Anm.; unten S. 90, A. 7. 

4) K. Wutke, Stamm- und Überſichtstafeln der Schlefifchen Fürſten, Breslau 
1911, Tafel IV. Totenbücher von Oberaltaich, Prüfening und Seligenthal (M. 
G. Necr. III 230, 354, 364): 26. Juni; Totenbuch von Fürſtenfeld (ebd. S. 100) 
dagegen: 27. Juni; Notae Fürstenfeld. (M. G. SS. XXIV, 75) ſogar: 28. Mai 
(V. kal. Junii). Ihre Eltern, Herzog Konrad I. von Glogau und Salome von 
Großpolen, heirateten erſt gegen Ende 1249; ſie war alſo 1260 in keinem Falle 
bereits wirklich heiratsfähig. 

5) Bayer. Chronik VII, 61; Johannes Turmair's, gen. Aventinus, Sämmtliche 
Werke V (München 1886), S. 402 f. Danach, wie ich einer gütigen Mitteilung 
des Bayeriſchen Geh. Hausarchivs mit gebührendem Dank entnehme, die Hſſ. 
von Wiguleus Hundt, „Pfälziſch⸗ und Baieriſcher Stamm", und Chriſt. Ge wold, 
„Bayer. Genealogie“. 

6) Chr. Häutle, Genealogie des erlauchten Stammhauſes Wittelsbach, 
München 1870, S. 6; Riezler, Geſch. Baierns III, Stammtafel am Schluß. 

7) M. G. SS. XXIV, 75, 8. 15ff. 
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einen Ludwig!) als Kinder der ſchleſiſchen Anna. Hier handelt es ſich 
aber offenbar um die an einem 21. Oktober geſtorbene Agnes filia 
fundatoris nostri des Totenbuchs von Fürſtenfeld 2). Der Todestag der 
Agnes von Brandenburg ift aber der 22. Juli 13455). Ludwig der Strenge 
hatte alfo zwei gleichnamige Töchter, die bei Cohn offenbar miteinander 
verwechſelt ſind. 


In den fog. Hohenberger Kapiteln der Faſſung VC der Chronik des 
Mathias von Neuenburg“) werden als Kinder Ludwigs des Strengen 
von der Habsburgerin aufgeführt: Rüdolfus primogenitus dux et pala- 
tinus Reni, Lüdwieus Romanorum imperator quartus et lantgravius 
Hassie. Den lantgravius hat ſchon Urſtiſius in eine lantgravia ver⸗ 
beſſert, und mit Recht. Es kann nur an Agnes, die ſpätere Markgräfin 
von Brandenburg, gedacht ſein, die in 1. Ehe ſeit 15. Januar 1290 mit 
dem Landgrafen Heinrich dem Jüngeren von Heffen (f 23. Auguſt 1298) 
vermählt wars). Über die Genealogie der ſeinem Geſichtskreis fernen 
Askanier bringt der Straßburger Chroniſt freilich gerade mit Rückſicht 
auf ihre Verbindungen mit den Habsburgern recht falſche Angaben“). 
Im übrigen aber iſt er über die Familienverhältniſſe der Habsburger 
und der Wittelsbacher recht gut unterrichtet. Er verfügt überhaupt über 
ein außerordentlich ausgebreitetes und eingehendes genealogiſches Wiſſen, 
das er, der Mann der kanoniſtiſchen Praxis, bei vielen Gelegenheiten 
vorführt. 

Die Angabe des Mathias von Neuenburg wird durch die Urkunden 
beſtätigt. Als Papſt Bonifaz VIII. am 19. Mai 1303 nachträglich für 


1) Es iſt der am 23. September 1290 vor dem Vater geſtorbene Pring; 
vgl. Chron. de gestis princ., S. 42—44. 

2) M. G. Necr. III, 102. Für das Todesjahr bei Häutle und Riezler 
(1269) kenne ich keinen Beleg; ebenſowenig für die Angabe Cohns, daß eine 
Agnes aus 3. Ehe „9 Jahre alt“ geſtorben ſei. 

3) G. Sello, Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. I, 149, nach der Chronik 
des St. Clarenkloſters zu Weißenfels (hgb. v. J. O. Opel, Neue Mitt. a. d. Geb. 
hiſt.⸗ant. Forſch. (d. Thür.⸗Sächſ. Vereins) IX, 1862, S. 412). 

4) c. 24 a, bgb. von G. Studer, Bern 1866, S. 181; vgl. L. Weiland, 
Die Vatikan. Handſchrift der Chronik des Mathias von Neuenburg, Göttingen 1892 
(Abhandl. d. Geſ. d. Wiſſ. zu Göttingen, Bd. 38), S. 30. 

5) C. Knetſch, Das Haus Brabant. I. Darmſtadt (1918), S. 45, Nr. XIV 3 
auf Tafel IV; O. Grote fend, Reg. d. Landgr. v. Heffen, 1. Lief. 1247—1308, 
Marburg 1909, Nr. 292, 385. 

6) c. 15 Anf., S. 12; c. 33, S. 35; c. 24a, S. 180, 183. Wolde mar wird 
einmal zum Enkel Rudolfs von Habsburg (als ob er der Sohn des kinderloſen 
Ottoko (Otto VI.) von der Ottoniſchen Linie wäre), das andere Mal zum Schwieger⸗ 
ſohn Albrechts I. gemacht, alſo mit ſeinem Schwiegervater Hermann (f 1308) 
verwechſelt. Übrigens war auch Woldemar ſelber 1302 mit einer Tochter Albrechts 
wenigſtens verlobt, Krabbo in der Brandenburgia 27/28, S. 55. 
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die bereits vollzogene Ehe Heinrichs von Brandenburg (und Landsberg) 
mit Agnes, der „Tochter des weiland Herzogs Ludwig von Bayern“, 
wegen Verwandtſchaft im 4. Grade eben auf Bitten König Albrechts I. 
Diſpens erteile, nennt er die Markgräfin ausdrücklich des Königs Nichte). 


Ebenſo entſcheidend ijt die Urkunde, die König Albrecht I. zu Frank⸗ 
furt a. M. 18. Mai 1307 über den Verzicht der Markgräfin auf ihre 
Morgengabe aus ihrer 1. heſſiſchen Ehe zugunſten ihrer Tochter 1. Ehe 
und von deren Gemahl, Graf Gerlach I. von Naſſau, auzftellte?). Der 
König nennt darin die Markgräfin Agnes consanguinea nostra dilecta. 
Das ſtimmt vortrefflich, wenn Agnes eine Tochter der Mechthild, alſo des 
Königs Schweſtertochter, war. Andernfalls wäre es höchſtens durch einen 
gemeinſamen Urahnen 200 Jahre früher zu erklären: beide ſtammten 
von dem Welfen Herzog Heinrich dem Schwarzen von Bayern (t 1126) 
ab, Agnes durch ihre väterliche Großmutter Agnes von Braunſchweig, 
Pfalzgräfin bei Rhein (f 1267 oder 1269), im 6. Grade, Albrecht durch 
ſeine Mutter Gertrud von Hohenberg (f 1281) über Tübingen und 
Bregenz?) im 7. Grade. 

Eine ſo entfernte Verwandtſchaft, wie ſie ähnlich in unzähligen 
Fällen beſtand, gäbe natürlich keine genügende Erklärung für den Anteil, 
den König Albrecht I. augenſcheinlich an den perſönlichen Verhältniſſen 
der Markgräfin nahm“). Schon ihre Eheabrede mit dem Brandenburger 
iſt ein nicht unweſentliches Stück der habsburgiſchen Politik. Die Ver⸗ 
lobung wurde ja auf dem glänzenden Reichstage zu Nürnberg Ende 
November 1298 vereinbart, auf dem der neue König die großen Fürſten 
des Reiches um ſich ſcharte und gerade mit den Askaniern auch andere 
Abreden traf’). Sie ſollte offenbar dazu dienen, die märkiſchen Askanier 


1) Bei Riedel, Cod. dipl. Brand. B. I, 251, Nr. 319, fehlen dieſe ent⸗ 
ſcheidenden Worte; beffer J. E. Kopp, Geſch. d. eidgenöſſiſchen Bünde III 1 
(1862), S. 324 f., Nr. 37a, vgl. Potthaſt, Reg. pont. Rom. II, Nr. 25240: 
Dilecto filio nobili viro Henrico marchioni Brandenburgensi et dilecte in Christo 
filie nobili mulieri Agneti, nate quondam Ludovici ducis Bavarie uxori eius 
Nos itaque carissimi in Christo filii nostri Alberti regis Romanorum illustris, 
cuius tu filia Agnes neptis existis, ac vestris supplicationibus inclinati ufr. 
Da die Ehe damals nicht mehr kinderlos war, muß fie ſpäteſtens 1302 vollzogen 
ſein (wahrſcheinlich wohl mit Krabbo ſchon 1298/99). 

2) Riedel, BI, 268 f., Nr. 341; Grote fend, Reg. d. Landgr. v. Heffen, 
Nr. 484; H. Krabbo, Markgraf Heinrich L ohne Land von Brandenburg, in der 
Dale des Hiſtoriſchen Vereins zu Brandenburg (Havel) 1868—1918, S. 147, 

. 40. 


3) Chr. F. v. Stalin, Wirtemb. Geſch. II, 252, 433. 

4) Auch das Heiratsgut ihrer Tochter 1. Ehe, Agnes von Heſſen, 2000 Mk. 
löt. Silb. Köln., wurde halb von König Albrecht und halb von den bayeriſchen 
Herzogen Rudolf und Ludwig gegeben; Oe fele, Rer. Boic. SS. II, 125. 

5) Vgl. Krabbo, Heinrich ohne Land, S. 145, Reg. Nr. 13, 15, 16. 


L 
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in allen ihren Zweigen noch feſter an die Habsburger zu ketten). So 
war es nur natürlich, daß Albrecht bei ſeiner endlichen Ausſöhnung mit 
dem Papſt im Frühjahr 13032) auch für die inzwiſchen vollzogene Ehe 
ſeiner brandenburgiſchen Nichte den Diſpens erwirkte, über deſſen Not⸗ 
wendigkeit man ſich wohl nie im unklaren geweſen, der aber früher nicht 
zu erlangen geweſen wäre?). Noch im Jahre 1314 hat anſcheinend 
Heinrich von Landsberg länger und zäher die Verbindung mit den Habs⸗ 
burgern aufrechterhalten als fein Neffe Woldemar, mit deffen Uber- 
gang zu der antihabsburgiſchen Partei er ſchließlich ſich doch um ſo eher 
abfinden konnte, als deren Erkorener ſein wittelsbachiſcher Schwager 
Ludwig war“). 

Bei ihrer 1. Eheſchließung im Jahre 1290 wird Agnes etwa 12 Jahre 
gezählt haben; in dieſem Alter gerade finden wir im Mittelalter nicht 
ſelten die ja oft ſchon viel früher getroffenen Eheabreden durch förm⸗ 
liche Hochzeitsfeiern ausgeführt. Sie iſt wohl als das 3. Kind der 
Mechthild von Habsburg anzuſetzen, nach dem Pfalzgrafen Rudolf und 
der Mechthild, die bereits 2 Jahre vor Agnes nach Lüneburg vermählt 
wurde. Zwiſchen ihr und dem mutmaßlich jüngſten Kinde, dem ſpäteren 
Kaiſer, ift dann noch reichlich Platz für eine Annas) und, wenn der 
Kaiſer erſt 1286 geboren iſt, einen älteren Ludwig, der am 18. April 1286 
genannt wird®), aber früh verſtorben fein müßte). Agnes ijt alfo frühe- 
ſtens 1276 und kaum nach 1278 geboren, da ihre Tochter 1. Ehe 1307 
bereits vermählt wars). 

Die von Krabbo in der Feſtſchrift des Hift. Vereins zu Brandenburg, 
S. 152, und von mir in den Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII, 
58, Tafel 6, gebotenen Ahnentafeln ſind alſo durch die unten, S. 92, 


1) Das Original der Verſchreibung Ottos IV. mit dem Pfeil für die künftige 
Schwägerin vom 26. November 1298; Riedel B I, 225 f., Nr. 291, liegt im Haus⸗, 
Hof und Staatsarchiv zu Wien. 

2) Die Anerkennung Albrechts durch Bonifaz VIII. iſt vom 30. April 1303, 
M. G. LL. Const. IV 1, Nr. 173—176. 

3) Eine Entſchuldigung mit Unwiſſenheit wird hier ſo wenig wie in den 
entſprechenden Diſpenſen vom gleichen Tage, Kopp Nr. 37 b, c, verſucht. 

4) Vgl. zuletzt Krabbo, Heinrich ohne Land, S. 136 ff. 

5) Häutle, S. 7, und Riezler. 

6) Reg. d. Pfalzgr. am Rhein I, Nr. 1142. 

7) Auffällig ift, daß Ludwig der Strenge in feiner letzten Willenserklärung, 
1. Februar 1294, Monum. Wittelsb. II, Nr. 194, S. 35, wohl feines verſtorbenen 
Erſtgeborenen Ludwig (aus 2. Ehe), nicht aber eines weiteren verſtorbenen Sohnes 
gleichen Namens gedenkt. 

8) Vgl. oben S. 89, A. 2. Knetſch, S. 48, ſetzt die Heirat mit Behr nach 
24. Dez. 1306. In Zuſammenhang damit ſteht offenbar die Verſchreibung Gerlachs 
von Naſſau vom 12. Jan. 1307; Oefele, Rer. Boic. SS. II, 125. 
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neu aufgeſtellte Tafel zu erſetzen!). Die 16 Ahnen der Markgräfin Agnes 
ſind nunmehr mit den 16 Ahnen Kaiſer Ludwigs des Bayern (S. 63, 
Tafel 11) identiſch. Meine Ausführungen über die Vorfahren Heinrichs 
des Kindes (bei. S. 35 f.) find entſprechend abzuändern. Weſentlich 
neue Züge oder Beeinträchtigungen der allgemeinen Folgerungen er⸗ 
geben ſich dadurch jedoch nicht. Auch ſo ſind die Ahnen dieſes letzten 
märkiſchen Askaniers in den höheren Generationen alle durch die ſonſt 
beſprochenen Ahnenreihen gedeckt. Die geſamten mütterlichen Vor⸗ 
fahren, ½, nicht nur / aller Ahnen, kehren jetzt bei den wittelsbachiſchen 
Markgrafen wieder. Sie finden ſich aber alle auch ſchon bei Johann V. 
(t 1317), vermittelt durch deffen Mutter Anna von Oſterreich. Während 
die Berührungen mit der jo ſtark ſlaviſch durchſetzten Ahnentafel Wolde⸗ 
mars zurücktreten, rücken vielmehr die Ahnentafeln des letzten der 
Johanneiſchen Linie und des letzten Ottonen eng zuſammen, und der 
ſtarke friſche Zuſchuß rein deutſchen Blutes durch die Habsburger, der 
bei Johann V. ſo beherrſchend hervortrat, zeigt ſich nun, wenn auch nicht 
ganz in demſelben Umfange, auch bei Heinrich II. Von den 16 Ahnen 
Heinrichs des Kindes find nun nicht 8 deutſch, 7 flavifh, eine unbekannter 
Herkunft (S. 36), ſondern wir haben neben der einen unbeſtimmter 
Abſtammung 12 deutſche und nur 3 flaviſche Ahnen (bei Johann V. 
15 Deutſche gegen einen Slaven). 

Auch in dieſem Falle hat ſich wieder gezeigt, wie dringend not⸗ 
wendig die Schaffung eines kritiſch gearbeiteten und mit allen Belegen 
verſehenen Stammtafelwerkes iſt. 


1) Hier ſind auch ſonſt einzelne Daten verbeſſert (für Hermann I. von Thü⸗ 
ringen und ſeine 2. Gemahlin Sophie von Wittelsbach vgl. O. Dobenecker, 
Reg. dipl. necnon epist. hist. Turingiae II, Nr. 842, 871, 1672; III 1, Nr. 738 a), 
was zum Teil auch für Tafel 4 gilt. Daß Sophie, die 1. Gemahlin Hermanns I. 
von Thüringen (Tafel 7), aus dem Hauſe Sommerſchenburg ſtammte, beſtreiten 
O. Holder⸗Egger, N. Archiv XXI, 293 ff., und ihm folgend Dobenecker 
(wegen Geneal. Wettin.: filiam cuiusdam. nobilis de Austria), aber Poſſe, Die 
Wettiner (Leipzig und Berlin 1897), S. 44, hält daran feſt. Sie ſtarb nach der 
Cron. Reinhardsbr., M. G. SS. XXX I, S. 544, vgl. 564, im Jahre 1189 (nicht 
1195). Die Heirat der Jutta von Thüringen mit Poppo von Henneberg fand nach 
Cr. Reinh., S. 598, im Jahre 1223 (Jan. 3.), nicht 1224, ſtatt. Jutta von Sachſen, 
Gemahlin Johanns I. von Brandenburg, f 23. Dez. 1287, Krabbo, Reg. Nr. 1444. 
— Meine Bemerkung in F. z. br. u. pr. G. XXXIII, S. 43, A. 2, Z. 2—4 von 
unten iſt zu ſtreichen, da Riezler an der angeführten Stelle nicht von der Ver⸗ 
mählung Ludwigs des Bayern, ſondern Ottos III. von Niederbayern ſpricht. 
Als Jahr der 1. Vermählung Ludwigs des Bayern iſt überall mit Häutle und 
Riezler „um 1308“ anzuſetzen. — Für Beatrix von Böhmen, die Gemahlin 
Ottos III. von Brandenburg (Tafel 7, 9), nimmt Krab bo jetzt ſtatt des 25. Mai 
1286 der Chron. princ. Sax. ampl. mit den Notae mon. S. Clarae Wratizl. den 
27. Mai 1290 als Todestag an, Reg. d. Markgr. v. Brandenburg aus askan. Hauſe. 
5. Lief. (1920), Nr. 1484. 
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Die Sendung Kneſebecks nach Petersburg (1812) 
im alten Lichte. 


Von Heinrich Otto Meisner. 


Zu den Vorgängen der preußiſchen Geſchichte, deren Belichtung 
durch die Nachwelt nicht zur Ruhe kommen kann, gehört auch die bekannte 
Sendung des Oberſten von dem Kneſebeck nach Petersburg Anfang 
1812. Rufen wir uns zunächſt die damalige politiſch⸗hiſtoriſche Situation 
kurz ins Gedächtnis zurück. i 

Das Kriſenjahr 1811 hatte die Entſcheidung, auf weſſen Seite 
Preußen in dem unmittelbar bevorſtehenden Kampfe zwiſchen Frank⸗ 
reich und Rußland treten würde, mindeſtens äußerlich, noch nicht gebracht, 
obwohl die Wage ſichtlich immer tiefer zugunſten Napoleons neigte. 
Da aber der Krieg im einen wie im andern Falle für das eingeklemmte 
Preußen verhängnisvoll war, hat man kein Mittel unverſucht gelaſſen, 
das auch nur einen Schimmer von Hoffnung bot, den Frieden zu wahren. 
Entzog ſich der Imperator an der Seine ſelbſtverſtändlich preußiſcher 
Beeinfluſſung, ſo konnte man bei dem befreundeten Zaren um ſo eher 
den Hebel anſetzen. Es wurde daher der damalige Generaladjutant von 
dem Kneſebeck nach Petersburg geſchickt mit einem perſönlichen Schreiben 
Friedrich Wilhelms, worin dieſer den Zaren beſchwört, wenn irgend 
möglich den Krieg zu „vertagen“. Die Aufrechterhaltung des Friedens 
ſei in dieſem Augenblicke für das Heil Europas von ſolcher Bedeutung, 
daß demgegenüber das Opfer „ſekundärer Erwägungen“ — wie Fried- 
rich Wilhelm ſich ausdrückt — nichts gelten dürfe. Die Wahl fiel auf 
Kneſebeck, den Ancillon als Anhänger der Friedenspartei und des fran⸗ 
zöſiſchen Bündniſſes empfahl. 

Um ſo überraſchender wirkt nun die Erzählung Kneſebecks in ſeinem 
1850 aus den hinterlaſſenen Papieren veröffentlichten Memoirenfrag⸗ 
ment, das ſich mit dem Petersburger Aufenthalt beſchäftigt: 

In der Einſamkeit ſeines Landguts Carwe (bei Neuruppin), wo er ſeit 
1809 als Privatmann lebte, ſei ihm der Gedanke gekommen, das Syſtem 
in Anwendung zu bringen, das er mit dem in ruſſiſche Dienſte gegangenen 
General Phull oft beſprochen hatte. Es gründete ſich auf Raum und Zeit. 
Die Karte Rußlands kam nicht von Kneſebecks Tiſch. Durch Hineinlocken 
in die unendlichen Gefilde des Oſtens, ſo ſtand es vor ſeiner Seele, 
konnte dem Imperator der Untergang bereitet werden. Kurz entſchloſſen 
ſei er, Kneſebeck, nach Berlin gefahren, habe auf einem langen Spazier⸗ 
gang im Charlottenburger Schloßpark dem Könige mit dem Enthuſiasmus 
eines inſpirierten Apoſtels ſeine Idee entwickelt und von dieſem die Er⸗ 
laubnis erhalten, nach Petersburg zu reiſen, um dem Zaren ſeinen 
Kriegsplan zu ſuggerieren, der einen Rückzug der Ruſſen ins Unendliche 
empfahl. Nach der Darſtellung Kneſebecks wird nun die oben erwähnte 
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Friedensmiſſion mitſamt dem königlichen Handſchreiben in Szene ge- 
ſetzt als bloße Staffage für ſeine eigentlichen privaten Abſichten, als Vor⸗ 
wand der Reiſe, „damit er nicht ganz unoffiziell daſtände“ und „ſicher 
wäre, vom Kaiſer gehört zu werden.“ Dieſer private Plan, der alſo 
gerade das entgegengeſetzte Ziel verfolgte, erſcheint als Hauptſache und 
Kern des diplomatiſchen Unternehmens. 

Hier ſetzt die Kritik ein. Denn es iſt klar: beſteht die eben genannte 
Prämiſſe zu Recht, ſo müßten doch in den Akten jener Zeit Hinweiſe auf 
ſie zu finden ſein. Aber weder entdeckt man einen ſolchen in den Auf⸗ 
zeichnungen Kneſebecks unmittelbar vor ſeiner Abreiſe, wo doch eigent⸗ 
lich ſein Mund überfließen mußte von dem, was ſein Herz erfüllte, noch 
liegen irgendwelche direkten Zeugniſſe vor, daß er den Zaren im Sinne 
eines planmäßig durchgeführten, permanenten Rückzuges ins Innere 
unter wirklicher Ausnutzung des Raumgedankens beeinflußt habe. 

Lehmann und Duncker, die ſich kurz hintereinander mit dem Problem 
beſchäftigen (1875 — 76), tommen ſo zu einer völligen Ablehnung des 
Kneſebeckſchen Momoirenfragments!), zumal deffen Glaubwürdigkeit 
auch in zahlreichen ſonſtigen Punkten durch Konfrontierung mit anderen 
Zeugniſſen rettungslos erſchüttert wurde. Seitdem ſtand das Urteil 
über die Unzuverläſſigkeit der Kneſebeckſchen Darſtellung bei Forſchern 
über den Gegenftand?) feft. Im Jahre 1904 nahm jedoch Friedrich 
Thimme die Diskuſſion wieder auf, da er „die Miſſion Kneſebecks nach 
Petersburg in neuem Lichte“) ſehen zu müſſen glaubte. 

Zurächſt iſt feſtzuſtellen, daß Thimme die Beweisfrage nicht un- 
weſentlich verſchiebt. Kneſebeck redet in einem Schreiben“) an den eng 
befreundeten Waffenbruder Müffling (vom 20. Mai 1844) von einem 
„geheimen Auftrage“) und von einer „geheimen Miſſion“, worunter 
eben die Vertretung ſeines Kriegsplanes am Zarenhofe zu verſtehen 
iſt. Nach Thimme handelt es ſich dabei um einen „zu weitgehenden und 
den wahren Sachverhalt unrichtig wiedergebenden Ausdruck“, der im 
Memoirenfragment auch ſorgfältig vermieden ſei. Es iſt wichtig, daß 
auch er von vornherein eine Übertreibung und dadurch Entſtellnug 


1) Deſſen Darſtellung ſchon in den 1862 erſchienenen Memoiren des Herzogs 
Eugen von Württemberg (I, 211) als irrtümlich bezeichnet worden war. 

2) Vgl. Ranke, Hardenberg IV, 294 und vor allem 307 Note (1877); O 
Harnack, Hiſt. Zeitſchrift. 61, S. 202 Note (1889). | 

3) So der Titel ſeines Aufſatzes in diefen Forſchungen Bd. XVII, ©. 535ff. 

4) Höchſt wahrſcheinlich iſt es älter als das Memoirenfragment, da dieſes 
in jenem nicht erwähnt wird und doch kein Grund vorlag, es dem ſo nahen Freunde 
zu verſchweigen. (Vgl. Lehmann, Kneſebeck und Schön, S. 12 Note.) 

5) Daß Kneſebeck Überbringer eines ſolchen ſei, glaubten damals viele (vgl. 
Geh. Staatsarchiv Rep. 92 Nachlaß Hardenberg F 1 das Schreiben Schölers 
vom 28. Februar). 
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des wahren Sachverhalts bei feinem Klienten zugeben muß. In der Auf- 
faſſung von Thimme iſt die „Miſſion“ abgeſchwächt zu einem bloßen 
„perſönlichen Standpunkte“ (a. a. O. S. 544) des „Miſſus“, zu deſſen 
„privatem Unternehmen“ (a. a. O. S. 538), das neben ſeiner 
offiziellen Friedensbemühung — „im Zuſammenhange mit der Verſchie⸗ 
bung des Krieges“ heißt es (a. a. O. S. 544) — von Kneſebeck in Peters⸗ 
burg gefördert und vertreten wird. Die Darſtellung des Memoirenfrag⸗ 
ments, nach welcher dieſe offizielle Aufgabe nur Einkleidung, Nebenſache, 
Kuliſſe geweſen ſei, iſt alſo von dem Verteidiger Kneſebecks bereits a priori 
aufgegeben! 

Sie iſt auch in der Tat unhaltbar. Ancillon war damals ganz von 
dem Gedanken des Friedensſchrittes erfüllt, dieſer wird nach Art einer 
offiziellen Demarche den verantwortlichen Stellen, z. B. Yorck, dem 
Pariſer Geſandten Kruſemarck und den preußiſchen Vertretern in Peters⸗ 
burg, Schöler und Jouffroy, mitgeteilt. Das alles paßt durchaus nicht 
zu der Schilderung Kneſebecks über die Szene im Charlottenburger 
Schloßpark! ). 

Durch dieſe Verſchiebung des Beweisthemas, wie ſie Thimme, 
vielleicht, ohne es ſelbſt zu merken, vornimmt, wird der Widerſpruch zwi⸗ 
ſchen dem Kneſebeck der vierziger Jahre und dem von 1812 weniger auf⸗ 
fallend. Wenn der Rückzugsgedanke à outrance wirklich nur eine Privat⸗ 
meinung des Geſandten war, die er neben diametral entgegengeſetzten 
offiziellen Aufträgen gelegentlich an den Mann brachte, ſo war das Fehlen 
jeder Anſpielung auf jene Privatmeinung, ſowohl in dem Briefe Fried⸗ 
rich Wilhelms an den Zaren vom 31. Januar wie in den verſchiedenen 
Berichten Kneſebecks aus Petersburg immerhin möglich. Merkwürdig 
bliebe ſtets, daß der Geſandte ſeinen Lieblingsgedanken, der nach ſeiner 
eigenen Darſtellung den König doch zum mindeſten intereſſierte, einfach 
totſchweigt. Die Angſt vor Indiskretionen kann keine Rolle geſpielt 
haben, denn in dem ausdrücklich für Napoleon berechneten, bereits wieder 
aus Berlin datierten Schlußbericht vom 23. März iſt von dem Rückzugs⸗ 
gedanken (allerdings, wie wir noch ſehen werden, in moderierter Form) 
ganz ruhig, ja geradezu abſichtlich — um den franzöſiſchen Kaiſer ins 
Garn zu locken — die Rede. 

Thimme meint, „durch die reinliche Scheidung zwiſchen der offi⸗ 
ziellen Miſſion und dem privaten Unternehmen Kneſebecks falle ein 
großer Teil der gegen deſſen Erzählung erhobenen kritiſchen Bedenken 
mit einem Schlage hinweg.“ Dieſe Behauptung läßt ſich aber nur halten, 
wenn man den von Thimme ſchon notgedrungen beſchrittenen Weg 
rigoros zu Ende geht und jene private Anſicht Fnefebeds im Wortſinne 
zu einer völlig harmloſen Nebenſache macht. Das ſtände jedoch im glatten 
Widerſpruch zu der Darſtellung des Memoirenfragments (und des 


1) Vgl. auch den eben zitierten Brief Schölers vom 28. Februar. 
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Briefes an Müffling), und damit kehren die kritiſchen Bedenken Leh- 
manns und Dunckers ſofort zurück. Es iſt eben nur zweierlei möglich: 
entweder man nimmt die ſpäteren Zeugniſſe Kneſebecks ſo wie ſie vor⸗ 
liegen: Dann ergeben ſich vom Standpunkte der hiſtoriſchen Kritik auf⸗ 
fällige Unſtimmigkeiten mit ſeinem Verhalten im Jahre 1812; oder 
aber man gibt ihnen, wie Thimme es tut, einen weſentlich abgeſchwächten 
und umgedeuteten Sinn: dann iſt die Darſtellung des Memoirenfrag⸗ 
ments und des Briefes an Müffling wiederum als unhaltbar anerkannt. 
Abermals ſei daran erinnert, was bei Thimme nie erwähnt wird, daß 
dieſe Darſtellung, die ihr Verfaſſer mit nahezu 80 Jahren und rein aus 
dem Gedächtnis — unter Verſchmähung des ihm zur Verfügung ſtehenden 
Brouillons aus dem Jahre 1812 — zu Papier brachte, ſich in zahlreichen 
anderen Beziehungen als abſolut unzuverläſſig erwieſen hat. 


Doch folgen wir dem Gange der Thimmeſchen Apologie weiter: 
Er geht auf einzelne aus dem Jahre 1812 vorliegende Aktenſtücke über 
die Miſſion näher ein und verſucht, ſie mit den ſpäteren Darſtellungen 
Kneſebecks in Einklang zu bringen. 

Da iſt zunächſt eine Denkſchrift vom 21. Januar 1812. Bei ihrer 
Lektüre fällt ſofort auf, daß ſie mit pazifiſtiſcher Geſinnung geradezu 
getränkt ift. Das Rückzugsſyſtem, nach dem Memoirenfragment der er- 
erlöſende Gedanke, in dem Kneſebeck lebte und webte, wird Europas 
Untergang vollenden, da die zu einem Erfolg notwendige Flanken⸗ 
bedrohung der vorwärtsdringenden franzöſiſchen Heere durch Oſter⸗ 
reich bei der Paſſivität dieſer Macht ausfällt. Auch Thimme iſt dieſer 
Widerſpruch natürlich aufgefallen. Er ſucht ihn aber aus dem Umſtande 
zu erklären, daß das Memoire aller Wahrſcheinlichkeit nach als Vorlage 
für die Inſtruktion beſtimmt war, die — von Ancillon entworfen — der 
offiziellen Friedensmiſſion Kneſebecks zugrunde gelegt werden 
ſollte. 


Thimme bedenkt dabei aber nicht, daß er, um ein Loch zu ſtopfen, 
an anderer Stelle ein neues aufreißt. Denn es wäre doch höchſt ſonder⸗ 
bar, wenn der Kneſebeck der Charlottenburger Schloßparkſzene, der 
irgendeinen Vorwand erbittet, um den eigentlichen Zweck ſeiner Peters⸗ 
burger Reiſe — die Empfehlung des Rückzugsſyſtems à outrance — 
zu verdecken, dieſen gleichgültigen Vorwand als große Denkſchrift höchſt⸗ 
eigenhändig um dieſelbe Zeit (das Memoirenfragment gibt bezeichnender⸗ 
weiſe kein einziges Datum, ſo daß man nicht weiß, ob das Geſpräch im 
Schloßgarten vor oder nach dem 21. Januar ſtattfand) ausführlich ent⸗ 
wickelt hätte. 

Auch trotz ſeiner obigen Erklärung bleibt übrigens die Januardenk⸗ 
ſchrift für Thimme ein Schmerzenskind. Jenes Hinzutreten einer die 
Flanke des Gegners bedrohenden Macht wie Oſterreich erklärt Kneſe⸗ 
beck in dem Falle für nicht erforderlich, daß es ſich um ein Land handelt 
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wie das „gebirgigte, coupierte, größtenteils unwirtbare Spanien und bei 
dem Charakter des dortigen Volkes, allein von Haß und Wut beſeelt“. 
Hier könne das Rückzugsſyſtem, das Syſtem der retrograden Linien 
„ebenſo richtig und genialiſch entworfen als verderblich für den Gegner“ 
werden. Die große Frage iſt nun nach Thimme, ob Kneſebeck Ruß⸗ 
land für ein zweites Spanien hielt. In dieſem Falle würde alſo das jen⸗ 
ſeits der ruſſiſchen Grenze angeſetzte Rückzugsſyſtem vollen Erfolg ver⸗ 
ſprechen und der eigentliche „Hintergedanke der Kneſebeckſchen Denk⸗ 
ſchrift“ wenn auch „verhüllt“ — wie Thimme es ausdrückt — ſich heraus⸗ 
heben. Nun fehlt aber gerade jener Hinweis auf den Geiſt der ruſſiſchen 
Nation und die phyſiſche Eigenheit des Landes in der Januardenkſchrift. 
Thimme bezeichnet das ſelbſt als „auffällig“, er weiß ſich jedoch Rat: 
In dem ſchon erwähnten Schlußbericht vom 23. März aus Berlin iſt 
in der Tat die erwünſchte Charakteriſierung Rußlands als eines Spaniens 
an Unwirtbarkeit enthalten. Indem Thimme dieſen ſpäteren Bericht 
als Stütze des früheren heranzieht, kommt er zu dem Reſultat, daß richtig 
und im Zuſammenhange der Kneſebeckſchen Auffaſſung verſtanden, 
die Denkſchrift vom 21. Januar keine Widerſprüche zu der Erzählung 
des Memoirenfragments enthalte. 


Aber auch von dieſer Methode gilt das Wort, daß ſie die erwünſchten 
Teile glücklich in die Hand bekommt, jedoch ohne das geiſtige Band. Jener 
aus dem Zuſammenhange des Berichts vom 23. März zur Hilfe für die 
Januardenkſchrift geriſſene Satz verliert nämlich feine ganze Beweis⸗ 
kraft, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß ihm an ſeiner urſprünglichen 
Stelle ein anderer folgt, der zu dem Rückzugsſyſtem à outrance in glattem 
Widerſpruch ſteht, indem er nämlich nur ein beſchränktes Retirieren 
bis auf gute, im voraus gewählte Punkte (sur des points bien choisis 
d'avance) empfiehlt. 

Man kann alſo nicht ſo operieren, wie es Thimme tut, daß man zur 
Stütze für ſeine Argumentation aus einem Ganzen beſtimmte Worte 
herauslöſt, die durch ihren unmittelbaren Zuſammenhang jene beweis⸗ 
kräftige Eigenſchaft gar nicht mehr beſitzen. Thimme ſelbſt muß zugeben, 
daß die Januardenkſchrift „auf Schrauben geſtellt“ erſcheint. Durch ſeine 
Behandlung wird dieſer Eindruck nur noch verſtärkt, alle ſeine Verſuche 
der Wiedereinrenkung und Harmoniſierung müſſen ſcheitern, weil die 
tatſächlichen Widerſprüche eben nicht zu überbrücken ſind. 


Obgleich Thimme es nicht Wort haben will, erſcheint es mir ſehr 
plauſibel, daß Kneſebeck erſt durch ſeine ruſſiſche Reiſe ſich von dem un⸗ 
a „ſpaniſchen Charakter“ Rußlands überzeugt hat. Dafür ſpricht 
eine Außerung, die im Bericht vom 23. März der oben erwähnten Schil⸗ 
derung von der phyſiſchen Beſchaffenheit des Landes unmittelbar vor⸗ 
ausgeht. Es heißt dort: „Wenn der Krieg einmal begonnen iſt, darf 
man ſich nicht verhehlen: der Kampf wird ſchrecklich ſein, und = Ruffen 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIV. 1. 
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werden fih wütend ſchlagen. Die militäriſchen Kräfte müſſen beträcht⸗ 
lich ſein; der Ruſſe iſt im allgemeinen tapfer, und wenn die Nation in 
ihrem Gebiet angegriffen wird, die Maſſe des Volkes durch die Prieſter 
aufgereizt wird, ſo könnte dieſer Krieg wohl den Charakter eines Volks⸗ 
und Religionskrieges annehmen und länger dauern, als er vielleicht ge⸗ 
dauert hätte, wenn der Kaiſer Alexander das Syſtem, ſich außerhalb 
ſeiner Grenzen zu ſchlagen, angenommen hätte. Ich habe nicht geglaubt, 
dieſe Erwägung Ew. Majeſtät verſchweigen zu dürfen; denn nur derjenige 
kann von dieſer Wahrheit überzeugt ſein, welcher an Ort und Stelle 
geweſen iſt; ich berufe mich dafür auf alle die, welche ſo wie ich dort ge⸗ 
weſen ſind.“ 

Nimmt man alſo eine Sinnesänderung Kneſebecks auf Grund ſeiner 
praktiſchen Erfahrungen an, ſo würde das „auffällige“ Schweigen über den 
Geiſt der ruſſiſchen Nation und die phyſiſche Eigenheit des Landes in 
der Januardenkſchrift nichts Auffallendes mehr haben und der „Seiten⸗ 
ſprung“, den Thimme konſtruieren muß, um an jener Stelle das plötzliche 
Exemplifizieren auf das Land zwiſchen Weichſel und Rhein, ſtatt auf 
das zwiſchen Düna und Weichſel zu erklären — würde kein Seitenſprung 
mehr ſein. Kneſebeck dachte eben vor ſeiner Petersburger Reiſe nicht 
anders als Ancillon, für den die von Napoleon nach Moskau zurück⸗ 
zulegende Strecke nicht im Bilde eines „pays stérile“, ſondern vielmehr 
von „provinces fertiles“ erſchien, Kneſebeck hat eben am 21. Januar 
noch gar nicht den Rückzugsplan à outrance als fixe Idee gehabt, ſondern 
wie Ancillon !) und andere durchaus und vor allem im Sinne der Erhal⸗ 
tung des Friedens wirken wollen. Dazu paßt das ſtarke In⸗den⸗Vorder⸗ 
grund⸗rücken der fog. offiziellen Miſſion, die — im Gegenſatz zu der 
ſpäteren Darſtellung Kneſebecks — Hauptzweck ſeiner Reiſe geweſen iſt. 

Dieſe ſpätere Darſtellung des Memoirenfragments und des Briefes 
an Müffling kennzeichnet fich allerdings von ſolchem Standpunkte aus 
geſehen als eine konfuſe und unhaltbare Verwirrung des Sachverhalts. 
Sie wird auch im weiteren Verlauf der Thimmeſchen Unterſuchung 
nicht gerettet. | 

Es handelt fich für diefe nunmehr darum, „auch den poſitiven Rad 
weis zu erbringen, daß Kneſebeck in Petersburg im Zuſammenhang 
mit der Verſchiebung des Krieges auch für ein konſequent 
durchgeführtes Rückzugsſyſtem eingetreten iſt.“ Der weſentlich abge⸗ 
ſchwächten Formulierung des Beweisthemas, wie ſie dieſer Satz im 
Vergleich zu der ſpäteren Kneſebeckſchen Darſtellung zeigt, haben wir 
früher ſchon gedacht. Thimme fährt fort: „An direkten Zeugniſſen fehlt 


1) Vgl. dafür auch deſſen Brief vom 26. Januar an Hardenberg (Geh. 
Staatsarchiv, Rep. 92. Nachlaß Hardenberg, F 16), worin er von dem gleich⸗ 
zeitig überſandten Memoire ſagt, Hardenberg werde darin „les idées mères de 
l’éxcellant mémoire de M. de Knesebeck“ wiederfinden. 
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es hier freilich vorerſt. Vielleicht daß die ruſſiſchen Quellen, in deren 
Erſchließung durch Bailleu ein ſo hocherfreulicher Anfang gemacht iſt, 
uns dieſe direkten Zeugniſſe liefern werden.“ Nach gütiger Mitteilung 
von Herrn Geheimrat Bailleu hat ſich dieſe Hoffnung nicht erfüllt. In 
den Petersburger Akten iſt von einem Einfluß, wie ihn der Kneſebeck 
der Memoiren geübt haben will, keine Spur zu entdecken. 

Doch Thimme glaubt wenigſtens einen Indizienbeweis führen zu 
können. Er ſchreibt: „Erſt nach Kneſebecks Ankunft, jetzt zum erſten Male, 
ſo viel wir ſehen, taucht der Entſchluß des Zaren auf, ſich überhaupt 
nicht auf entſcheidende Schlachten einzulaſſen, ſondern das Heil in der 
konſequenten Durchführung des Rückzugsſyſtems zu ſuchen Da 
iſt doch das zeitliche Zuſammentreffen zwiſchen Kneſebecks Anweſenheit 
in Petersburg und der, wenn auch nur zeitweiligen, Anderung in Megan- 
ders Entſchließungen — ſchon am 8. Juli, bei Driſſa, wollte der Zar wieder 
eine Entſcheidungsſchlacht!) — ein fo frappierendes, daß man auch ohne 
Kneſebecks Erzählung auf dieſen als auf den geiſtigen Urheber der Willens⸗ 
änderung ſchließen dürfte.“ Aber auch dieſer Indizienbeweis iſt nicht 
überzeugend. Zunächſt ſcheint mir die Tatſache jenes Entſchluſſes des 
Zaren, ſich überhaupt nicht auf entſcheidende Schlachten einzulaſſen, 
etwas ſehr indirekt geſtützt zu ſein. Thimme zitiert dafür nämlich nichts 
weiter als folgende Worte aus einem Bericht des preußiſchen Geſchäfts⸗ 
trägers am Zarenhofe, Jouffroy: L'Empereur ne s’engagera pas dans les 
affaires décisives, où la tactique savante de son adversaire aurait 
infailliblement le dessus und bemerkt dazu: „Da Jouffroy feine Kenntnis 
ſicherlich durch Kneſebeck erhalten haben wird, ſo darf man hierin wohl 
ein indirektes Zeugnis dafür ſehen, daß dieſer einen Rückzug ohne Ent⸗ 
ſcheidungsſchlachten gepredigt hat.“ 

Wie geſagt, eine etwas ſehr indirekte Beweisführung — aber davon 
abgeſehen: Die Behauptung, der Entſchluß des Zaren, ſich überhaupt 
nicht auf entſcheidende Schlachten einzulaſſen, ſei erſt nach Kneſebecks 
Ankunft aufgetaucht, entſpricht nicht den Tatſachen. Indem wir ver⸗ 
ſchiedene Quellenſtellen, die ſchließlich auch anders gedeutet werden 
können, beiſeite laſſen, ſei hier nur an den Brief Alexanders an Fried⸗ 
rich Wilhelm vom 28. Mai 1811 erinnert. In dieſem Brief entwickelt 
der Zar ſeinen Kriegsplan gegen Napoleon und ſagt dabei ausdrücklich: 
„sans risquer des batailles et fidèles à leur système‘ würden die ruſſi⸗ 
ſchen Heere ihre retrograden Bewegungen beginnen. Von einem Auf- 
tauchen des Entſchluſſes, ſich überhaupt nicht auf entſcheidende Schlachten 
einzulaſſen, kann man alſo beim Zaren nicht erſt anläßlich der Anweſen⸗ 
heit Kneſebecks im Februar 1812 ſprechen, wie es Thimme tut. Damit 
kommt aber das ganze, ſchon an und für ſich ziemlich künſtlich konſtruierte 
Gebäude ſeines Indizienbeweiſes ſtark ins Schwanken. 


1) Lehmann, a. a. O. S. 37. 
7* 
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Allerdings hat Alexander zwischen dem Mai 1811 und dem Februar 
1812 ſeine Anſicht über das zu befolgende Kriegsſyſtem geändert!). 
Im Oktober wollte er, wie aus den Berichten des damals nach Petersburg 
entſandten Scharnhorſt hervorgeht, das Syſtem der langen retrograden 
Linien nur bis Driſſa, halbwegs Petersburg und Moskau, fortſetzen ?), 
aber wankelmütig wie der ruſſiſche Herrſcher war, und wie er nach 
Kneſebecks Miſſion ſeine Anſicht änderte, wird er auch vorher in dieſen 
Dingen geweſen ſein, man kann alſo nicht einmal behaupten, daß er 
die im Herbſt vertretene Anſicht bis zum Eintreffen Kneſebecks feſtgehalten 
hat. Es iſt von dieſem Geſichtspunkt her gar nicht ausgemacht, ob der 
Zar nicht ſchon vor Kneſebecks Ankunft dem, wie wir ſahen, bereits 
aus dem Frühjahr 1811 ſtammenden Rückzugsgedanken ohne entſcheidende 
Affairen wieder huldigte, und das zeitliche Zuſammentreffen zwiſchen 
Kneſebecks Anweſenheit in Petersburg und Alexanders damaliger Ge⸗ 
ſinnung durchaus nicht ſo frappierend wie Thimme glaubt. 

Die vom Geſchäftsträger Jouffroy in jener Zeit kolportierte Auße⸗ 
rung des Zaren: „de ne pas s'engager dans les affaires décisives“, 
auf die ſich ja, wie wir ſahen, Thimme ſtützt, kann ebenſogut durch einen 
Umſtand ganz anderer Natur ausgelöſt worden ſein. Bogdanowitſch be⸗ 
richtet in feinem Werke über den Feldzug von 1812 (I, 73f. der Uber- 
ſetzung von Baumgarten), daß im Januar, alſo unmittelbar vor Kneſebecks 
Ankunft, Alexander das ihm durch den Admiral Mord winof überreichte 
Memoire eines franzöſiſchen Emigranten, des Grafen d' Allonville, „mit 
Aufmerkſamkeit“ ſtudiert habe. Dieſes Memoire entwickelt für den be⸗ 
vorſtehenden Krieg einen Operationsplan ganz im Sinne des rigoroſen 
Rückzugsſyſtems unter ausdrücklicher Betonung der Forderung, daß man 
„allen Hauptſchlachten ausweichen“ müſſe. Admiral Mordwinof legte zur 
Bekräftigung der Anſichten des Grafen d' Allonville noch zwei hiſtoriſche 
Arbeiten bei: die eine über den Rückzug Peters des Großen in das Innere 
des Reiches vor Karl XII. und die Niederlage der Schweden bei Pultawa, 
die andere über den Rückzug Wellingtons nach Torres⸗Vedras bei Liſſabon 
und der infolgedeſſen bedeutende Verluſt der franzöſiſchen Armee, welcher 


1) Duncker dürfte trotzdem mit der Behauptung recht haben (Abhandlungen 
zur preußiſchen Geſchichte, S. 434), „gerade die Überzeugung des Königs, daß 
die ruſſiſche Heerführung trotz der Scharnhorſts Andringen gemachten kleinen 
Zugeſtändnſſe, auf dieſen erſten Plan (den im Mai angekündigten) zurückkommen 
werde“, habe ihn beſtimmt, ſich nicht an Rußland anzuſchließen. 

2) Phull äußerte zu Müffling (ſ. deſſen „Aus meinem Leben“ S. 181), 
der Kaiſer habe ſeinen Operationsplan vollſtändig genehmigt, jedoch nur den 
erſten Abſchnitt bis ins Lager von Driſſa als Dispoſition ausgegeben, ihm aber 
über alles weitere das größte Geheimnis anempfohlen, wodurch ihm alle Mittel 
genommen wären, ſeinen Plan zu verteidigen, da ſein erſter Abſchnitt allerdings 
als ein Flickwerk erſcheinen müßte, wenn man ihn ohne die übrigen Abſchnitte 
als Ganzes betrachtete. 
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diefe zum Zurückgehen nach Spanien nôtigte. Man wird ſich angeſichts 
dieſer damals auf den Zaren wirkenden Einflüſſe ſeine Geſinnung auch 
ohne das Eingreifen Kneſebecks ſehr gut erklären können. 

Zuſammenfaſſend läßt ſich ſagen: Es iſt durchaus wahrſcheinlich, 
daß Kneſebeck, von den Zukunftsmöglichkeiten eines planmäßigen Rück⸗ 
zuges der ruſſiſchen Heere erfüllt, in dieſem das Mittel geſehen hat, die 
Übermacht der napoleoniſchen Univerſalherrſchaft zu brechen. Die Idee, 
den Imperator an den Dimenſionen des ruſſiſchen Reiches zugrunde 
gehen zu laſſen, war nach Clauſewitz bei den Berliner Militärs, insbe⸗ 
ſondere Scharnhorſt, verbreitet, Clauſewitz ſelbſt ſoll ſie im Jahre 1809 
vertreten haben. Phull erörterte fie, wie wir ſahen, ſchon 18072) und der 
General Barclay de Tolly hat damals, wie Ranke mitteilt, ganz ähnliche 
Gedanken in Memel gegenüber Niebuhr entwickelt; wie denn nach der 
Anſicht Rankes (Hardenberg IV, 306) die ganze Ideenrichtung an die 
Niederlage bei Friedland anknüpft, durch welche die Ruſſen überzeugt 
wurden, daß ſie einen unmittelbaren Kampf mit Napoleon, Leib an 
Leib, nicht beſtehen könnten. Auch Kneſebeck wird alſo von dem 
Syſtem überzeugt geweſen ſein?). Ja, man kann noch einen Schritt 
weiter gehen und ſagen: er wird dieſer Überzeugung auch dem Zaren 
gegenüber Ausdruck verliehen haben. Abzulehnen dagegen iſt die Dar⸗ 
ſtellung des Memoirenfragments und des wahrſcheinlich vorausgehenden 
Briefes an Müffling, als ob er, Kneſebeck, wie ein inſpirierter Apoſtel 
vor und während des Petersburger Aufenthalts für das Rückzugsſyſtem 
à outrance eingetreten, ſeherhaft die Zukunft vorausbeſtimmt und in 
ihrem Sinne gewirkt hätte. Mit dieſem Anſpruch des greiſen Feld⸗ 
marſchalls ſind die Quellen aus dem Jahre 1812, insbeſondere ſeine 
eigenen handſchriftlichen Zeugniſſe, ſchlechterdings nicht zu vereinigen, 
nach denen er, wie andere auch, im Sinne der Vertagung des Krieges — 
beiſpielsweiſe durch Unterſtützung der Miſſion Neſſelrodes nach Paris — 
ehrlich und tatkräftig gewirkt hat. Dieſe Friedensmiſſion iſt, das wurde 
im Laufe unſerer Unterſuchung ſchon deutlich, eine wirkliche „Miſſion“, 
keine bloße Drapierung. 

Die Kritik Lehmanns und Dunckers bleibt beſtehen, das Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren Thimmes hat weſentliche Entlaſtungsmomente für 
den Kneſebeck der vierziger Jahre nicht ergeben. 

Man wird ſich nur ungern zu den Konſequenzen obiger Reſultate 
bekennen. In dem Briefe an Müffling beteuert der Schreiber, „alles 

1) Er gilt ja nach Anſicht Kneſebecks (f. o. S. 93) und des Zaren (Außerung 
vom 12. Dez. 1812, A. D. B. s. v. Phull) als derjenige, dem die Konzeption des 
Gedankens zuzuſchreiben iſt. Doch wird der Streit um die Autorſchaft nur im 
Sinne des klaſſiſchen wed öh Wettbewerbs zu löſen fein. Vgl. Bogdano- 
witſch, a. a. O. I, 73ff. 


2) Ranke, a. a. O. S. 307, Note. 


eat teten Meine Mitteilungen 


treu und der ſtrengſten Wahrheit gemäß“ berichtet zu haben, was er über 
die Vorgänge von 1812 wiſſe. Da wird es ſchwer, einem um den preußi⸗ 
ſchen Staat, namentlich zu Beginn der Freiheitskriege, wohlverdienten 
Mann ins Grab nachſagen zu müſſen, daß jene „ſtrengſte Wahrheit“ 
ſowohl im Kernproblem, wie wir geſehen haben, als in vielen mit 
unterlaufenden Einzelheiten, für die hier auf Lehmann und Duncker 
verwieſen werden muß, ſich als bloßes Phantaſiegebilde des im hohen 
Alter und rein nach der Erinnerung ausſagenden Verfaſſers herausſtellt. 

Die Frage nach den Motiven dieſer Färbung des hiſtoriſchen Sach⸗ 
verhalts durch Kneſebeck liegt nahe. Sie ſei zum Schluß noch kurz be⸗ 
trachtet. 

Einiges wird ſich auf Gedächtnisfehler, auf „die Schwatzhaftigkeit 
des Alters“ — von der Kneſebeck im Briefe an Müffling ſelber ſpricht — 
zurückführen laſſen. Einiges, nicht alles. Lehmann ſagt am Schluſſe 
ſeiner Kritik: „Für den Frieden hat er (Kneſebeck) eifrig und geſchickt 
gearbeitet, freilich ohne Erfolg, und das war es, was in ſeiner Seele 
einen Stachel zurückließ.“ In dieſer Richtung dürfte in der Tat eine Er⸗ 
klärung für das Verhalten des Memoirenſchreibers zu ſuchen ſein. Müffling 
berichtet in ſeinen Lebenserinnerungen, daß ſchon vor dem Jahre 1844, 
in welchem der wiederholt erwähnte Brief Kneſebecks an ihn geſchrieben 
wurde, die Freunde ſich gelegentlich über den ruſſiſchen Rückzugsplan 
und die Rolle, die der General Phull dabei ſpielte, unterhalten haben. 
Kneſebeck hat damals ſeinem Waffenbruder erklärt: Phulls Behaup⸗ 
tung, einen Rückzug à outrance, nicht nur bis Driſſa, empfohlen zu 
haben, ſei buchſtäblich wahr, er — Kneſebeck — könne den Beweis geben, 
aber die Pflicht ſchließe ihm den Mund. Wem gegenüber dieſe Pflicht 
beſtand, entzieht ſich unſerer Kenntnis, aus der Darſtellung Müfflings 
könnte man beinahe herausleſen, daß Phull der spiritus rector des großen 
Gedankens auch im Jahre 1812 geweſen war. Da Müffling ſich aber 
nicht recht klar ausdrückt, ſoll dieſes neue Argument gegen Kneſebecks 
Anſpruch nicht weiter verfolgt werden. Später jedenfalls muß ſich 
Kneſebeck als von jener Pflicht entbunden betrachtet haben, denn wie 
wir wiſſen, hat er im Jahre 1844 das Geheimnis gelüftet. Den äußeren 
Anlaß dafür bot das Erſcheinen der 3. Abteilung von Hormayrs „Lebens⸗ 
bildern aus dem Befreiungskriege“, in welcher jener Schlußbericht Kneſe⸗ 
becks vom 23. März abgedruckt wurde. Er war ſchon vorher in der „Corre- 
spondance inédite“ Napoleons enthalten und auch in Manſos preußi⸗ 
ſcher Geſchichte erwähnt, erregte aber, da man dieſe Tatſachen nicht be⸗ 
achtete, bei ſeiner Veröffentlichung durch Hormayr großes Aufſehen. 
Müffling, damals Chef des preußiſchen Generalſtabes, glaubte an In⸗ 
diskretion oder ſtrafbare Entwendung aus den Archiven und wandte 
ſich an Kneſebeck mit der Bitte um Aufklärung. Die Antwort war das 
uns bekannte Schreiben vom 20. Mai, dem ja wohl in nicht langer Friſt 
die Aufzeichnung des Memoirenfragments gefolgt iſt. Die Publikation 
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des Berichts vom 23. März zeigte aller Welt Kneſebecks Eintreten für 
eine pazifiſtiſche Politik, das zudem noch erfolglos geblieben war!). 
Das wird dem alten Soldaten, der Ende 1812 nach einem Ausdruck 
Bailleus „wie ein rechter Stürmer und Dränger“ — ſehr im Gegen⸗ 
ſatze zu der Beſchreibung, die Ancillon ein Jahr früher von ihm gegeben 
hatte) — für die Parole: Krieg eingetreten ift, unangenehm geweſen fein, 
und unter dem Einfluß dieſer Empfindung hat er vielleicht den Verſuch 
gemacht, durch ſtarkes In⸗den⸗Vordergrund⸗ rücken feiner Privatanſichten 
gegenüber der offiziellen Miſſion den obigen Eindruck zu verwiſchen. 

Vielleicht; Entſcheidendes läßt ſich darüber nicht ſagen, aber man 
möchte gern mildernde Umſtände bewilligen, wo man zu einem Schuld⸗ 
ſpruch kommen muß. 


Die Kodifikatoren des märkiſchen Provinzialrechts 
Wilke und Scholtz. 
Von Friedrich Holtze. 


Während wir über den Gang der Verſuche, das märkiſche Provinzial⸗ 
recht zu kodifizieren, im allgemeinen ziemlich genau unterrichtet ſind, 
beſteht doch über die dabei in erſter Linie beteiligten Perſonen manche 
Unklarheit. Dieſe hat darin ihren Grund, daß es unter ihnen einige 
Männer desſelben Namens und Standes gegeben hat, einer auch infolge 
ſeiner Erhebung in den Adelſtand ſpäter ſeinen Namen gewechſelt hat. 
Unter dieſen Umſtänden waren mannigfache Verwechſlungen leicht er⸗ 
klärlich. 

Jene Kodifikationsverſuche hatten ihren Ausgangspunkt in der 
Kabinettsorder vom 14. April 1780, deren §11 die Sammlung der 
einzelnen Provinzialrechte anordnete. Es kam hier zunächſt darauf an, alles 
das zuſammenzutragen, was in den einzelnen Gerichtsbezirken als be⸗ 
ſondere Geſetze und Gewohnheiten in Geltung ſein ſollte; erſt wenn 
dieſes Material zuſammengetragen war, konnte darüber befunden werden, 
ob die einzelnen Rechtsſätze nur örtliche Gewohnheiten, oder allgemein 
geltendes Provinzialrecht darſtellten. Der erſte Teil der damals ge⸗ 
ſtellten Aufgabe war die Vorausſetzung für die Löſung der zweiten, 
aber auch der weitaus leichtere. Für die Mark in ihrem Umfange von 
1780, d. h. für die Kurmark, Neumark und Altmark, war dieſer Teil der 
Arbeit bis zum Ende des Jahres 1783 im weſentlichen gelöſt, da in Be⸗ 
richten, die vier umfangreiche Bände umfaſſen, die einzelnen Gerichts- 
obrigkeiten das angegeben hatten, was ſie in ihren Bezirken für märkiſches 

1) Vgl. Brief Schölers an Hardenberg vom 6. März (Geh. St. A. Rep. 92 
(Hardenberg) F 1 ¼ vol. II fol. 29, ferner Müffling, a. a. O. S. 177. 


2) Im Gegenſatz auch zu dem Eindruck, den der alte Kaiſer Wilhelm von 
K. bewahrt hat. Vgl. Lucius, Bismarck-Erinnerungen S. 238. 


404 Kleine Mitteilungen 


Sonderrecht und für Ortsobſervanz hielten. Die Sache war dann aber 
liegengeblieben, ſeitdem die Arbeiten am A. L. R. ins Stocken geraten 
waren; erſt Ende 1791 kam die Sache wieder in Fluß. Der Großkanzler 
v. Carmer hatte es am 14. Dezember 1791 den damals in Berlin ver⸗ 
ſammelten märkiſchen Ständen anheimgeſtellt, ſich mit der Bearbeitung 
des Provinzialrechts zu beſchäftigen, ſich namentlich darüber zu erklären, 
welche Rechtsſätze ſie zur Aufnahme in dasſelbe für geeignet erachteten. 
Es war hierbei alſo namentlich die ſehr ſchwierige Frage zu beantworten, 
ob dieſer oder jener Rechtsſatz im ganzen Umfange der Provinz oder nur 
in einem ihrer 3 Unterteile (Kurmark, Neumark, Altmark), oder in einem 
noch beſchränkteren Gebiete Geltung hätte. Wenige Tage ſpäter, näm⸗ 
lich am 24. Dezember 1791, wurde auch das Kammergericht von Carmer 
aufgefordert, die ſeit 8 Jahren liegengebliebene Arbeit wieder aufzu⸗ 
nehmen. Hierbei wurde aber der Fingerzeig gegeben, daß möglichſt 
wenig als märkiſches Provinzialrecht feſtgeſtellt werden möchte, da es 
im allgemeinen Intereſſe liege, wenn im Staate möglichſt wenig Ab⸗ 
weichungen vom A. L. R. beſtänden. Das Kammergericht ernannte 
auch alsbald eine aus den Räten v. Raumer, Eiſenberg, Mayer, v. Schewe, 
v. Winterfeld und Bohm beſtehende Kommiſſion, um einen ſolchen 
Entwurf herzuſtellen; dieſe Sechszahl entſprach dabei derjenigen der 
Provinzialſtände, in die neben vier Vertretern der Ritterſchaft, zwei 
der Städte unter Vorſitz des ehemaligen Präſidenten der neumärkiſchen 
Regierung, des Grafen Finckenſtein auf Madlitz, gewählt waren. Letztere 
Kommiſſion war eifrig genug, während die mit der gewöhnlichen Be⸗ 
rufsarbeit belaſteten Kammergerichtsräte ihre Aufgabe nicht erfüllten. 
Hindernd war dabei wohl auch noch der Umſtand, daß man ſinngemäß 
erſt abwarten mußte, was denn ſchließlich im A. L. R. beſtimmt werden 
würde; denn man ſollte ja, ſo wenig als möglich, von deſſen Beſtimmungen 
abweichen. Man konnte ja auch davon ausgehen, daß das A. L. R. im 
weſentlichen das in der Mark, dem Hauptkörper des Staates, vor den 
polniſchen Erwerbungen, geltende Recht berückſichtigt haben würde; wäh⸗ 
rend allerdings die am Alten hängenden Stände dieſen Schluß nicht 
zogen. So ſah man denn in beiden Kommiſſionen die geſtellte Aufgabe 
verſchieden an: Das Kammergericht hielt ſie für herzlich nebenſächlich, 
keinesfalls für dringend, während die Stände nicht genug und nicht 
dringend genug alles mögliche als märkiſche Sonderart hinſtellen und 
verteidigen zu müſſen meinten. Immerhin kam die Sache auch beim 
Kammergerichte nach der Erſetzung des Großkanzlers v. Carmer durch 
v. Goldbeck im Januar 1795 in einen etwas raſcheren Fluß. Da man 
bisher die gelegentlichen Exzitatorien mit dem Hinweis auf die ſonſtige 
Arbeitsüberhäufung beantwortet hatte, wurde nun an Stelle der Kom⸗ 
miſſion des Kammergerichts, deren Mitglieder übrigens vielfach gewechſelt 
hatten, ein einziges Mitglied mit der Aufgabe, ein märkiſches Provinzial⸗ 
geſetzbuch zu entwerfen, beauftragt, der dazu von allen ſonſtigen Dienſt⸗ 
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geſchäften befreit wurde!). Die Wahl fiel auf Andreas Chriſtian Friedrich 
Wilke, nicht Wilcke, wie bisweilen auch in amtlichen Erlaſſen ſein Name 
geſchrieben wird. Die Wahl empfahl ſich mit Rückſicht darauf, daß Wilke 
durch vieljährigen Juſtizdienſt in der Provinz die vollſtändigſte Erfahrung 
und Kenntnis der märkiſchen Sonderrechte beſaß. Die Wahl kann auch 
als eine ſehr glückliche bezeichnet werden. Wilke war um 1740 geboren, 
am 20. Auguſt 1765 Reſerendar am Kammergericht geworden, nach be⸗ 
ſtandenem Aſſeſſorexamen war er dann lange in Prenzlau Rat am dortigen 
Obergericht der Uckermark geweſen und daneben Syndikus der ucker⸗ 
märkiſchen Ritterſchaftsdirektion. Er hatte alſo Fühlung mit der Ritter⸗ 
ſchaft und umfaſſende Kenntnis der ländlichen Verhältniſſe, alſo auf dem 
Gebiete, auf das es beim Provinzialrechte vorzüglich ankam. Wilke 
hat dann auch die auf ihn geſtellten Erwartungen nicht enttäuſcht, denn 
bereits am 15. Juli 1795 konnte er dem Juſtizminiſterium feinen Cnt- 
wurf einreichen, der von dieſem im Reſkripte vom 18. Dezember 1795 
als eine ſehr gründliche und vollſtändige Arbeit bezeichnet wurde. Mit 
vollem Rechte, wenn auch die Stände anderer Anſicht waren, da ſie 
ſelbſtredend die märkiſche Eigenart, deren Verfechter ſie waren, nicht 
genügend gewahrt meinten. Aber die veröffentlichten Teile des Ent⸗ 
wurfes zeigen, wie tüchtig er gearbeitet war, wenn es ihm auch nicht 
beſchieden war, praktiſche Bedeutung zu gewinnen. Dies lag aber einmal 
daran, daß die Bemerkungen der Gerichtsbehörden der Altmark und der 
Neumark erſt in den Jahren 1797 und 1799 erſtattet wurden, und daß 
dann die Beratungen der Stände im weſentlichen kritiſcher Natur waren, 
ohne etwas Brauchbares zutage zu bringen. Dann verſchob und veränderte 
der Zuſammenbruch des Staates und ſpäter die Stein⸗Hardenbergſche 
Geſetzgebung die weitere Ausführung. Wilke hat dann an der weiteren 
Arbeit nicht mehr teilgenommen: Er behielt ſeine Stellung als Syndikus 
bei, wurde im Nebenamte Pupillenrat, Geh. Ober⸗Reviſionsrat und Mit- 
glied des Ober⸗Appellationsſenates des Kammergerichts und hatte aus 
dieſen Amtern Bezüge, die 2000 Taler weit überſtiegen. Er ſtarb etwa 
65 jährig im Jahre 1808 im Amte zu Berlin im Hauſe Leipzigerſtraße 30. 

Bis zum Jahre 1800 hatte zu den Amtsgenoſſen Wilkes am Geh. 
Ober⸗Reviſionsgericht Emil Scholtz, genauer Scholtz v. Hermensdorff, 
gehört. Dieſer Mann, am 3. Juli 1737 zu Berlin geboren, wurde Rat 
an der Ober⸗Amtsregierung zu Breslau unter dem ſpäteren Groß⸗ 
kanzler v. Carmer, und in dieſer Stellung ſeit 1771 Amtsgenoſſe von 
Suarez. Am 11. Juni 1777 wurde er zum Tribunalsrat ernannt und 
als ſolcher am 21. Oktober 1777 eingeführt. Bei der Juſtizumwälzung 
im Dezember 1779, die v. Carmer zum Großkanzler machte und Suarez 
nach Berlin verſetzte, wurde er, was unzweifelhaft durch ſeine Bekannt⸗ 
ſchaft mit dieſen beiden Männern bedingt war, ſchon im Jahre 1780 in 


1) Forſchungen zur brandenb. u. preuß. Geſchichte, Bd. 15, S. 313 ff. 
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die Juſtizverwaltung hineingezogen, indem er am 8. Oktober 1780 Mit- 
glied der Immediat⸗Juſtizprüfungskommiſſion und gleichzeitig zur Teil⸗ 
nahme an der Prüfung des im folgenden Jahre veröffentlichten corpus 
iuris Fridericianum berufen wurde!). In Berliner Juriſtenkreiſen war man 
ſchon im Frühjahr 1780 davon überzeugt, daß er im ganz beſonderen 
Vertrauen v. Carmers ſtehe, der ihm auch, dies war ein Irrtum, die 
Reviſion des Berliner Stadtgerichts aufgetragen habe?). Bald hernach 
wurde er Mitglied der Geſetzeskommiſſion und der Ober⸗Reviſions⸗ 
deputation zur Entſcheidung der Kameral⸗ und Finanzjuſtizſachen in letzter 
Inſtanz, ſo daß er beim Tribunale kaum noch tätig ſein konnte, obgleich 
er dort weitergeführt wurde und das Gehalt empfing. Als dann infolge 
der Kabinettsorder vom 27. Dezember 1786 das Juſtizdepartement er⸗ 
richtet wurde, ward Scholtz mit Könen, v. Lamprecht und Suarez in 
dasſelbe im Januar 1787 mit dem Titel eines Geh. Oberjuſtizrats berufen, 
wobei er den Vortrag in den geiſtlichen Angelegenheiten erhielt. In dieſer 
Stellung iſt Scholtz bis zum Juli 1798 verblieben, als indes Suarez im Mai 
1798 geſtorben war, ging er im Juli 1798 wieder in ſeine alte Stellung 
am Obertribunale zurück, während damals der Ober⸗Tribunalsrat v. Jordan 
zum Vortragenden Rate ernannt wurde. Er hat in dieſer Stellung noch, 
wie der Immediatbericht aus dem Jahre 1799 zeigt, voll ſeine Pflicht 
getan, ſtarb aber bereits am 28. November 1800 zu Berlin. Eigenartig 
berührt es, daß er unter dem 2. April 1796 eine Anerkennung ſeines 
alten Adels unter dem Namen Scholtz v. Hermensdorff erhielt, wie er 
denn im gedachten Immediatberichte als v. Hermensdorff angeführt 
wird. Aber man befand ſich damals in einer Zeit, in der es üblich war, 
höhere Juſtizbeamte zu adeln, wie die Beiſpiele Grolmans, Kircheiſens, 
Goldbecks, Könens, Jordans und Scheiblers zeigen. Eine Steigerung 
war es dabei, wenn nicht der Adel neu erteilt, ſondern mit Unterſtützung 
durch irgendeine Familienüberlieferung der Adel erneuert wurde. 
Wilke und Scholtz haben auch in einem geſellſchaftlichen Verkehre 
geſtanden; dieſe Familienfreundſchaft vererbte ſich dann auf zwei ihrer 
Söhne. Heinrich Karl Emil Scholtz, ſeit 1796 v. Hermensdorff, und Karl 
Adolf Ludwig Wilke. Erſterer war am 8. Dezember 1800 Kammergerichts⸗ 
referendar, am 21. Februar 1802 Kammergerichtsaſſeſſor geworden, um 
genau zwei Jahre ſpäter Rat an dieſem Gerichte, und zwar im Kriminal⸗ 
ſenate zu werden. Infolge des bald hernach ausbrechenden Krieges 
verſchlechterte ſich das Aufrücken an dieſem Gerichte derart, daß er bei 
Aufhebung der Adelsbank im Jahre 1809, der er angehört hatte, an die 
vorletzte Stelle rückte. Am 26. Dezember 1813 wurde er in den In⸗ 


1) Scholtz, „Zur Geſchichte des märkiſchen Provinzialrechts“ (Zeitſchrift 
von Simon und v. Strampff, Bd. 2, S. 308 ff.). 

2) „Aus der Feſtungszeit preußiſcher Kammergerichts⸗ und Regierungsräte 
auf Spandau 1780“ (Berlin 1910), S. 49. 
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ſtruktionsſenat verſetzt, und am 3. Januar 1820 zugleich Direktor des 
Hausvogteigerichts, auch war er Mitglied des Kirchenrats. Karl Wilke war 
zu Prenzlau am 16. November 1783 geboren, alſo etwa 8 Jahre jünger 
als v. Hermensdorff, hatte in Göttingen zuſammen mit dem damaligen 
Kurprinzen Ludwig von Pfalz⸗Bayern, dem ſpäteren Könige Ludwig J. 
von Bayern ſtudiert, war, offenbar von dieſem, mit dem er in ſtetem 
Verkehr geſtanden, empfohlen, auch des Umgangs des Prinzen Louis 
Ferdinand von Preußen gewürdigt worden. Hierzu befähigte ihn ſeine 
rege Begeiſterung für die Kunſt, namentlich für die Muſik. Am 31. Mai 
1806 war er Auskultator, am 5. Juli 1809 Kammergerichtsreferendar und 
am 6. November 1813 Aſſeſſor geworden; er hatte mithin ſieben Jahre 
mit v. Hermensdorff an demſelben Gerichte geſtanden. Im Jahre 1814 
trat dann eine kurze Trennung der Freunde ein, da Wilke damals Juſtiz⸗ 
rat am Stadt⸗ und Landgericht Frankfurt a. O. wurde, um dann am 
25. September 1816 Rat am Oberlandesgericht zu Naumburg zu wer⸗ 
den; aber ſchon am 29. September 1817 wurde er als Rat an das Rammer- 
gericht verſetzt. Beide Freunde traten hier in Verkehr mit ihrem be⸗ 
rühmten Amtsgenoſſen E. T. A. Hoffmann, nicht nur am Richtertiſche, 
ſondern auch geſellig, was durch die große Begeiſterung für die Kunſt, 
die ſie gleichmäßig beſeelt, erklärlich wird. Die Familienüberlieferung 
verbürgt dieſe Freundſchaft Wilkes; von v. Hermensdorff wiſſen wir, 
daß der todkranke Hoffmann, als er im März 1822 ſein Teſtament 
mit feiner Ehefrau errichten wollte, ihn ausdrücklich zum Teſtaments⸗ 
deputierten erbat, da er auch dieſer bekannt ſei. Da Hoffmanns Frau, 
aus niedrigen polniſchen Kreiſen ſtammend, keinen geſellſchaftlichen 
Verkehr mit den Frauen der Amtsgenoſſen ihres Mannes unterhielt, 
ſo muß man annehmen, daß der erbetene Deputierte, ebenſo wie der 
damals ebenfalls noch unverheiratete Wilke, im Hauſe Hoffmanns 
verkehrt und ihn auch in ſeiner letzten Erkrankung beſucht haben 
werden. Als dann Hoffmann am 26. Juli 1822 geſtorben war und ſein 
treuer Freund Hitzig zu ſeinem Grabſtein unter den ihm Naheſtehenden 
ſammelte, waren Wilke und v. Hermensdorff neben dem Kammer⸗ 
gerichtsrat Braſſert!) die einzigen Richter am Kammergerichte, die 
einen Beitrag zu dieſer letzten Huldigung für den großen Verſtorbenen 


1) Karl Wilhelm Braſſert, an ſchleſiſchen Obergerichten vorgebildet und 
zunächſt angeſtellt und ſeit dem 16. März 1817 Oberlandesgerichtsrat in Breslau, 
war am 23. September 1818 als Rat an das Kammergericht verſetzt worden, 
er war gleichzeitig Pupillenrat und von 1819—1821 im Nebenamte Univerſitäts⸗ 
richter; am 27. April 1830 wurde er Rat am Tribunal und ſtand hier bis zu ſeinem 
1841 erfolgten Tode an der Spitze der Verwaltung der Bibliothek, um die er ſich 
mannigfache Verdienſte erworben hat. Sein im Album des Kammergerichts 
(Bd. 2, Nr. 12) erhaltenes Bild zeigt einen wohlwollenden, etwas kränklichen 
Gelehrten. Von weiteren näheren Beziehungen zwiſchen ihm und Hoffmann 
iſt nichts überliefert. 
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leifteten!). Als dann feit 1825 die Schwärmerei für die niedliche Sängerin 
Henriette Sontag, die ſpätere Gräfin Roſſi, in Berlin tobte, gehörten 
Wilke und v. Hermensdorff zu ihren begeiſtertſten Verehrern. In der 1826 
erſchienenen Spottſchrift von Rellſtab, „Henriette, die ſchöne Sängerin“, 
werden ſie deutlich erkennbar als die königlichen Räte Wicke und Hemm⸗ 
ſtoff gezeichnet, zwei theaternärriſche Lebemänner, Hemmſtoff bereits mit 
einer Glatze, die ſich mit allen Künſten, wiewohl vergeblich um die Gunſt 
der Sängerin bemühen, Wicke ſich ſogar ihretwegen auf ein Duell einläßt, 
während Hemmſtoff ſchließlich zu feiner alten Flamme, der Schauſpielerin 
Auguſte (der damals verwitweten Auguſte Stich geb. Düring, ſpäteren 
Frau Crelinger) zurückkehrt und ſich mit dieſer verlobt. In jener Spott⸗ 
ſchrift wird von Mitgliedern des Kammergerichts auch Graf Schwerin 
als „trippelfüßiger Graf Sellin“ verhöhnt, der die Gewohnheit hatte, 
auch in den Sitzungen ſich in eine Kritik der letzten Opernaufführungen 
einzulaſſen und ſo die Ode der Verhandlungen im Pupillenkolleg, deſſen 
Vorſitzender er ſpäter war, anmutig zu beleben. Die beiden Freunde, 
die ebenfalls nebenamtlich dieſem Kolleg angehörten, werden ihn dabei 
ſicherlich unterſtützt haben?). Im Jahre 1835 wurden beide, nachdem 
Hermensdorff am 15. Auguſt 1829 den Titel als Geheimer Juſtizrat 
empfangen hatte, dienſtlich getrennt, da Wilke am 5. September 1835 
zum Tribunalrat ernannt wurde. Als ſolcher wurde er 1857 penſioniert. 


1) Von ſonſtigen Freunden Hoffmanns, als welche auch die Beiſteuernden 
zu ſeinem Grabſtein doch bezeichnet werden können, werden in der Spottſchrift 
noch der Baurat Krahmer (Rahmer) und der Kammerherr v. Rebeur, ein Sohn 
des aus dem Kampfe gegen Carmer bekannten Kammergerichtspräſidenten (Graf 
Regenbogen) verhöhnt. Man ſieht, daß der Kreis der Bewunderer Hoffmanns 
ſich mannigfach mit dem jener Sängerin deckte. Es waren die Kunſtbegeiſterten, 
die nicht ſelbſt ausübende Künſtler waren, denn ſelbſt ausübende Künſtler, wie die 
hochmuſikaliſchen Kammergerichtsräte Gedike und v. Bayer, hielten ſich von ihm 
geſellſchaftlich fern, obgleich ſie dienſtlich zu ſeinen nächſten Amtsgenoſſen zählten. 
Noch auffälliger iſt es, daß er auch zum Kammergerichtsrat v. Tettau, einem 
Vetter ſeines Jugendfreundes v. Hippel, keine näheren Beziehungen gehabt hat, 
trotzdem derſelbe häufig den Briefwechſel der Freunde vermittelt hat. Die Haupt⸗ 
urſache zu dieſer immerhin auffälligen Erſcheinung war wohl, daß Hoffmann, der 
mit einer zwar herzensguten, aber ganz unbedeutenden und kaum der deutſchen 
Sprache ausreichend mächtigen Polin verheiratet war, keinen geſellſchaftlichen 
Verkehr mit verheirateten Standesgenoſſen pflegen konnte und im weſentlichen 
auf den mit lebensluſtigen Junggeſellen angewieſen war, die bei gelegentlichen 
Beſuchen die Frau des Hauſes als gute „Punſch⸗Köchin“ hinnahmen. 

2) Auch v. Holtei (Nachleſe Bd. 2, S. 8) ſchildert Wilke als einen Vorkämpfer 
der „alten Sontag⸗Garde“ und erzählt von ihm, daß er im Engliſchen Hauſe an 
der Eröffnung der Holteiſchen Shakeſpeare⸗Vorleſungen teilgenommen habe, ledig⸗ 
lich um von Holtei genaue Nachrichten über das Befinden der damals an chroniſcher 
Heiſerkeit leidenden Sängerin zu erhalten; damals (1826) war Wilke noch unver⸗ 
mählt, erſt 6 Jahre ſpäter, alſo faſt fünfzigjährig, trat er in den Eheſtand. 
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Während v. Hermensdorff bereits am 17. Dezember 1843 geftorben war, 
überlebte ihn Wilke, der im Jahre 1858 nach Görlitz und von dort 1864 
nach Rom verzogen war, bis zum 23. Januar 1865, wo er einem Gehirn⸗ 
ſchlag erlag, um bei der Pyramide des Ceſtius ſeine letzte Ruheſtätte zu 
finden, die würdig und bezeichnend für dieſen begeiſterten Anhänger der 
Kunſt iſt. Das Kammergericht beſitzt in ſeinem Album (Bd. 2, Nr. 9) 
ein vortreffliches Bild dieſes Mannes, dem Ludwig von Bayern, Prinz 
Louis Ferdinand, E. T. A. Hoffmann und Henriette Sontag näher 
getreten waren, weil auch in ihm reichere Funken des Geiſtes, der ſie 
beſeelt, glühten. Offenbar aus ſeinen letzten Lebensjahren herrührend, 
zeigt das Bild doch noch deutlich die Lebensfreude und den hohen Geiſt, 
der ihm eigentümlich). | 

Seit dem 24. September 1818 ſtand als Amtsgenoſſe von Wilke 
und v. Hermensdorff auch ein Vetter des letzteren am Kammergerichte, 
der am 15. Januar 1788 zu Berlin geborene Karl Friedrich Scholtz, ein 
Neffe des damaligen Vortragenden Rates Emilius Scholtz. Er war 1809 
Kammergerichts⸗Auskultator, am 5. Februar 1814 Referendar in Brieg, 
am 3. September 1816 Aſſeſſor am Oberlandesgericht zu Breslau und 
am 31. Januar 1818 Rat am Oberlandesgericht in Frankfurt a. O. 
geworden, um von dort einige Monate ſpäter an das Kammergericht 
verſetzt zu werden, wo er am 1. Oktober eintrat. Im Jahre 1821 ver- 
mählte er ſich mit der Tochter des Pupillenrats Schartow. Dieſer Mann, 
der mithin noch faſt 4 Jahre ebenfalls ein Amtsgenoſſe E. T. A. Hoff⸗ 
manns war, hat ſeit 1831, ebenſo wie Andreas Wilke, eine bedeutende 
Rolle als Kodifikator des kurmärkiſchen Rechts geſpielt. Nachdem dieſe 
Arbeit ſeit langer Unterbrechung im Jahre 1830 in raſcheren Fluß ge⸗ 
kommen war, wurde Scholtz am 7. Februar 1831 mit der Abfaſſung 
eines Entwurfes betraut, konnte indes dieſe Aufgabe erſt erfüllen, nach⸗ 
dem er am 31. Januar 1833 von ſeinen übrigen Amtsgeſchäften völlig 
entbunden war. Im März 1834 war der Entwurf vollendet, als eine 
Art Anerkennung erhielt er am 26. Juli 1834 den Charakter als Geheimer 
Juſtizrat und wurde am 24. Auguſt 1834 zum königlichen Kommiſſar 
für die Beratung des Provinzialrechts mit den Ständen beauftragt. 
Sein Entwurf war ſeitdem im Druck erſchienen. Dieſes Werk, in dem 
er den Wilkeſchen Entwurf von 1795 ſelbſtverſtändlich benutzt hat, wie 
er denn ſelbſt deſſen hohen Wert ausdrücklich anerkannt hat, ging an⸗ 
nähernd von den gleichen Grundſätzen wie dieſer aus, legte indes das 
Hauptgewicht auf die eingehende Begründung der einzelnen von ihm 
vorgeſchlagenen Rechtsſätze, um einmal ihre praktiſche Brauchbarkeit, 
dann aber ihre Wurzel im märkiſchen Rechte darzutun. Dieſe ſtändiſchen 
Beratungen, bei denen, wie immer bei ſolchen, nichts irgendwie erheb⸗ 


1) Nach freundlichen Mitteilungen eines Großneffen Wilkes, des Rechts⸗ 
anwalts am Kammergerichte, Juſtizrats Karl Wilke in Berlin. 
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liches herauskam, erſtreckten fic) über mehrere Jahre. Inzwiſchen war 
Scholtz am 30. Oktober 1835 Tribunalsrat, am 14. April 1837 Mitglied 
der Juſtiz⸗Examinations⸗Kommiſſion und 1839 Doctor juris honoris 
causa der Berliner Univerſität geworden. Nach dem im Dezember 1843 
erfolgten Tode ſeines Vetters v. Hermensdorff bemühte er ſich um die 
Erlangung dieſes nunmehr ausgeſtorbenen Namens; mit Erfolg: denn 
der König erneuerte ſeinen Adel unter dem Namen von Scholtz und 
Hermensdorff und vollzog das darüber ausgefertigte Diplom am 8. Ja⸗ 
nuar 1845. Seitdem nannte er ſich, wie früher ſein Vetter, v. Hermens⸗ 
dorff, zeichnete auch in dieſer Weiſe das Vorwort ſeines im Jahre 1854 
in zweiter Auflage erſchienenen Entwurfs des kurmärkiſchen Provinzial⸗ 
rechts, in dem nunmehr die Ergebniſſe der Beratungen mit den Ständen 
berücksichtigt waren und die ſehr erheblichen Anderungen in der Geſetz⸗ 
gebung ſeit 1848. Mit dieſer zweiten Auflage war indes ſeine Tätigkeit 
am märkiſchen Provinzialrechte abgeſchloſſen, im Jahre 1862 erhielt er 
den erbetenen Abſchied, nachdem er kurz zuvor ſein Dienſtjubiläum 
gefeiert hatte, und ſtarb drei Jahre ſpäter. Es iſt daher ein Irrtum, 
wenn von ihm behauptet wird, daß er an der bekannten Entſcheidung des 
Obertribunals vom 4. Januar 1865 mitgewirkt habe. Er hätte ſicherlich 
nicht behauptet, daß in ſeinem Entwurfe der Satz enthalten ſei, daß beim 
Unvermögen ſtädtiſcher Kirchenkaſſen die Stadtgemeinde alle Koſten der 
Reparatur und des Neubaus der Kirchengebäude herzugeben habe, 
ſoweit nicht ein Patron dazu einen Beitrag (Hauptmaterialien) zu leiſten 
habe. Der Schluß, daß der Verfaſſer des Entwurfes dieſen in der ge⸗ 
dachten Weiſe ſelbſt ausgelegt habe, iſt ebenſo falſch wie der, daß Scholtz 
ſeine Anſicht nochmals geändert habe, da das Obertribunal im Urteile 
vom 14. Oktober 1871 jenen Rechtsſatz nicht mehr auf das Provinzial⸗ 
recht von Scholtz, ſondern unmittelbar auf § 11 der Konſiſtorialordnung 
von 1573 geſtützt hat. Man darf aber beide Urteile, die bekanntlich viel 
Verwirrung in der Rechtſprechung angerichtet haben, in keinerlei Ver⸗ 
bindung mit Scholtz, oder, wie er ſich ſeit 1845 nannte, v. Hermensdorff 
bringen, denn als das erſte Urteil erging, war er längſt außer Dienſt, 
und bereits 6 Jahre tot, als das zweite erlaſſen wurde. 

Einen Beweis für ſeine Bedeutung in der wiſſenſchaftlichen Welt 
kann man darin erblicken, daß er unmittelbar nach der Stiftung des 
Vereins für die Geſchichte der Mark Brandenburg im Jahre 1837 vom 
Kuratorium desſelben, zu dem der Juſtizminiſter v. Kamptz gehörte, 
zum ordentlichen Mitgliede des Vereins ernannt wurde. Dieſe Er⸗ 
nennung bedeutete lediglich eine Ehrung für Scholtz, der unmittelbar 
für den Verein nicht gearbeitet hat!). Ein Bild des hochverdienten Mannes 
aus ſeinen letzten Lebensjahren befindet ſich im Album des Kammer⸗ 
gerichts (Bd. 2, Nr. 11). 


1) Märkiſche Forſchungen Bd. 1, S. 399, Nr. 78. 
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Die Marneſchlacht 1914. 


Von Hermann Dreyhaus. 


Mit erſtaunlicher Schnelligkeit nimmt die Aufhellung des Kriegs- 
verlaufs ihren Fortgang. Auch das am meiſten gehütete Geheimnis, 
die Marneſchlacht 1914, liegt jetzt mit ziemlicher Deutlichkeit vor unſern 
Augen. Zwar hat man eigentlich wenig Neues erfahren. Der Schlacht⸗ 
verlauf war ſchon lange bekannt, die Wirkung nicht minder, alſo das 
Weſentlichſte wußte jeder. Und doch lag über dem Ganzen noch ein 
Fragezeichen, das beharrlich nach einer Antwort verlangte, wenn auch 
der Generalſtab des Feldheeres von einer „Marneſchlacht“ nichts wiſſen 
wollte, ſondern immer wieder auf die ſiegreichen Einzelkämpfe hinwies. 
Eine unſichere Angſt blieb, die ſich in der Frage verkörperte: Wie war 
ſolch ein Zuſammenbrechen möglich nach ſolchem Siegeszuge? 

Eine weitgehende Erklärung gerade der inneren Zuſammenhänge 
gibt uns die nunmehr recht reichhaltige Literatur über die Marneſchlacht. 
Für den Forſcher am bedeutendſten find die Berichte der Hauptbeteiligten, 
der drei Generale Bülow, Kluck und Hauſen. An die Offentlichleit 
getreten ſind die Schriften von Bülow und Hauſen zuerſt. Dann folgte 
Kluck. Doch iſt keiner vom andern beeinflußt. Vielmehr können ſie alle 
auf eine beſondere Originalität Anſpruch machen. Am meiſten der 
Generalfeldmarſchall v. Bülow, der einfach ſeinen im Dezember 1914, 
alſo unmittelbar nach dem Erleben, geſchriebenen „Bericht zur Marne⸗ 
ſchlacht“ veröffentlicht, ohne auch nur eine Anmerkung oder Hinzufügung 
zu machen!). Ein ganz nüchterner Rechenſchaftsbericht eines Heer⸗ 
führers über die Leiſtungen ſeiner Armee liegt vor uns. Viele Zahlen 
und Einzelheiten, kein ausſchmückendes Wort! Der Taktiker kommt voll 
auf ſeine Rechnung, beſonders wenn er an der Hand der Kartenbei⸗ 
lagen die einzelnen Vorgänge verfolgt. Ob allerdings der Stratege 
den gleichen Genuß haben würde, möchte ich bezweifeln. Denn der 
Feldmarſchall läßt uns nur wenig Einblick in ſein Denken tun. Welche 
Abſichten ihn bewegt, was er wollte und verſuchte, davon erfahren wir 
kaum etwas. Lediglich Tatſachen werden vorgeführt. Und ſo beginnt 
man die Urſache des Marnegeheimniſſes zu ahnen: irgendwo fehlt eine 
ſchöpferiſche Kraft, die all die Zahlen und Einzelheiten beſeelt und lebendig 
macht. 

Naturgemäß wird man ſie am nachhaltigſten bei der Oberſten 
Heeresleitung ſuchen, denn ſie ſoll ja doch der Pulsſchlag des Feld⸗ 
heeres fein — — Allein man ſucht vergeblich. Von unter dem Horizont 
her ſendet ſie ihre Blitze — Die leuchten wohl einen Augenblick auf, 
aber es fehlt die Richtung gebende Dauer. So ſchreitet die große Maſſe 


1) Generalfeldmarſchall v. Bülow, Mein Bericht zur Marneſchlacht. Mit 
ſieben Kartenbeilagen. 85 S. Berlin, Auguſt Scherl, o. J. (1919). 5 Mk., geb. 8 Mk. 
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im Dunkeln, fich ſelbſt überlaſſen, ohne deutliches Ziel. Da klammert 
ſie ſich an den, der wenigſtens zeitweilig eine größere Macht beſaß, an 
den damaligen Generaloberſten v. Bülow, der neben der zweiten vor⸗ 
übergehend, beſonders in den kritiſchen Tagen, auch die erſte Armee 
zur Verfügung hatte. Zeigt ſich bei dieſem ein geſtaltender Wille? — 
Das vorliegende Buch iſt Antwort! Lediglich Pflichterfüllung nach deut⸗ 
ſcher Art, aber keine Meiſterung des Schickſals. Das ift zwar an fih nicht 
wenig, aber in ſolch außerordentlichen Verhältniſſen muß man Außer⸗ 
ordentliches verlangen. Natürlich iſt deſſen Leiſtung nicht Sache des 
Willens und Verſtandes, hier offenbart ſich die Größe des geborenen 
Meiſters. Solche Meiſterſchaft ward aber dem Feldmarſchall v. Bülow 
verſagt. Wenn nicht die Ereigniſſe das entſcheidende Wort geſprochen, 
das vorliegende Buch hätte überzeugt. 

Anders geartet ſind die beiden Feldherren, die neben Bülow wirkten. 
Ihnen gab das Schickſal mehr von dem göttlichen Seherblick, der über 
das reine Nachrichtenmaterial hinaus das erkannte, was notwendig war. 
Anderſeits war es aber auch wieder ihr bitteres Geſchick, an die ihnen 
jo ganz weſensfremde Natur Bülows gefeſſelt zu fein, der gegenüber 
ſie nicht die innere Kraft aufbrachten, im entſcheidenden Augenblick 
den ihnen richtig erſcheinenden Weg zu gehen. Sie wurden ſo ein Opfer 
der hohen Soldatentugend, des Gehorſams, zum Verderben des Vater⸗ 
landes. 

Der Bericht des Generaloberſten v. Kluck gibt an Urſprünglichkeit 
dem Bülow nicht viel nach, wenn er fih auch mit Kriegsakten, Dent- 
ſchriften und der vorhandenen Literatur auseinanderſetzt!). Er geht 
zurück auf „eine Denkſchrift des Oberkommandos der I. Armee, welche 
ihre Entſtehung der leitenden Hand des Chefs verdankt und während der 
Kämpfe im Stellungskriege an der Aisne in den Wintermonaten 1914/15 
verfaßt wurde Durch Niederſchrift dieſes Berichtes und ihre Weiter⸗ 
gabe an einzelne hohe Offiziere ſollte allen Unklarheiten und wider⸗ 
ſpruchsvollen Gerüchten über Aufgaben und Führung der I. Armee, 
ein Ende gemacht, ſollten die gewaltigen Leiſtungen der Armeekorps, 
des Kavalleriekorps und ihrer Führer mit Nachdruck in die richtige Be⸗ 
leuchtung geſtellt werden. Dieſe Denkſchrift, dieſer Bericht hatte für 
die Gliederung des Stoffes die Feldzugsabſchnitte Brüſſel, Somme, 
Grand Morin, Ourcgq, Aine gewählt“ (S. 1). Damit find die Haupt- 
punkte des Inhaltes angegeben. Das Buch Klucks iſt wenigſtens anfangs 
mehr Darſtellung. Hier widmet der Feldherr ſeinem Heere und ſeinen 
Mitſtreitern ſchöne Worte des Gedenkens. Dann kommt allerdings 
auch der „Bericht“ zur Geltung mit ſehr vielen Einzelheiten. Bis auf 


1) A. v. Kluck, Der Marſch auf Paris und die Marneſchlacht 1914. Mit einer 
vierfarbigen Steindruckkarte und 2 Skizzen im Text. VI u. 167 S. venin, E. S. 
Mittler & Sohn, 1920. 16 Mk., geb. 20 Mk. 
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die Behandlung der Frage des Oberſtleutnants Hentſch, des Beauftragten 
der Oberſten Heeresleitung! Hier liegt einer der kritiſchen Punkte der 
Marneſchlacht. Deshalb gibt Kluck einen Aktenauszug, um die Gründe 
für ſein Zurückgehen klarzulegen und zu rechtfertigen. Zwar findet ſich 
in dieſem nicht das vernichtende Urteil Hentſchs über die zweite Armee: 
die zweite Armee ſei nur noch „Schlacke“, das Klucks Stabschef, General 
von Kuhl (ſ. unten!) mitteilt, immerhin wird ſein Handeln ausreichend 
erklärt. Dies ſei vorweg hervorgehoben. Nachher ſoll über dieſen Punkt 
noch in anderem Zuſammenhang geſprochen werden. Jedenfalls iſt 
es verſtändlich, daß Kluck das Bedürfnis hat, in dieſer Beziehung beſonders 
unzweideutig zu wirken, weil davon zu viel abgehangen hat. 

Mit gleicher Sachlichkeit wie Bülow und Kluck hat der ſächſiſche 
Generaloberſt v. Haufen feine Erinnerungen an den Marnefeldzug 
1914 geſchrieben, obwohl er in dem Vorwort offen geſteht, damit eine 
Ehrenrettung der ihm anvertrauten ſächſiſchen (3.) Armee zu verbinden, 
da ſein plötzliches Ausſcheiden nach der Marneſchlacht der Legenden⸗ 
bildung natürlich Tür und Tor geöffnet hatte!). Die Ehrenrettung gelingt 
in vollem Maße, beſonders auch dadurch, daß ſich Hauſen eines außer⸗ 
ordentlich vornehmen und zurückhaltenden Tones befleißigt. Selbſt da, 
wo der Erfolg ſeiner ganzen Arbeit durch die Fortnahme des XI. Armee⸗ 
korps in Frage geſtellt wird, läßt er fih nicht von Bitterkeit übermannen: 
„Ich empfand es ſchmerzlich, daß mit der Einbuße an Kraft die Schwie⸗ 
rigkeiten wachſen mußten, die die 3. Armee bei Löſung ihrer Aufgaben zu 
überwinden haben würde, zumal ſie nicht allein ſolche Schwächung be⸗ 
klagte, ſondern dieſes Mißgeſchick mit der 2. Armee teilte. Dieſe verlor 
gleichzeitig das Gardereſervekorps, und ſomit erlitt der geſamte deutſche 
Heeresflügel, deſſen vornehmſte Aufgabe es war, die Entſcheidung zu 
ſuchen, eine verhängnisvolle Minderung feiner Stärke“ (S. 146/7). Wenige 
Tage darauf traf ihn ſein perſönliches Geſchick. Seit dem 4. September 
war er krank an Typhus. Am 9. u. 11. September weilten Vertreter 
der Oberſten Heeresleitung bei ihm. Am 12. September kommt eine 
allerhöchſte Kabinettsorder, die ihn ſeines Kommandos entbindet. 
Zwei Tage vorher das Heer aus voller Siegesbahn rückwärts, nun er 
ſelbſt! Man kann verſtehen, daß den ſich ſchuldlos fühlenden Feldherrn 
Verzweiflung packt. „Da ich ſelbſtredend bereit war, mich unter gänz⸗ 
licher Aufopferung aller eigenen Rückſichten dem Dienſte des Vaterlandes 
völlig hinzugeben, ſo befiel mich im erſten Augenblick der Verzweiflung 
der Gedanke, den allerhöchſten Befehl nicht anzunehmen, ſondern durch 
den Überbringer in die Hände des Kaiſers zurückzulegen und meinem 


1) Des Generaloberſten Frhrn. v. Hauſen Erinnerungen an den Marne⸗ 
feldzug 1914. Mit einer einleitenden kritiſchen Studie herausgegeben von Fried⸗ 
rich M. Kircheiſen. Mit 9 Kartenbeilagen. 246 S. Leipzig, K. F. Koehler, 1920. 
20 Mk. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXIV. 1. 8 
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Leben ein Ziel zu jeben. Aber nach kurzem, ſchwerem inneren Kampfe 
erlangte ich verlorengegangenes Gottvertrauen zurück, und ſo erkannte 
ich nun in der Wendung meines Geſchickes eine ſchwere Prüfung des 
Himmels. Dieſe über mich ergehen zu laſſen, die mich aus verantwortungs⸗ 
voller Tätigkeit vor dem Feinde beruflich in ein Nichts N fühlte 
ich als Pflicht ...“ (S. 228). 

Warum iſt das alles geſchehen? 


Damit komme ich zur Kritik der Marneſchlacht. Bereits in dem Hau⸗ 
ſenſchen Buche kommt ſie zu Worte, allerdings aus dem Munde des 
Feldherrn nur in beſcheidenem Maße. Lebhafter und eindringlicher 
äußert ſie ſich in dem ausführlicheren Vorwort, das Friedrich M. Kirch⸗ 
eiſen beiſteuert. Dieſer greift hier noch einmal auf ſeine 1916 anonym 
erſchienene Studie über „Die Marneſchlacht“ zurück, die trotz aller Harm- 
loſigkeit verboten wurde, da die Oberſte Heeresleitung eben keine „Marne⸗ 
ſchlacht“ wahr haben wollte. Nunmehr kann er deutlicher werden. Bei 
ihm wie bei den weiter unten angeführten kritiſchen Darſtellungen 
über die Marneſchlacht werden in der Hauptſache die drei folgenden 
Fragen aufgeworfen. 1. Der Schlieffenſche Plan und ſeine Befolgung. 
2. Die Tätigkeit der Oberſten Heeresleitung. 3. Wer gab die Veranlaſſung 
zum Rückzug? Bei letzterer fallen heraus die Frage nach der Macht⸗ 
befugnis des Abgeſandten der O. H. L., des Oberſtleutnants Hentſch, 
und die Beurteilung des Generaloberſten v. Bülow. 


Über die erſten Fragen herrſcht in der ganzen Literatur nur eine 
Stimme. Abgeſehen davon, daß die Perſönlichkeit des Generalſtabs⸗ 
chefs, des Grafen Moltke — wie er ja ſelbſt am deutlichſten erkannt — 
der ungeheuren Aufgabe nicht gewachſen war, ſo lag der entſcheidende 
Mangel in der Organiſation. Der O. H. L. fehlte die unmittelbare 
Fühlung mit dem Heere. In Koblenz ſowohl wie in Luxemburg lag ſie 
den Operationen zu fern, um dieſe zielfördernd beeinfluſſen zu können. 
Sie ſollte das Bindeglied der 7 Armeen ſein, in Wirklichkeit hat ſie faſt 
mehr geſtört als gefördert, weil vielfach Anordnungen durch die Er⸗ 
eigniſſe überholt waren oder von Vorausſetzungen ausgingen, die nicht 
mehr zutrafen. 

Bezüglich der Befolgung des Schlieffenſchen Planes gilt die Auße⸗ 
rung Hindenburgs: „Verwäſſerung des Grundgedankens, mit einem 
ſtarken rechten Flügel aufzumarſchieren, Feſtrennen des überſtark ge⸗ 
machten linken Heeresflügels durch falſche Selbſttätigkeit der unteren 
Führung“. Daraus folgert eine ganze Kette von Schwierigkeiten. 
1. wurde der Abſicht der Franzoſen gemäß im Süden eine große Truppen⸗ 
macht feſtgehalten. 2. erlitt dieſe bei dem Anrennen der Feſtungen 
ungeheure Verluſte, ohne dafür Erfolge zu erzielen. (Warum hielt 
man nicht den urſprünglichen Glacischarakter Elſaß⸗Lothringens auf⸗ 
recht? Die Bevölkerung hätte ganz gewiß nicht den Franzoſen ſo zu⸗ 
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gejubelt wie jetzt, wenn fie deren Druck perſönlicher empfunden !). 3. Die 
falſche Meinung, in den erſten Schlachten entſcheidende Siege 
davongetragen zu haben. 4. die daraus ſich ergebende Anſicht, 
nunmehr Truppen für den Oſten frei zu haben, die dann auch noch an der 
unmöglichſten Stelle im Norden (Garderejerveforp3 und XI. Korps 
bei Bülow und Hauſen) weggenommen wurden. Endlich 5., als der 
Irrtum erkannt, der langſame Abtransport der VII. Armee und deren 
verſpäteſtes Eintreffen im Norden. Daß durch ſolche Vorkommniſſe 
das Vertrauen der Truppen zur höheren Führung ſtark erſchüttert wurde, 
liegt klar auf der Hand. 

Doch offenbarte ſich die ganze Unzulänglichkeit erſt in den kritiſchen 
Tagen der Marneſchlacht vom 6.— 10. September 1914. Die mir vor⸗ 
liegenden Schriften ſind nicht nur in den allgemeinen Unterlagen hin⸗ 
ſichtlich der O. H. L. und deren Stellung zur Marneſchlacht einer Mei⸗ 
nung, auch hinſichtlich dieſer ſelbſt unterſcheiden fie fih nur in Einzel⸗ 
urteilen, in der Wertung des Geſamtergebniſſes ſind ſie völlig einig. 
Keine verkennt auch nur im geringſten die Bedeutung des „Marne⸗ 
wunders“ für die Kriegsentwicklung wie für die geſamte politiſche Lage. 
Natürlich ſchaffen Standpunkt und Temperament der Verfaſſer ver⸗ 
ſchiedene Eindrücke. So ift die Darſtellung des Generals v. François 
„Marneſchlacht und Tannenberg“ ganz außerordentlich perſönlich ge⸗ 
färbt, ſelbſtverſtändlich nicht im üblen Sinnen). Seine perſönliche Kritik 
iſt Maßſtab für alles, ſeine Teilnahme an den Ereigniſſen gibt ihm ein 
beſtimmtes Recht dazu. Allerdings leidet der Quellenwert des Buches 
etwas darunter, beſonders wenn Francois in die Darſtellung Ratſchläge 
flicht, wie es beſſer hätte gemacht werden können. Anderſeits iſt das 
ein Vorzug. Francois folgt den Ereigniſſen über dieſe räſonnierend. 
Er verzichtet auf eine methodiſche Ordnung des Stoffes. So nehmen 
die Betrachtungen einen mehr memoirenhaften Charakter an, beſonders 
in dem Teil „Tannenberg“, wo das perſönliche Erlebnis dem Ganzen 
eine eigenartige Prägung gibt, indem ſich die ſchriftſtelleriſchen Fähig⸗ 
keiten des Verf's in ſchöner Weiſe zeigen können. 

Anders der General v. Kuhl, der 1914 Chef des Generalſtabes 
der 1. Armee (Kluck) war:). Wohl ſpricht aus feinem Werke auch eine ſtarke 
perſönliche Überzeugung. Aber ſein Urteil allein hat ihm nicht genügt. 
Er hat nicht nur zahlreiche Kriegsteilnehmer, insbeſondere die betreffen⸗ 
den Heerführer als freundliche Mitarbeiter haben können, er ſetzt ſich 


1) Hermann v. Francois, Marneſchlacht und Tannenberg. Betrachtungen 
zur deutſchen Kriegsführung der erſten ſechs Kriegswochen. Mit zahlreichen 
Kartenſkizzen im Text und 14 Kartenanlagen. 296 S. Berlin, Auguſt Scherl, 
o. J. (1920). 50 Mk., geb. 60 Mk. 

2) H. v. Kuhl, Der Marnefeldzug 1914. Mit 2 Karten und 18 Skizzen 
im Text. VI u. 266 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1921. 35 Mk., geb. 40 Mk. 
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auch eindringlich mit der Literatur, nicht zum wenigſten mit der ausländi⸗ 
ſchen, ſoweit ſie ihm zugänglich war, auseinander. So kann man in 
ſeinem Werke wohl die zurzeit (1. 4. 1921) vielſeitigſte Darſtellung des 
Marnefeldzuges ſehen. 


Daneben liegen mir noch zwei gründliche Einzelſtudien zu dem 
angeſchlagenen Thema vor. Die W. Förſters über die deutſche Weſt⸗ 
offenſive 1914 iſt ſtark polemiſcher Natur!). Teils wendet er ſich gegen 
Hans Delbrücks oft erörterte Beſprechung der Ludendorffſchen Kriegs⸗ 
erinnerungen in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ (Maiheft 1920), teils 
gegen die Auffaſſung des Admirals Tirpitz, wir ſeien nicht nur politiſch, 
ſondern auch militäriſch in den Krieg hineingeſtolpert. Dabei ſucht er 
dann eine Linie zu ziehen von dem älteren Moltke über Schlieffen zum 
jüngeren Moltke, wobei des letzteren Friedenstätigkeit als vollwertig 
anerkannt wird. Dagegen heißt es über den Krieg: „Nichts loderte in 
ihm von dem „feu sacré“ des geborenen Feldherrn. Er glaubte nicht 
genug an ſeinen Stern. Was ihm an Selbſtvertrauen abging, konnte 
durch Pflichtgefühl und eiſerne Selbſtzucht nicht voll erſetzt werden“. 
(S. 28.) Und wohl allzu richtig fährt er fort: „Es erſcheint als eine Tragik 
des Schicksals, daß die Feuerſeele eines Ludendorff, der jahrelang als 
Chef der Operationsabteilung den Kriegsvorbereitungen ſeine ganze 
Kraft gewidmet hatte, beim Kriegsausbruch nicht an ſeiner Seite ſtand. 
Dieſer hätte, ſo dürfen wir wohl annehmen, mit der Stärke ſeiner 
Nerven, ſeiner Charakterhärte und leidenſchaftlichen Willenskraft die 
beſte Ergänzung der hohen Geiſteseigenſchaften ſeines Chefs gegeben“ 
(ebenda). Hinſichtlich der Weſtoffenſive kommt er zu den ſchon erwähnten 
Ergebniſſen. 


Noch enger faßt Müller⸗Loebnitz ſein Thema). Er ſieht in der 
Marneſchlacht den Wendepunkt des Weltkrieges ſchlechthin. Vom mili⸗ 
täriſchen Stand punkt aus hat er nicht fo unrecht. Daher ift es verſtändlich, 
daß General Kuhl die Schrift das „weitaus beſte Buch“ über die Marne⸗ 
ſchlacht nennt. Das hindert nicht, daß vom politiſchen Standpunkte aus 
mehrere Einwände erhoben werden können. Allein hier intereſſiert 
lediglich das Militäriſche. Und das wird hier mit aller Umſicht und Sach⸗ 
kenntnis dargetan. 


1) Wolfgang Foerſter, Die deutſche Weſtoffenſive 1914 bis zur Marne⸗ 
ſchlacht = Graf Schlieffen und der Weltkrieg, erſter Teil. Mit zwei Karten. VI 
u. 60 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1921, 10 Mk. 


2) Wilhelm Müller-Loebnitz, Der Wendepunkt des Weltkrieges. Bei- 
träge zur Marneſchlacht am 5. bis 9. September. Zugleich 2. Beiheft zum 105. 
Jahrgang des Militärwochenblattes. Hrsg. von Gen.⸗Ltn. v. Altrock. Mit 1 Karte 
und 6 Skizzen im Text. VI u. 78 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1921. 
10 Mk. | | 
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Greife id auf die oben angegebenen drei Punkte zurück, fo will 
ich die erſten beiden erledigt ſein laſſen, wenn auch noch einige Schwächen 
der O. H. L. nachgetragen werden. Nur der dritte Punkt ſteht noch 
zur Erörterung: Wer gab die Veranlaſſung zum Rückzug? In der Be⸗ 
antwortung hebt ſich zunächſt die Perſon des ſächſiſchen Oberſtleutnants 
Hentſch heraus, der von Moltke zu den Armeen des rechten Flügels 
am 8. September geſchickt wurde und dort, wenn auch dem Beſten 
nachſtrebend, ſo viel Unheil anrichtete. In der Beurteilung Hentſchs 
gehen die Meinungen ziemlich auseinander. Anerkannt iſt allgemein 
die Vorausſetzung, daß Hentſch nur einen Eventualauftrag hatte, für 
den Fall, daß auf dem rechten Flügel rückgängige Bewegungen ein⸗ 
geleitet ſeien, dieſe ſo zu dirigieren, daß die Lücke zwiſchen der erſten und 
zweiten Armee geſchloſſen würde. Konnte er auf Grund dieſes Auftrages 
der erſten Armee den Rückzugsbefehl geben, wie er getan? — Francois 
verneint dieſe Frage und wirft Hentſch vor, ſeine Befugniſſe überſchritten 
zu haben (S. 107). Als Urſache gibt er folgendes an: „Möglich. .., daß 
General v. Moltke ſeinen Auftrag nicht klar und beſtimmt genug erteilte. 
Möglich auch, daß Oberſtleutnant Hentſch jenen Drang zum ſelbſt⸗ 
tätigen Handeln beſaß, wie er ſich in hohen Stäben leicht bei ehrgeizigen 
Perſönlichkeiten entwickelt, wenn ſie erkennen, daß dem Befehlshaber 
Fähigkeit und Feſtigkeit fehlen“ (S. 108). Und weiter „wir kommen 
an der Frage nicht vorbei, ob denn General v. Moltke keinen älteren 
Offizier zur Verfügung hatte, dem er die Vertretung übertragen konnte, 
wenn er ſich geſundheitlich außerſtande fühlte, ſelbſt an die Kampffront 
zu gehen“ (ebenda). 


Anders General v. Kuhl. Er kann nicht ſo ſcharf urteilen. Ehrgeiz 
weiſt er ganz zurück (S. 228). Er ſucht Hentſch zu verſtehen, wobei er 
nicht vergißt, zu bemerken: „Seiner Natur nach neigte er (Hentſch) 
ohnedies dazu, die Dinge ſchwer zu nehmen“ (S. 230). Alſo ein geborener 
Peſſimiſt kommt bei dem Armeeoberkommando 2 in ein Lager, das in 
völliger Verkennung der Sachlage alles grau in grau ſieht. Die Folgen 
liegen auf der Hand. So kann Kuhl Hentſch zwar nicht ganz entſchuldigen, 
aber er muß den größten Teil der Verantwortung, bzw. Schuld, dem 
Armeeoberkommando 2 zuweiſen. In dieſem letzteren berührt er ſich 
mit Mäller⸗Loebnitz (S. 55ff.), wenn der auch Hentſch gegenüber nicht 
dieſelbe Nachſicht walten läßt. 


So ſchließt der letzte Punkt den begonnenen ab. Bülow iſt zu be⸗ 
urteilen. Denn beim Durchdenken aller Gedankengänge kommt man 
ſchließlich dahin, wo die unerklärliche Unkenntnis des Armeeoberkomman⸗ 
dos 2 über die Lage und die Abſichten der erſten Armee zu einem Peſſi⸗ 
mismus führten, welcher die Auffaſſung des Oberſtleutnants Hentſch ſo 
maßgeblich beeinflußte, daß dieſer die Vorbedingung für ſeinen Eventual⸗ 
auftrag gegeben fah — Bülow hatte tatſächlich rückwärtige Bewegungen 
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eingeleitet — und der erſten Armee ben Rückzugsbefehl erteilte, wodurch 
denn das Unglück ſeinen Lauf nahm. Über Bülow ergeht ſich Müller⸗ 
Löbnitz nur in Andeutungen (S. 55/56), die allerdings die Außerungen 
Francois ſtützen, wenn dieſer Bülow mit Haufen in Vergleich fegt, eine 
Parallele, die inhaltlich auch für den General Kluck zutreffen würde. 
„General Bülow erſtrebte den Kampf der Armeen Schulter an Schulter. 
Es erinnert dies an die Gefechtstaktik, die er bei dem ihm unterſtellten 
III. Armeekorps im Frieden eingeführt hatte. Bei jedem, ſelbſt kleinen 
taktiſchen Körper wurde der Schwerpunkt auf die Feſtlegung ſcharf be⸗ 
grenzter Gefechtsſtreifen gelegt. Auf den bekannten Exerzier⸗ und Trup⸗ 
penübungsplätzen war das möglich, im weniger bekannten Manöver⸗ 
gelände glückte es ſeltener, in jedem Kampf des Bewegungskrieges, wo 
der Gegner nicht ſcheibenartig an den Fleck gebunden war, mußte das 
Innehalten von Gefechtsſtreifen verjagen. Kriegsbrauchbar waren die 
Gefechtsſtreifen beim planmäßigen Frontalangriff auf eine erkannte 
und begrenzte feindliche Verteidigungsſtellung, und auch dann nur für 
Regiments⸗ und größere Verbände. General v. Hauſen erblickte das 
Ziel der Vernichtungsſchlacht in der operativen Ausnutzung der Geſamt⸗ 
lage mit ſchulterfreier Beweglichkeit der Armee. In der Sambreſchlacht 
ließ er fich durch den Bülowſchén Gedanken nördlich von Givet feft- 
halten, wodurch ihm der in einer weit ausgreifenden Umfaſſung winkende 
Erfolg verlorenging. Begreiflich iſt es, wenn hierdurch eine Mißſtim⸗ 
mung entſtand, die dem General v. Hauſen ein taktiſches Zuſammengehen 
mit dem General v. Bülow unerwünſcht erſcheinen ließ“ (S. 61). So⸗ 
nach ergibt ſich der Kern aller Schwierigkeiten aus der Verſchiedenartig⸗ 
keit der Feldherren, die ihrer Aufgabe nach doch gar nicht gleichartig 
genug ſein konnten. 

Auf eine breitere Grundlage als alle vorhergehenden Verfaſſer 
ſtellt der ſächſiſche Generalmajor Baumgarten⸗Cruſius ſeine beiden 
Darſtellungen über die Marneſchlacht. Die erſte erſchien bereits im Som⸗ 
mer 1919 und nähert ſich nunmehr in ihrer Verbreitung ſchon dem hun⸗ 
dertſten Tauſend !). Sie ſchöpft aus den „Kriegsakten“, ohne aber je- 
mals dieſe genauer zu kennzeichnen. Das iſt dem künftigen Forſcher 
wenig angenehm. Denn die Fülle des von Baumgarten⸗Cruſius ge⸗ 
botenen Materials iſt ſo groß, daß Quellenangaben durchaus notwendig 
ſind. Mit dieſer Bemerkung ſoll natürlich nicht irgendwelcher Zweifel 
an der Vertrauenswürdigkeit des Verfaſſers ausgedrückt werden. Dazu 
liegt nicht die mindeſte Veranlaſſung vor. Im Gegenteil! Trotz der 
ausgezeichneten, ſpäter erſchienenen Darſtellung von Kuhl (f. oben!) wird 
Baumgarten⸗Cruſius unverändert ſeinen Wert behalten. Das liegt 


1) Generalmajor Baumgarten⸗Cruſius, Die Marneſchlacht 1914, ins⸗ 
beſondere auf der Front der deutſchen dritten Armee. Nach den Kriegsakten 
bearbeitet. 192 S. Leipzig, Akademiſche Buchhandlung R. Max Lippold, 1919. 
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fon daran, daß er fein Buch mehr vom Standpunkt der Geſchichte 
des ganzen Krieges ſchreibt, wobei politiſche Erwägungen und mili⸗ 
täriſches Räſonnement nicht fehlen, und nicht zuletzt auch daran, daß 
er mit unleugbarem ſchriftſtelleriſchem Geſchick methodiſch den Stoff 
meiſtert, wie das bei den mehr oder minder ausgeprägten Sonder⸗ 
ſtandpunkten der übrigen Verfaſſer nicht möglich iſt. Dies iſt um ſo 
mehr anzuerkennen, als Baumgarten⸗Cruſius das Buch ſchon im Jahre 
1917 geſchrieben hat, um das deutſche Volk über die Bedeutung des 
„Marnewunders“ der Franzoſen aufzuklären. Natürlich hemmte ihn 
die Zenſur. 


In der Geſamtauffaſſung allerdings unterſcheidet ſich Baumgarten⸗ 
Cruſius nicht viel von den übrigen Darſtellungen. Höchſtens, daß er 
die Schwächen der Oberſten Heeresleitung mit ganz beſonderer Deut⸗ 
lichkeit darlegt. Als Sache liegt ihm naturgemäß das Geſchick der 3. Armee 
am Herzen. Hier begegnet er ſich mit Hauſen⸗Kircheiſen, mit deren Dar⸗ 
legungen er voll und ganz übereinſtimmt. Gerade an der 3. Armee 
vollzieht ſich die Tragik des verfehlten Aufmarſches am ſinnfälligſten. 
Moltke wollte die 5. Armee als Drehpunkt der geſamten Heeresmaſſe. 
Infolge der allzu dichten Maſſierung auf dem linken Flügel aber und 
deſſen Feſtrennen an dem franzöſiſchen Sperrfortsgürtel verſchob ſich 
der Drehpunkt nach Norden zur 3. Armee. Und ſo kommt dieſe in die 
wenig beneidenswerte Lage, von rechts wie von links zur Hilfe angerufen 
zu werden, ſo daß ſie vorübergehend geradezu zu zerreißen droht. In 
Verfolg dieſer Zuſammenhänge ſieht der Verfaſſer ſchon vom 24. Auguſt 
ab, wo das von der 3. Armee geplante Cannae im Sambrebecken durch 
die Schuld Bülows ſich zerſchlug, die Tragödie der Marneſchlacht her⸗ 
aufziehen. Es fehlte eben eine weitſchauende Leitung, die den rechten 
deutſchen Flügel zu einheitlichem Handeln zuſammenfaßte. Zu er⸗ 
ſchreckender Deutlichkeit gelangt dieſe Wahrnehmung in den September⸗ 
tagen an der Marne. Von vornherein hätten, wie ſpäter unter Hinden⸗ 
burg durchgeführt, Heeresgruppen vorgeſehen ſein müſſen, dann wäre 
wohl das Trauerſpiel Moltke⸗Hentſch⸗Bülow vermieden worden. Baum 
garten⸗Cruſius erkennt ganz deutlich die Rolle Bülows, dem er zwar 
wegen ſeiner großen Friedensverdienſte die höchſte Anerkennung zollt, 
dem er aber nicht den bitteren Vorwurf erſparen kann, zur Unzeit den 
verhängnisvollen Rückzugsbefehl gegeben zu haben, und zwar nicht 
bloß für die 2. Armee, ſondern auch, unter Eingriff in die Kommando⸗ 
gewalt des Generaloberſten v. Hauſen, für die nördliche Hälfte der 
3. Armee. 


Im Falle Hentſch hält er noch zurück, indem er den preußiſchen Ge⸗ 
neralſtab zur Offenlegung der Akten auffordert, um dann ſelbſt dieſe 
Tätigkeit in einem zweiten Werk zu übernehmen, wenn er auch die 
„Marneſchlacht“ aus dem Jahre 1919 als ſein letztes Buch bezeichnet, 
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das er mit einem „Fluche gegen das jämmerliche junge Geſchlecht, das 
in feiger Verblendung fein Vaterland .... verrät“ (S. 190), beſchließt. 
Das neue Werk entſpricht naturgemäß in der Anlage und Gedankenfüh⸗ 
rung ſowie in manchen Einzelheiten dem eben beſprochenen, zieht aber 
im ganzen ſeine Kreiſe enger, um in der Erörterung der Schuld frage 
durch Mitteilung der Akten über den Fall Hentſch zu einer endgültigen 
Antwort zu kommen!). Das iſt gelungen. Hentſch ſelbſt hat hier vorge⸗ 
arbeitet, indem er bereits 1917 ein Verfahren gegen ſich beantragt hat, 
das fein persönliches Handeln klarlegen ſollte. Durch die ausführliche 
Wiedergabe der Rechtfertigungsſchrift des Oberſtleutnants Hentſch 
ſowie des Ergebniſſes des Ermittelungsverfahrens wird Hentſch voll⸗ 
kommen entlaſtet, ſo daß nunmehr die ihn betreffenden Dinge trotz ſeines 
Todes ausreichend erhellt ſind. Er hat lediglich im Rahmen des ihm 
tatſächlich gegebenen Eventualauftrages gehandelt, wodurch ſich von 
ſelbſt — wie Kuhl ſchon richtig geſchloſſen — die Unglückskette ergibt. 
Der Vorwurf Francois hinſichtlich ſelbſtherrlichen Ehrgeizes kann nicht 
aufrechterhalten werden. Damit fällt die Schuld von dem Überbringer 
des Auftrages auf den, der ihn erteilte, eben die Oberſte Heeresleitung, 
den Stabschef Moltke und ſeinen Gehilfen, den Generalleutnant Tappen, 
ſowie auf den, der die Vorbedingung für den Eventualauftrag ſchuf, 
den Generaloberſten v. Bülow. Soweit ſind die bisher gehegten Ver⸗ 
mutungen beſtätigt. Darüber hinaus kann Baumgarten⸗Cruſius nicht 
unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß wohl Gehorſam des Soldaten erſte 
Pflicht iſt, daß aber die 1. Armee, wo ihr am 10. September ein großer 
Erfolg in Ausſicht ſtand, nicht notwendig dem Rückzugsbefehl Hentſchs 
folgen mußte, mochte die 2. Armee auch weichen. Hier offenbart ſich 
ſo recht der Mangel der Heeresgruppen. Auch die 3. Armee befand ſich 
zur ſelben Zeit im Vordringen. Die franzöſiſche Armee Franchet d’Es- 
perey — frontal vor Bülow — hätte durch die deutſche 1. und 3. Armee 
bei richtiger Ausnutzung der Kräfte ein Cannae finden können, das von 
wirklicher Entſcheidung geweſen wäre. Aber wußte die 1. Armee von 
den Erfolgen der 3.? — So gehorchte man dem höheren Auftrag, und die 
Schickſalswage des deutſchen Volkes ſenkte ſich zum Abgrund. | 

Es ift nicht die Art Baumgarten⸗Cruſius' lediglich referierend die 
Ereigniſſe zu behandeln. Im Gegenteil, er iſt ein ſtarkes Temperament. 
Er ſucht die Urſachen für den Mangel an verantwortungsfrohem Führer⸗ 
tum und findet ſie im allgemeinen in der geiſtigen Verfaſſung unſeres 
Volkes vor dem Kriege, im beſonderen aber in der Perſönlichkeit Kaiſer 
Wilhelms II. Zwar klagt er nicht den „einen“ an, aber er erkennt deut⸗ 
lich die Wechſelbeziehungen zwiſchen Herrſcher und Volk, die man wohl 


1) Artur Baumgarten⸗Cruſius, Deutſche Heerführung im Marnefeldzug 
1914. Beiträge zur Beurteilung der Schuldfrage. Mit 12 Kartenſkizzen im Text. 
226 S. Berlin, Auguſt Scherl, 1921. 20 Mk., geb. 26 Mk. 
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am beften mit der Formel ausdrückt: Jedes Volk hat den Herrſcher, 
den es verdient. Damit kommt man zu einem Standpunkt geſchichtlicher 
Betrachtung, der ja letzten Endes der einzig richtige ift, weil er alle Fat- 
toren umgreift. Dieſer Standpunkt würdigt das Wollen des einzelnen 
in dem ihm zuſtehenden Maße, ohne die Schuld ihm mit der Wucht 
aufzuladen, wie es die Sonderbetrachtung bedingt. 

Bei ſolchen Gedankengängen findet ſich der Verfaſſer am Schluſſe 
dieſes Werkes nicht zu einem Fluche gegen das junge Geſchlecht wie in 
der Veröffentlichung von 1919. Er hat verſtehen gelernt. Er erkennt 
das Vollsproblem, und dieſem widmet er feine letzten Worte, die viel 
Beherzigenswertes enthalten. 

Der eben genannte Gehilfe Moltkes, Generalleutnant Tappen, 
von Kriegsbeginn bis Herbſt 1916 Chef der Operations⸗Abteilung beim 
Chef des Generalſtabes des Feldheeres, ſucht in einer ganz kleinen Schrift 
die Gedankengänge der Oberſten Heeresleitung bis zur Marne 1914 
darzulegen). Auf dieſem beſchränkten Raume kommt er natürlich nicht 
über allgemeine Züge hinaus. Er bedauert die Fortnahme des XI. 
Armeekorps und Gardereſervekorps gerade vom rechten deutſchen Flügel 
und erklärt dies aus dem vermeintlich gewonnenen „entſcheidenden 
Sieg“ an der Weſtfront, einem Irrtum, an dem die nicht ganz zutreffen⸗ 
den Meldungen der Armeeoberkommandos von einem „fluchtartigen“ 
Rückzuge des Feindes nicht ganz ſchuldlos waren. Für die ſpäte Verſtär⸗ 
kung des rechten Flügels durch die 7. Armee gibt er Verkehrs⸗ und Ver⸗ 
pflegungsſchwierigkeiten an. Im Falle Hentſch belaſtet er dieſen nicht 
unerheblich (S. 24f.). Kuhl hält (S. 230) dies für einen „Irrtum“ 
Tappens, eine Auffaſſung, die durch die Veröffentlichungen des Hentſch⸗ 
ſchen Rechtfertigungsberichts beſtätigt wird, ohne daß allerdings dadurch 
die Entſtehung des Tappenſchen Irrtums geklärt würde, denn Hentſch 
führt Tappen als Zeugen an. Sonach ſteht zurzeit Ausſage gegen Aus⸗ 
ſage. 

Nach all dieſen Darlegungen ergibt ſich für den Beginn des Feld⸗ 
zuges bis zur Marneſchlacht folgender Grundzug: eine Oberſte Heeres⸗ 
leitung ohne genügende Verbindung mit dem Feldheer, dazu ein nicht 
den Tatſachen entſprechender Feldzugsplan, der eine unrichtige Vertei⸗ 
lung der Kräfte vorſah, und überdies noch die beſonders im Norden nur 
ſchwachen Truppen unzulänglich organiſiert und geführt — was konnte 
dabei Gutes herauskommen? — Man wundert ſich nur, daß nicht ſchon 
früher eine Kataſtrophe eintrat. Doch demgegenüber ſtehen der Geiſt 
und die Disziplin unſeres Heeres. Und der Gegner iſt ja auch nicht frei 
von z. T. erheblichen Mängeln. Bloß als er ſich zuſammenraffte, da 


1) Generalleutnant Tappen, Bis zur Marne 1914. Beiträge zur Beurteilung 
der Kriegführung bis zum Abſchluß der Marneſchlacht. 2. Aufl. 32 S. Oldenburg⸗ 
Berlin, Gerhard Stalling, 1920. 5 Mk. — 
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kam eben der „Wendepunkt des Krieges“. Das Marneproblem erſcheint 
nun genügend geklärt. Nach allem, was vorliegt, glaube ich, kann man 
dem Schluß des Vorworts zu dem Buche des Generals v. Francois 
nicht unrecht geben: „In der Marneſchlacht und Tannenberg gipfelt 
die deutſche Strategie der erſten ſechs Kriegswochen im Weſten und 
Oſten. An der Marne nach einem glänzenden Siegeslauf ein über⸗ 
raſchender Rückſchlag, der vermieden werden konnte, bei Tannenberg 
nach einem Rückzuge, der nicht nötig war, ein durchſchlagender Waffen⸗ 
erfolg, der eine feindliche Armee vernichtete. Die Gegenüberſtellung 
der Marneſchlacht und Tannenberg zeigt, wie ſchwer das Brennusſchwert 
der geiſtigen Tat auf die Wagſchale des Erfolges drückt“. Wer war aber 
zur geiſtigen Tat bereit und fähig? Die Antwort lautet, ſo ſchmerzlich 
es ijt: vom deutſchen Volk und ſeinen Führern nur ganz wenige, und 
die wurden — nicht berufen. 


Berichte über die wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
der Akademie d. W. zu Berlin. 


Ausgegeben am 3. Februar 1921. 


Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen. Bericht der 
HH. Hintze, Meinecke und Kehr. | 

Der Tod des rührigen Verlegers Reimar Hobbing und die Ber- 
änderungen, die infolgedeſſen in den Dispoſitionen des Verlags einge⸗ 
treten ſind, haben das Erſcheinen des 38. Bandes der „Politiſchen Kor⸗ 
reſpondenz“ und der als Ergänzungsband zu dieſer Publikation von 
Prof. Dr. Volz bearbeiteten „Politſchen Teſtamente“ bis zum Ende 
des Jahres verzögert. Inzwiſchen iſt die Arbeit für den 39. Band fort⸗ 
geſetzt worden. 


Acta Borussica. Bericht der HH. Hintze, Meinecke und Kehr. 

Der XI. Band der Abteilung „Behördenorganiſation und allge⸗ 
meine Verwaltung“, umfaſſend den Zeitraum des Siebenjährigen 
Krieges, bearbeitet von Dr. Haß (t) und Dr. Peters, ift im Manuſkript 
vollendet, kann aber wegen der finanziellen Schwierigkeiten zurzeit nicht 
gedruckt werden. Vorarbeiten für die Fortſetzung find von Dr. Peters 
in Angriff genommen worden. 

Auch der Druck von Band II und III der Abteilung „Akziſe⸗ und 
Handelspolitik“, umfaſſend die Zeit Friedrich Wilhelms I., konnte im 
abgelaufenen Jahre nicht wiederaufgenommen werden. Dr. Rachel, 
der vom Januar 1920 an wieder an der Fortſetzung des Werkes gearbeitet 
hatte, ſchied mit dem 1. Juni aus dem bisherigen Verhältnis aus, um 
ſich zunächſt anderen wiſſenſchaftlichen Arbeiten zuzuwenden; doch iſt 
die Fortführung des Werkes durch ihn in einem freieren Verhältnis in 
Ausſicht genommen. 

Dr. Walther, der den allgemeinen Staatshaushalt zu bearbeiten 
übernommen hatte und vor dem Kriege über Vorarbeiten und gering⸗ 
fügige Materialſammlungen nicht hinausgekommen, während des 
Krieges aber durch ſeine Verwendung im Heeresdienſt der Aufgabe 
entzogen worden war, hat nach ſeiner Rückkehr aus der Türkei die Arbeit 
daran nicht wieder “el enommen und fie jetzt, nach feiner Berufung in 
eine Göttinger Profeſſur, endgültig niedergelegt. Die Fortführung ift 
zurzeit aus Mangel an Mitteln unmöglich. 
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Neue Erſcheinungen 


J. Zeitſchriftenſchau 
1. Oktober 1920 bis 31. März 1920. 


10 E as für Brandenburgiſche Kirchengeſchichte. 18. Jahrgang. 
erlin i 
©. 1—19: Otto Clemen, Briefe von Georg Buchholzer 1526 und 
1527 [Mitteilung diefer Briefe in extenso. Sie find gerichtet an den da- 
maligen Studenten Stephan Roth und geben muster üb über feine Lebens⸗ 
verhältniſſe und über Bücher, die er fhe tejp. teiterbertrieb]. 
S. 20-34: Karl Aner, 2 märkiſche Landgeiſtliche aus der Auf⸗ 
wa [È [Shub] 
A. Pari f ins, zur Würdigung der Perſönlichkeit Gott⸗ 
fried Auguſt rau Hanſteins Veröffentlichung von Briefen dieſes 
Berliner 5 tes der Aufklärungszeit. „Er iſt einer der Hauptvertreter 
derjenigen Richtung der Mae art Aufklärung, in der die Empfindung, 
das Gefühlvolle ſtark hervortritt“!]. 


Brandenburgia. Monatsblatt uſw. XXVII. und XXVIII. ahr- 
gang. Berlin 1919. 

S. 41—95: Hermann Krabbo, Markgraf Woldemar von Branden- 
burg. Zur 600 jährigen Wiederkehr ſeines Todestages (am 14. Auguſt 1319). 
Mit einer Ahnentafel und einer Stammtafel. [Ohne daß ſeine Perſön⸗ 
lichkeit dazu ein Recht gäbe, erſcheint in dem Markgrafen W. und durch 
ihn der Nachwelt das ganze heroiſche Zeitalter der Mort Brandenburg 
verkörpert und ein ganzes Geſchlecht verſinnbildlicht, das mit ihm vom 
. ſeiner Taten abtritt]. 

X. Jahrgang. Bertin” 1920. 

8 1 Otto Heinrich Johannſen, Die ehemalige Stadt 
Tankow [in der Soldiner Gegend. Ihre Geſchichte von 1300 ab nach 
den Urkunden]. 

S. 11—12: Wirth v. Weidenberg, Eine Friedensfeier zu Berlin 

ahre 1763 [die öffentliche Friedensproklamation am 5. bts und 
bie ückkehr des Königs 30. März]. 


Mitteilungen des Vereins für Heimatkunde von Strausberg und 
e one Verlag von A. Kobiſch. 

: E. Böhm, Sielsdorf in vorgeſchichtlicher und geſchicht⸗ 

licher Zeit. — Wenke, Die Sielsdorfer Kirche, [Wirkungsſtätte des 

infolge des Wöllnerſchen Religionsediktes wegen Irrlehre abgeſetzten 
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gen ne Im Pfarrarchiv wichtige Prozeßakten und Schriften 


über den 3 
Heft 2, 1920: À. H. Wels, Strausberg um 1500. Ein Rundgang 
durch Die Altſtadt Strausbergs. [Mit guter Berückſichti gung der vor⸗ 
handenen, im allgemeinen mit Vorſicht zu benutzenden Literatur]. 


8 85 ine Monatsſchrift. 57. Band. Königsberg i. Pr. 1920. 

S. 2 64: Benrath, Die 5 Agendenreformen unter Herzog 
Albrecht. T Der Vorkämpfer für grundſätzliche Erneuerung des Gottes- 
dienſtes in der Mutterſprache: Georg v. Polentz. II. Herzog Albrechts 
ua liturgiſches Intereſſe bis 1525]. 

5— 280: Arthur Laudien, Vom Einfluß 1 er 
Schriftſteller auf Frankreich. [Nach dem Werk von Süpfle über die 
Geſchichte der deutſchen Kultureinflüſſe auf Frankreich wird De bon 
besprochen Kant, Herder, Zacharias Werner und E. Th. A. Hoffmann 
efprochen]. 

©. 281—296: Mar Lehnerdt, Ferdinand Gregorovius als Dichter. 
it einem für lene Jugendgeſchichte wichtigen Anhang]. 

S. 296—319: Walter Zieſemer, Eichendorff und die Marienburg. 
(Vortrag über die Geſchichte der Wiederherſtellung der Marienburg und 
ar | äußere und innere Beteiligung daran von 1822—1831, 
namentlich fein Werk über die Marienburg, das zugleich als ein Werk 
echter! Romantik gewürdigt wird!. 

d. 58. Königsberg i. Pr. 1921. 

S. 1—36: Auguſt Seraphim, a Bewegungen in Alt⸗ 
de a ar 1525 Schluß folgt]. 

—63: Benrath, Die 5 Agendenreformen unter Herzog 
Abrecht. III. Beſſerungen beim Meßritus 1523/24, IV. Kirchenordnung 
von 1525/26 verwirklicht die proteſtantiſchen Kultprinzipien entſchiedener, 
als Luther das fonnte]. 

S. 64-69: E. Loch, Sitzungsberichte des Vereins für die Ge⸗ 
ſchichte von Oft- und Weſtpreußen [1919—1920]. 


gi 1100 ds der Litauiſchen Geſellſchaft Maſovia. 24./25. Heft. 

en 

S. 1—288: Karl Ed. Schmidt, Des Reichsgrafen Ernſt Ahas⸗ 

verus A a Lehndorff Tagebücher [1781—1784] 

| 289—316: Guſtav Sommerfeldt, Simon Segers Reiſetage⸗ 
su te die Studienreiſe des Freiherrn Friedrich zu Eulenburg [1664 

is 


Zeitſchrift für die PA non und Altertumskunde Ermlands. 
21. Band. Braunsberg 1 
S. 1—102: Hans Schmauch, 110 an der Bistümer im 
oie Sahel 11 5 zum Jahre 1410 
103—129: va Hrachvogel, Die Chorkleidung der erm⸗ 
ländischen Dome und ollegiatſtiftsherren. 


ſch eis hrsg. von der Geſellſchaft für Pommerſche Ge- 
ichte 1 


3 Neue Erſcheinungen 127 


S. 36—39, 42—43, 46—48: H. Klaje, Kolberg 1807. Eine Nach⸗ 
leſe. [Berjchiedene Kleinigkeiten. Dabei Beleuchtung der Haltung und 
der Taten des Kolberger Bürgerbataillons!]. 


Aus e Vergangenheit. Beiträge zur ſchleſiſchen Ge⸗ 
Ice. Gleiwitz 192 
1—4: 9. Wendt Der polniſche Verzicht auf Schleſien Lerfolgte 
aia nur einmal und nicht nur auf die Fürftentümer Breslau und Glo- 
gau, wie neuerdings von polnischen Hiſtorikern behauptet wird, ſondern 
mehrere Male und auf alle ſchleſiſchen Fürſtentümer und wurde das 
letzte geet (1372) nicht durch päpſtliche Urkunde zu polniſchen Gunſten 
vernichtet] 
S. 54—60: Karl Kaſtner, Ein Prophet in Wort und Werk auf 
moe Bi ae (Fürftbifchof Diepenbrocks Verdienſte um 
erſchleſien 
0. P. S5 Stomit, Die Entwicklung der kirchlichen Verhält⸗ 
nije im im ehen Induſtriebezirk unter den Breslauer Biſchöfen 


S. m: Fr. Andreae, Die ziviliſatoriſche Entwicklung Ober- 
ſchleſiens. Br ‚Reifebefchreibungen und Memoiren. 

S. 77—87: À. Wutke, Friedrich Wilhelm Graf v. Reden, der Be- 
gründer der Montanindustrie Oberſchleſiens. [Von 1779—1802 zuſammen 
mit Heinitz, nach 1802 allein. Sein Lebenslauf und ſein Werk. Seit 
1807 aus dem Staatsdienſt entlaſſen, ſtarb er am 3. Juli 1815]. 


Schleſiſche . Mitteilungen des Vereins für Ge⸗ 


ſchichte en 
S. 6—10: K. Blot e, Beiträge zur ſchleſiſchen Familienkunde. 
on Bi Jauch bern ah des ſechſten Reichskanzlers Dr. Georg Mi⸗ 
990 lis. [Nach der im Jahrbuch des Vereins für die evangeliſche Kirchen⸗ 
ge Site Weſtfalens 1918 gebrachten Würdigung des Großvaters des 
eichskanzlers, Karl v. Tſchirſchk api der 1832 durch den Schweizer 
v. Tieharner bekehrt“ und bald Nana in enger Beziehung zu den Quäkern 
nach einem ſchweren Konflikt mit dem Hofprediger Eylert aus dem Heeres⸗ 
dienſt ſcheiden mußte. Ein neuer Konflikt, den er danach im Ravensberger 
Lande mit der Kirche heraufbeſchwor, brachte ihn 1833 ins Gefängnis, wo 
er im Juni einer ſchweren Lungenentzündung erlag]. 
S. 16—19: Manfred Laubert, Eine Bauernrevolte im ee 
Frauſtadt 1829. Infolge der Dur führung der 5 
ähnlicher Fall kurzſichtiger bäuerlicher Renitenz in Blocko, Kreis omſt. 


Hamit 180 des Vereins für Hamburgiſche Geſchichte. Band XXIV. 


ur 

S. D 60: Ernſt Baaſch, Der Verein für Handelsfreiheit in 
9 1848—1868. [Die Geſchichte dieſes Vereins, der zur Pro- 
paganda der Handelsfreiheit gegründet, von 1848—1853 in den Gang 
der deutſchen chaftspoliti edeutſam eingriff. Er wurde aufgelöst, 
als das Zollparlament zuſammentrat, für das er ſelbſt agitiert Hatte]. 


Jahrbuch der eine für bildende en und vaterländiſche 
Altertümer zu Emden. and. Emden 1 
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S. 273—279: F. Ritter, dar ig zu Götz und Kalckreuth in 
Emden. Kalckreuth in Schwedt Die Übergabe Leerorts durch die Hol⸗ 
länder im Jahre 1744. Kapitän George Smith Esg.]. 


| ae eana 1605 e Geſchichte und Heimatkunde. 
9. Jahrgang. Emden 1919/0 

S. 32—34: F. Ritter, Zwei Verweiſe Friedrichs des Großen an 
Ent oſtfrieſiſchen Kammerpräſidenten Daniel Lentz. [Abdruck aus 
en Acta Borussica]. 

S. 49—50. Derſelbe, General Courbières Wohnung in Emden. 


Annalen des Hiſtoriſchen Vereins für den sea iii insbe⸗ 
ſondere die 885 Erzdiözeſe Köln. 103. Heft. Köln 1 

S. 76—183: Heinrich Schrörs, 5 9 9 Ein 
Beitrag zu he Würdigung vor allem aus dem Dekanat Krefeld mit 
vielen Beilagen aus den Akten! . 


Mitteilungen des a für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung. 
38. Band. Innsbruck 
S. 631—636: Joſef Arnet Heinrich von Kleiſt und C. F. von 
dem Kneſebeck in Oſterreich. Ihre gemeinſame Tätigkeit als preußiſche 
1 für die deutſche Sache in Oſterreich 1809 nach öſterreichi⸗ 
en Akten] 


ai politiſche Blätter für das katholiſche Deutſchland. 
167. Band. München 1921. 
S. 166—182: Hermann Freiherr v. Pate Hermann von 
Mallinckrodt. Zum 100. Geburtstage, 5. Febr. 1 
| ©. 336—354, 402—424, 457—471: Heinrich Schrörs, Die Be⸗ 
rufungen Möhlers an die Univerſität Bonn. Ein Beitrag zum Leben 
Johann Adam Möhlers und zur Geſchichte der katholiſchen Kirche Preu⸗ 
ßens. [Aus den Jahren 1828—1834 reſp. 1837, wo der Tübinger Dog⸗ 
matiker viermal zunächſt ies den Lehrſtuhl der Kirchengeſchichte und 
dann für den der Dogmatik in Frage kam. Für dieſe Berufungen inter⸗ 
effierte ſich vor allem der katholiſche Berater Altenſteins, der Ober⸗ 
regierungsrat Schmedding. Er drang jedoch mit ſeinem Kandidaten 
bei dem Kölner Erzbiſchof nicht durch, dem Möhler dogmatiſch nicht 
ſicher genug zu ſein ſchien, und zu einer „Garantie gegen Heterodoxie“ 
war Möhler nicht zu haben. Über das Angebot von 1837, das zweifellos 
erfolgte, war Authentiſches nicht zu ermitteln! . 


raga Studien und Kritiken. 93. Jahrgang. E 1921. 
©. 88—92: Ludwig Schleiermacher, Zu Friedrich Schleier⸗ 
machers Vorfahren. 


Monatsſchrift für 1 und Wiſſenſchaft des Judentums. 
64. Jahrgang. Breslau 1920. 

S. 209—226, 282—304: Jacob Jacobſon, Die Stellung der 
Juden in den 1793 und 1795 von Preußen erworbenen polniſchen Pro⸗ 
vinzen zur Zeit der Beſitznahme. 

— 65. Jahrgang. Breslau 1921. 

S. 42—70: Jacob Jacobſon, Die Stellung uſw. [Fortſ.]. 


v 
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iſtoriſche Zeitſchrift. 123. Band (3. Folge, 27. Band]. München 
und Berlin 1921. 

S. 239—266: Hermann Oncken, Hermann Engels und die An- 
fänge des deutſchen Kommunismus. [Auf Grund des 1. Bandes der 
Mayerſchen Engelsbiographie. Die Einordnung dieſes Lebens in die 
hiſtoriſchen Weltzuſammenhänge, innerhalb deren eine Würdigung des⸗ 
ſelben ja nur möglich iſt, läßt die Biographie vermiſſen. Oncken holt 
jie hier nach]. | 

S. 267—--296: Hans Rotbfels, Zur Bismarck⸗Kriſe von 1890. 
(Eine Beſprechung des Eppſteinſchen Buches unter Heraushebung des 
e in den Bismarck ſeit einigen Jahren zum Parlament wie 
zu den Parteien geraten war]. 

S. 398—479: Fritz Vigener, Ketteler vor dem Jahre 1848. 


Preußiſche Jahrbücher. Band 181. Berlin 1920. 


S. 1—21: Heinrich Heckner, Über Engels und Laſſalle. [Eine 
Würdigung der Mayerſchen Biographie, der Perſönlichkeit von Engels, 
ihrer neben Marx ſelbſtändigen Bedeutung, ihrer religiöſen Grundlagen 
(das ökonomiſche Moment von Marx und Engels nur deswegen ſo be⸗ 
ſonders ſtark betont, wie Engels ſelber einmal bemerkte, weil es von den 
Gegnern geleugnet wurde) und ihrer Bedeutung für die Entwicklung der 
revolutionären Taktik unter beſonderem Hinweis auf das noch für das 
Verſtändnis der Heutzeit außerordentliche wichtige Programm vom 
März 1850 wie für die deutſche Politik. In dieſem Zuſammenhang 
erfolgt eine Auseinanderſetzung mit den neuen Kapiteln der 3. Auflage 
der Laſſallebiographie von Oncken: die Bemerkung, daß Laſſalleaner 
im Kriege und heute eine andere Stellung hätten einnehmen können 
als die Marxiſten, wird abgelehnt, und ebenſo die, daß Laſſalleaner 
und Monarchie fich früher hätten finden können!. 

S. 158—164: Heinrich Ulmann, Heinrich von Treitſchke und der 
Krieg. [Verteidigung Treitſchkes gegen den Vorwurf, er habe unfer 
friedliches Denkervolk zu machtpolitiſcher Eroberungsgier umgebildet). 

S. 319—336: Otto Schiff, Moltke als politiſcher Denker. [Im 
Gegenſatz zu Peſchke arbeitet Schiff Moltke als einen kühlen, realpoliti⸗ 
ſchen Denker heraus, deſſen Beſtrebungen nicht in der Herſtellung einer 
Kulturnation gipfelten; im Gegenteil Pi Moltkes Ziel immer ein land» 
und ſeemächtiger deutſcher Nationalſtaat geweſen, wobei er ſich vielfach 
mit Friedrich Liſt berührte, mit dem er auch gemeinſam arbeitete. 
Darum war er auch kein Gegner einer Verfaſſung. Nur lag ſein Ideal 
mehr in der Richtung einer ſtändiſchen Verfaſſung, wenn auch nicht der 
altſtändiſchen; ſie ſchien ihm die dem germaniſchen Geiſt entſprechende 
au fein. Trotzdem Moltke Soldat war, eiferte er nicht nur als 40 jähriger 
Stabsoffizier gegen den Krieg; der ewige Friede ſchwebte auch noch 
dem Feldherrn als Ziel jeder Staatskunſt vor]. 

— 182. Band. Berlin 1920. 

S. 1—29: Heinrich Otto Meisner, Preußens politiſche Stellung 
zwiſchen Frankreich und Rußland bis zum Zwangsbündnis mit Napoleon. 
(Nach den z. T. unbekannten Akten in Petersburg und Berlin). 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld). X XXIV. 1. 9 


130 Neue Erſcheinungen 


S. 157—180: Hans Delbrück, Die Marxſche Geſchichtsphiloſophie. 
[Kritik vom Boden der Geſchichte aus. Marx war ein Heros der Politik, 
aber kein 5 der aa. 

S. 361—380: Friedrich Thimme, Der ehemalige Kronprinz als 
Politiker. 

— 183. Band. Berlin 1921. 

S. 41—56: Adalbert Wahl, Neue Bismarckliteratur. [Bismarcks 
Berichte aus Petersburg und Paris, Lucius v. Ballhauſen, Plehn, 
Platz off, &roo3.] 

159—186 Friedrich Hirth, Ungedruckte Berichte von Adolphe 
Thiers aus dem Jahre 1870. [Nach Thiers’ Nachlaß in der Bibliothèque | 
nationale werden die Verhandlungen von Thiers mit „Europa“ und 
Bismarck ausführlich, allerdings ohne Benutzung anderer Literatur, 
geſchildert und die außerordentlich unzuverläſſige Da a derſelben 
Vorgänge durch Thiers’ Schweſter, Frau Dosne, nachgewieſen.) 

S. 331—344: Johannes Schultze, Guſtav Freyta und die preu⸗ 
ßiſche Polizei [ogl. Sitzungsbericht des Sede en Geſchichts⸗ 
vereins vom 12. Januar 1921]. 


Internationale ann, ir Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik. 
Jahrg 15. 15. Perey a Seba ae 
290: F. e J. D. Michaelis und die Berliner 
Akademie. 


En RE hu Nachrichten aus dem Ruhrbezirk. Jahrgang 1921. 


il Curtius, Bismarck und die Bezirkswirtſchaftsräte. 


Revue des deux mondes. Bd. 53. Paris 1919. 
L. Madelin, La bataille de France. 
g. w Les mémoires de Ludendorff. 

L. Madelin, La bataille de France. [Fortf. aus Bd. 53.) 

A. Iswolskh, Souvenirs de mon ministère. [Bringt Nachrichten 
über den Vertrag von Bjorka 1905]. 

B. Nolde, Le règne de Lénine. 

G. Lenotre, Le roi Louis XVII. 

A. Nekludoff, Mes souvenirs. Auprès de Ferdinand de Bulgarie. 

Buat, Un homme de guerre allemand — Ludendorff. 

— Bb. 55. Paris 1920. 

A. Jswolsky, Souvenirs de mon ministère. I Fortſ. aus Bd. 54; 
er ane ausführliche Charakteriſtik Nikolaus’ II. und feiner üm- 
gebung. 

©. Lenotre, Le roi Louis XVII [Fortſ. aus Bd. 54]. 

S n Un homme de guerre allemand — Ludendorff [ort]. aus 

A. Nekludoff, La semaine tragique à la cour du roi Gustave V. 

— Bd. 56. Paris 1920. 
G. Lenotre, Le u ue XVII [Fortſ. aus Bd. 55]. 
— Bo. 57. Paris 1 
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G. Lenotre, Le roi Louis XVII [Fortſ. aus Bd. 56]. 

Revue de Paris. 27. Jahrgang. Paris 1920. ' 

C. Bloch, Bibliothèques et musées de la guerre [gibt einen Über- 
blick über die verſchiedenen Kriegsmuſeen und -bibliothefen in den ver- 
ſchiedenen Ländern, namentlich über die Pariſer Bibliothèque et Musée 
de la guerre]. 

Roelt, Le plan de campagne allemand de 1871 à 1914. 

A. Filou, L’impératrice Eugénie. [Erinnerungen des Erziehers 
des Louis Bonaparte.] | 


Karolinska Förbundets Arsbok (Jahrbuch des karoliniſchen 
Bundes). Lund 1920. 

M. Hein, Christoph von Brandts relationer om den svenska 
staten under Karl XI. Abdruck einiger Berichte Brandts über die 
inneren Verhältniſſe Schwedens 1682 nach den Akten des Geh. Staats⸗ 
archivs in Berlin. Schwediſch.] 


Militär⸗ Wochenblatt. 105. Jahrgang. 1920. 

Nr. 2: Dick, Der Seekrieg 1914—1918. 

Nr. 5: K. Morneweg, Friedrich der Große. Anzeige von R. Sommer, 
Friedrich d. Gr. vom Standpunkt der Vererbungslehre, erſchienen 
Klinik für pſychiſche und nervöſe Krankheiten X, 1.] 


Deutſche Revue. Eine Monatsſchrift. Hrsg. von R. Fleiſcher. 
45. Jahrgang. 1920. 

Januar: Münch, Danzigs Entwicklung unter polniſcher Entwicklung. 

Januar, April, Juni: Gottfried Prinz zu Hohenlohe⸗Schillingsfürſt, 
Erinnerungen aus meinem Leben. [Der letzte öſterr.⸗ungar. Botſchafter 
1 2 ff. während des Krieges berichtet über ſeine Petersburger Zeit, 
1 1. 

März: W. Fraknoi, Die geheimen Dreibundverträge. 

April: v. Freytag⸗Loringhoven, Die geſchichtliche Leiſtung 
Preußens für Geſamtdeutſchland. — R. F. Kaindl, Bismarck über das 
Verhältnis Oſterreich⸗Ungarns zu Deutſchland. 

Juni⸗Dez.: Ulmann, Aus den Denkwürdigkeiten des heſſiſchen 
Miniſters Freiherrn du Bois du Thil. 

uli: Corti, Bismarcks Kampf mit Alexander von Battenberg und 
der Kaiſerin Friedrich. 

Okt.: G. Klehmet, Zum Novemberſturm von 1908. — v. Grie⸗ 
ſinger, Die kritiſchen Tage in Serbien. Erinnerungen. 

Nov.⸗Dez.: G. Mayer, Briefe von Friedrich Engels an Mutter 
und Geſchwiſter. 

— 46. Jahrgang. 1921. 

Januar: O. Gradenwitz, Bismarcks Wiener Audienz und der 
Kaiſerbrief von 1892. 

Februar: F. v. Oppeln⸗Bronikowski, Der Traktat vom ewigen 
Frieden von 1713. 

März: E. v. Wertheimer, Ungedruckte Briefe des Erzherzogs 
Albrecht an Franz Joſef I. — v. Thadden⸗Trieglaff, Vor 30 Jahren 
Landrat in Oſtpreußen. Erinnerungen. 

9% 
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Juni: v. Freytag⸗Loringhoven, Heerführer im Weltkrieg. 

— 47. Jahrgang. 1920/21. 

. E. v. Wertheimer, Zur Vorgeſchichte des Krieges 
von 1870. 

Februar: R. Feſter, Verantwortlichkeiten. Die Tragödie des 
Zweibundes. | 


Der Türmer. Hrsg. von J. E. Frhr. v. Grotthuß. 22. Jahrg. 
Stuttgart 1920. | 

Heft 6: À. Bornhak, Furs Bismarcks Entlaſſung 

— Hrsg. von F. Lienhard. 23. Jahrgang. Stuttgart 1920/21. 

Heft 2: K. Bornhak, Bismarcks Politik. 


Hochland. 17. Jahrgang. Kempten 1920. 

Heft 8: S. Behn, Preußentum und Sozialismus. Eine Aus⸗ 
einanderſetzung mit O. Spengler. 

Heft 12: H. Spiringer, Karl v. Clauſewitz. 


5 e bia 18. Jahrgang. München 1921. 
Heft 4: M. Spahn, Bismarck. 
Heft 6: E. Zimmermann, Um Schlieffens Plan. 


Konſervative Monatsſchrift. 77. Jahrgang. Berlin 1919/20. : 
H. v. Petersdorff, Ludendorff. 
Derſelbe, Der Kriegsausbruch nach den deutſchen Akten. 
v. Heydebrand, Beiträge zu einer Geſchichte der konſervativen 
Partei in den letzten 30 Jahren. 
H. v. Petersdorff, Tirpitz. 
Balk, Hindenburg. 
v. Oppeln⸗ „Bronikowski, Religion und Toleranz unter Friedrich 
Wilhelm I. 
Dammann, Guſtav Freytag und Bismarck. 
E. Kaeber, Die geiſtigen Grundlagen des politiſchen Katholizismus. 
H. v. Petersdorff, Ancillon und Kronprinz Friedrich Wilhelm. 
M. Hein, Treitſchke in ſeinen Briefen ſeit 1871. 
— 78. Jahrgang. Berlin 1920/21. 
Balk, Bismarck und das Heiratsprojekt Alexanders von Battenberg. 


Oſterreichiſche Rundſchau. Bd. 63. München 1920. 

E. V Koſſuths Projekt einer Donaukonföderation. 

E. C. Corti, Bismarcks Rolle in Alexander v. Battenbergs Ver⸗ 
hältnis zum Zaren und zu Wilhelm J. 

F. 5 ram, Der Konflikt Conrad⸗Ahrenthal. 


65. 
R. . Oſterreichs auswärtige Politik ſeit 1866. 

F. Pribram, Zwei Geſpräche des Fürſten Bismarck mit dem 
Kronprinzen Rudolf von Oſterreich [bringen neue, wichtige Aufſchlüſſe 
über das Dreibundſyſtem!]. 
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Die Grenzboten. Zeitſchrift dd Politik, Literatur und Kunſt. 
79. Jahrgang. Berlin u. Leipzig 1920. 

Nr. 46: v. Oppeln-Bronifowsti, Der Fteiherr vom Stein als 

Grneuerer des 5 Gedankens. | 
Jahrgang. Berlin 1921. 

mL 1. F. Hartung, Der e Rücktverſicherungsvertrag 
von 1887 und ſeine Kündigung. — Schuhmacher, Ein Berliner 
n m 15. Jahrhundert. 

5: F. Kern, Die ,,fonjervative’ Staatsidee. 


— und Süd. Eine deutſche Monatsſchrift, hrsg. von L. Stein. 
44. Jah . Nac. Berlin 1920. 
ack, Randbemerkungen Bismarcks zu ſeiner Sozialpolitik in 
den ber Jahren ſaus unpublizierten Akten des Staats⸗ und Handels⸗ 
miniſteriums!. 


Wiſſen und Wehr. Zweimonatsſchrift. Jahrgang 1921. Berlin. 
E. arcks, Das Deutſche Reich. [Rede zum 18. Jan. 1921. 


II. Bücher 
A. Beſprechungen. 


Hans Brendicke, Verzeichnis lan Städte⸗Chroniken. 2. Aufl. 
Berlin, Druck von E. S. Mittler, 1 1 S. 

Die neue Auflage iſt e umfangreicher als die erſte 
von 1905. Auch die Altmark iſt jetzt . ebenſo Dörfer der 
Mittelmark außerhalb Groß⸗Berlins. Aber die 2. Auflage weiſt noch 
ſtärker als jene die Kennzeichen der Gelegenheitsſammelarbeit, der 
ungleichmäßigen und unkritiſchen Zuſammenſtellung auf. Es mag hier 

nicht näher auf die Unvollſtändigkeiten in der Titelangabe eingegangen 
Reiden Vornamen oder Verlagsorte oder Seitenzahlen fehlen zuweilen, 
manchmal auch zweierlei, einmal taucht überhaupt nur der Verfaſſer⸗ 
name (ohne Vornamen, Titel uſw.) auf. Böſer iſt der eigentliche In⸗ 
halt. Daß die erſte Auflage nicht nur „Chroniken“, ſondern überhaupt 
Darſtellungen märkiſcher 5 enthielt, iſt bereits von 
Haß in dieſer Zeitſchrift Bd. 18 (1905), S. 626 f. anerkannt worden. 
Auch die neue Auflage hält ſich nicht eng an den — übrigens auch dehn⸗ 
baren — Begriff der „Chronik“. Aber wenn Br. dann z. B. für Lucken⸗ 
walde meinen in dieſer Zeitſchrift Bd. 24 (übrigens nicht S. 2 7, ſondern 
S. 529 — 545) gedruckten Aufſatz über eine mittelalterliche Leineweber⸗ 
ilde daſelbſt notierte, dann mußten mit mindeſtens dem gleichen Rechte 
i manche Beiträge zur Geſchichte der märkiſchen Städte ihren Platz 
finden, die wir jetzt vergeblich ſuchen. Der etwa erhobene Einwand, 
daß das Schriftchen vor allem für wanderluſtige Freunde der Mark 
geſchrieben wurde, iſt nicht p chhaltig. Dem Wanderer ift m. E. weder 
mit der 1., noch mit der 2. uflage gedient; denn ſich auf Grund dieſer 
zuſammengeleſenen Literaturangaben, bei denen beiſpielshalber auch 


134 Neue Erſcheinungen 


die Oratio de inclyta Brennopoli Marchica des weiland Herrn Angelus 
von 1588 oder G. Hechts Res memorabiles perantiquae Saxonum 
urbis Iutreboci (1707) nicht fehlen, fih auf Grund dieſer Angaben in 
die Gefchichte der Mark zu verſenken, dazu gehört mehr kritiſcher Sinn, 
als man ihn dem Laien zutrauen darf. Und wer ſich wiſſenſchaftlich 
mit dieſem Stoffe befaßt, vermag mit dem Verzeichnis ebenſowenig 
anzufangen. Mir will ſcheinen, daß die mehrbändigen Kataloge der 
Berliner Magiſtrats⸗ bzw. Stadtbibliothek und die Geſamtinhalts⸗ 
verzeichniſſe in dieſer Zeitſchrift Bd. 12 und 30 beſſere Dienſte leiſten. 
So iſt's im Grunde bedauerlich, daß Koſten für eine unerfreuliche Schrift 
aufgewendet wurden, die in unſerer Zeit beſſer anderen Aufgaben 
märkiſcher Geſchichtsforſchung zugute gekommen wären; denn das iſt 
doch ein Ergebnis der Durchſch des Verzeichniſſes: der geringe Anbau 
der Provinzialgeſchichte. 


Im folgenden notiere ich, was mir bei dem erſten Gebrauch der 
Schrift zu fehlen ſchien: S. 4: W. Fritze, 1000 Jahre Cöpenicker Ge⸗ 
ſchichte (Cöp. 1908), 81 S. — D. F. Schulze, Zur Beſchreibung und 
Geſchichte von Spandau. Geſammelte Materialien, hrsg. von O. Recke, 
Bd. 1, 2 (Spandau 1913). — S. 5: Ein Abriß der Geſchichte von Steg⸗ 
litz findet ſich im 1. Verwaltungsbericht der Landgemeinde oe 
1875—1909 (Steglitz 1911), ©. 1 ff. Ebenda auch Abbildungen alter 
Karten. — ©. 6: „Geſchichte der Ortſchaften des Kreiſes Teltow“ (Berlin 
1912) iſt Bd. 3 von W. Spatz, Der Teltow, Bilder aus der Vergangen⸗ 
heit des Kreiſes Teltow. Übrigens iſt inzwiſchen (Ende 1920) Bd. 2 
erſchienen. — Die Angabe S. 6 (Mittelmark!) „Provinzial⸗Verwaltung. 
Die Kunſtdenkmäler der Prov. Brandenburg, Voſſiſche Buchh., Berlin 
1912“ läßt vermuten, daß Br. nie einen Band der Sammlung in der 
Hand gehabt hat. Es iſt eine ganze Reihe von Bänden über die ver⸗ 
ſchiedenſten Kreiſe der Reg.⸗Bez. Potsdam und Frankfurt ſeit 1907 
erſchienen. Vgl. FBPG. 32 (1920), S. 479 ff. — S. 8 wäre viel⸗ 
leicht nachzutragen: R. Schmidt, Das Rathaus zu Eberswalde 1300 
bis 1905. Feſtſchrift. Mit Abb. Eberswalde 1905. 51 S. — S. 9: 
Ad. Gurnik iſt nur von Bd. 1 der „Bilder aus der Geſchichte der Stadt 
Frankfurt a. O.“ Verfaſſer. — S. 11: K. H. Wels, Strausberg um 1500. 
(Mitteilungen des Ver. f. Heimatkunde von Strausberg und Umgegend, 
Heft 2, 1920). — S. 12: Bei den Dörfern der Mittelmark außerhalb 
Groß⸗Berlins vermiſſe ich: C. Böhm, Gielsdorf in vorgeſchichtlicher 
und geſchichtlicher Zeit (kin den eben genannten Mitteilungen H. 1, 
1920); C. Hölzel, Schloß Still im Land. Paretz in Wort und Bild, Danzig⸗ 
Zoppot, Leipzig u. Frankfurt a. M. 1910, 63 S.; Alex. Giertz, Bauſteine 
zu einer Geſchichte des Barnim, ſowie ſeiner Dörfer Petershagen und 
Eggersdorf, Teil 1—3, Petershagen b. Fredersdorf 1901—1905 (als 
Materialſammlung von einigem Wert); K. Kehrl, Das Dorf Schlalach 
(Kr. Zauch⸗Belzig). Leipzig 1908. XII, 154 S. (Staats⸗ u. ſozialwiſſ. 
Forſchungen, hrsg. von G. Schmoller u. W. Sering, H. 134); Fr. Dorno, 
Der Fläming und die Herrſchaft Wieſenburg, München u. Leipzig 1914. 
VIII, 111 ©. (H. 178 der eben genannten Sammlung). — S. 14: Die 
Städte des Landes Ruppin wären richtiger, wie in der 1. Aufl., zur 
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Mittelmark, nicht zur Prignitz zu ſtellen. — S. 15: Cine Teilgeſchichte 
Wilsnacks aus der Feder von E. Breeſt in den Märk. Forſch. 16 (1881). 
— S. 17 fehlen: Guſt. Berg, Geſchichte der Stadt und Feſtung Cüſtrin, 
T. 1—2 (Schriften d. Ver. f. Geſch. d. Neumark, H. „ Lands⸗ 
berg a. W. 1917—1918. C. Fredrich, Cüſtrin vor 100 Jahren 1806—1812. 
Vorträge. Mit Abb. u. Plan. Cüſtrin 1913. 40 S. — S. 19: G. Zerndt, 
Geſchichte von Stadt und Kreis Schwiebus, Bd. 1 (bis 1526), Schwiebus 
1909, 192 S. — S. 19: Mucke (nicht Mücke) heißt der Verfaſſer der 
„Bauſteine zur Heimatkunde des Luckauer Kreiſes“. Vgl. über das Buch 
dieſe Zeitſchrift 33 (1920), S. 286 ff. — Im Regiſter S. 21 fehlen ſämt⸗ 
liche Ortſchaften von Groß-Berlin, freilich mit Abſicht. Der Benutz⸗ 
barkeit des Heftes iſt das nicht gerade förderlich. 


Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


2 Lohre, Märkiſche Sagen. Geſammelt und pee eben. Mit 
Titelbild. ee 40 Verlag Herm. Eichblatt 1921. I, 200 ©. 
8°, 12 M., gebd. 16,50 M. Dazu Teuerungszuſchläge. 

„Das vorliegende Buch will für wiſſenſchaftliche Benutzer brauch⸗ 
bar ſein, aber auch der Jugend, der Schule und jedem Freunde der Sage 
dienlich,“ heißt es im Vorwort. Damit ſind Anlage und Begrenzung 
umſchrieben. Es iſt eine Auswahl, die ſachliche Abrundung erſtrebt und 
die verſchiedenen Stoffkreiſe der Sage „in bezeichnenden Proben ver⸗ 
treten“ laſſen ſein will. So geht Lohre natürlich den Erzählungen nach, 
die die uralten Probleme der Menſchheit in der ſchönen Märchenform 
der Sage behandeln: den Geiſtern, den Dämonen, dem Toten⸗ und 
Seelenglauben, er bietet eine gedrängte Auswahl von Sagen über 
Rieſen, Hexen, Prophezeiungen, Glocken uſw. Laſſen auch alle Ge⸗ 
ſchichtchen tief in die Seele der Märker ſehen, ſo feſſeln den Hiſtoriker 
natürlich am meiſten die Abſchnitte „Landesgeſchichtliche Sagen“, 
„Familien⸗ und Wappenſagen“, „Ortsſagen“, „Volkserzählungen“, 
„Legenden“. — An unverbffentlchten Stücken hat Lohres Sammel⸗ 
tätigkeit leider geringe Ausbeute gebracht. Als Vorarbeit zu der noch 
fehlenden großen Sammlung märkiſcher Sagen vermag das Buch nützliche 
Dienſte zu leiſten. Die Quellenangaben, literariſchen Nachweiſe und An⸗ 
merkungen, ferner ein Ortsnamenverzeichnis erleichtern die Benutzung. 


Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Hermann Krabbo, Markgraf Woldemar von Brandenburg. Zur 
600 jährigen Wiederkehr ſeines Todestages (am 14. Auguft 1919). Mit 
einer Ahnentafel und einer Stammtafel. Berlin: (Verlag der Branden⸗ 
burgia) 1919 (ausgegeben 1920). S. 40—96. 2 M. 


Als eine Gedenkſchrift läßt Krabbo ſeine Biographie Markgraf 
Woldemars hinausgehen, die entſprechend ihrem Erſcheinungsort für 
weitere Kreiſe rage ad ift; denn fie ift ein Sonderabdrud aus der 
„Brandenburgia“, Monatsblatt der Geſellſchaft für Heimatkunde der 
Provinz Brandenburg zu Berlin, Jahrg. 27/28, 1919. Aber auch die 
ganze Anlage der Lebensbeſchreibung zeigt, daß Krabbo nicht nur an 
die gelehrten Fachkreiſe gedacht hat, als er dieſe Schrift ſchrieb. So 
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verzichtet der ſorgſame Bearbeiter der Regeſten der märkiſchen Askanier 
darauf, ſeine Darſtellung im einzelnen mit Quellenangaben zu belegen, 
von gewiſſen Ausnahmen apace Und auch die weit ausholende 
Einleitung, die in febr dankenswerter Weife einen Überblick über den 
Umfang der Mark und die askaniſchen Markgrafen von Brandenburg 
ſeit Johann I. und Otto III. und über die Nachbarn um 1300 gibt, zeigt 
Krabbos Beſtreben, für einen größeren Leſerkreis zu ſchreiben, dem die 
Vergangenheit der Heimat Intereſſe erweckt. 


Das vielverſchlungene Leben Woldemars bietet Gelegenheit, den 
großen nord⸗, oſt⸗ und mitteldeutſchen Verwicklungen ſeiner Zeit nach⸗ 
zugehen. Es geſchieht in der klaren, ungekünſtelten Art, die Krabbo 
eigen iſt. Der Wärme freilich ermangelt dieſes Lebensbild und muß 
es auch ermangeln; denn Woldemar iſt doch eine Natur, die es dem 
ernſthaft alle Quellen prüfenden Biographen unmöglich macht, ſich an 
ihr zu freuen, ſie zu bewundern und ſie demgemäß zu ſchildern. 

Ein ſeltſames Helldunkel liegt über der Geſtalt * letzten Mannes 
aus märkiſchem Askanierſtamm. Der zeitgenöſſiſche Chroniſt weiß nichts 
von ſeiner Größe, ja ihm iſt der Herrſcher no feiner Aner- 
kennung wert (Chron. March. Brandenbg., FBPG. 1, 1888, S. 131). 
Heinrich Frauenlobs begeiftertem Lob (Märk. Forſchg. 1, 1840, S. 109 ff.) 
wird man für die Beurteilung des Staatsmannes und Herrſchers kein 
Gewicht beimeſſen: es iſt der höfiſche Sänger, der den Fürſten preiſt. Gibt 
man ſich nun die Mühe, die Charakteriſtik, die Woldemar fand, durch 
die Jahrhunderte zu verfolgen, ſo erweiſt ſich die Meinung Krabbos als 
durchaus richtig, daß erſt der Nachwelt ſeine Zeit, ſeine Herrſchaft als 
die glückliche erſchien So ſchief Riedels Urteil ijt, daß er „erft im Grabe 
nach Verdienſt anerkannt“ fei (Cod. dipl. Brandenburgensis D 1 p. XII), 
richtig bleibt, daß bald eine gewiſſe Verherrlichung in der Geſchicht⸗ 
ſchreibung einſetzt. Heinrich von Herford z. B. nennt ihn indolis optime 
iuvenis et princeps inclitus (cap. 98 ed. Potthaſt p. 226). 

Merkwürdig bleibt freilich, daß Herzog Heinrich von Schleſien 
ſchon in einer Urkunde vom 22. Sept. 1319 von „magnae et felicis 
recordationis dominus Woldemarus‘ ſpricht (Riedel B 1, 445; zur 
Datierung ſiehe Cod. dipl. Silesiae Bd. 18 [1898], Nr. 3954). Aber der 
Beiname „der Große“, der ihm bis in die neueſte Zeit hinein beigelegt 
wird, taucht während des Mittelalters nie auf. Selbſt die offizielle 
Hofhiſtoriographie der Zollern, die mit den epitheta ornantia verſchwen⸗ 
deriſch genug umgeht, weiß nichts davon, of B. der gründliche Chriftoph 
Hendreich in feiner Schrift: „Deren die Mard zu Brandenburg betref- 
fende Sachen“ (1682), Bogen C 7. Auch das durch und durch höfiſche 
Büchlein von Reclam „Waldemar, margrave de Brandebourg“ (Berlin 
1787), das à son altesse royale monseigneur le prince royal gewidmet 
iſt — m. W. die erſte ſelbſtändige . — nennt ihn nicht „den 
Großen“, wiewohl ſich der Verfaſſer zu dem Satze verſteigt: „Waldemar 
. . . à été un des plus grands hommes de son temps“ (S. 7). Der erſte, 
der mit dem üblichen, ſehr hohen Werturteil über den Markgrafen Wol⸗ 
demar den Begriff des „Großen“ verbindet, iſt der in friderizianiſcher 
Zeit vielgeleſene Karl Friedrich Pauli in feiner „Allgemeinen Preußi⸗ 
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ſchen Staatsgeſchichte“ Bd. 1 (Halle 1760), S. 367: „Waldemar ver- 
dienet den Namen des Groſſen mit mehrerem Rechte als Otto, als Carl.“ 
Der erſte, der Woldemar nach meiner Feſtſtellung geradezu mit dem 
Beinamen ſchmückt, iſt ſeltſamerweiſe ein ſo gewiſſenhafter Hiſtoriker 
wie Guſt. Ad. Harald Stenzel, der „erſte wirkliche Geſchichtſchreiber 
Preußens“, in ſeiner im Rahmen der Heeren⸗Ukertſchen Sammlung 
erſchienenen Geſchichte des preuß. Staates, Teil 1 (Hamburg 1830), 
S. 65. Auch hier kommt das Motto ſeines Werkes zum Ausdruck, „zu 
lange habe man nur die Kälte für unparteiiſch gehalten, aber die Ge⸗ 
ſchichte der Menſchen flöße auch Bewunderung ein, und dieſe müſſe zu 
lebendigem Ausdrucke kommen.“ Bei v. d. Hagen heißt es dann 10 Jahre 
ſpäter einfach: „W., der ſich den Beinamen des Großen erwarb“ (Märk. 
Forſchungen 1, 1840, S. 101). | 

Damit if der Beiname in die Literatur eingeführt, und die — 
nicht zuletzt durch die Tätigkeit des Vereins für Geſchichte der Mark 
Brandenburg — in den vierziger Jahren aufblühende märkiſch⸗preußiſche 
Geſchichtſchreibung, namentlich die halbwiſſenſchaftlicher Richtung, ver⸗ 
wendet ihn meiſt. Peter Schrörs, der 1841 eine Schrift über „Urſprung 
und Wachstum des preußiſchen Staates“ ſchrieb, und Wilh. v. Gra⸗ 
bowski (Territorialgeſchichte des preußiſchen Staates, 1845) ſeien bei⸗ 
ſpielsweiſe genannt. Ein Gelehrter wie Zimmermann (Geſchichte des 
brandenburg⸗preußiſchen Staates, 1842) gebraucht ihn freilich nicht, 
auch K. F. Klöden vermeidet ihn in feiner bekannten „Diplomat. Gee 
ſchichte des Markgrafen Waldemar“ Teil 1 ff., Berlin 1844 — 45. 

Die hohe Einſchätzung Woldemars beſteht indeſſen auch bei Zimmer⸗ 
mann und Klöden. „Der kühnſte und gewaltigſte unter den Nachfolgern 
Albrechts des Bären,“ urteilt Zimmermann (S. 10). Selbſt L. Ranke 
entzieht ſich der allgemeinen Anſchauung von der überragenden Be⸗ 
deutung dieſes Fürſten nicht (Geſammelte Werke Bd. 25, S. 49), ohne 
übrigens die Bezeichnung „der Große“ zu gebrauchen, ebenſo J. G. Droy⸗ 
ſen, Geſchichte der preuß. Politik, Teil 1 (1855), S. 25. Auch Koſer 
(Geſchichte der brandenbg.⸗preuß. Politik Bd. 1, Stuttgart u. Berlin 
1913, S. 41) und O. Hintze, Die Hohenzollern und ihr Werk (7. Aufl., 
Berlin 1916, S. 44 f.) ſtehen unter dem Eindruck einer großen, helden⸗ 
haften (Koſer auch einer ſtaatsmänniſchen) Perſönlichkeit. Hintze nimmt 
auch den Beinamen auf: „Die Geſchichtsſchreiber haben ihm den Namen 
des Großen gegeben“ (S. 44). Hier hat wohl die Biographie, die P. Moe⸗ 
ricke unter dem Titel: Waldemar der Große, Markgraf von Brandenburg, 
Teil 1 (Brandenburgs auswärtige Politik von 1303—1308), Hall. Dif}. 
1902, begann, eingewirkt. 

Einige Jahre vor Moericke ſetzt bereits der Rückſchlag und, wie mir 
ſcheint, richtigere Beurteilung Woldemars ein. Wilh. v. Sommerfeld 
hat in ſeinem Beitrag zur „Allgemeinen deutſchen Biographie“ Bd. 40, 
S. 677 ff. auf Grund der Betrachtung des ganzen Lebens Woldemars 
das Urteil gefällt (S. 682): „Als ein Herrſcher und Staatsmann erſten 
Ranges, der große politiſche Ideen mit vollem Bewußtſein in ſich auf⸗ 
genommen und ihre Durchführung zu ſeiner Lebensaufgabe gemacht 
hätte, läßt er ſich nicht bezeichnen.“ Scharf und klar ſieht, m. W. als 
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erſter, von Nießen gelegentlich einer kurzen Anzeige von Sommerfelds 
Beitrag den unheilvollen Einfluß Woldemars auf die Geſchicke der Mark 
(Schriften d. Ver. f. Geſch. d. Neumark 7, 1898, S. 215). Durchaus ſkeptiſch 
betrachtet ihn Fr. Holtze jun. in ſeiner Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg S. 16 f. (Tübingen 1912, Tübinger Studien für Schwäbiſche und 
Deutſche Rechtsgeſchichte, hrsg. von Friedr. Thudichum, Bd. 3). 

Und nun Krabbo! Er hat auf Grund der geſamten Überlieferungen 
durchaus bewieſen, daß das Urteil des oben erwähnten Chronisten 
richtig iſt. Woldemar iſt kein kluger Landesherr, kein gewandter Politiker. 
Eine ſprunghafte und, wie man vielleicht zu ſeiner Entſchuldigung ſagen 
kann, noch nicht ausgereifte Natur, der ſogar ein Teil des einheimiſchen 
Adels ſchließlich ablehnend gegenüberſtand: ſo hat er keinen Platz unter 
den bedeutenden Herrſchern der Mark. Glanzvoll wie ein Meteor zieht 
er ſeine Bahn, aber keine fördernde, anhaltende Wärme ſtrömt von 
dieſem Glanze auf das Brandenburger Land. Das begründet zu haben, 
iſt das wiſſenſchaftliche Verdienſt der Krabboſchen Schrift | 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Reinhold Koſer, Zur preußiſchen und deutſchen Geſchichte. Auf⸗ 
ſätze und Vorträge. J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. Stutt⸗ 
gart und Berlin 1921. 
| Im 28. Bande diefer Forſchungen (S. 304) habe ich eine Biblio- 
raphie der Schriften Koſers gegeben. Ein Blick darauf zeigt, welche 
ülle einzelner Aufſätze er Jahr für Jahr neben ſeinen Hauptwerken 
veröffentlicht hat. Alle von hohem hiſtoriſchem Werte, aber natürlich 
ſehr verſchieden in ihrer Bedeutung für den Leſerkreis. Die meiſten 
waren Unterſuchungen über dere ja ſpeziellſte Fragen aus ſeinem 
eigentlichen Arbeitsgebiete, andere behandelten mehr 5 
Probleme. Gerade aus ihnen iſt vornehmlich dieſe Sammlung aus⸗ 
gewählt, mit deren Herausgabe Frau Eliſabeth Koſer, die treue Hüterin 
der Erinnerungen des uns vorzeitig Entriſſenen, einen Wunſch ihm noch 
erfüllt zu haben glaubt. Wir können in Dankbarkeit der ſchönen Gabe, 
die der Sohn Otto Koſer bearbeitet, uns erfreuen: ſie führt uns vom 
Großen Kurfürſten bis in das 19. Jahrhundert und bildet ſomit eine 
direkte Fortführung von Koſers letztem Buche: Geſchichte der branden⸗ 
burgiſch⸗preußiſchen Politik, deren einzig erſchienener Band eben mit 
den Anfängen des Großen Kurfürſten endet. 

Die Sammlung enthält folgende 13 Aufſätze: Zur ee an 
den Großen Kurfürſten; der Große Kurfürſt und Friedrich der Große 
in ihrer Stellung zu Marine und Seehandel; Sophie Charlotte, die erſte 

reußiſche Königin; die Gründung des Auswärtigen Amtes durch König 
Friedrich Wilhelm I. im Jahre 1728; Friedrich der Große (Akademie⸗ 
„ 1912); Friedrich der Große und die preußiſchen Univerſitäten; 
die preußiſche Politik von 1786—1806; die preußiſche Reformgeſetz⸗ 
ak in ihrem Verhältnis zur franzöſiſchen Revolution; Friedrich 
ilhelm IV. am Vorabend der Märzrevolution; die Epochen der abſo⸗ 
luten Monarchie in der neueren Geſchichte; die Anfänge der politiſchen 
Parteibildung in Preußen bis 1849; die Rheinlande und die preußiſche 
Politik; die franzöſiſche Politik unter Ludwig XIV. 
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Die Auswahl ijt im ganzen zu billigen, wenn wir auch vielleicht 
auf die Aufſätze über die preußiſche Reformgeſetzgebung und über die 
franzöſiſche Politik unter Ludwig XIV. zugute anderer, z. B. „Bran⸗ 
denburg⸗Preußen in dem Kampfe zwiſchen Imperialismus und reichs⸗ 
ſtändiſcher Libertät“ verzichtet hätten. Gerade dieſen Aufſatz, der die 
Stellung Brandenburg⸗Preußens zum Reich fo überſichtlich dar ſtellt, 
vermiſſen wir ungern in der Reihe. i 

Zum Schluſſe möchten wir noch die Hoffnung ausſprechen, daß uns 
die Ausarbeitungen Koſers, welche von der Sertiebung der branden- 
burgiſch⸗preußiſchen Politik noch vorliegen, möglichſt bald beſchert wer- 
den mögen. M. Kl. 


Voltaire, Mein Aufenthalt in Verlin. Herausgegeben und über⸗ 
Even pang Jacob. 84 S. München, O. C. Recht Verlag, 1921. 
1 


Die obige Schrift bringt in deutſcher Überſetzung das 1759/60 von 
Voltaire verfaßte Bruchſtück ſeiner Memoiren, die, wie Jacob in kurzem 
„Nachwort“ bemerkt, der „Spiegel“ ſeien, den der Dichter ſich vorhält. 
Aber weder in den dürftigen Anmerkungen, noch in dem „Nachwort“ 
wird auf die Tendenz des Voltaireſchen Machwerkes hingewieſen, das 
ſich als niedrige Schmähſchrift auf König Friedrich darſtellt. Daß es 
ſich bei dieſer neueſten Veröffentlichung ebenfalls um Tendenz handelt, 
beweiſt ein von dem Verlage beigefügter Reklamezettel mit der Er⸗ 
klärung: „Dieſe Veröffentlichung iſt infolge der Zenſur 150 Jahre lang 
in Deutſchland unmöglich geweſen!“ G. B. Volz. 


Friedrichs des Großen letzte Tage. Erinnerungen von Johann 
Georg Zimmermann. Mit Zimmermanns tragiſcher Biographie von 
Ricarda Huch. (8,50 Mk.; 102 S., Rhein⸗Verlag zu Baſel). 

Der Titel der obigen kleinen Schrift iſt irreführend; denn über 
die letzten Tage König Friedrichs handelt nur ihr zweiter Teil, nämlich 
der Bericht des bekannten hannöverſchen Leibarztes Ritter von en 
mann, der im Hochſommer 1786 zum todkranken König nach Potsdam 
berufen war, über ſeinen dortigen Aufenthalt. Für den Abdruck des 
Berichtes iſt Zimmermanns Schrift „Über Friedrich den Großen und 
meine Unterredungen mit ihm kurz vor ſeinem Tode“ zugrunde gelegt; 
doch iſt er verſchiedentlich gekürzt, daneben aber aus dem ſpäteren Buche 
„Fragmente über Friedrich den Großen zur Geſchichte ſeines Lebens, 
ſeiner Regierung und ſeines Charakters“ mehrfach erweitert. 

Dem hiſtoriſchen Bericht geht Zimmermanns Charakterſkizze aus 
der Feder von Ricarda Huch vorauf, ein Seelengemälde, das in drama⸗ 
tiſierter Form die Perſönlichkeit des Mannes in ihrer tragiſchen Zwie⸗ 
ſpältigkeit und ſeine innere e eichnet. Folgt die Verfaſſerin 
im allgemeinen dem von Goethe in „ bheit und Dichtung“ in großen 
Umriſſen entworfenen Bilde, ſo geht ſie über ihn hinaus, indem ſie 
ihrem Helden den Zug einer fauſtiſchen Natur verleiht. 

Der innere V Teile der Schrift iſt nun dadurch 
gewahrt, daß Zimmermanns Bericht über ſeinen Potsdamer Beſuch, 
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gleichſam als Probe auf das Exemp el, das Bild feiner im erſten Teil 
geſchilderten Perſönlichkeit zurückwerfen ſoll. Doch hier tut ſich klaffend 
eine Lücke auf. In dem biographiſchen Umriß iſt der Stellung Zimmer⸗ 
manns zu Friedrich mit keinem Worte gedacht; wir vermiſſen die Ant⸗ 
wort auf die Frage: wie kam jener zur Abfaſſung der „Fragmente“? 
Um das Bild des Königs zu entwerfen, hatte er unterſchiedslos aus 
allen Quellen geſchöpft, aus Mitteilungen von Männern, die dem 
Monarchen nahe ſtand en, wie aus ſolchen, um Goethes Ausdruck zu 
gebrauchen, „ſeiner eigenen Lumpenhunde, die über den großen Men⸗ 
ſchen räſonnierten“, ja, er hatte ſogar die Wiederholung niedrigſten 
Klatſches nicht verſchmäht, und ſo war jene widerliche Schmähſchrt 
entſtanden, wohl die gehäſſigſte aller auf König Friedrich verfaßten, 
die in der Folge eine Flut von Gegenſchriften nach ſich zog. Um ſo auf⸗ 
fälliger iſt das Schweigen der Verfaſſerin in dieſem Punkte, als ſie bi 
mermanns Beziehungen zu Katharina II. ftreift und in Zuſammenhang 
damit ihren Helden ſich ausdrücklich dagegen verwahren läßt, „jedem 
Märchen Glauben zu ſchenken, das die Klatſchſucht über eine große 
Fürſtin verbreitet“ (S. 30). Gilt alſo nicht für Friedrich, was für Ka⸗ 
tharina gilt? 

Die Erklärung für Zimmermanns Stellung zum König liegt aber 
nicht allzufern. Ein hervorſtechender Charakterzug, der in dem unge⸗ 
kürzten Bericht vielleicht noch ſtärker in die Augen ſpringt, war ſeine 
maßloſe Eitelkeit. Sie fühlte ſich geſchmeichelt durch ſeine Berufung 
nach Potsdam, und er fröhnte ihr mit Behagen, wenn er der breiten 
Offentlichkeit umſtändlich von ſeinen dortigen Erlebniſſen und Bekannt⸗ 
ſchaften, kurz von alledem erzählte, was er geſehen und gehört hatte, 
und wenn er unternahm, den Schleier von dem Bilde des großen Königs 
zu ziehen, deſſen Ruhm die Welt erfüllte. Aber eben dieſes Bild ſah er 
nicht vorurteilsfrei. Dafür kommt ein zweites Moment in Betracht. 
Nicht allzu hoch ſchätzte Friedrich die Arzte und ihre Kunſt ein, weniger 
denn je in den Tagen ſeiner Krankheit. Auch Zimmermann mußte 
dieſe Erfahrung machen; auch zwiſchen ihm und dem König kam es 
über die Frage der ärztlichen Behandlung zu Zuſammenſtößen. Mit 
dem Arzte fühlte ſich auch der Menſch in Zimmermann verletzt. Dornen 
blieben in ſeiner Seele zurück. Und ſo darf man trotz aller Bewunderung, 
die er dem großen Friedrich zollt, von einer geheimen Antipathie ſprechen, 
die ihn gegen dieſen erfüllte, und die ſich in der Darſtellung der „Frag⸗ 
mente“ wiederſpiegelt. Damit liegt der Fall ähnlich wie bei dem Kon⸗ 
ſiſtorialrat Büſching und deſſen Schrift über den „Charakter Friedrichs II.“ 
Dieſer nahm an Friedrichs religiöſem Skeptizismus, ſeiner Freigeiſterei, 
der abfälligen Behandlung der geiſtlichen Vertreter ſchweren Anſtoß, 
und ſo beſeelte auch ihn geheime Abneigung, die ihn in gleicher Weiſe 
wie Zimmermann vor gehäſſiger Nachrede nicht zurückſchreckte. 

Man wird alſo das Urteil über die von Ricarda Huch entworfene 
Charakterſkizze dahin zuſammenfaſſen dürfen: Zimmermanns Porträt 
iſt in Form und Ausdruck eine literariſche Meiſterleiſtung, doch es ent⸗ 
ſpricht nicht dem hiſtoriſchen Bilde des Mannes. 


Lichterfelde⸗Oſt. Guſtav Berthold Volz. 
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K. T. Heigel, Politiſche Hauptſtrömungen in Europa im 19. Jahr⸗ 
hundert. Vierte Auflage, beſorgt von Fritz Endres. Teubner 1919 
(Aus Natur und Geiſteswelt 129). 

Da das kleine Werk Heigels an dieſer Stelle bereits eine Würdigung 

efunden hat (vgl. Bd. XXIX, 554), beſchränkt ſich Ref. auf wenige 
Bemerhngen über die nach dem Tode des Verfaſſers veranſtaltete neuer- 
liche Ausgabe: Das Erſcheinungsjahr kann falſche Vorſtellungen erwecken; 
Endres hat ſeine Reviſion vor Kriegsende abgeſchloſſen, daher wirken die 
beiden letzten unter ganz anderen Vorausſetzungen geſchriebenen Kapitel 
(„Das Zeitalter Bismarcks“ und „Weltpolitik“) heute ſchon wieder an 
vielen Stellen wie veraltet. Iſt dieſer Umſtand auf das Konto höherer 
Gewalt zu ſetzen, ſo hätten gewiſſe, dem breiten Publikum nicht ohne 
weiteres geläufige Redewendungen oder Begriffe wie z. B. „Giovane 
Italia“ (S. 63) oder „Daimio“ (S. 122) vielleicht erklärt werden können. 
S. 25 iſt zweimal ein irreführender Druckfehler ſtehen geblieben, ſtatt 
Tribunal muß es natürlich Tribunat heißen. 


Charlottenburg. Heinrich Otto Meisner. 


Joſephine Bleſch, Studien über Johannes Wit, gen. v. Dörring, 
und ſeine Denkwürdigkeiten nebſt einem Exkurs über die liberalen 
Strömungen von 1815—1819. Berlin und Leipzig, Dr. Walther Roth⸗ 
ſchild, 1917. 98 S. 3,20 Mk. . 

; Hatte Meinecke 1891 in feiner Schrift über die deutſchen Gefell- 
ſchaften und den Hoffmannſchen Bund von der bekannten Unzuverläſſig⸗ 
keit der Erzählungen Wits geſprochen, der Wahres und Falſches Dinh 
einander menge (S. 46, Anm. 2), hatte noch Haupt in einer Beſprechung 
von Pregizers Unterſuchungen über Follens politiſche Ideen (Hiſt. 
Zeitſchr. 112, S. 219) dieſem beſonders die vertrauensvolle Art zum 
Vorwurf gemacht, in der er die Zeugniſſe „des verlogenen Joh. Wit“ 
verwertete, ſo kommt jetzt eine Schülerin Meineckes, die ſich auch der 
Resultat. Haupts erfreuen durfte, zu einem für Wit weit günſtigeren 
eſultat. 

Nicht daß ſie eine politiſche oder moraliſche Ehrenrettung des immer⸗ 
hin geiſtreichen Mannes beabſichtigte! Auch nach ihrer Anſicht waren 
„ſeine Mittel ſchlecht und verwerflich und ſtempeln ihn zu einem poli⸗ 
tiſchen Abenteurer und Intriganten.“ Im Gegenſatz zu den Freunden 
ſeiner Studienzeit läßt ſie ihn nicht in der Tiefe von den ſittlichen Strö⸗ 
mungen dieſer Jahre erfaßt werden, ſondern meint, daß es ihm vor allem 
darauf ankam, eine Rolle zu fpielen. — Übrigens hat es Wit ſelbſt an 
kritiſchen Bemerkungen über ſeine Eitelkeit wie über ſein immer tieferes 
Hineingleiten in leeres Intrigantentum nicht fehlen laſſen. Aber dieſes 
Urteil hinderte Bleſch nicht, mit Scharfſinn und unter Beibringung eines 
umfangreichen Materials aus den Akten die Theſe zu verfechten, daß 
Wit in ſeinen „Fragmenten“ die Wahrheit hat ſagen wollen und in 
weitem Umfang auch hat ſagen können. Mir ſcheint der Beweis geglückt, 
wenn man auch im einzelnen abweichender Anſicht ſein kann, wie gegen⸗ 
über der ſehr zugeſpitzten Beweisführung auf S. 68, Anm. 24, und wenn 
auch Dinge, von denen er, wie vom Hoffmannſchen Bund, nur gehört 
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hat, ungenau geſchildert werden. Für dieſe Sonderfrage bleibt Mei⸗ 
neckes Kritik zu Recht beſtehen. Wits überquellende Phantaſie, die ſchon 
ſein Lehrer Gurlitt getadelt hat (Denkwürdigkeiten I, S. 3, Anm.), 
verbunden mit ſeiner freilich bei ſeinen Schicksalen nicht unerklärlichen 
Eitelkeit, hat Wit daneben zu einer ſtarken Uberſchätzung der Bedeutung 
ſeiner politiſchen Ertenntniſſe und Bemühungen und zu manchen nach⸗ 
träglichen unrichtigen Konſtruktionen hiſtoriſcher Zuſammenhänge geführt. 
Übrigens hat Metternich immerhin geurteilt, daß Wit beſonders tief „in 

die Sekten und Geheimniſſe aller Länder initiiert war“ (Bleſch, S. 43). 

Gern hätte man etwas Näheres über die Perſönlichkeit Wits er⸗ 
fahren. Was Houben („Der Lebensroman des W. v. D.“) bringt, iſt 
doch nur dürftig. Sollte über ſeine Mutter, die nach ihren Briefen eine 
bedeutende Frau geweſen ſein muß, und über ihren Kreis nicht noch 
etwas zu ermitteln ſein oder über die Beziehungen zwiſchen Wit und 
ſeinem Onkel, dem Baron von Eckſtein in Paris? 

Der Exkurs über die politiſchen Strömungen zwiſchen 1815 und 1819 
iſt gar zu ſehr in Andeutungen ſtecken geblieben. Weder Wilhelm Snell, 
der wohl zu gemäßigt erſcheint, noch G. F. Welcker treten in ihrer Be⸗ 
deutung plaſtiſch hervor. Auch der fruchtbare Gedanke, Follens Lehre 
gef ae Ethik von Fries abzuleiten, wird mehr angedeutet, als durd- 
geführt. 

Berlin. E. Kaeber. 


Dr. Ernſt Müſebeck, Das Preußiſche Kultus miniſterium vor hundert 
Jahren. VIII u. 307 S. Stuttgart u. Berlin, J. G. Cottaſche Buch⸗ 
handlung, 1918. 


Dr. Reinhard Lüdicke, Die preußiſchen Kultusminiſter und ihre 
Beamten im erſten Jahrhundert des Miniſteriums 1817—1917. Im 
amtlichen Auftrage bearbeitet. IV u. 16 S. Ebenda 1918. 

In dem entſcheidungsreichſten Kriegsjahr 1917 feierte das preu⸗ 
ßiſche Kultusminiſterium das Jubiläum ſeines hundertjährigen Beſtehens. 
Bei der Unruhe der Zeit hat man nicht zuviel Notiz davon genommen. 
Dennoch glaubte das Miniſterium ſelbſt, durch eine literariſche Gabe den 
Erinnerungstag ehren zu müſſen. So beauftragte es Ernſt Müſebeck, 
eine Denkſchrift zu verfaſſen. M. hat ſeine Aufgabe in recht glücklicher 
Weiſe gelit. Zeit und Verhältniſſe geſtatteten ihm allerdings nicht 
zuviel Möglichkeiten. So griff er nicht zu hoch und begnügte ſich damit, 
eine e des preußiſchen Kultusminiſteriums und der 
erſten Zeit ſeines Wirkens, etwa bis zu Hardenbergs Tode, zu geben. 
Wenn der Verf. zeitlich ſo ſein Thema verhältnismäßig eng umgrenzte, 
ſo hat er doch verſucht, ſtofflich auf möglichſt breiter Grundlage zu ar⸗ 
beiten. Nicht bloß, daß er auf die Regelung der Kirchen⸗ und Schul⸗ 
verhältniſſe in Brandenburg⸗Preußen bis zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
überhaupt hinweiſt und damit eine gern geſehene Überſicht über die 
Verwaltung der kulturellen Einrichtungen in knapper, eindringlicher Form 
bietet, er behandelt auch die eigentliche Entſtehungsgeſchichte des Kultus⸗ 
miniſteriums vollſtändig im Rahmen der Zeit, indem er in ausgedehnte⸗ 
ſtem Maße auf die geiſtigen und politiſchen Verhältniſſe Rückſicht nimmt. 
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Infolgedeſſen nimmt die Frage nach der techniſchen Einordnung 
des Kultusminiſteriums in den Geſamtorganismus des preußiſchen 
Staatsminiſteriums eine untergeordnete Rolle ein. M. hat mehr dem 
edanklichen Entwicklungsgange nachgeforſcht, wie ihn der Geiſt der 
eit in ſeinen hervorragendſten Männern offenbarte. Unter dieſen 
ragen beſonders hervor Wilhelm v. Humboldt, Altenſtein, der erſte 
Kultusminiſter, ſowie deſſen vornehmſte Gehilfen Nicolovius und 
Johannes Schulze. Bei ihnen läßt es M. ſich nicht nehmen, auch ihre 
Perſönlichkeiten mit der notwendigen Deutlichkeit herauszuarbeiten. 
Am feſſelndſten wirkt das natürlich bei Wilhelm v. Humboldt, und ge⸗ 
rade in unſerer Zeit! Damals wie heute handelt es ſich ja um dasſelbe 
Problem, das dringend nach Erfüllung heiſcht: um den geiſtigen Wieder⸗ 
aufbau unſeres Volkes! Damals wie heute der leidenſchaftliche Kampf 
um die Seele der Jugend! Jedoch glaubt Humboldt außerdem einen 
Mangel wahrnehmen und unterſtreichen zu müſſen, der heute nur ſelten 
berührt wird, aber nichtsdeſtoweniger die ernſteſte Beachtung verdient. 
„Es iſt aber durchaus ein Irrtum, wenn man glaubt, auch der beſte 
Unterricht könnte auf die Jugend ſeine wahrhaft heilſamen Folgen aus⸗ 
üben, wenn Moralität und Religioſität der Erwachſenen vernachläſſigt 
bleiben“ (S. 78). In all dieſen Betrachtungen und in andern betreffend 
Vaterland und Nationalität betont M. Züge im Bilde Humboldts, die 
in deſſen Biographien in dieſer Deutlichkeit nur wenig hervortreten. 
Und gerade das finde ich verdienſtlich, daß der Freund Schillers wie 
dieſer ſelbſt mehr und mehr von dem Weltbürgertum befreit werden, 
mögen ſie auch vielfach als deſſen klaſſiſchſte Vertreter gelten. 


Am aufſchlußreichſten iſt die Darſtellung in bezug auf Altenſtein, 
wo der Verf. reiches neues Material aus deſſen Nachlaß verwertet und 
u einem nicht unerheblichen Teil abdruckt. Dadurch wird die Kampf⸗ 
felling Altenſteins zu Hardenberg und vor allem zur höfiſchen Reaktion 
— im Kultusminiſterium vertreten durch Beer Cylert und Kamptz 
— in zahlreichen Punkten erhellt. Und daher ſchließt der Verf. wohl 
nicht mit Unrecht ſeine Darſtellung mit dem Ende des erſten Abſchnittes 
in Altenſteins Tätigkeit bzw. dem Sicherungskampf des Kultusmini⸗ 
ſteriums felbft — die Einrichtung ift da und hat vollauf ihre Lebens- 
fähigkeit und Notwendigkeit bewieſen. 


Lüdicke gibt in der vorliegenden Schrift lediglich eine Aufzählung 
der — wir können heute nachträglich fagen — ſämtlichen königlichen 
preußiſchen Kultusminiſter, 17 an der Zahl von Altenſtein bis Schmidt 
nebſt ihren Beamten. Eine lange Folge von Lebensabriſſen wird da 
vorgeführt, die Vertreter der einzelnen Gruppen in ihrer zeitlichen 
Aufeinanderfolge behandelt. Das Ganze iſt alſo in der Hauptſache 
ein Nachſchlagebuch über den Beamtenſtab des Kultusminiſteriums in 
dem erſten Jahrhundert ſeines Beſtehens. Als ſolches wird es von 
Nutzen ſein. Die Einleitung bietet einen Überblick über den Aufbau der 
einzelnen Abteilungen und die Regiſtraturverwaltung, wodurch dem 
Perſönlichen die notwendige fachliche Unterlage gegeben wird. 


Hermann Dreyhaus. 
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Felix Nachfahl, Die deutſche Politik König Friedrich Wilhelms IV. 
im Winter 1848/49. Verlag von Duncker & Humblot. München und 
Leipzig 1919. 8°. 156 S. (Veröffentlichungen des Vereins für Ge- 
tla der Mark Brandenburg.) Preis geheftet 6 Mk. und Teuerungs⸗ 
zuſchlag. 


Rachfahl unternimmt es, in eingehender Unterſuchung die deutſche 
Politik Friedrich Wilhelms IV. in der Zeit vom 9. November 1848 bis 
Mitte Februar 1849 daraufhin zu prüfen, ob ſie lediglich romantiſch⸗ 
phantaſtiſcher Natur war, oder ob ſich dahinter auch realpolitiſche Ab⸗ 
far da verbargen. Außer dem vorhandenen gedruckten Quellenmaterial, 
ür das neben Sybels „Begründung des Deutſchen Reiches“ und Leopold 
Gerlachs „Denkwürdigkeiten“ beſonders Friedjungs Werk über „Oſterreich 
von 1848—1860, Meineckes „Radowitz“ und Erich Brandenburgs Unter- 
ſuchungen und Aktenſtücke zur Geſchichte der Reichsgründung“ in Be⸗ 
tracht kamen, hat er auch Akten des Geheimen Staatsarchivs zu Berlin 
herangezogen. In ſcharfſinnigen Darlegungen gelangt er, wiederholt 
unter entſchiedener Ablehnung einzelner Auffaſſungen Sybels, an deſſen 
Arbeitsweiſe er, wie mir ſcheint, mit Recht ſcharfe Kritik übt, aber auch 
unter mehrfacher ſehr begründeter Polemik gegen Friedjungs Anſichten, 
großenteils im Einklang mit Brandenburg, aber auch von dieſem hier und 
da abweichend, zu dem Ergebnis, daß ſich hinter dem romantiſch⸗phan⸗ 
taſtiſchen Beiwerk der Politik des Königs ein realpolitiſcher Kern barg. 
Seine Unterſuchungen gruppieren ſich im weſentlichen um ſechs Akten⸗ 
ſtücke, nämlich die von mir 1900 in meiner Schrift über Friedrich Wil⸗ 
helm IV. veröffentlichte Denkſchrift des Königs vom 8. November 
1848, das öſterreichiſche Memorandum vom 13. Dezember 1848, das 
Erich Brandenburg im Wortlaut veröffentlicht hat, das preußiſche Me⸗ 
morandum vom 19. Dezember 1848, das ebenfalls von Brandenburg 
veröffentlicht iſt, die Denkſchrift des Königs vom 4. Januar 1849, die 
Rachfahl jetzt aus den Berliner Akten bringt, die öſterreichiſche Denk⸗ 
ſchrift vom 17. Januar 1849, die wir jetzt durch Rachfahl gleichfalls aus 
den Berliner Akten kennen lernen, und die ſeit langem bekannte Camp⸗ 
hauſenſche Zirkularnote vom 23. Januar 1849. Es zeigt ſich, daß der 
König, wie auch ſonſt, mit großer Zähigkeit an ſeinem einmal ausge⸗ 
ipto enen Willen feſtzuhalten verſtand und daß der damals die Ge- 
ſchäfte eines Miniſters des Auswärtigen wahrnehmende Graf Bülow, 
ſo ſehr er dem Könige widerſtrebte und mit Camphauſens anders ge⸗ 
arteter Politik übereinſtimmte, ſich der auf Einigkeit mit Oſterreich hin⸗ 
arbeitenden Politik ſeines Herrn vielfach anbequemte, bis dann der 
plötzliche Umſchlag dieſer Politik erfolgte, der in der Unterzeichnung der 
Camphauſenſchen Zirkularnote vom 23. Januar 1849 enthalten iſt. 
Dieſe ſchob die Initiative in der deutſchen Verfaſſungsfrage wieder der 
Paulskirche zu und bedingte dadurch den Bruch Preußens mit Oſterreich. 
Den Umſchlag ſucht Rachfahl als ein Kompromiß hinzuſtellen. Das ſcheint 
mir aber doch nur in beſchränktem Maße zutreffend zu ſein. Der Ein⸗ 
druck, den Graf Brandenburg hatte, ſpiegelt den Sachverhalt doch wohl 
richtiger. Es war doch ein zu widerſinniger Beſchluß, die Zirkularnote 
noch erſt, nach ihrer Unterzeichnung, an Oſterreich zu ſenden, da ſie, 
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wie fich jeder fagen fonnte, ficher abgelehnt wurde. Deswegen hat fie 
Graf Bülow gegen den Willen des Königs auch gar nicht erft an Oſter⸗ 
reich abgeſchickt. Über dieſen Ungehorſam ſeines Dieners geriet Fried⸗ 
rich Wilhelm dann in einen ſo großen Zorn. Nur mit äußerſter Mühe 
verhinderte es das Miniſterium, daß das Steuer abermals umgeworfen 
wurde, weil der König den am 23. Januar unter dem Druck ſeiner Be⸗ 
rater Rachſahl enen Weg bereute. Immerhin iſt es durchaus richtig, 
wenn Rachfahl ge: „Trotz feiner romantischen Redewendungen, Fried- 
rich Wilhelm IV. wußte immer ganz genau, was er wollte, und er hielt 
daran ohne Wanken und Weichen feſt, und unter ſeinen überſchwäng⸗ 
lichen .. Worten oa fi oft genug irgendwelcher realpolitiſcher 
Machtanſpruch, ... für damals gerade genug, um bet der für die Wah- 
rung ihrer alten Würde ringenden rivaliſierenden Macht höchſt gereizten 
Widerſpruch und ſelbſt wütenden Widerſtand wachzurufen.“ Und an 
einer andern Stelle: „Nicht Unbeſtändigkeit und Wankelmut ſind der 
Grundzug ſeines Weſens, ſondern berbiſſene Hartnäckigkeit und ſtarres, 
doktrinäres Beharren auf einmal vorgefaßten Meinungen und Zielen.“ 


Sehr gut iſt außer der Politik des Königs und ſeiner Berater 
Schwarzenbergs Spiel analyſiert, der auch ſeinen Schmerling ſo hinters 
Licht führte. Der Nachweis, daß Bülows Argwohn gegen eine Politik 
des Königs hinter ſeinem Rücken ungegründet war, ſcheint mir gelungen. 

Zuſammenfaſſend habe ich zu ſagen, daß ich in der Rachfahlſchen 
Unterſuchung eine wertvolle Förderung unſerer Kenntniſſe und des 
ne für Preußens deutſche Politik unter Friedrich Wilhelm IV. 
erblicke. 

An der Hand der mir ſeinerzeit urſchriftlich zugänglich gemachten 
Tagebücher Leopolds v. Gerlach vermag ich die S. 91 Anmerkung 2 an⸗ 
gedeutete Schwierigkeit, daß Graf Brühl bereits am 11. Januar 1849 
wieder in Berlin geweſen ſei, aufzuklären. Es liegt hier ein Irrtum in 
der Wiedergabe der Aufzeichnungen Gerlachs vor. Die Aufzeichnung 
iſt nicht am 12., wie Gerlach I, 270 gedruckt ſteht, ſondern am 13. Januar 
gemacht. Auf dieſen Tag bezieht ſich die Angabe (Gerlach I, 271): „Brühl 
iſt nämlich geſtern von Olmütz angekommen.“ In der erwähnten An⸗ 
merkung bei Rachfahl muß es wohl in Zeile 3 ſtatt „Brühls“ heißen 
„Bernſtorffs“ und ſtatt „von“ „an“. | 

Ich möchte die Gelegenheit benutzen, um an dieſer Stelle einige 
Ergänzungen und Richtigſtellungen zu den gedruckten Gerlachſchen 
Denkwürdigkeiten, die ich mir ſeinerzeit aus der Originalhandſchrift 
notierte, mitzuteilen. Sie bilden auch Ergänzungen und Richtigſtel⸗ 
lungen zu Rachfahls Darlegungen. 

In den gedruckten Denkwürdigkeiten heißt es (I, 278) unter dem 
24. Januar 1849 von Bunſen: „Er ſtimmt ganz damit überein, daß 
der König nichts ohne Oſterreich tun wolle.“ In der Handſchrift lautet 
der Text weiter: „und hat den Gedanken S. M. mit dem Römiſchen 
Kaiſer und dem beſonderen Deutſchen Reich angenommen. Der Köni 
ſagte mir zu meinem Schmerz, es wäre für ihn von Bedeutung, daß 
zwei „große Köpfe“ (Herr Radowitz und Bunſen) mit ihm in dieſen 
Dingen völlig übereinſtimmten.“ Weiter heißt es unter jenem Datum 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XIV. 1. 10 
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(I, 279) im Druck: „Ich jagte dem Könige: . .. Alle preußiſchen Offiziere, 
den Prinzen von Preußen inkluſive, ſähen in einer Deutſchen oder auch 
Römiſchen Kaiſerwürde Oſterreichs die Unterordnung Preußens unter 
Oſterreich, und das würde man ſtets für eine Schmach halten.“ Die 
Handſchrift fährt hier fort: „Die Idee Bunſens mit dem Bundeskaiſer 
halte der König ſelbſt für gänzlich unhaltbar, ebenſo wolle er nichts von 
einem Könige von Deutſchland wiſſen. Auch würde ſowohl dieſes 
deutſche Königreich als das von dem ſog. Römiſchen Kaiſer geforderte 
Deutſchland ſtets eine Verſtümmlung ſein, da die öſterreichiſchen deutſchen 
Länder darin fehlen würden.“ Einige Zeilen weiter muß es im Text 
ſtatt „Preußen mit der Großherzoglich Niederrheiniſchen Grenzmacht 
im Weſten“, was ſinnlos iſt und wo Rachfahl „Grenzwacht“ geſetzt hat, 
richtig heißen: „Preußen mit dem Großherzogtum Niederrhein Grenz⸗ 
macht im Weſten“. Sechs Zeilen ſpäter muß es heißen: „Anſchluß von 
Anhalt uſw.“ . 

Hinter den am Schluß der Aufzeichnungen vom 24. Januar 1849 
im Druck ſtehenden Worten „fei faſt unmöglich“ (Gerlach I, 280, unmittel- 
bar vor den Aufzeichnungen vom 31. Januar) heißt es in der Handſchrift 
noch: „Der Schwarzenbergſche Gedanke, man müſſe die fehlerhaften 
Konſtitutionen durch wohl disziplinierte Heere verbeſſern, habe doch 
nur eine ſehr beſchränkte Wahrheit.“ 

Am 31. Januar 1849 notiert Gerlach nach den gedruckten Denk⸗ 
würdigkeiten (I, 280): „Der König behauptet, Bülow habe ſeine eigene 
Politik, liebäugele mit der Kaiſerkrone, G durch Bunjen influiert, ein 
Schüler des lahmen Arnim uſw.“ In der Handſchrift heißt es dazu: 
„Sonderbar iſt es, daß H. Redern, auf Meyendorff und andere Diplo⸗ 
maten geſtützt, Bunſen ähnliche Beſchuldigungen macht.“ ; 

Der Bericht Brandenburgs, den die gedruckten Gerlachſchen Dent- 
würdigkeiten I, 289 wiedergeben, lautet im Eingang nach der Hand⸗ 
ſchrift folgendermaßen: „Der König habe verlangt, vor dem Staats⸗ 
miniſterium ſein politiſches Glaubensbekenntnis abzulegen, nun habe er 
volle vier Stunden teils geſprochen, teils vorgeleſen, ſie dann gefragt, 
ob ſie für eine enge Alliance mit Oſterreich wären, was ſie ſämtlich bejaht 
hätten. Bülow habe er wie einen dummen Jungen behandelt, ihn nicht 
gu Worte kommen laffen, davon geſprochen, wie er ihn an die Spitze 
fn . geſtellt, obſchon er noch keiner Geſandtſchaft vorge⸗ 

anden.“ | 

Hinter den Worten (I, 291) „Brandenburg war ſehr liebenswürdig“ 
ſteht in der Handſchrift: Er klagte über die ſonderbare Weiſe des Königs. 
„Ich habe Alles mit ihm verſucht, ich bin grob geweſen, ich habe ihm 
geſchmeichelt, bin zärtlich geweſen, aber immer vergeblich.“ 

In dem mittleren Abſatz auf S. 291 muß es ſtatt „Canitz hat ichen 
u S. M. geſagt“ heißen „richtig“. (Bei dem Namen dieſes geiſtreichen 
Freundes erlachs herrſcht vielfach einige Unſicherheit. Erich Branden⸗ 
burg nennt den Freiherrn gelegentlich „Graf“ Canitz und Rachfahl 
ſchreibt des öfteren „Kanitz“.) 

Inm handſchriftlichen Text heißt es zum 12. Februar 1849 Dent- 
würdigkeiten I, 292): „Ich fand den König ſehr aufgeregt; es wäre ja 
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jetzt alles gut, er fei mit feinen Miniſtern ganz einig und habe ihnen 
alles überlaſſen. Dann ſchimpfte er auf Bülow in den härteſten Aus⸗ 
drücken, warf ihm plumpe Beleidigung ſeiner mit der Rückſendung des 
Briefes von Uſedom vor (über dieſe Uſedomſche Sache weiß ich nichts; 
1 hängt hiermit Bülows Sturz zuſammen. Rachfahl vermutet 
ja auch S. 140, daß Bülow aus perſönlichen Gründen gefallen iſt) 
und ſagte geradezu, er hinterginge ihn und Brandenburg, der ganz 
verblendet wäre und den er, der König, vergeblich verſucht hätte, aus 
dieſer Verblendung zu retten. Bülow ſei ſechs Monate in der ſcheuß⸗ 
lichen Schule des lahmen Arnim geweſen und habe da gut profitiert, 
ſeinen König zu verraten und ungeziemend zu behandeln.“ 

Zu dem Briefe Bunſens an den König vom 11. Februar 1849 
(gedruckte Denkwürdigkeiten J, 293 f.; S. 293 Zeile 10 v. u. im Text 
iſt ſtatt „Dienstag“ zu leſen „Donnerstag“ und Zeile 2 v. u. ſtatt „mit 
der einigen“ „mit der der einigen“ macht der Generaladjutant bei den 
Worten: „Ich glaube [gedruckt „glaubte “], ich follte Mittwoch Abend 
abgehen, um Sonnabend Mittag in London zu ſein (I, 294)“ die Ein⸗ 
ſchaltung: „Bis San macht er [Bunjen] noch eiligſt mit Abeken die 
Verfaſſung Deutſchlands fertig.“ Ä 

Das Wort „letztere“ habe ich, wie Rachfahl auf S. 134 Anm. 1 
richtig bemerkt, in meiner Schrift über Friedrich Wilhelm IV. S. 131 
irrigerweiſe auf den Prinzen von Preußen, ſtatt auf Otto von Manteuffel 
bezogen. Herman v. Petersdorff. 


Otto Weſtphal, Welt⸗ und Staatsauffaſſung des deutſchen Libe⸗ 
ralismus. Eine Unterſuchung über die Preußiſchen Jahrbücher und 
den konſtitutionellen Liberalismus in Deutſchland von 1858—1863. 
Oldenbourg, München u. Berlin 1919. | 

Dieſe weit hervorragende Erſtlingsarbeit wird durch den Untertitel 
richtig gekennzeichnet; es handelt ſich alſo um ein Stück Welt⸗ und Staats⸗ 
aline des deutſchen Liberalismus, geſehen an einer „bewußt⸗ 
politiſchen“ Einheit, wie ſie die „Preußiſchen Jahrbücher“ während der 
„Neuen Ara“ dargeſtellt haben. So wird auch verſtändlich, daß die Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte der deutſchen Parteien nur verhältnismäßig kurz 
berührt, das Problem Liberalismus und Demokratie prinzipiell über⸗ 
haupt nicht, ſondern nur gelegentlich 1 oder im Rahmen 
obiger Eingrenzung (an dem Verhältnis der „Konſtitutionellen“ zu den 
„Demokraten“ der ſpäteren Fortſchrittspartei) ſichtbar wird. Metho⸗ 
dologiſch betont Verf. die Unmöglichkeit, einem Thema, das die f das 
liche Meinung eines Zeitabſchnitts begreift, mit den Mitteln auf das 
Objekt reflektierender Geſchichtsbetrachtung beizukommen. „Man kann 
den Liberalismus nicht wie den abſoluten Idealismus als ein Ideen⸗ 
ſyſtem darſtellen, ſondern man faßt ihn als geſchichtliche Kraft nur, 
wenn man bedenkt, daß er ſich als Partei, Wille, Subjekt fühlte, und 
dieſem Fühlen in ſeiner inneren Geſamthaltung den Platz anweiſt.“ 
Dementſprechend zeichnet das „auf Grund der beſonderen politiſchen, 
literariſchen und perſönlichen Vorausſetzungen“ („Entſtehungs⸗ 
geſchichte“, „Mitarbeiter“ und Politik der Pr. J. — Erſtes bis drittes 
Kapitel) ſich errichtende Bild ſyſtematiſcher Totalität im liberalen „Men⸗ 
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ſchentum“ (Viertes Kapitel) eine ſubjektiv, nicht objektiv geſchaute 
Einheit, „den liberalen deutſchen Menſchen nicht ſo ſehr in der Aus⸗ 
prägung, die einzelne objektive Mächte (Staat, Geſchichte, Kunſt) in 
. feinem Denken gefunden haben, als in der Struktur dieſes Denkens 
ſelbſt, in ſeinem Erleben der Objektwelt.“ 


An dieſer Stelle intereſſieren jedoch gerade jene „Vorausſetzungen“. 


Wie noch vor dem Einſetzen der Flut, die den Liberalismus in Preu⸗ 
ßen zum erſten Male recht eigentlich auf die Höhe hob, dieſer ſich das 
Organ ſchafft, das dann während der Neuen Ara zur vornehmlichen 
Rüſt⸗ und Schatzkammer ſeiner Gedanken werden ſollte. 1857 vereinigen 
fich die Kräfte der Mitte, hier der „literariſch⸗politiſche Verein“ des un- 
ermüdlichen Koburgers, dort der ſchleſiſche Kreis um Mommſen, Röpell, 
Molinari in dem Beſtreben der Partei, eine Wiſſenſchaft und Politik 
verbindende Zeitſchrift zu ſchaffen, als Redakteur wird Haym, der ſchon 
die „Konſtitutionelle Zeitung“ geleitet hatte, als Verleger (durch Momm⸗ 
ſens Vermittlung) Georg Reimer gewonnen. Mommſen war es wohl 
auch, der die Wahl des Titels gegen ſtarke Widerſtände durchgedrückt hat. 
„Die Preußiſchen Jahrbücher, ſo hieß es im Rundſchreiben des Heraus⸗ 
gebers an die Mitarbeiter, verdanken ihren Urſprung dem Bedürfnis 
der nationalliberalen Partei in Preußen, ein lauteres, den Macht⸗ 
einflüſſen der regierenden Partei unzugängliches Organ zu beſitzen.“ 
Die „Rüſtung“ einer wiſſenſchaftlichen Revue wurde gewählt, weil, wie 
Haym dem Bremer Geſandten Schleiden in Waſhington geſtand, es 
einfach eine Unmöglichkeit ift, die liberal⸗ nationalen Anſichten und Ziele 
gegenwärtig in Preußen mittels einer Zeitung zu vertreten. Als Oppo⸗ 
ſitionsorgan alſo betrat das „Gothaiſche Blatt“, wie pe ae ſpäter 
einmal die P. J. genannt a den politiihen Plan (das erſte Heft er- 
ſchien 5 1858), und ſo nimmt es nicht wunder, daß ſowohl mit 
der Partei Bethmann wie den Demokraten als Frontgenoſſen Be⸗ 
ziehungen beſtehen (ſ. S. 36, 103, 104). | 

Feſſelnd beſchreibt W. den Kreis der „Mitarbeiter“ im zweiten 
Abſchnitt; die Zeitſchrift der Gelehrten vereinigte aber auch Namen 
von beſonderem Klang. Neben Rudolf Haym, deſſen redaktionelle 
A AS grundsätzlich anonym erſcheinenden Beiträgen in ungewöhn⸗ 
lichem Maße einheitliche Prägung verlieh, der „Vater der Erbkaiſerlichen“ 
Max Dunder und Karl Neumann, dazu aus ruſſiſchem bzw. öfterreichi- 
ſchem Milieu Theodor von Bernhardi und Anton Springer, zuletzt 
Treitſchke, deſſen eigentliche Wirkſamkeit bei den Jahrbüchern allerdings 
jenſeits der zur Diskuſſion ſtehenden gc fällt. Die „Politiſchen Kor⸗ 
reſpondenzen“ aus Berlin — noch erſchien die Zeitſchrift in Halle — 
wurden in dem Augenblicke eingerichtet, wo man hoffen konnte, „mit 
Abſicht und Ausſicht auf einen beſtimmten praktiſchen Einfluß“ in die 
politiſche Diskuſſion eintreten zu können, alſo nach dem überraſchenden 
Ergebnis der Wahlen für die zweite Kammer von 1858, die den Liberalen 
— die Demokraten haben von 1849 bis 1859 nicht kandidiert — eine 
Zweidrittelmajorität brachten. 

Nach den Autoren der „Korreſpondenz“ (zunächſt Neumann von 
1858 bis 1860, dann Duncker 1861 bis 1862, ſchließlich Wehrenpfennig, 
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Oberlehrer am Joachimstal und Haym 1862/63) kann W. periodiſieren, 
wenn er „die Politik“ Preußens, wie ſie im Spiegel der Zeitſchrift 
erſcheint, ausführlich — bisweilen in der Rückſicht auf den ephemeren 
Charakter gewiſſer publiziſtiſcher Außerungen zu weit gehend, im 
Detail der Zeitgeſchichte den Leſer dagegen zu wenig unterſtützend, dar⸗ 
ſtellt. Noch nimmt das Denken des Liberalismus ſeine Richtung von 
der inneren Politik zur äußeren (S. 33, 189, 193), noch iſt für ihn der 
Rankeſche Satz vom Primat der letzteren Ausnahme ſtatt Regel (Anton 
Springer, der den autonomen Charakter des Auswärtigen ſcharf erkannte 
(S. 154), iſt ſelber hier eine Ausnahme). So fehlt es bei ihm an einer 
zuſammenhängenden Auffaſſung der Momente der auswärtigen Politik, 
nicht nur als Bismarck ans Ruder trat (S. 189), ſondern auch ſchon 
vorher. Die Parole: für England, gegen Frankreich und Rußland, 
mit der man programmatiſch aufgetreten war, weicht 1861 der ſchmerz⸗ 
lichen Erkenntnis, daß „mit der däniſchen Heirat!) der ſittliche Boden der 
Allianz zwiſchen Deutſchland und England vernichtet“ ſei, „England 
mit derſelben entſchieden für jetzt und für die Zukunft auf die Seite der 
Feinde Deutſchlands tritt“ (Duncker). Eine Neuorientierung, der Schritt 
auf Frankreich zu, wird verlangt, der Zuſammenkunft König Wilhelms 
mit Napoleon in Compiègne (September) zugeſtimmt. „Die Wendung 
von Compiègne bedeutet keine prinzipielle Cäſur in der amtlichen preu⸗ 
ßiſchen Politik, wohl aber in der politiſchen Haltung des Liberalismus, 
ſo wie ſie ſich in den Jahrbüchern zu erkennen gibt“ (160). Obwohl 
Verf. für den damaligen Zeitpunkt die Behauptung aufſtellen kann, 
daß man „den (in Duncker perſonifizierten) Liberalen immer meh den 
Notwendigkeiten der Lage, die ſpäter von der Bismarckiſchen Politik 
realiſiert wurden, zuwachſen“ ſehe, hielt dieſer Prozeß bekanntlich nicht 
an. Auch die Pr. J. erſchöpfen ſich unter dem nach wie vor prävalieren⸗ 
den Einfluß der inneren Lage der auswärtigen Politik des Miniſteriums 
Bismarck gegenüber in care Kritik und einem Denken, das 
„unklar genug“ (S. 190) iſt. Der konſtitutionelle Konflikt in Preußen 
wirkt für den Kreis des gemäßigten Liberalismus, wie er ſich um das 
Panier der Zeitſchrift genie hatte, zerſetzend. Während der ſchon 
1861 ſich akzentuierende Gegenſatz zu den Demokraten im Beginn der 
Seſſion von 1863 an Schärfe gewinnt, begann ebenfalls fon vorher 
die Loslöſung gerade der fähigſten Köpfe im eigenen Lager. Treitſchke 
und Mommſen marſchieren nach links, Bernhardi nach rechts ab. Damals 
konnte niemand ahnen, daß der bei jener zentrifugalen Bewegung am 
weiteſten Fortgeſchleuderte — Treitſchke — der neue Zentraliſations⸗ 
punkt für den Liberalismus der Pr. Jahrbücher werden ſollte. Freilich 
war das jener, der ſeinen Frieden mit dem genialen Staatsmann ge⸗ 
macht hatte und in der Epoche von 1865 (bis 1878) ſeinen glänzenden 


Aufſtieg nahm. Heinrich Otto Meisner. 


1) Es handelt ſich um die damals projektierte, 1863 verwirklichte Ehe 
zwiſchen dem „Prinzen“ von Wales (ſpäteren Eduard VII.) und Alexandra, 
der Tochter des Prinzen Chriſtian von Glücksburg, des im Londoner Protokoll 
„wider alles Recht den Herzogtümern oktroyierten Thronfolgers“ (Duncker), 
der dann 1863 auch tatſächlich als Chriſtian IX. däniſcher König wurde. 
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Heinrich von Treitſchkes Briefe, herausgegeben von Max Cor- 
nicelius. Dritter Band. Zweiter Teil. Viertes Buch 1871—1896. 
Mit 2 Porträts in Lichtdruck und einem Brief in Fakſimile. Leipzig, 
S. Hirzel, 1920. VIII u. S. 303—689. 12 Mk. 

Nun alſo liegen Heinrich von Treitſchkes Briefe abgeſchloſſen vor. 
Durch den unglückſeligen Krieg hat die Herausgabe acht Jahre bean⸗ 
ſprucht. Faſt ſcheint dieſe beinahe von den Zeitläuften erkämpfte Ver⸗ 
öffentlichung ein Symbol zu ſein: das Leben eines Kämpfers und Men⸗ 
ſchen, wie es Goethes Wort will, iſt in dieſen acht kampfumtobten Jahren 
der Nachwelt übergeben worden, wie es in ſeinen Beweggründen und 
Handlungen nicht nachahmenswerter vorgelebt werden kann. Und nicht 
reicher! Am reichſten naturgemäß in dem vorliegenden zweiten Teil 
des letzten Bandes. Zunächſt, was den Fachmann am meiſten intereſſiert, 
die Entſtehung und das Werden der „Deutſchen Geſchichte“! Ein feſ⸗ 
ſelndes Bild, wie mit der Fülle des Stoffes der Rahmen ſich weitet 
und die Kraft des Erſchauens wächſt, bis einer genialen Feder der Strom 
entquillt, der uns Deutſchen ein unvergeßliches Meiſterwerk geſchaffen. 
Den Gegnern Treitſchkes, die ſo gern eine gewiſſe e 
ſowie nicht genügende methodiſche Exaktheit tadeln, feien die zahlreichen 
Briefe empfohlen, in denen Treitſchke von ſeiner Archivtätigkeit ſpricht: 
ein Bild gewaltigſten Fleißes und emſigſter Arbeit entrollt ſich da, wie 
es nachhaltiger auch nicht der eifrigſte Aktenwurm für ſich in Anſpruch 
nehmen kann. Man ſieht, es kommt eben nicht auf die Zahl der be⸗ 
nutzten Faszikel und die dabei geübten Fineſſen an, der Geiſt iſt es, 
der den toten ande meiſtert. Wohl dem Forſcher, dem das Schickſal 
den Geiſt des ſchaffenden Künſtlers gegeben! 

Treitſchke beſaß ihn und ihn nicht allein. Er war auch ein Menſch, 
der pee Künſtlers Seele füllte. Und das ift die andere Seite der Briefe. 
Sie gehen nicht nur den Fachmann an, ſie gehören in eines jeden Deutſchen 
1 Der Menſch, der Politiker, beide müſſen von allen gekannt werden. 

er wo habe ich in meinen früheren Beſprechungen der Treitſchke⸗ 
briefe (hier Bd. 26, S. 297/9, 1913; Bd. 27, S. 354/6, 1914; Bd. 31, 
S. 461/3, 1919), wohl genug geſagt, dieſes Bild ſteht unverrückbar feſt. 
Hier könnte höchſtens als Ergänzung angeführt werden, wie die Briefe 
einen bedeutſamen Beitrag für die Geſchichte der deutſchen Hiſtorio⸗ 
graphie darſtellen. Faſt alle hervorragenden Geſchichtsforſcher der 
letzten 50 Jahre gewinnen mehr oder minder wertvolle Züge, ſo daß 
ſich das Wort Goethes aus dem „Taſſo“ an Treitſchke bewahrheitet: 

„Ein edler Menſch zieht edle Menſchen an 
und weiß ſie feſtzuhalten.“ 

Von gleichem Intereſſe iſt der Politiker Treitſchke. Im Grunde iſt 
zwar ſein Entwicklungsgang recht ſchmerzlich. Es gelingt ihm nicht, 
ſich derartig im Parteileben zu verankern, daß er zu einer führenden 
Stellung gelangt. Im Gegenteil, der Hiſtoriker wirkt viel zu mächtig 
in ihm: über die Partei au, jieht er ſtets das Ganze, den Staat, 
und das führt ihn politiſch zur Vereinſamung, wenn er auch perſönlich 
durch die Erringung dieſes Standpunktes nur gewinnt und ſeeliſch ſich 
immer mehr zu Bismarck findet. Daß damit allerdings eine ſtarke 
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Rechtsorientierung verbunden ift, kümmert ihn wenig, Parteidoktrinen 
können ihn nun einmal nicht überzeugen, über allem fteht ihm das Vater⸗ 
land. Das bedingt auch ſein Verhältnis zum Königtum. Sein Mon⸗ 
archismus wird je länger je überzeugter, iſt aber trotzdem ſtark abhängig 
von dem jeweiligen Träger der Krone. Wilhelm der Erſte war ihm das Ideal, 
Wilhelm den Zweiten kommt er mit ſtarkem Hoffen entgegen. Doch bald muß 
er ſchmerzbewegt die Flügel ſinken laſſen. „Wie mich der Gang unſerer 
Politik bekümmert, das kann ich gar nicht ſagen. Dieſe Regierung bringt 
nichts mehr zuſtande als Torheiten, und leider kann niemand mehr 
durch ein offenes Wort etwas nützen“ (an H. Hirzel, 20. Jan. 1892, 
S. 625). Das iſt nicht mehr der Schmerz über Bismarcks Entlaſſung 
(„Seit Themiſtokles hat die Welt keinen ſolchen Undank geſehen.“ S. 617), 
nein, das iſt die klare, nüchterne Beurteilung der Folgen des perſönlichen 
Regiments. Treitſchke ſah hier wie bereits früher mit A 
Sicherheit eine Entwicklung voraus, wie fie leider allzu wahr in unjerer 
Zeit eingetroffen iſt. Schon 1876, vor dem Ruſſiſch⸗Türkiſchen Kriege, 
emahnt ſein Urteil an die jüngſte Gegenwart: „Bleiben wir mit Ruß⸗ 
and verbündet, ſo behalten wir die Möglichkeit, mäßigend auf die Kata⸗ 
trophe im Oſten einzuwirken; trennen wir uns von Rußland, ſo kommt 
er Weltkrieg, und wir müßten im Bunde mit den beiden Kadavern 
Oſterreich und Türkei und dem waffenloſen England für eine ſchlechte, 
unmögliche Sache gegen die beiden Militärmächte Rußland und Frank⸗ 
reich kämpfen! Natürlich denkt Bismarck nicht an ſolche Narrheiten; 
nur die Verblendung der deutſchen Radikalen und Anglomanen ſieht 
dieſe Gefahr nicht ein, aber ſie wird nicht durchdringen, und ich hoffe, 
wir behalten Frieden. Überhaupt bin ich um unſere Politik pag be 
jorgt: die Dinge gehen ftetig voran“ (S. 431). Damals war fem Troſt 
Bismarcks Staatskunſt, ſpäter ſuchte er vergebens nach einem Retter. 
Dennoch — und das iſt das Vorbildliche an dieſem Politiker — verzweifelt 
er nicht, ihn hält der Glaube an das deutſche Volk. Hier liegt der Grund, 
weshalb gerade dieſen Treitſchkebriefen die weiteſte Verbreitung zu 
wünſchen wäre, gegebenenfalls in einer handlichen Auswahl etwa in 
einem Bande. Ein beſſeres Denkmal kann der Verleger einem ſeiner 
. Autoren nicht ſetzen. 

Bezüglich der Ausgabetechnik kann ich auf früher Geſagtes ver⸗ 
weiſen. Dieſer Schlußband ſteht in Sorgfalt und Liebe den vorher⸗ 
gehenden nicht nach. Allenfalls wäre eine weniger große Zurückhaltun 
des Herausgebers erwünſcht. Wohl war nicht anders zu erwarten, daß 
er gerade bei dieſem letzten Bande beſondere Rückſicht 10 die noch 
Lebenden nehmen würde, ein Standpunkt, der durchaus zu billigen iſt. 
Dadurch wird natürlich die Sammlung ſpäter eines Nachtrags bedürfen. 
Aber die gleiche Rückſicht zu nehmen auf Dinge und Verhältniſſe, die 
zwar auch noch in die Gegenwart hineinſpielen, iſt meinem Ermeſſen 
nach nicht nötig. Mir perſönlich wären z. B. Treitſchkes Außerungen 
über Oſterreich und die Habsburger SE erwünſcht geweſen. Die an- 
deutenden Punkte laffen gar manche Vermutung aufkommen, aber was 
ſind für den Forſcher Vermutungen? — Nun, vielleicht kann gerade 
nach dieſer Hinſicht der Herausgeber gelegentlich einmal Auskunft geben. 

Hermann Dreyhaus. 
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Hildegard Katſch, Heinrich von Treitſchke und die preußiſch⸗ 
deutſche Frage von 1860—1866. Ein Beitrag zur Entwicklung von 
Treitſchkes politiſchen Anſchauungen. (Hiſtoriſche Bibliothek, hrsg. von 
der Redaktion der Hiſtoriſchen Zeitſchrift, 40. Bd.) XVI u. 161 S. 
München und Berlin, R. Oldenbourg, 1919. 6 Mk. 

Durch die Briefe Heinrich von Treitſchkes ſind wir in den inneren 
Entwicklungsgang ſeines reichen Lebens auf das ſchönſte eingeführt 
worden. Im Verein mit Schiemanns Veröffentlichung entwerfen ſie 
ein anſchauliches Bild ſeines Werdeganges. Trotzdem unternimmt es 
die vorliegende Schrift, einen Sonderabſchnitt desſelben herauszuheben. 
Sie begab ſich damit an eine Aufgabe, die von vornherein überraſchende 
Ergebniſſe ausſchloß — falls ſie nicht neue Quellen aufdeckte. Da dies 
nicht der Fall iſt, ſo blieb nur die entſagende Kleinarbeit übrig, welche 
die großen Züge, die man aus den Schriften und Briefen Treitſchkes 
gewonnen hatte, vertiefte und ordnete. Dieſe Abſicht iſt der Verf. ziem⸗ 
lich gelungen. Im engen Anſchluß an ihre Vorgängerin E. L. Schurig 
hat ſie die Entwicklung der politiſchen Anſchauungen Treitſchkes mit 
Sorgfalt und Umſicht über das Jahr 1860 hinausgeführt bis zu deſſen 
Eintritt in den preußiſchen Staatsdienſt. Das Außere berührt wohltuend 
durch die zahlreichen und ſicheren Literaturangaben ſowie die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Literatur und der angeführten Schriften Treitſchkes. Die 
Arbeit bedeutet alſo zweifellos eine nicht unwichtige Bereicherung unſerer 
Erkenntnis des Treitſchkeſchen Weſens. 


Trotzdem hätte man unter ſtärkerer Hervorhebung des biographiſchen 
Momentes noch mehr aus dem Material machen können. Die Verf. 
durchdringt nicht genügend ihren Stoff. Wenn es ihr nicht gelingt, 
bei dem Entwicklungsgange Treitſchkes eine feſte anſteigende Linie zu 
erreichen, ſo iſt das nicht zu verwundern. Sie iſt eben nicht vorhanden. 
Eine ſo außerordentlich ſtark gefühlsmäßig ſchwingende Natur wie die 
Treitſchkes unterliegt nicht dem logiſch geordneten Entwicklungsgang, 
die Glut ſeiner Leidenſchaften treibt ihn bisweilen große Strecken vor⸗ 
wärts, oftmals auch ſeitwärts, aber die Grundkraft des Nationalen 
oder des Deutſchſeins ſchlechthin bändigt wieder alle Bewegungen des 
Politikers, und in dem ſtrengen Fluß des Hiſtorikers gelangen ſie dann 
zu den Offenbarungen und Darſtellungen, an denen wir uns heute noch 
freuen und ſtärken. Wenn man dieſe Erkenntnis vorweg nimmt, meiſtert 
ſich leichter der Stoff. Die Verf. hat dasſelbe Bedürfnis empfunden, 
denn ſie ſtellt eine ähnlich gezeichnete Charakteriſtik Treitſchkes voran. 
Leider hält ſie nachher nicht die Verbindung mit dieſer, ſo daß am Schluſſe 
der Eindruck des Anfangs gänzlich verloren gegangen ift. Das Geſamt⸗ 
bild hat ſich in lauter Einzelzüge aufgelöſt. 

Die geringe Hervorhebung des biographiſchen Moments hat auch 
die Frage, die den Treitſchkeforſcher am brennendſten bewegt, nicht im 
goran geklärt: Treitſchkes Verhältnis zu Bismarck! Mehr als die 

riefe hat die 5 nicht benutzen können. Wenn bei irgendeinem 
Menſchen Werk und Perſönlichkeit zuſammenfließen, dann bei Treitſchke. 
Und gerade deshalb dürfte das Zuſammenwirken des Herolds eines 
Deutſchen Reiches und ſeines Begründers eines beſonderen Intereſſes 
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ſicher ſein. Die Verf. widmet naturgemäß dieſem Abſchnitt auch den 
weiteſten Raum. Sie faßt das Weſen ihres Helden und ſein Problem 
ganz gut zuſammen, wenn ſie ſagt: „Das war der Konflikt: Preußentum 
und Liberalismus, Partei und Vaterland, Macht und Freiheit, in den 
ihn jede Stunde aufs neue hineinſtellte. Er hatte ſich entſchieden: 
Für Deutſchland. Und doch zog er jetzt ſeine Hand zurück, da Preußen 
ihn zur Tat rief. Er könne für den gegenwärtigen Kurs in Preußen 
keine Mitverantwortung tragen, während er als unabhängiger Publiziſt 
eine leichte Aufgabe habe“ (S. 147). — Das iſt ein Konflikt, der ſchon 
früher ſchmerzlich berühren mußte, heute gibt er die Tragödie unſeres 
Volkes. Damals hinderte er Treitſchke, aus der Welt der Gedanken in 
das Reich der Tat den Weg zu finden. Ihm perſönlich geſchah damit der 
größte Dienſt, denn ſein Körper wäre den geſtellten Anforderungen 
wohl ſchwerlich gewachſen geweſen, aus ſeiner Gedankenwelt aber er⸗ 
wuchs die „Deutſche Geſchichte“, die ſeinen Ruhm immer jung halten 
wird. Hermann Dreyhaus. 


RNaſchdaus Publikation Bis marckſcher Geſandtſchaftsberichte aus 
Petersburg und Paris. 


Der Geſandte a. D. Louis Raſchdau, der nach einer kurzen Jahre 
lariſchen Tätigkeit in Alexandrien, New York und Havana im Jahre 
1886 als Hilfsarbeiter in das Auswärtige Amt berufen wurde, dort als 
vortragender Rat erft in der handelspolitiſchen, von 1889—1894 in der 
politiſchen Abteilung tätig war, alſo ein engerer Mitarbeiter Bismarcks 
on ift, hat bei Reimar Hobbing eine Sammlung politiſcher Berichte 
ismarcks erſcheinen laffen, die mit dem Anſpruch auftritt, „die“ poli- 
tiſchen Berichte Bismarcks aus Petersburg und Paris wiederzugeben!). 
In Fachkreiſen war es nicht unbekannt, daß die preußiſche Archivver⸗ 
waltung diefe Berichte ſeit langen Jahren herauszugeben beabſichtigte. 
An der Ausführung dieſes Wee war ſie trotz mehrmaliger, bis in 
die neueſte Zeit reichender Verſuche verhindert worden. (Näheres dar⸗ 
über enthält u. a. ein Aufſatz von mir in Nr. 317 der Kreuzzeitung vom 
5. Juli 1920.) In dem Augenblicke, in dem die preußiſche Archivverwal⸗ 
tung, nachdem ihr im März 1919 endlich die Erlaubnis dazu erteilt war, 
Pu 1555 Berichte zu veröffentlichen gedachte, erſcheint Raſchdaus 
ublikation. 

Raſchdau hat als Unterlage eine Abſchrift benutzt, die nach einem 
von dem damaligen Direktor der preußiſchen Staatsarchive, Herrn 
v. Sybel, am 1. April 1890 dem Fürſten Bismarck überſandten, nach 
Verlauf von 2% Monaten aber wieder ans Geheime Staatsarchiv zurück⸗ 
geſandten und ſeitdem dort ſorgfältig bewahrten Manuſkript angefertigt ift. 
Dieſes Manuffript bot eine ausgezeichnete Unterlage. Denn die Ab⸗ 
ſchriften der auf Veranlaſſung des Geheimrats v. Sybel von einem 
Archivbeamten in den Beſtänden des Geheimen Staatsarchivs ermittelten 
Bismarckſchen Berichte waren von einem außerordentlich zuverläſſigen 


a Die politiſchen Berichte des Fürſten Bismarck aus Petersburg und Paris 
(1859 — 1862). ee ie von L. Raſchdau, Geſandter a. D., I. Bd. 1859/60. 
II. Bd. 1861/62. 80 XXIV. 256 u. 234 Seiten. Reimar Hobbing in Berlin. 1920. 
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und geübten Kopiſten, der über eine ungemein deutliche Handſchrift 
verfügte, angefertigt und weiſen nur wenige Leſefehler auf. Es iſt nur 
ſchade, daß die von Sybel veranlaßte Sammlung, wie ich, als ich vom 
Generaldirektor der Staatsarchive, Geheimrat Kehr, neuerdings mit 
der Herausgabe betraut wurde, alsbald feſtſtellen konnte, durchaus nicht 
vollſtändig war. Ein Teil der damals bereits im Geheimen Staatsarchiv 
bewahrten Berichte war bei jener Sammlung überſehen worden. Eine 
weitere Anzahl von Berichten gelangte erft ſpäter aus dem Auswärtigen 
Amte an das Geheime Staatsarchiv, und eine große Zahl der Berichte 
befindet ſich noch jetzt im Archiv des Auswärtigen Amtes. Die im Ge⸗ 
heimen Staatsarchiv beruhenden Konzepte zu den Berichten waren bei 
der durch Sybel veranlaßten Sammlung gar nicht berückſichtigt worden. 
So kommt es, daß in dem 1890 Bismarck zur Verfügung Ares 
Manuffript nicht weniger als 153 Nummern (davon 102 Berichte, 
51 Telegramme) zum Teil allerwichtigſten Charakters fehlen. Wie ſehr 
dieſe Zahl ins Gewicht fällt, erhellt allein aus der Tatſache, daß Raſch⸗ 
dau nur 148 Nummern bringt. So iſt die Publikation Raſchdaus alſo 
eine ganz unvollſtändige. Es kommt hinzu, daß Raſchdau einige zum 
Teil nicht unerhebliche Berichte, die in der Sybelſchen Sammlung ent⸗ 
halten waren, und die Hauptmaſſe der Telegramme Bismarcks aus 
Petersburg und Paris nicht abgedruckt hat, von denen namentlich die 
aus der Zeit des italieniſchen Krieges ſtammenden beſonderen hiſto⸗ 
riſchen Wert haben. Unbegreiflicherweiſe hat Raſchdau auch nicht die 
Erlaſſe der Miniſter v. Schleinitz und Graf Bernſtorff an den Geſandten 
v. Bismarck⸗Schönhauſen herangezogen, die doch zum beſſeren Ver⸗ 
ſtändnis der Berichte durchaus erforderlich ſind. 

Man muß alſo ſagen, daß die Ausgabe Raſchdaus ganz ungenügend 
iſt. Erwähnt iſt dabei noch nicht, weil weniger ins Gewicht fallend, 
daß den Aktenſtücken nur recht knappe Erläuterungen beigegeben ſind, 
und u. a. auch ein Sachregiſter fehlt, die doch ſelbſt Poſchinger zu liefern 
pflegte, daß ferner der bereits 1895 veröffentlichte Briefwechſel Bismarcks 
mit Schleinitz und Bismarcks Briefwechſel mit Bernſtorff, der aus Kohls 
Bismarckjahrbuch bekannt iſt, nicht zum Vergleich herangezogen wurde. 
Ungenügend iſt die Ausgabe nicht nur vom wiſſenſchaftlichen Stand⸗ 
punkte. Die große Unvollſtändigkeit iſt auch vom Standpunkte der 
Allgemeinheit zu beklagen. Das deutſche Volk, ja die ganze gebildete 
Welt hat Anſpruch darauf, dieſe zur Kenntnis des bedeutendſten deutſchen 
Staatsmannes ſo außerordentlich wichtigen Berichte genauer kennen 
zu lernen. Man frägt ſich immer wieder, warum Raſchdau nicht ſtutzig 
dadurch wurde, daß ihm einige Berichte nicht vorlagen, auf die in den 
ihm zur Verfügung geſtellten hingewieſen wird, ſo z. B. der Immediat⸗ 
bericht über die Antrittsaudienz Bismarcks beim Kaiſer Alexander vom 
4. April 1859 (bei Raſchdau erwähnt I, 24, 27, 30) und der vertrauliche 
Bericht an Schleinitz vom 2. Januar 1861 (erwähnt bei Raſchdau II, 2), 
der Bericht über Syrien vom 27. Januar 1862, auf den bei Raſchdau II, 12 
hingewieſen wird, und der Bericht über die Annäherung zwiſchen Ruß⸗ 
land und Frankreich vom 18. Juli 1862, auf den Bismarck in dem Ein⸗ 
gang ſeines Berichts vom 25. Juli 1862 (Raſchdau II, 223) hinweiſt 
(aſchdau hat den Hinweis im Eingang ausgemerzt). In wie geringem 
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Maße ſich der Herausgeber mit der Ermittlung der Daten beſchäftigt 
hat, lehrt ein Beiſpiel. In der Ausfertigung des Immediatberichtes 
vom 5. September 1860 (deſſen Schluß übrigens in dem Raſchdauſchen 
Manufkript verloren gegangen ift) ijt der Tag nicht ausgefüllt. Raſchdau 
bringt den Bericht getreu nach der Vorlage des Sybelſchen Manuſfkripts 
hinter dem Immediatbericht vom 7. September und ſchreibt der 
Sybelſchen Vorlage nach: „Eingangsvermerk 10. September.“ Eine 
Vergleichung mit dem Text des Immediatberichts vom 7. September 
tah gba I, 157) ſowie mit den Berichten vom 12. und 13. September 
(Raſchdau I, 164 und 167) hätte ihn aber belehren können, daß der 
Bericht vom 5. September zu datieren und vor den Immediatbericht 
vom 7. September zu bringen war. Auch in den Überſetzungen der 
franzöſiſchen Texte it der Irrtum noch feſtgehalten. Erſt bei der An⸗ 
fertigung der Inhaltsüberſicht wurde der Fehler nachträglich erkannt. 

Die äußere ruſſiſche Politik, über die der Geſandte v. Bismarck⸗ 
Schönhauſen in den Jahren 1859—1862 zu berichten hatte, zeigt vornehm⸗ 
lich das Beſtreben, den Bund der Weſtmächte (England und Frankreich), 
durch den Rußland den Krimkrieg verloren hatte, zu ſprengen und von 
der entehrenden Feſſel des Pariſer Vertrages loszukommen. Dies iſt 
bereits aus den von Raſchdau mitgeteilten Aktenſtücken erkenntlich. Es 
tritt aber noch viel mehr in die Erſcheinung durch die noch fehlenden 
Berichte. Raſchdau hat geahnt, daß hier die Wurzel der damaligen 
ruſſiſchen Politik lag (I, 158). Schon in dem nicht bei Raſchdau enthal⸗ 
tenen erſten Immediatbericht erkannte Bismarck, daß ſich Rußland in 
ſeiner Ehre tief verwundet durch die Schwarzmeerklauſel fühlte. Einer 
der letzten Berichte, den Raſchdau auch noch nicht kennt, zeigt, wie Ruß⸗ 
land dem Ziele feiner Wünſche nahe kommt. Man verſteht an der Hand 
dieſer Berichte ſo recht das Verhalten Bismarcks im Jahre 1871, durch 
das er Rußland die Befreiung von der Schwarzmeerklauſel ermöglichte. 
Er hatte eben in Petersburg gründlich das Bedürfnis der ruſſiſchen Groß⸗ 
macht kennen gelernt, von dieſer Feſſel loszukommen. 

Gortſchakows Wege, zu ſeinem Ziele zu gelangen, waren in der 
Zeit, in der Bismarck in Petersburg weilte, vielfach verſchlungen und 
verurſachten dem Vertreter Preußens manches Kopfzerbrechen. Der 
ruſſiſche Miniſter des Auswärtigen ſprach es ja auch geradezu aus: 
„Rußlands Politik muß vorderhand änigmatiſch bleiben.“ Bismarck 
ließ es ſich gegenüber der franzoſenfreundlichen Politik Gortſchakows 
verſchiedentlich angelegen ſein, der Entfremdung Rußlands von England 
zu ſteuern, und zwar nicht ohne Erfolg. 

Im Vordergrund der Ereigniſſe ſteht anfangs ausſchließlich der 
italieniſche Krieg. Die atemloſe Hetze der 3% Monate, die damit an⸗ 
gefüllt wurden, tritt bei Raſchdau gar nicht in die Erſcheinung, weil die 
meiſten Telegramme von ihm weggelaſſen ſind. Die Berichte und Tele⸗ 
po erhalten zuweilen durch Raſchdau nicht bekannte Randbemer⸗ 

ngen des Prinzregenten einen eigenen Reiz. Auch Verſtümmelungen, 
die mit Hilfe der Konzepte, welche Raſchdau ja nicht verglichen hat, erklärt 
werden können, werden von Bedeutung. Der alte Fürſt Bismarck hat, wie 
aus Bleiſtiftkorrekturen von feiner Hand im Sybelſchen Manuffript hervor- 
geht, noch im Jahre 1890 über dem verſtümmelten Text dieſer Depeſchen 
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gegrübelt. Die frappante Ahnlichkeit der Situation im Frühjahr 1859 mit 
der vom Sommer 1914 iſt nicht zu leugnen. Damals gelang es allerdings, 
den Krieg zu lokaliſieren und einen europäiſchen Krieg zu verhindern. 
Ein Hauptmittel Bismarcks, durch das er die preußiſche Regierung von 
einem Eingreifen abzuhalten ſuchte, beſtand darin, daß er die Gefahr 
eines mitt chen Eingreifens ſchilderte, da Rußland einen Sieg Oſterreichs 
nicht zulaſſen würde. Zu den intereſſanteſten Partien in den Berichten 
gehören die Schilderungen des ruſſiſchen Haſſes gegen Oſterreich. Auch 
hier zeigt Raſchdaus Publikation bedauerliche Lücken. Im Jahre 1860 
hielt es die ruſſiſche Regierung, zum Teil im Widerſpruch mit einfluß⸗ 
reichen Strömungen im eigenen Lande für angezeigt, eine Annäherung 
an Oſterreich zu vollziehen. Sie kommt in der Warſchauer Zuſammen⸗ 
kunft im Oktober 1860 zum Ausdruck, die aber ergebnislos verlief, nach 
dem Gortſchakowſchen Wort un coup d'olivier dans l’eau war. Schon 
in ſeiner Vorrede bemerkt Raſchdau, über Warſchau finde ſich wenig. 
Aus den ihm nicht bekannten Berichten hätte ſich allerdings weſentlich 
mehr, namentlich über die Einleitung jener Monarchenbegegnung er⸗ 
ſehen laſſen. Raſchdau ſagt erläuternd zu der Pauſe in den bei ihm ab⸗ 
gedruckten Berichten vom 18. September bis 5. November 1860 (I, 174): 
Sie werde durch einen Urlaub Bismarcks in der Heimat und ſeine 
Teilnahme an der Fürſtenbegegnung in Warſchau ausgefüllt. Wie voll⸗ 
kommen irrtümlich dieſe Angabe iſt, lehrt die Tatsache, daß Bismarck 
in der Zwiſchenzeit 8 Berichte (darunter einen Immediatbericht) und 
9 Telegramme einſandte. In meinem Manufkript umfaßt der dazwiſchen 
liegende Text 80 Folioſeiten. 


Nach dem italieniſchen Kriege beſchäftigt uns in den Berichten 
ſehr der Fortgang der italieniſchen Einheitsbewegung. Die wichtigen 
Berichte, die ſich mit der Frage der Anerkennung des Königreichs Italien 
befaſſen, haben Raſchdau meiſt nicht vorgelegen. 


Ungemein feſſelnd iſt es, neben der Politik Gortſchakows die Na⸗ 
poleons III. an der Hand der Berichte Bismarcks zu verfolgen. Der 
Raum verbietet es mir, mich darüber weiter zu verbreiten. Einzelne 
Bonmots Gortſchakows über Frankreich verdienen aber hervorgehoben 
zu werden. So äußert der ruſſiſche Miniſter einmal: La France pèche 

ar trop d’habilite. Napoleon bezeichnet er einmal als den wirkſamſten 

erſchluß der revolutionären „Pandorabüchſe“. Recht anſchaulich wird 
die Gewiſſenloſigkeit und Doppelzüngigkeit der öſterreichiſchen Politik 
geſchildert. Auch in die engliſche Politi erhält man wertvolle Einblicke. 
Zu dem Vertreter Großbritanniens in Petersburg während der erſten 
Zeit ſeiner Beglaubigung am ruſſiſchen Hofe, Sir John Crampton, 
ſcheint Bismarck in ein recht gutes Verhältnis getreten zu ſein. Ein Be⸗ 
richt über eine Unterredung mit dieſem Diplomaten, in dem die Mög⸗ 
lichkeit eines Krieges zwiſchen England und Frankreich erörtert wurde, 
a befondere Bedeutung. Er ift Raſchdau leider auch unbekannt gee 
lieben. Wieviel Wert Bismarck auf jene Unterredung legte, geht daraus 
hervor, daß er nicht nur, wie das auch ſonſt häufig geſchah, das Konzept 
eigenhändig aufſetzte, ſondern auch die Ausfertigung eigenhändig — 
unter weſentlichen Abweichungen von dem Text des Konzepts — ſelbſt 
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niederſchrieb. Es ift der einzige Fall, den ich für dieje Berichte nachweiſen 
kann, wo Konzept und Ausfertigung von Bismarcks Hand herrührt. 
Wichtig iſt auch ein Raſchdau gleichfalls nicht bekannter Bericht, in dem 
Bismarck der Unterſtellung entgegentritt, daß er für rheiniſche Gebiets⸗ 
abtretungen ſei, ebenſo ein Bericht über eine Unterredung mit dem 
franzöſiſchen Botſchafter, in der fich dieſer Diplomat gegen den ſkeptiſch 
zuhörenden Bismarck über den baldigen Zuſammenbruch der Türkei 
ausließ und Enthüllungen über den „großen Plan“ Poliquars wegen 
Verteilung der Türkei unter weſentlicher Begünſtigung Preußens machte. 
Auch dieſes intereſſante Aktenſtück findet ſich nicht bei Raſchdau. 

Im ganzen tritt Bismarcks Anſicht in den Berichten zurück. Das 
liegt großenteils daran, daß der preußiſche Geſandte am Petersburger 
Hofe innerlich vielfach anders dachte als der Regent und der Miniſter 
v. Schleinitz, namentlich in der italieniſchen Stage. Bum beſſeren Ber- 
ſtändnis feiner Berichte muß man feine Privatbriefe a T ins⸗ 
beſondere die an Schleinitz, an ſeine Gattin und an andere. Nur einmal 
läßt ſich Bismarck über die italieniſche Frage in ſeinen amtlichen Berichten 
näher aus, als er Kritik an ſehr merkwürdige Anſichten Gortſchakows 
über Italiens Bericht knüpft. Das geſchah in der Zeit, in der bereits 
Graf Bernſtorff die auswärtige Politik Preußens leitete (14. Januar 
1862, vgl. Raſchdau II, 154 ff.). Mehr Übereinſtimmung beſtand zwi- 
ſchen Bismarck und dem Regenten in der Beurteilung der polniſchen 
Frage. Über dieſe fließt außer für den italieniſchen Krieg die Quelle 
bei Raſchdau am ergiebigſten. Die Berichte darüber ſind a Ee 
Dokumente erjten Ranges. In ihnen tritt die Anſicht Bismarcks deutlich 
Berg Dieſe Berichte ſcheinen das Haupthindernis für eine frühere 

eröffentlichung der Berichte gebildet zu haben. Den ſchon in jenen 
Jahren auftauchenden Gedanken, einen Erzherzog zum König von Polen 
zu machen, erklärt Bismarck für chimäriſch. Dagegen ſchien ihm der 
Gedanke, Galizien gegen Erwerbung der Donaufürſtentümer aufzu⸗ 
geben, gar nicht ſo uneben. Auch die Schleswig⸗Holſteinſche Frage 
wird öfter berührt, und hier verdient Beachtung, daß Bismarck damals 
für eine Teilung Schleswigs eintrat. Faft gänzlich unberückſichtigt 
bleibt bei Raſchdau die ſyriſche Frage, deren weltpolitiſche Bedeutung 
gerade in den Petersburger Jahren Bismarcks ſehr in die Erſcheinung 
trat, ferner die Frage der Donaufürſtentümer, das gewagte Unternehmen 
Oſterreichs in der Sutorina, das äußerſt gefährlich für den allgemeinen 
Frieden zu werden drohte u. a. m. Lückenhaft ſind auch die hochinter⸗ 
eſſanten Berichte über die ruſſiſchen inneren Verhältniſſe, die von der 
ſcharfen Beobachtungsgabe Bismarcks, aber auch von ſeiner gründlichen 
Arbeitsweiſe Zeugnis ablegen. Dieſe Berichte bilden eine unſchätzbare 
Quelle zur inneren Geſchichte Rußlands. Eine große Rolle ſpielt dabei 
die Geneſis der ruſſiſchen Bauernemanzipation. Daß der Bericht über 
den rätſelhaften Tod des Generals Gerſtenzweig von Raſchdau nicht ab⸗ 
gedruckt iſt, liegt vielleicht an einer äußeren Urſache. Auf den Bericht 
wies Theodor Schiemann bereits hin (Roter Tag, 16. Juli 1920). Er 
ſtammt vom Schluß des Jahres 1861, und auch der erſte Bericht des 
Jahres 1862 fehlt bei Raſchdau. Vielleicht ſind die Stücke aus dem 
Raſchdau vorliegenden Manujfript verloren gegangen. 
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Die Stellung Bismarcks zu dem Zaren Alexander II. und ſeinem 
Miniſter des Außern war während der garer Zeit der Geſandtſchaft 
Bismarcks die beſte. Die Anſichten, die Gortſchakow über die deutſchen 
Verhältniſſe bekundete, verrieten, abgeſehen von der ihm fremden 
Schlewig⸗Holſteiniſchen Frage, ein ausgezeichnetes Verſtändnis, nament⸗ 
lich hinſichtlich der Poſition, die Preußen zukam, ſo daß ihm Bismarck 
gelegentlich das aufrichtige Kompliment machte, er (Gortſchakow) würde 
einen vortrefflichen Vertreter Preußens am Bundestage abgeben. 
Sehr anſchaulich wird die impreſſionable Perſönlichkeit des ruſſiſchen 
Miniſters geſchildert, deffen Ehrgeiz darauf ging, fih in einem Parla- 
ment oder auf un redneriſch zu betätigen. Das Vertrauen des 
Kaiſers wußte ſich Bismarck damals für lange Zeit zu erwerben. Man 
verſteht nach dieſen Geſandtſchaftsberichten, daß Alexander II. dem gegen 
Bismarck intrigierenden Dalwigk am 13. Juni 1864 deſſen Frage, ob 
er glaube, daß Bismarck aufrichtig ſei, „auf das Beſtimmteſte und Ern⸗ 
ſteſte“ bejahte und daß der Kaiſer dem Herzog Adolf von Naſſau ſehr 
unzweideutig ſeine beſondere Eingenommenheit für Bismarck zu ver⸗ 
ſtehen gab, wie wir gleichfalls von Dalwigk erfahren. 

Die Berichte aus Paris, wo Herr v. Bismarck⸗Schönhauſen in ſeiner 
Eigenſchaft als Geſandter vom Mai bis Juli 1862 weilte, ſind nur als 
Anhang zu den Berichten aus Petersburg zu betrachten. Der Zahl der 
Stücke nach iſt das Verhältnis wie 7: 1. Petersburg umfaßt etwa 
350 Nummern, Paris 50. Raſchdau hat freilich von dieſen 50 nur 17. 
Noch zum Schluß fehlt ein wichtiger Bericht vom 24. Juli 1862, in dem 
Bismarck den Antrag ſtellt, die Geſandtſchaft in Paris zur Botſchaft 
zu erheben. Von den bei Raſchdau abgedruckten ſind die beiden Berichte 
über die lächerliche Unkenntnis der deutſchen Verhältniſſe, die Bismarck 
deuten eines Beſuches in London bei Palmerſton und Ruſſell 

eobachtet, denkwürdig. 

Ein Teil der Berichte ijt franzöſiſch abgefaßt. Von 26 Immediat⸗ 
berichten, die ſich vorgefunden haben, ſind allein 10 in dieſer Sprache 
gehalten. Der Gebrauch des Franzöſiſchen durch Bismarck verringert 
ſich allmählich und hört ſchließlich faſt ganz auf (1859: 41, 1860: 28, 
1861: 16, 1862: 8 Nummern). 

Man wird es tief bedauern, daß über der Publikation der Bismarck⸗ 
ſchen Geſandtſchaftsberichte aus Petersburg und Paris ſolch ein Unſtern 


gewaltet hat. Herman v. Petersdorff. 


Freiherr Hermann von Eckardſtein, Lebenserinnerungen und poli- 
tiſche Denkwürdigkeiten. Bd. 1. 324 S. Bd. 2. 440 S. Mit einem Bildnis 
des Verfaſſers und zahlreichen Briefnachbildungen. Leipzig, Paul Liſt 
Verlag, o. J. 14 Mk. 

Nachdem der ehemalige deutſche Botſchaftsrat in London, Freiherr 
Hermann von Eckardſtein, 1918 in Geſtalt einer Broſchüre Bruchſtücke 
aus ſeinen politiſchen Denkwürdigkeiten hauptſächlich über die Verſuche 
zu einem deutſch⸗engliſchen Bündnis um die Jahrhundertwende ver: - 
öffentlicht hatte (hier beſprochen Bd. 32, S. 222/3), konnte man etwas 
geſpannt auf das vollſtändige Werk ſein. Dieſes liegt nun in zwei ſtatt⸗ 
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lichen, gejchmadvoll ausgeführten Bänden vor. Allerdings muß man 
eſtehen, die Würze hat E. durch ſeinen Auszug vorweggenommen. 
| SRolitifche Neuigkeiten von Belang erfährt man nicht mehr, dagegen 

werden die gegebenen Proben vertieft und etwas mehr in den Zu- 
ſammenhang gebracht. Somit hat das ganze Werk denſelben beherr⸗ 
ſchenden Geſichtspunkt wie die Broſchüre: bewegliche Klagen über das 
nicht zuſtande gekommene Bündnis mit England. „Dreimal bereits war 


ſeit Beginn der Wilhelminiſchen Ara die von Bismarck vergebens erſehnte 


Gelegenheit für Deutſchland, zu einem Bündnis mit England zu gelangen, 
von Wilhelm II. und den Epigonen des großen Kanzlers verpaßt worden, 
nämlich im Auguſt 1895, als Lord Salisbury dem Kaiſer an Bord der 
Hohenzollern in Cowes eine Teilung des Türkiſchen Reiches zwiſchen 
England, Deutſchland und Oſterreich vorſchlug, während der Bündnis⸗ 
verhandlungen zwiſchen dem Grafen Hatzfeldt und Chamberlain im 
Frühjahr 1898 und während der Bündniserörterungen zwiſchen Cham⸗ 
berlain und mir im Anſchluß an die Samoaverhandlungen im Herbſt 
1899“ (Bd. II, 272). Daran ſchließt fich dann noch die Darlegung eines 
vierten und fünften Verſuches im Jahre 1901, die aber beide 1 
Und warum? — Die Antwort iſt ſo ſchwerwiegend, daß ſie gleichzeitig 
den „wahren Urſprung“ des Weltkrieges umgreift. Denn dieſer „beruht 
in der Tat a nichts weiter als der direktionsloſen und herausfordernden 
Politik Wilhelms II., ſowie der Unzulänglichkeit und Verblendung ſeiner 
verantwortlichen wie auch nicht verantwortlichen Ratgeber, vor allem 
aber auf der größenwahnwitzigen Flottenpolitik des Herrn v. Tirpitz, 
welche ſyſtematiſch jedes Zuſammengehen mit England verhindert hat“ 
d. II, 431). In der Broſchüre war das z. T. noch ſchärfer geſagt, 
aber in dem Gedanken iſt ſich E. doch gleich geblieben. Damit iſt die 
Grundlinie der ſtaatsmänniſchen Auffaſſung s gekennzeichnet. Sie 
wird mit unerbittlicher Folgerichtigkeit vertreten und nicht ohne litera⸗ 
riſches Geſchick. Dennoch wirkt er nicht überzeugend. Des Verfaſſers 
Einſtellung iſt zu einſeitig. Wenn er nunmehr einen zweifellos recht 
dankenswerten Beweis durch Herausgabe einer großen Reihe von Schrift⸗ 
ſtücken, die zwiſchen ihm und dem einflußreichen Leiter der politiſchen 
Abteilung im Auswärtigen Amt, Herrn v. Holſtein, gewechſelt ſind, 
anzutreten verſucht, ſo kann eine ſolche Beweisführung niemals als voll⸗ 
gültig angeſehen werden, da das Material zu begrenzt iſt. Immerhin 
erreicht er doch eins, die geheimnisvolle Perſönlichkeit des Herrn v. Hol⸗ 
ſtein wird nicht unerheblich erhellt. In ihrer Beurteilung deckt ſich E. 
ziemlich mit Hammann, wie er nunmehr dieſem überhaupt gewogener 
au fein ſcheint als in der Broſchüre (vgl. daſelbſt S. 5f. und Erinnerungen 
I, 123 und 119 ff.). In gewiſſer Weiſe muß ja auch zwiſchen Hammann 
und E. Übereinſtimmung beſtehen, denn Hammann iſt genau ſo „weſtlich“ 
orientiert wie E., bloß daß dieſer durch ſeine Ehe mit einer Engländerin 
und beſondere Sympathien mehr gefühlsmäßig zu England neigt und 
demgemäß auch zu viel weitgehenderen Folgerungen gelangt als der 
ehemalige Preſſechef des Auswärtigen Amtes. Ebenſo gefühlsmäßi 
ſucht er auch ſeine Englandpolitik dadurch zu begründen, daß er ſich a 
den „wahren Bismarck“ beruft. Schon die vorhin angeführte Stelle 
deutet darauf hin, es ließen ſich noch zahlreiche nachtragen. Aber auch 
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hier macht ihn das Gefühl einſeitig. Er ſieht bei Bismarck nur die 
Außerungen, die zu ſeiner Meinung paſſen, die ſcharfen Kritiken an 
England, die ſich doch gewiß nicht ſelten, beſonders nach dem Berliner 
Kongreß, finden, läßt er einfach fallen. Bei Bismarcks ausſchließlich 
realpolitiſchen Erwägungen läßt ſich nach der geübten Methode alles 
beweiſen. Natürlich legte Bismarck kein Gewicht auf eine mehr oder 
minder ausgeſprochene Feindſchaft mit England, aber er war auch 
ebenſo weit davon entfernt, in einem unbeirrbaren Zuſammengehen mit 
England das einzige Heil für das Deutſche Reich zu ſehen. Vielmehr 
erkannte er ebenſo wie der von E. ziemlich hart angegriffene Fürſt Bülow, 
daß der Wirtſchaftsneid der re gegenüber den deutſchen Erfolgen 
naturnotwendig einmal zu Schwierigkeiten führen mußte. Zur Er⸗ 
härtung dieſes für E. zwar wohl etwas zu „materialiſtiſchen“ Grundes 
zum Kriege darf ich den Verf. vielleicht auf die Worte Lloyd Georges 
aufmerkſam machen, die dieſer am 11. November 1919 aus Anlaß der 
Enthüllung eines Gedenkſteines zur Erinnerung der Wiederkehr des 
Tages der Waffenſtillſtandsunterzeichnung ſagte: „Dieſer Stein iſt ein 
beſcheidenes Zeichen der Dankbarkeit gegenüber denen, die dafür geſtorben 
ſind, daß wir um ſo reichlicher leben können (may live more abundantly).“ 


Die Darlegungen der deutſch⸗engliſchen Beziehungen Fe für den 
Hiſtoriker das Wichtigſte der Erinnerungen. Sie um affen ie Zeit von 
1891—1904. Doch find die Zahlen nicht ſo wörtlich zu nehmen. Sie 
geben nur die Zeit an, die E. der deutſchen Botſchaft in London zugeteilt 
war. Sonſt greift er mit ſeinen Zwiſchenbemerkungen bis in die jüngſte 
Gegenwart hinein, anderſeits iſt ihm die Vergangenheit unbegrenzt, 
ja, es ſtört ihn nicht, ſeine Erinnerungen aus dem Geſchichtsunterricht 
zu Spielereien umzubilden, wie, wenn er allen Ernſtes Richard Löwen⸗ 
herz den Staufen Heinrich VI. „einkreiſen“ (!) läßt. Man ſieht, der Verf. 
hat Phantaſie. Und das kommt ihm bei der Darſtellung ſeines Lebens⸗ 
laufes zugute. Eine fabelhafte Fülle von Einzelheiten wird da erzählt, 
die nur dadurch möglich erſcheint, daß der Verf. bereits vom 7. Lebens⸗ 
jahre an Tagebuch geführt hat. So ſcheint wirklich nichts vergeſſen zu 
ſein. Es ſind alles keine Erlebniſſe von erſchütternder Bedeutſamkeit, 
aber ſie umſpielen Namen von ſolch hohem Klang, daß ſie nicht ohne 
Reiz ſind, zumal ſie mit außerordentlicher A und Friſche 
dargeſtellt werden. Man kann wirklich faſt durchweg lagen, das Werk 
feſſelt. Allerdings fühlen fic) die hier porträtierten Menſchen nicht 
immer richtig wiedergegeben, wie eine unmißverſtändliche Zuſchrift des 
Oberſten a. D. v. Ziethen, den E. im Verein mit dem unglücklichen 
Vorgänger ee dem bereits verſtorbenen Generaloberſten 
v. Prittwitz⸗Gaffron, als ausgeſprochenen Schlemmer hinſtellt, an die 
„Deutſche Tageszeitung“ (Nr. 565, 12. Nov. 1919) dartut. Ich erwähne 
dies, um einen Maßſtab für die Beurteilung der Einzelheiten bei E. zu 
"yra, Es feint hier die bei Denkwürdigkeiten übliche Vorſicht ganz 
eſonders am Platze zu ſein. 

Nimmt man alles zuſammen, ſo gelangt man zu dem Eindruck, 
daß die vorliegenden Denkwürdigkeiten von einer ungewöhnlich ſtarken 
Subjektivität erfüllt ſind, wenn auch der Verf. oftmals das Gegenteil 
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verſichert. Das bedeutet für die Erkenntnis und Würdigung der E.ſchen 
Perſönlichkeit einen großen Vorzug. Aber bei deſſen Beurteilung anderer 
Perſonen und Dinge muß Zurückhaltung beobachtet werden. Es fehlt 
das rechte Augenmaß. Immerhin wird man nicht an dem Werk vor⸗ 
beigehen können, ſchon nicht wegen des reichlich darin enthaltenen Akten⸗ 
materials. Sicherlich wird es gerade durch dieſes in mancher Beziehung 
noch anregend wirken. Hermann Dreyhaus. 


Rudolf, Kjellen, Die Großmächte und die Weltkriſe. IV u. 249 S. 
Leipzig⸗Berlin, B. G. Teubner, 1921. 9 Mk. 

J. J. Ruedorffer, Die drei Kriſen. Eine Unterſuchung über den 
W politiſchen Weltzuſtand. 73 S. Stuttgart⸗Berlin, Deutſche 
erlags⸗Anſtalt, 1920. 

Das Buch von Kiellen ſtellt eine erweiterte Neuauflage der 1914 
kurz vor Ausbruch des Weltkrieges erſchienenen Schrift „Die Groß⸗ 
mächte der Gegenwart“ (hier von mir beſprochen Bd. 30, S. 260/1 
1917) dar. Dieſe iſt im weſentlichen unverändert geblieben und lediglich 
um einen Schlußteil: „Die Weltkriſe und das neue Syſtem“ vermehrt. 
In dieſem werden noch einmal in knapper, aber treffender Weiſe Urſache, 
Verlauf und Ausgang des Weltkrieges dargeſtellt. Und dann die Gegen⸗ 
wart! Hier kann der Neutrale ſagen, was der Deutſche am liebſten 
verſchweigt: „Aber die entſcheidende Schwäche lag in der Volksſeele 
und im nationalen Willen, die nicht die geiſtige Blockade und Verachtung 
der Feinde zu ertragen vermochten. . .. Die breiten Schichten des deut- 
ſchen Volkes nahmen das Pariazeichen an, das die feindliche Hetze 
ihnen im Namen der Demokratie aufgedrückt hatte und wollten es ab⸗ 
treifen. Durch dieſe mangelnde Zuſammengehörigkeit und Staatstreue 
tt Deutſchland untergegangen“ (S. 206/7). Von den Siegern ſtellt er 
England an die Spitze, allerdings in engſter Verbindung mit Amerika 
als Auswirkung des Gedankens der angelſächſiſchen Weltherrſchaft. 

Letzten Zuſammenhang läßt Ruedorffer nicht in dem Maße gelten 
wie Kjellen. Er ſieht — wohl nicht mit Unrecht — nach wie vor den 
Gedankenmittelpunkt allen weltpolitiſchen Handelns in London. Da⸗ 
bei ergibt ſich ihm eine ſehr bezeichnende Beurteilung des Verhältniſſes 
Englands zu Europa: „Der Kontinent iſt, zumal in Zeiten ſeiner Ohn⸗ 
macht, für England eine Frage zweiten Ranges. Man läßt ihn mit ſich 
ſelbſt beſchäftigen und hat in den übrigen Erdteilen die Hände frei“ 
(S. 68). Eine ſehr richtige Anmerkung! Die ganze engliſche Geſchichte 
ſeit der Eliſabeth dient als Beweis. Bloß, wie kann man danach fort⸗ 
Ie ren, wie es der Verf. wenige Zeilen ſpäter tut: „Trotzdem wenden 
ich die Hoffnungen des Kontinents der engliſchen Politik zu. Weil ſie 
die einzige iſt, die, wenn ſie helfen will, auch helfen kann“ (S. 68). Hier 
offenbart ſich eine Denkungsart, die R.s Herrn und Meiſter, den Reichs⸗ 
kanzler Bethmann Hollweg charakteriſierte: das Richtige erkennen, aber 
das Falſche nachher tun. Damit bleibt R. dem Buche treu, das er zur 
ſelben Zeit wie Kjellen vor dem Kriege veröffentlichte, und zu dem er 
in der vorliegenden Schrift einen Nachtrag liefert. Es handelt ſich um 
das wegen ſeiner Gedankenführung und philoſophiſchen Durchdringung 
des Stoffes vielbeachtete Buch „Grundzüge der Weltpolitik“ (hier be⸗ 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XIV. 1. 11 
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ſprochen Bd. 31, S. 185, 1918), das ja, wie bekannt, die geiſtigen Unter⸗ 
lagen für die Politik des vierten Kanzlers bildet. Ruedorffer — in 
Wirklichkeit der ehemalige deutſche Geſandte Dr. Riezler — hat in dieſem 
Nachtrag, wo er die Welt in den Kriſen der politiſchen Organiſation 
der Staaten und der Staatsform, ſowie der Geſellſchaft ſieht, ſeinen 
früher eingenommenen Standpunkt nicht verlaſſen. Bloß hat ihn ſeine 
perſönliche Erfahrung zum Peſſimiſten gemacht, überall findet ſeine 
ethiſche Natur den Staat und die Staatsmänner „entartet“. 
Hermann Dreyhaus. 


H. v. Kuhl, Der deutſche Generalſtab in Vorbereitung und Durch⸗ 
führung des Weltkrieges. Zweite, neu bearbeitete Auflage. VIII u. 
213 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1920. 30 Mk. 

Teils als Epilog auf ein großes Werk, teils als Verteidigungsſchrift 
iſt das vorliegende Buch geſchrieben. Es ſchien einem beſonderen Intereſſe 
entgegenzukommen. Denn nach kaum einem halben Jahre war eine 
zweite Auflage notwendig. Der Verf. hat die gerade anfangs 1919 
einſetzende Flut von Veröffentlichungen nicht ungenutzt gelaſſen und 
zur Sicherung ſeiner Ausführungen beſonders das ſranzöſiſche Material 
herangezogen. Nunmehr dürften im großen und ganzen die erzielten 
Ergebniſſe wohl als geſichert gelten. Danach ergibt ſich ein Bild, das ſich 
durch große Sachlichkeit, manchmal fogar Leidenſchaftsloſigkeit aus⸗ 
zeichnet, aber doch eines inneren Feuers nicht entbehrt. Der Verf. iſt 
zu ſeiner Aufgabe beſonders berufen, da er nicht weniger als 22 Jahre 
im Generalſtab tätig war, er gehörte zu den bevorzugteſten Mitarbeitern 
des Grafen Schliefſen. Sein Werk gliedert er in zwei Teile: die Vor⸗ 
bereitung des Krieges und der Generalſtab im Weltkrieg. Die anfangs 
gegebenen Kennzeichen des Buches, Epilog und Verteidigung, weben 
ſich durch, nicht daß etwa ein Abſchnitt dem einen und ein zweiter dem 
anderen gewidmet wäre. Je nach der Gelegenheit erfolgt ein weher 
Rückblick oder eine . vorwiegend mit der jüngſt er⸗ 
ſchienenen Kritik an der Tätigkeit des Generalſtabes. Unter letzterer 
ſind als ſachliche Gegner die auch hier (Bd. 32, S. 241/2, 1919) be⸗ 
ſprochenen Schriften von G. Steinhauſen „Die Grundfehler des Krieges 
und der Generalſtab“ ſowie Immanuel, „Siege und Niederlagen im 
Weltkriege“ zu nennen, daneben noch mit ſcharfer Ablehnung des poli⸗ 
tiſchen Charakters G. Gotheim, „Warum verloren wir den Krieg?“ 
Eine ſouveränere Behandlung der Kritik würde ich dem Weſen des 
Buches mehr angepaßt gefunden haben. Hin und wieder läßt ſich der 
Verf. durch diefe zu Ablenkungen beſtimmen. 

Ja, man muß bekennen, daß die Anlage des Buches nicht unweſent⸗ 
lich durch die Verteidigungsabſicht beſtimmt iſt. Das iſt für den inneren 
Aufbau nicht ſonderlich förderlich und dient vor allem nicht den Zwecken. 
Denn bei dieſem Verfahren wird Zuſammengehöriges voneinander ge⸗ 
trennt, wie z. B die Charakterbilder des rs Schlieffen und des 
Generals v. Moltke von ihren Plänen bzw. Werken. Allzu ſehr folgt der 
Verf. dem Eindruck von außen, wenn er den erſten Teil gliedert nach 
den Gruppen der Angriffe, die gegen den Generalſtab erhoben worden 
ſind, z. B. die Einſchätzung der Gegner und der Verbündeten, die mili⸗ 
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täriſche Lage Deutſchlands vor dem Kriege, der deutſche Aufmarſch und 
Operationsplan. In den allermeiſten Fällen gelingt es zwar dem Verfafſer, 
die erhobenen ll urückzuweiſen, aber — um in feinem Sprachge⸗ 
brauch zu bleiben — die Freiheit des Handelns 1 er nicht wahren können. 
Wie wirkungsvoll hätte ſich der erſte Teil geſtaltet, hätte der Verf. den im 
dritten Abſchnitt unternommenen Verſuch einer geſchichtlichen Gliederung 
der Tätigkeit des Generalſtabes insgeſamt zugrunde gelegt. Dann wäre 
ſeine Leiſtung im Weltkriege ganz ungezwungen als die Krönung eines 

ewaltigen Baues erſchienen, wo die wuchtige Linienführung ſchon von 
ſelbſt einen erheblichen Teil der Angriffe hätte abprallen laſſen. 

So zerſplittert dieſer Teil vorwiegend in Einzelheiten, hauptſächlich 
Abſchnitte, an denen der Verf. perſönlich beteiligt war, nacheinander 
als Chef des Generalſtabes der I. (Kluckſchen) Armee beim Beginn 
des Krieges (hier mehr andeutungsweiſe, ausführlich in der oben be⸗ 
ſprochenen Studie über die Marneſchlacht) und dann in der gleichen 
Eigenſchaft der Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Dadurch wird 
natürlich die allgemeine Aufgabe des Generalſtabes, wie ſie Ludendorff 
in ſeinen beiden Werken umfaſſend ſchildert, beträchtlich eingeengt, aber 
die perſönliche Farbe tritt mehr hervor. Die Darſtellung reicht unter 
Ausſchaltung der Jahre 1915, 1916 bis zur Schilderung des ſchmerz⸗ 
vollen Rückzuges 1918, woran ſich noch zwei Verteidigungskapitel an⸗ 
ſchließen: „Der Generalſtab und die Truppe“ (gegen die Verleumdungen 
Gotheims betr. das Schlemmerleben der Generalſtäbler) und „Die 
Einſchätzung der Feinde im Kriege“, wo beſonders ein Bild der Lage 
1918 gegeben wird. Hierbei muß allerdings der unerwartet ſchnelle 
Antransport der Amerikaner zugeſtanden werden. 

Immerhin iſt es dem Verf. durchaus gelungen, den deutſchen 
Generalſtab als vollauf auf der Höhe dargeſtellt zu haben. Er hatte einen 
guten Eideshelfer, ſeine Leiſtungen! Ob die deutſche Regierung über 
ſich auch zu einem ſolchen Ergebnis gelangen würde? Der Verf ſtellt 
die Frage nicht. Er iſt ganz Soldat, der mit Würde die Schwäche deſſen 
trägt, der ihn eigentlich lenken ſollte. Hermann Dreyhaus. 


Oberſt Friedrich Immanuel, Der Weltkrieg 1914—1919. Volks⸗ 
tümliche Darſtellung des Krieges zu Lande, zur See, in den Schutz⸗ 
gebieten. Mit 5 Karten und 83 Zeichnungen, ſowie einer Zeittafel 
der Hauptereigniſſe, einem Perſonen⸗ und Ortsverzeichnis. VIII u. 
408 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1920. 26 Mk., geb. 32 Mk. 

Der bereits während des ae mit zuſammenhängenden Dar- 
ſtellungen des Kriegsverlaufs erfolgreich hervorgetretene Verf. legt 
nunmehr ſeine Arbeit als abgeſchloſſenes Werk über den Weltkrieg vor. 
Man darf heute naturgemäß noch nicht allzu hohe Anforderungen an 
eine Geſchichte des Krieges ſtellen. Allein, was hier geboten wird, kann 
ſich ſehen laſſen. Auf knappem Raume werden die vielfach recht ver⸗ 
Re Ereigniſſe behandelt und mit großer Umſicht und Klarheit 

argeſtellt. Verſtändlicherweiſe wird man kein allzu tiefgründiges Ein⸗ 

gehen auf die inneren Zuſammenhänge der geſchilderten Verhältniſſe 

erwarten können, aber es genügt auch, in dem geſteckten Rahmen völlig 

den großen Gang der Handlungen zu entwickeln, wobei die Brennpunkte 
11 
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genügend Gelegenheit geben, die urſächliche Verknüpfung von Politik 
und Kriegführung ſowie der einzelnen Faktoren der Kriegführung unter⸗ 
einander klarzulegen. Allerdings geſtattete der Raum nur ganz große 
Linien. Aber die ſind auch treffend gezeichnet, ſo daß die Darſtellung 
weit über einen bloßen Abriß der Kriegsgeſchichte ſteht. 

Der Verf. führt die Darſtellung bis zum fog. amtlichen Friedens⸗ 
ſchluß am 10. Januar 1920, er kann alſo den Anſpruch einer vollſtändigen 
Kriegsgeſchichte erheben. Im ganzen ſind die einzelnen Teile ziemlich 
gleichmäßig behandelt, es ſei denn, daß eine allgemeine Polemik wie bei 
der Marneſchlacht 1914, oder die Darſtellung der Ereigniſſe des Jahres 
1918, die ja noch im Zuſammenhang wenig bekannt ſind, Veranlaſſung 
zu größerer Ausführlichkeit geben. Große Beleſenheit der einſchlägigen, 
nicht bloß deutſchen Literatur beweiſt nicht nur der entſprechende An⸗ 
hang, man merkt auch in der Darſtellung und den ausgezeichneten Tert- 
ſkizzen die Vertrautheit mit dieſer. In ſeinen Urteilen iſt der Verf. 

anz außerordentlich zurückhaltend, beſonders nach der politiſchen Seite 
Bin. Die Schwäche der deutſchen politiſchen Führung wird zwar aus. 
drücklich betont, aber niemals im einzelnen feſtgelegt. Nicht ganz ſo 
wird in militäriſchen Fragen verfahren. Gern wird hier das Urteil 
Ludendorffs herangezogen, wie überhaupt deſſen „Erinnerungen“ viel⸗ 
fach unterklingen. Im ganzen wird man ſchwerlich etwas gegen ſeine 
Urteile einwenden können weder gegen die politiſchen, noch gegen die 
militäriſchen. Denn mag er auch anfangs den Handelsneid Englands 
als die faſt ausſchließliche Urſache des Krieges hinſtellen, die maßgeblichſte 
und ausſchlaggebendſte ift fie f geweſen. Oder wenn er die Juliereig⸗ 
niſſe 1918 gegenüber Ludendorff wichtiger einſchätzt, indem er ſagt: „Die 
Parteiloſigkeit des Urteils fordert das unumſtößlich richtige Bekenntnis, 
daß die deutſche Heeresleitung den Feind erheblich unterſchätzt hat. Sie 
ſtellte die eigene Kampffähigkeit, die ſich bereits im Niedergange befand, 
zu hoch ein und ließ ſich am 18. Juli in einer Lage überraſchen, welche 
zwar nur zu einer „Schlappe“ jones aber doch der Anfang des Unheils 
werden ſollte. Hierüber kommt keine andere Darſtellung hinweg“ (S. 281). 
Gerade ſolch ein Urteil erhöht den Wert des Buches. 

Ein beſonderes Gewicht hat der Verf. auf die Brauchbarkeit ſeines 
Werkes gelegt, das ſich unſchwer ein Handbuch der Geſchichte des Welt⸗ 
krieges nennen kann. Nicht bloß das eben angeführte Literaturverzeichnis 
iſt ein Vorzug, beſonders ſchätzbar ſind die ſynchroniſtiſchen Tabellen, 
wodurch die in der Darſtellung nacheinander behandelten Kriegsſchau⸗ 
plätze doch in engere Beziehung zueinander treten, zumal die erſte Spalte 
der Tabellen die Überſchrift „Politiſches“ trägt. Auch hier ſind die Er⸗ 
eigniſſe bis 1920 geführt. Daß im Text der Waffenſtillſtands⸗ und Frie⸗ 
densvertrag im Auszug mitgeteilt ſind, mag nur der Vollſtändigkeit 
wegen erwähnt ſein. Hermann Dreyhaus. 


W. Nicolai, Nachrichtendienſt, Preſſe und Volksſtimmung im 
Weltkrieg. VIII u. 226 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1920. 
13,50 Mk., geb. 18,30 Mk. 

„Der Weltkrieg war der erſte Krieg in einer Zeitepoche, in der die 
Preſſe eine Macht darſtellte“ (S. 167). Dieſer Satz iſt die grundlegende 
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Erkenntnis des vorliegenden Buches. Leider kann er nicht zum Ausgangs- 
punkt genommen werden. Denn die Erkenntnis, die er feſtlegt, fehlte 
in ganz beſonderem Maße bei dem Teil der Kriegsleitung, der mit ihr 
ebenſolche Siege erringen ſollte wie das Feldheer: die politiſche Kriegs⸗ 
führung durch Reichskanzler und Auswärtiges Amt iſt nicht nur ſelbſt 
jeglicher führenden Gedanken bar, ſie läßt auch alle Verſuche, falls ſie 
ſich einmal ſchüchtern eigen, über ein erſtes Wollen nicht hinauskommen. 
Das ift die Klage, die Oberſtleutnant Nicolai als Leiter des militäriſchen 
Preſſedienſtes immer wieder ertönen laſſen muß. In ſeinem Buche 
bringt er, wenn auch bisweilen in allzu aphoriſtiſcher Form, ein Material 
zur inneren Geſchichte des Krieges bei, das ſchon bei dieſem Überblick die 
tiefſten Eindrücke hinterläßt und deshalb von keinem Forſcher überſehen 
werden darf. N. malt dabei keineswegs — weil nach den Ereigniſſen — 
u ſchwarz. Als ich ſelbſt 1916 im Kriegspreſſeamt tätig war, mußte ich 
ſchon damals mein Urteil derartig hoffnungslos einſtellen, daß ich die vor⸗ 
liegende Darſtellung eher als recht nachſichtig hinnehmen möchte. 

N. gliedert ſein Buch in zwei Teile: Darſtellung und Betrachtung. 
Der erſtere bietet reinweg Stoffliches. Der Nachrichtendienſt der Oberſten 
Heeresleitung, der der Entente und die deutſche Abwehr, ſowie der 
Preſſedienſt der Oberſten Heeresleitung mit einem kurzen Abſchnitt 
über den vaterländiſchen Unterricht bilden die Gegenſtände der Unter⸗ 
ſuchung. In trockenſter Aufzählung wirken hier die Tatſachen über den 
Vernichtungswillen unſerer Feinde noch heute wie Keulenſchläge. Bloß 
wer vernimmt davon? „Die Preſſe, die es angeht,“ ſchweigt eine ſolche 
ek einfach tot, jie bat ja Anteil genug an dem Erfolg der 
feindlichen Propaganda. Der zweite Abſchnitt: „Betrachtung“ ift weniger, 
wie der Name und auch der Verf. andeuten, ein Räſonnement zum erſten, 
in der Hauptſache bringt er Ergänzungen, z. T. perſönlicher Natur. 
Am wertvolliten find hier die Abſchnitte: „Die Preſſe“ und „Die Re- 
9 und die Parteien“, wenn man ſie auch nur blutenden Herzens 

ieſt. Mit vornehmer Sachlichkeit urteilt der Verf., heute wie früher 
gleich wenig über ſeine Meinung im Zweifel laſſend. 

Das Buch iſt eine Quelle, die nicht nur ſelbſt viel bietet, ſondern auch 
weitergehende Wege in Archive und Aktenſammelſtellen weiſt. Dieſer 
für die zukünftige Forſchung höchſt wichtige Punkt darf nicht unerwähnt 
bleiben. Doch ſei das Werk mehr noch Politikern empfohlen. Hier liegt 
ein Schulbeiſpiel vor, wie eine Regierung nicht an dem Gute der Nation 
handeln ſoll. Hermann Dreyhaus. 


Oskar Müller, Warum mußten wir nach Verſailles? Von der 
„Friedensreſolution zum Friedensſchluß. 72 S. Berlin, Reimar Hob- 
bing, 1919. 1,50 Mk. : 


Karl Helfferich, Die Friedensbedingungen. Ein Wort an das 
deutſche Volk. 50 S. Berlin, Reimar Hobbing, 1919. 1,20 Mk. 

Zwei Propagandaſchriften aus der Zeit des Friedensſchluſſes im 
Jahre 1919! Die eine — verfaßt von dem ſeinerzeitigen Leitartikler 
der ehemals halbamtlichen „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ — recht⸗ 
fertigt die Politik der Revolutionsregierung und verſucht, eine gewiſſe 
geſchichtliche Notwendigkeit in der Entwicklung der Verhältniſſe von der 
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Friedensreſolution im Juli 1917 bis zum Friedensſchluß nachzuweiſen, 
die andere interpretiert dieſen in ſeinen wichtigſten Beſtimmungen, 
um noch im letzten Augenblick einen Umſchwung der Dinge herbeizu⸗ 
führen. Beide Schriften haben lediglich Stimmungswert, die eine als 
offizielle Meinung der Regierung, die andere als die Außerung eines 
der letzten, jedoch am Gang der Ereigniſſe äußerſt ſtark beteiligten kaiſer⸗ 
lichen Miniſters. In ihrem Inhalt ſind ſie entweder durch weitergehende 
Veröffentlichungen entweder ſtark modifiziert — oder die Tatſachen 
der Entwicklung haben ſie überholt bzw. überflüſſig gemacht. 
Hermann Dreyhhaus. 


rt Schmidt, Das Berliner Farbenſtudententum. Geſchichte der 
farbentragenden Verbindungen an den Berliner Hochſchulen 1810—1920. 
Einzeldarſtellungen. Der V. C. zu Berlin. Alb. Paul & Co., Berlin. 
Dies Werk will eine Geſchichte des Berliner Farbenſtudententums, 
d. Me der ſchlagenden und nichtſchlagenden Korporationen in Einzeldar- 
tellungen, die, ſoweit es noch möglich ijt, von jeder einzelnen Korporation 
elbſt ausgearbeitet wurden, geben. Ein ſicherlich richtiges Verfahren, denn 
adurch wird am beſten die Unparteilichkeit gewahrt, indem jede Korpora⸗ 
tion ihre eigenen Ziele und Beſtrebungen ſchildert. Das Unternehmen 
war urſprünglich in zwei großen Bänden geplant, von denen der erſte die 
Univerſität, der zweite die anderen Hochſchulen berückſichtigen ſollte. An 
den hohen Koſten iſt dies geſcheitert, ſo daß der Verlag ſich wegen des 
Abſatzes entſchließen mußte, es in einer Reihe von kleinen, nach Verbänden 
und Gruppen geordneten Teilen zu zerlegen, die einzeln käuflich ſind. 
Der vorliegende Teil enthält eine kurze Überficht über die Entwicklung 
des Farbenſtudententums an der Univerſität Berlin und dann die Geſchichte 
des V. C., jowie der mit ihm im Pauxkverhältnis ſtehenden Turnerſchaft 
Alania. Was geboten wird, läßt hoffen, daß wir eine lebensvolle Geſamt⸗ 
eat ber des Berliner Studententums erhalten werden und das Werk 
omit der Bedeutung der Aufgabe gerecht wird. M. Kl. 


Späth⸗Buch 1720—1920. (Hrsg. von L. Späth, Baumſchule, 
Berlin⸗Baumſchulenweg. Berlin, Druck von Moſſe, 1921.) 

Die Schrift, die auf über 300 Seiten eine Überſicht über die Späth⸗ 
ſchen Erzeugniſſe bietet, mag hier deshalb genannt werden, weil ihr 
eine 92 Seiten lange Geſchichte der altberühmten und mit Berlin en 
verwachſenen Firma vorausgeht. Sie gewährt zuweilen Ausblicke au 
die Pflege der Gartenkunſt in Berlin und die Fürſorge Friedrich Wil⸗ 
510 L und beſonders Friedrichs d. Gr. zur Hebung der Landeskultur. 

änner wie Ludwig Späth (1793—1883) und ſein Sohn Franz Späth 
(1839—1913), von denen ein lebendiges Bild entworfen wird, haben 
an der inneren Geſchichte Berlins und der Mark ihren Anteil gehabt. 
Eine Fülle von Bildern ſchmückt das Buch. 
Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


P. Kehr, Das Erzbistum Magdeburg und die erſte Organiſation 
der chriſtlichen Kirche in Polen. Einzelausgabe aus den Abhandlungen 
der preußiſchen Akademie der Wiſſenſchaften, Jahrgang 1920, Phil.⸗ 
Hiſt. Klaſſe Nr. 1. Berlin 1920, Verlag der Akademie. Gr. 4. 68 S. 
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Der Verfaſſer, eine Autorität auf dem Gebiete der Erforſchung 
mittelalterlicher Papſturkunden, ift in feinen Vorarbeiten zu der Ger- 
mania pontificia und der kritiſchen Prüfung der älteſten Magdeburger 
Papſturkunden auf das Quellenmaterial zur Geſchichte der älteſten 
Organiſation der polniſchen Kirche geſtoßen und beleuchtet es in der 
vorliegenden Arbeit. a Mittelpunkt der Unterſuchung ſteht die Frage, 
ob das älteſte polniſche Bistum, das zu Poſen, von Magdeburg aus 
gegründet worden ſei und dem Magdeburger Metropolitanverbande 
angehört habe. Gegen die faſt allgemeine Anſchauung der deutſchen 
und polniſchen Geſchichtsſchreibung kommt der Verfaſſer zu einem ver⸗ 
neinenden Urteil. Er erkennt zwar an, daß Poſen als Bistum ſchon 
am Ende des 10. Jahrhunderts beſtanden habe, aber nur als Miſſions⸗ 
bistum ohne beſtimmte Metropolitanzugehörigkeit und ohne amtliche 
Beziehungen zu Deutſchland. Der Beweis hierfür wird negativ da⸗ 
durch geführt, daß alle echten Magdeburger Urkunden aus dem 10. 
und dem Anfang des 11. Jahrhunderts dieſe Beziehungen nicht kennen, 
poſitiv aber dadurch, daß die ſchon früher als Fälſchung erkannte Papſt⸗ 
urkunde auf Blatt 2 des Magdeburger liber privilegiorum s. Mauritii 
als die alleinige Urſache allen Irrtums nachgewieſen wird. Mit kritiſcher 
Schärfe, die ſich ſtellenweiſe zu dramatiſcher Lebendigkeit entwickelt, 
wird gezeigt, wie aus dieſer Fälſchung, die entweder kurz nach 1004 
oder kurz nach 1012 entſtanden ift, die Magdeburger chronikaliſche Über- 
lieferung beeinflußt worden iſt, ſo die gesta arch. Magd. und die annales 
Magdeburgenses, endlich auch der Geſchichtsſchreiber Thietmar von 
Merſeburg, dem ſonſt die höchſte Glaubwürdigkeit zugebilligt wird. 
Im zwölften Jahrhundert hat dieſelbe Fälſchung auch ſchon die urkund⸗ 
liche Überlieferung getrübt, und als der Erzbiſchof Norbert von Magde⸗ 
burg feine Metropolitanmacht über die Oder hinaus auszubreiten 'be⸗ 
gore bot ihm dieſelbe Fälſchung die Handhabe, Anſprüche auf die 

berhoheit nicht nur über das Bistum Poſen, ſondern auch Gneſen, 
Krakau und Pommern zu ſtellen. 


Ein beſonderes Kapitel der Schrift iſt der einzigen, der polniſchen 
Überlieferung des 10. Jahrhunderts entſtammenden Urkunde, nämlich 
der Schenkung Polens an den päpſtlichen Stuhl, gewidmet. Der Verfaſſer 
ſieht in dieſer Schenkung einen Vorakt zu der großen Kirchenorganiſation 
Polens um das Jahr 1000 in Gegenwart des Kaiſers Otto III. in Gneſen. 
Er deutet an, daß dieſe beiden Tatſachen die kirchliche Abhängigkeit Polens 
von Magdeburg auch ihrerſeits ausſchlöſſen. 

Über den engeren Stoff hinaus bietet die Schrift in zahlreichen Aus⸗ 
führungen und Anmerkungen anregende, wertvolle, allgemeine Beiträge 

ur polniſch⸗deutſchen Kirchengeſchichte. Von beſonderem Intereſſe 

i die Werturteile über die polnische und deutſche Chroniſtik und Ge- 
chichtſchreibung. Auf S. 11 Anm. 2 findet ſich eine Zuſammenſtellung 
der älteſten Papſt⸗ und Legatenurkunden der polniſchen Bistümer. Die 
Urkunde Innozenz II. von 1136 Juli 7. für Gneſen hält Kehr für eine 
Nachzeichnung. S. 44 Anm. 2 bringt überſichtliches Material über die 
Begründung der polniſchen Bistümer. S. 48 Anm. 6 erläutert den 
Begriff ordinare im Sprachgebrauch der päpſtlichen Urkunden. 
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Man wird billig bewundern müſſen, mit welcher Sicherheit und 
Beherrſchung des Stoffes der Verfaſſer ſich auf dem Gebiete der pol⸗ 
niſchen Kirchengeſchichte, das deutſchen Forſchern gewöhnlich ſchwer zu 
bewältigende Hinderniſſe bereitet, bewegt. Das Hauptergebnis der 
Abhandlung wird man als geſicherte hiſtoriſche Tatſache zu betrachten 
haben. A. Warſchauer. 


A. Warſchauer, Geſchichte der Stadt Gneſen. Poſen 1918. Verlag 
der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für die Provinz Poſen. 488 S. mit einer 
Karte der Stadt Gneſen (Ausf chnitt) vom Jahre 1787. Abbildung der 
im Jahre 1823 König Friedrich Wilhelm III. vom Landrat v. Wolanski 
gewidmeten goldenen Medaille f ür feine Hilfe nach dem Brande vom 
Jahre 1819 und einem Fakſimile der Kab.⸗O. dieſes Königs vom 7. Nov. 
1819 in derſelben Angelegenheit. 

Neben dem wiſſenſchaftlichen Wert des Buches iſt gegenüber der 
Perſon des Verf. kein Wort zu verlieren. Es iſt alles geboten, was der 
Stoff erforderte. Das Werk iſt aber nicht minder eine intereſſante 
Lektüre, auch in den geſchichtlich minder bedeutenden Teilen, die von 
der Kunſt des Verf. durch zweckmäßige Darſtellung hervorgehoben ſind, 
was bei dem Mangel von ſicheren Grundlagen, namentlich für die älteſte 
Zeit, nicht leicht war. Mit dem 17. Jahrhundert fließen dann die Quellen 
reichlicher. Von einzelnen trefflichen Bemerkungen ſei insbeſondere 
hervorgehoben, was über die Anfänge parlamentariſchen Lebens (S. 395) 
in der Stadtverwaltung geſagt iſt. Sie dienen nicht wenig dazu, das 
Intereſſe an den Forſchungsergebniſſen auch für den feſtzuhalten, der 
nicht zu wiſſenſchaftlichen Zwecken mit ihnen befaßt iſt. 

Im einzelnen möge erlaubt ſein, folgendes zu bemerken: Widukind 
(S. 5) ſchreibt (III, 66) Licicaviki, nicht Livicaviki (wenn nicht ein Druck⸗ 
fehler vorliegt). Auf S. 15 hätte erwähnt werden können, daß im 
Jahre 1103 Boleslaus III. die Angehörigen des ehemaligen Kolber⸗ 
giſchen Bistums zwang, den Zehnten und die Erſtgeburtsſteuern an 
den Erzbiſchof von Gneſen zu entrichten (Sell, Geſchichte des Herzog⸗ 
tums Pommern I, S. 107). Ebenſo, daß Zbigniew (kein ehelicher Bruder 
des Herzogs) wiederholt mit Landesfeinden in das Land gefallen war 
(S. 16). Die Anſprüche Przemysl II. auf Pomerellen gründeten fih 
nicht allein auf Erbeseinſetzung durch den Herzog Meſtwin, ſondern auf 
langjährige Verhandlungen vor deſſen Ableben (S. 72), wie a. a. O. 
S. 349 ff. dargeſtellt. Dlugosz ſagt auch nur, daß Meſtwin propter 
identitatem et propinquitatem sanguinis zum Erben und Nachfolger 
eingeſetzt habe. Dieſe Verwandtſchaft war jedenfalls nicht näher als 
die mit den Herzögen von Weſtpommern (Sell a. a. O. S. 115), als 
Mitnachkommen Swantibors I (t 1108). So plötzlich (S. 73) kann die 
Tötung Przemysl II. nicht geweſen fein, da fie von den Markgrafen 
von Brandenburg (Sell a. a. O. S. 357) ausgeführt wurde. 

Nur auf dem Marſch nach Rußland kann Napoleon in Gneſen ge⸗ 
weſen ſein. Auf dieſem reiſte er von Poſen nach Thorn, alſo über Gneſen. 
Auf dem Rückwege dagegen kam er von Warſchau über Kutno nach 
Poſen, berührte alſo Gneſen nicht (Correspondance militaire et poli- 
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tique Bd. 23, ©. 463; Bd. 24, S. 339). Übrigens foll er (nach örtlicher 
Überlieferung) im Logengebäude Quartier genommen haben. 

In der Zufügung des Adelsprädikats ſind einzelne Verſchiedenheiten 
bei demſelben Namen vorhanden. 

Das Werk ſchließt wirkungsvoll mit der Rede Wilhelm II. am 
9. Auguſt 1905 auf dem Markt zu Gneſen. Sie und das Datum der 
K.⸗O. vom 7. November 1819 (S. 334) kann man jetzt nicht ohne Be⸗ 
wegung leſen. R. Bartolomäus. 


B. Eingeſandte Bücher 
(ſoweit noch nicht beſprochen). 


Baux, Charles, Etudes sur le combat. Préface du maréchal Foch. 
Payot & Cie. Paris 1921. 

Brandt, Otto H., Metternich. Denkwürdigkeiten (= Gupitz, Denk⸗ 
würdigkeiten aus Altöſterreich XXII). Georg Müller, München 1921. 

Brinkmann, Karl, England (= Sammlung wiſſenſchaftlicher Hand⸗ 
bücher für Studierende und den praktiſchen Brauch ... herausgeg. 
von Richard Scholz⸗Leipzig). Berlin, Voſſiſche Buchhandlung, Verlag. 

Brunet, René, La constitution Allemande du 11 Aout 1919. Payot 

K Cie. Paris 1921. 

Clery, Adrien Robinet de, Les idées politiques de Frédéric de Gentz. 
Lauſanne, Payot & Cie., 1917. 

Curſchmann, Fritz, Zwei Ahnentafeln. Ahnentafeln Kaiſer Friedrichs J. 
und Heinrichs des Löwen zu 64 Ahnen (= Mitteilungen der Zentral⸗ 
ſtelle für deutſche Perſonen⸗ und Familiengeſchichte, Leipzig). H. A. 
Ludwig Degener, Leipzig 1921. 

Flach und Guggenbühl, Quellenbud zur allgemeinen Geſchichte. 
III. Teil. Geſchichte der Neuzeit, 1919. 

Freytag⸗Loringhofen, Frhr. v., Generalfeldmarſchall Graf v. Schlief⸗ 
fen. Hiſtoria⸗Verlag. P. Schraepler, Leipzig. 

Gentizon, Paul, L'Allemagne en République. Paris, Payot & Cie., 1920. 

Harnack, Axel v., Fr. David Baſſermann und die deutſche Revolution von 
1848/49 (Hiſtoriſche Bibliothek Bd. 44). R. Oldenbourg, München-Berlin. 

Hartung, Fritz, Deutſche Geſchichte von 1870 bis 1914. Kurt Schroeder, 
Bonn u. Leipzig 1920. Geh. 25 Mk. 

Helmolt, Hans F., Leopold Rankes Leben und Wirken. Nach den 
Quellen dargeſtellt. Leipzig 1921. 

Hönig, Johannes, Ferdinand Gregorovius, der Geſchichtſchreiber der Stadt 
Rom. Stuttgart-Berlin, J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger, 1921. 

Joachimſen, P., Vom deutſchen Volk zum deutſchen Staat. 2. Aufl. (Aus 
Natur und Geiſteswelt, 511. Bd.) B. G. Teubner, Leipzig⸗Berlin 1920. 

Krabbo, Hermann, Regeſten der Markgrafen von Brandenburg aus 
askaniſchem Haufe. 5. Lief. (= Veröffentlichungen des Vereins für 
Geſchichte der Mark Brandenburg.) Duncker & Humblot, München⸗ 
Leipzig 1920. 
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. tr ag ſchweren Tagen. Kurt Schroeder, Bonn u. 

eipzig 1 

Laubert, M, „Die preußiſche Polenpolitik von 1772—1914. Preußiſche 
Verlagsanſtalt, Berlin. 

Lenz, Max, Kleine hiſtoriſche Schriften. II. Bd. Von Luther zu Bis⸗ 
marck. R. Oldenbourg, München-Berlin. 

Lucius v. Ballhauf en, Frhr., Bismarck⸗Erinnerungen. Stuttgart⸗ 
Berlin 1920, J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. 

Mohl, Ottomar v., Fünfzig Jahre un Lebenserinnerungen. 
Leipzig 1920, P. Liſt. Geh. 24 Mk., geb. 30 Mk. 

Nadler, Jofeph, Die Berliner Romantik 1800—1814. E. Reiß, Berlin 1921. 

Netta, Gheron, Die Handelsbeziehungen zwiſchen Leipzig und Oſt⸗ 
und Südeuropa bis zum Verfall der Warenmeſſen. Zürich, Gebr. 
Leemann & Cie. 

Platzhoff, Walter, Bismarcks Bündnispolitik. Kurt Schroeder, Bonn⸗ 
Leipzig 1920. Geh. 2,60 Mk. 

R., J., Foch. Essai de psychologie militaire. Paris, Payot & Cie., 1921. 

Riemann, Robert, Schwarzrotgold. Die politiſche Geſchichte des 
Bürgertums ſeit . 8980 Dieterichſche Verlagsbuchhandlung 
1921. Geh. 21 Mk., 8 Mk. 

Sacken, Eduard Frhr. v. 3 Grundzüge der t Wappentunde. 8. Aufl., 
bearbeitet von Egon Frhr. v. Berchem. J. J. Weber, Leipzig 1920. 

Schmidt⸗Lötzen, Des Reichsgrafen E. A. 8. Lehndorff Tagebücher 
nach le Kammerherrnzeit. Erſter Band. Friedr. Andr. Perthes, 
Gotha 1921. 

Somiy Eliſabeth, Edwin von Manteuffel als Quelle zur Geſchichte 
Frie brich Wilhelms IV. (Hiſtoriſche e Bd. 45.) R. Olden⸗ 
bourg, München⸗Berlin 1921. Geh. 10 M 

Schmoller, Guſtav, Preußiſche e Verwaltungs⸗ und 
Finanzgeſchichte. Tägl. Rundſchau, Buchverlag, Berlin. 

Schwemer, R., Deutſche Geſchichte 1862—1871. Vom Bund zum 
Reich. 3. Aufl. (Aus Natur und Geiſteswelt, 820. Bd.) B. G. Teub⸗ 
ner, Leipzig Bertin 1920. 

Stimming, M., Deutſche Fe vom Anfang des 
19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart. (Aus Natur und Geiſteswelt, 
639. Bd.) B. G. Teubner, Leipzig⸗Berlin 1920. 

Stutz, Ulnch Das Bonner evangeliſche Univerſitätspredigeramt in 
ſeinem Verhältnis zu Staat, Kirche und Gemeinde. Sitzungsberichte 
der A Akademie der Wiſſenſchaften 1921. 

Wahl, A., Vom Bismarck der 70er Jahre. Mohr, Tübingen. 


n Arthur, Briefe an und von Johann George Scheffner. Bd. II. 
1. Lief. (Veröffentlichungen des Vereins für die Geſchichte von 
Oft- und Weſtpreußen.) Duncker & Humblot, München⸗Leipzig 1920. 


Die Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg. 


Entgegnung. 
Von P. Eichholz. 


Eine Beſprechung der bisher erſchienenen Bände des Verzeichniſſes der 
Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg durch J. Kohte in Bd. 32, S. 479 
der Forſchungen gibt mir Anlaß zu einigen Worten der Entgegnung, ſoweit ſich 
die Kritik auf die von mir bisher bearbeiteten Teile (Reg.⸗Bez. Potsdam) bezieht. 
Handelt es ſich doch dabei nicht nur um einzelne Ausſtellungen, ſondern um die 
Art der Darſtellung im allgemeinen und um einige einſchneidende kunſtgeſchicht⸗ 
liche Fragen. 

Was zunächſt die Aufzählung des Schrifttums betrifft, der Kohte Unvoll⸗ 
ſtändigkeit vorwirft, ſo habe ich ſtets nach dem Grundſatz gehandelt, nur wirklich 
Wertvolles anzuführen. Auch Kohtes Beiträge zu Dehios Handbuch wurden nicht 
erwähnt, da die von ihm dort verſuchte Datierung der märkiſchen Ziegelbauten 
ohne Begründung bleibt. Ebenſo wurde bei der Wiedergabe von Inſchriften 
in erſter Linie deren kunſtgeſchichtlicher Wert berückſichtigt und, wo ein ſolcher 
fehlt, auf die wörtliche Wiedergabe verzichtet. 


Bei der Beſchreibung größerer Bauwerke, namentlich der Stadtkirchen, 
ging ich von dem Grundſatz aus, daß eine geſchichtliche Anordnung des Stoffes 
dem in Jahrhunderten erwachſenen Baukörper am eheſten gerecht wird, indem 
ſie ihn zugleich zur Hauptquelle ſeiner Geſchichte erhebt. Es wird daher zunächſt 
nur eine knappe allgemeine Beſchreibung der Bauanlage gegeben. Daran ſchließt 
ſich in genetiſch⸗chronologiſcher Folge eine eingehende Darſtellung der einzelnen 
Bauteile und Bauformen. Inſchriftliche oder urkundliche Baunachrichten werden 
in die entſprechenden Bauzeiten hineingenommen. In dieſer Methode haben 
mich die gewonnenen Ergebniſſe nur beſtärkt. Wenn Kohte „überzeugende Cre 
DL für die Frage der mittelalterlichen Ziegelbauten vermißt, fo ift dies ja 

. weil er ſeine perſönlichen Anſchauungen nicht beſtätigt findet. Zurück⸗ 
gewieſen aber muß es werden, daß er, um dieſe zu rechtfertigen, in zwei wichtigen 
Fällen geſchichtliche Nachrichten teils ohne Grund beiſeite ſchiebt, teils überhaupt 
nicht berückſichtigt. 

Es handelt ſich dabei an erſter Stelle um den Brandenburger Domi). Die 
nach Kohtes Meinung „ſpäte und verſtümmelte Nachricht“ über die Grundſtein⸗ 
legung dieſes Bauwerkes ſtammt in Wahrheit von Heinrich von Antwerpen, 
deſſen kleine Chronik Holder⸗Egger in feiner Ausgabe in den Mon. Germ. (S. 
S. XXV) „pretiosum et fide dignissimum“ nennt. Heinrich, der zwiſchen 1217 
und 1231 im Brandenburger Domkloſter Prior war, hat das Werk nach der glaub- 


1) Vgl. meine Arbeit in der Zeitſchrift für Geſchichte der Architektur 1913, 
Heft 9/12, S. 193 und die dort wiedergegebenen ausführlichen Quellenbelege. 
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haften Überlieferung als Ephebe verfaßt, d. h. zu einer Zeit, als ficher noch Augen- 
zeugen des von ihm geſchilderten Vorgangs lebten. Außerdem wird ſeine An⸗ 
gabe durch eine ganze Anzahl Urkunden beſtätigt, aus denen ich nur die Bekundung 
Biſchof Wilmars von 1170 anführe: „Ecclesiam reedificavimus und die Erwäh⸗ 
nung von Kanonikern „in ecclesia ministrantibus“ im ſelben Jahre. Warum 
dieje Nachrichten nicht auf das vorhandene Bauwerk, d. h. auf Chor und Quer⸗ 
ſchiff paſſen ſollen, iſt ſchlechterdings unerfindlich. 

Nun zur Brandenburger Katharinenkirche! Hier will Kohte die gut erhaltene, 
plaſtiſch ausgeführte Bauninſchrift an der Nordkapelle: Anno domini mecceI 
constructa est haec ecclesia in die assumpcionis Marie virginis (15. Auguſt) 
per magistrum Hinricum Brunsbergh de Stetin auf ben Baubeginn beziehen. 
Allerdings kann es fih, da ein beſtimmter Tag genannt ift, nur um Beginn oder 
Ende des Baues handeln; aber es liegt nicht nur ſprachlich weit näher „con- 
structa“ im Sinne von „completa“ zu nehmen, als etwa von „incepta“, ſondern 
es ſind auch hier wieder anderweite Nachrichten, welche dieſe Auffaſſung beftätigen. 
Abläſſe zugunſten des Neubaus gehen jenem Jahre voraus, ſo 1381 und 1393 ff. 
(Riedel VIII, 334 und IX, 70). Im Februar 1395 begann man mit dem Ab⸗ 
bruch der alten Kirche (Stadtbuch der Neuſtadt), wobei nur der Weſtturm ſtehen 
blieb. Im Jahre 1401, und zwar im November, muß dann aber bereits wieder 
10 der Kirche die Fronleichnamsmeſſe gefeiert worden ſein, da am 26. dieſes 

onats Biſchof Johannes für deren Beſucher einen Ablaß erteilt (Riedel XI, 81). 
1407 hören wir von einer Stiftung für den in der Kirche belegenen Altar der 
heiligen drei Könige (Riedel IX, 84). 1409 erhielt die Fronleichnamsgilde ein 
Vermächtnis zugunſten eines eigenen Altars (Heffter, Geſch. d. Mt- u. Neuſt. 
Brdbg. ©. 249). Wie aus vielen Urkunden hervorgeht, war der Kultus des hei⸗ 
ligen Blutes in Brandenburg damals ſehr im Schwange — eine Beſtätigung 
des Gottesdienſtes jener ihm gewidmeten Gilde an einem beſonderen Altar iſt 
für das Jahr 1422 bezeugt (Riedel VIII, 395). Alle dieſe Urkunden erwähnt Kohte 
nicht; er hält ſich hingegen an die (erſt nach Fertigſtellung des Inventars von Stadt 
Brandenburg aufgedeckte) gemalte Inſchrift von 1434 in der Nordkapelle, an 
die Weihe eines Fronleichnamaltars im Jahre 1437, die Neuanſchaffung der 
Taufe im Jahre 1440 und die Ahnlichkeit der in den Jahren 1433—44 erbauten 
Poſener Marienkirche mit unſerer Kirche. Als ob, um mit dem letzten Argument 
zu beginnen, die Poſener Kirche nicht noch ein Menſchenalter ſpäter nach dem 
Vorbild der Brandenburger hätte gebaut werden können! Die Neuanſchaffung 
der Taufe beweiſt erſt recht nichts für den Bau. Ein beſonderer Fronleichnams⸗ 
altar war, wie geſagt, ſchon 1422 vorhanden — woraus hervorgeht, daß die Weihe 
von 1437 nur eine Neuweihe war. Die gemalte Inſchrift von 1434 endlich berichtet 
nur von der Weihe der Nordkapelle und des Altars zu Ehren der Maria. Das 
ſchließt keineswegs aus, daß auch die Kapelle bereits etwa ein Vierteljahrhundert 
vorher mit anderer Beſtimmung in Gebrauch geweſen iſt. Sie wurde bisher 
— und fo auch) von Kohte ſelbſt in Dehios Handbuch — als „Fronleichnams⸗ 
kapelle“ bezeichnet, ein Ausdruck, für den es allerdings am vollen urkundlichen 
Beleg fehlt. Auf jeden Fall beſtand die Abſicht, eine falhe Kapelle zu errichten 
im Jahre 1395, und da ſie damals als „opere sumptuoso aedificanda“ bezeichnet 
wird (Riedel IX, 72), auf der andern Seite aber die vorhandene Nordkapelle in 
der Tat beſonders aufwendig ausgeführt iſt, lag es und liegt es noch heute nahe, 
in eben dieſer Kapelle die urſprüngliche Fronleichnamskapelle zu ſehen, die erſt 
jpäter einem andern Zweck zugeführt wurde, worauf dann in der Siidfapelle 
der Gottesdienſt der Fronleichnamsbruderſchaft gehalten wurde. Eben daraus 
würde ſich auch die Neuweihe von 1437 erklären. 


Auf die weiteren Vorwürfe Kohtes wegen der zeichneriſchen Widergabe, 
ſpeziell der Katharinenkirche, einzugehen, ſcheint mir unnötig. Sie widerlegen 
ſich von ſelbſt für jeden, der das Inventar unbefangenen Auges würdigt. 
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Die Beſtandaufnahmen der Kunſtdenkmäler gleichen in gewiſſem Sinne 
den Veröffentlichungen der Archivalien, für welche eine ſtrenge Objektivität als 
Grundſatz anerkannt iſt. Wenn Eichholz ſeine ſubjektive Art der Darſtellung 
empfiehlt, ſo verweiſe ich auf die Beſchreibung der Kunſtdenkmäler Weſtpreußens 
durch den verſtorbenen Heiſe, der die klare objektive Darſtellung der Denkmäler 
und ſeine eigenen ſubjektiven Folgerungen ſtreng voneinander geſchieden hat. 
Die Zuſammenſtellungen des Schrifttums der Denkmäler ſind im neuen branden⸗ 
burgiſchen Verzeichnis weggeblieben; nur gelegentlich werden Hinweiſe auf andere 
Veröffentlichungen gegeben. Eine ſtreng wiſſenſchaftliche Arbeit wie meine 
Darſtellung der Bauwerke der Stadt Brandenburg im Handbuch der deutſchen 
Kunſtdenkmäler wäre zu nennen geweſen. Die Mitteilungen Kuchenbuchs zur 
Baugeſchichte des Landes Lebus, veröffentlicht vom Frankfurter Geſchichts⸗ 
verein, im Inventar von Bergau noch genannt, wurden weggelaſſen, obwohl 
ſie zum mindeſten für die Entwicklung der Heimatkunde bemerkenswert ſind. 
Was die unzureichende Wiedergabe der Inſchriften und Meiſterzeichen betrifft, 
ſo nehme ich Bezug auf meine Mitteilung der Forſchungen Bd. 32, S. 185. Von 
den von mir angezogenen Beiſpielen abweichender Datierung wählt Eichholz 
zwei Denkmäler, um ſeine Auffaſſung zu verteidigen. Ich benutze die Gelegen⸗ 
heit, um mich hinſichtlich dieſer beiden ausführlicher auszuſprechen. 

Die Chronik des Heinrich von Antwerpen, ſo wertvoll man ſie ſchätzen mag, 
iſt uns in einer Handſchrift der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts überliefert. 
Von der Grindjteinlequng des Brandenburger Domes 1165 heißt es ,,funda- 
mento XXIII pedum supposito“. Die Nachricht iſt verſtümmelt; es fehlt eine 
Angabe, in welcher Richtung, Höhe oder Länge, das Maß zu verſtehen iſt. Wegen 
des ſchlechten Baugrundes ſteht der Dom auf Bögen und Pfeilern, die aber ſo 
tief nicht hinabreichen. Eichholz will das überlieferte Maß auf die Weite der Bögen 
unter den Chormauern beziehen; dieſe Erklärung iſt recht gewagt und kann nicht 
dazu dienen, das vorhandene Gebäude mit jener Nachricht in Verbindung zu 
ſetzen und den Beginn der Backſteinbaukunſt in die Mitte des 12. Jahrhunderts 
hinaufzurücken. 

Die Bauinſchrift von 1401 an der Katharinenkirche in Brandenburg befindet 
ſich außen an der Nordkapelle in Augenhöhe; ſie wurde zwiſchen dem Stabwerk 
im aufgehenden Mauerwerk eingemauert, nicht nachträglich eingefügt. Dieſer 
techniſche Befund genügt, um ſie auf den Baubeginn, nicht auf die Vollendung 
des Bauwerks zu beziehen; übrigens pflegt man den Beginn, nicht aber die 
Vollendung eines Baues auf einen beſtimmten Tag feſtzuſetzen. Hatte man 1395 
mit dem Abbruch der alten Kirche begonnen, ſo mußte von dieſer jedoch ein 
Teil erhalten bleiben, um die gottesdienſtlichen Handlungen fortzuführen. Nach 
Eichholz ſoll zuerſt die Kirche, zuletzt die Nordkapelle hergeſtellt worden ſein. 
Doch lehrt das Bauwerk ſelbſt ein anderes. Zuerſt wurde die Weſthälfte der 
Kirche mit der Nordkapelle hergeſtellt und die Kirche ae der Oftjeite mit einem 
Giebel abgeſchloſſen. Dieſer ift fogar künſtleriſch ausgebildet, jo daß Adler ihn 
in ſeinem Werke dargeſtellt hat; er diente nicht als Brandgiebel, wie Eichholz 
ſchreibt, einen Begriff der Neuzeit al das Mittelalter übertragend. Nachdem 
die Arbeiten einige Jahre oder Jahrzehnte unterbrochen geweſen waren, wurde 
die Oſthälfte der Kirche in teilweiſe vernüchterten Formen hinzugefügt. Zuletzt 
wurde das Mittelſchiff in den recht ſpäten Formen eines Netzgewölbes geſchloſſen. 
So hatte der Bau ſich hingezogen, daß 1433 die Marienkirche in Poſen in völlig 
gleichen Formen errichtet werden konnte. Eine derartige Wiederholung wird 
nicht mehr nach einigen Jahrzehnten aus freien Stücken unternommen. Die 
Katharinenkirche in Brandenburg als das bedeutendſte Werk einer Schule von 
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ausgeſprochener Eigenart zu würdigen, wird in der Veröffentlichung des Bran⸗ 
denburgiſchen Provinzialverbandes verabſäumt. 

Die reiche Architektur der Nordkapelle wurde von Adler und Gottlob beſſer 
dargeſtellt. Dieſe Kapelle galt bisher als die Fronleichnamskapelle; gemäß der 
aufgedeckten Weihinſchrift von 1434 und dem leider anderweit aufgeſtellten 
Bildwerk aber war fie der Maria geweiht. Der Fronleichnamsaltar ſtand in der 
Südkapelle, die nach außen ebenfalls recht ſtattlich hervortritt. Dieſe Frage hat 
O. Tſchirch erörtert im Jahrbuch für Brandenburgiſche Kirchengeſchichte, Jahr⸗ 
gang 9—10, 1913, S. 377; auf dieſen Aufſatz verwies ich bereits in den For⸗ 
ſchungen Bd. 32, S. 183. Wenn Eichholz glaubt, die Altäre wären M à 
und neu geweiht worden, fo ift bas eine leere Mutmaßung, die nicht dazu Dei- 
tragen kann, ſeine Darſtellung der Baugeſchichte der Katharinenkirche glaub⸗ 
würdig zu machen. 
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Verfassung. Von Hans Spangenberg. XII u. 207 S. 80. Kartoniert M. 12.—. 


VERLAG R. OLDENBOURG, MÜNCHEN U. BERLIN 


Historische Bibliothek 


| Herausgegeben von: der 
Schriftleitung der Historischen Zeitschrift 


Bd. 30: Prinz Moritz von Dessau im siebenjährigen Kriege. Von Max Preitz. VI u. 184 8. 
8° mit 1 Porträt, 2 Schriftstiicken in Faksimile u. 6 Kartenskizzen. Kartoniert M 10.—. 


Bd. 31: Machiavellis Geschichtsauffassung und sein Be virtù. Studien zu selner 
Historik. Von Eduard Wilh. Mayer. VIII u. 125 S. 80. Kartoniert M. 8.—. 


Bd. 32: Der r Übergang des Fürstentums Ansbach an Bayern. Von Fritz Tarrasch. nn 
u.l Kartoniert M. 10.— 


Bd. 33: Mittelalterliche Welt- und n ENT M = Splegel der Schriften Coluccio 


Salutatis. Von A. v. Martin. XII und 166 S. Geh. M. 8.—. 
Bd. 34: Die hessische cA m der Zeit der a ies (1863—1871). Von Ernst 
Vogt. X und 229 S. 8 Kartoniert M. 12.—. 


Bd. 35: Napoieon, Pagana und die Presse (1800—1803). Von Therese Ebbinghaus. 
S. 8° Kartoniert M. 10 —. 


Bd. 36: Augustin, die christliche Antike und das Mittelalter, Von Ernst Troeltsch., 


XII u. 173 S. 8% Kartoniert M. 11.—. 

Bd. 37: Das Wormser Edikt und die Erlasse des Reichsreglments und einzelner Reichs- 
fürsten. Von P. Kalk off. X u. 132 S. 80. Geh. M. 6.90. 

Bd. 38: Die Ursachen der Reformation. Von Georg v. Below. XVI u. 187 S. 8. 
Geh. M. 8.75. 


Bd. 39: Zur Beurteilung der Romantik und zur Kritik ihrer Erforschung. Von Siegbert 
Eikuß. Herausgegeben von Franz Schultz. IX u. 115 S.8%. Geh. M 7.50. 


Bd. 40: Heinrich von Treitschke und a. preußisch-deutsche Frage von 1860—1866. Von 
H. Katsch. XVI u. 161 S. Geh. M. 8,75. 


Bd. 41: Welt- und Rap oe deutschen Liberalismus. Eine Untersuchung 
über die preußischen Jahrbücher und den konstitutionellen Liberalismus in 
Deutschland von 1858 bis 1863. Von Otto Westphal. IV u. ye Seiten. 8°, 


. M. 15.—. 
Bd. 42: press Peter Friedrich Ancillon 9 ee Friedrich Wilhelm IV. von Preußen. 
on Paul Haake. III u. 180 S. Geh. M. 20.—. 


Bd. 43: Studien zu Luthers 5 Ein Beitrag zur Frage der Einordnung 
Luthers in Mittelalter oder Neuzeit. Von Richard Wolff. VI u. 65 S. 8% 


Geh. M. 10.—. 

Bd. 44: Friedrich Daniel Bassermann und die deutsche Revolution 1848/49. Von Axel 

von Harnack. II u. 115 S. 80. Geh. M. 12.—. 

Bd. 45: „ Edwin von Manteuffel“ ar puelle zur Geschichte Friedrich Wilhelms IV. 1 5 
E. Schmitz. III u. 95 S. Geh. M. 10.— 

Bd. 40: . und der RER Gedanke. Von Ludwig man Pen X u. 
e 18. 


Ermäßigter Preis der Historischen Bibliothek Band 1—40 bei Gesamtbezug M. 280.— 
stait M. 394.— 


In unserem Verlage erscheint nunmehr: 


Veröffentlichungen des Vereins für die Geschichte 
der Mark Brandenburg. 


Soeben erschien: Fiskalat und Strafprozeß. Archivalische Studien 
zur Geschichte der Behördenorganisation und des Strafprozeßrechtes in 
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I, 


Son Druckkoſten, Taxen und Privilegien 


im Kurſtaat Brandenburg während des 16. und 17. Jahrhunderts. 
Mit Benutzung von Akten des Geheimen Staatsarchivs. 


Von 
Ernſt Conſentius. 


Oft genug iſt geſagt, daß die Druckerpreſſen an der ſchnellen und 
wirkſamen Verbreitung der Reformation den weſentlichſten Anteil gehabt. 
Der Erfolg Luthers iſt eben untrennbar mit der damals noch jungen, 
neuen ſchwarzen Kunſt, die ſich in den Dienſt der evangeliſchen Sache 
ſtellte, verbunden. Anderſeits iſt auch das Aufblühen der Druckereien 
eine Folge der kirchlichen Neuordnung. Denn ſehr bald hatte man er⸗ 
kannt, daß der Buchdruck „ein nützlich werd, zu beforderung def Gotteß⸗ 
dienſts, vnd fortpflanzung der Studien“ wäre, und in kurzer Zeit war 
eine Literatur von unvergleichlicher Bedeutung entſtanden, eine Fülle 
von Schriften, welche an die Worte der Reformatoren anknüpften oder 
ihren Werken in immer neuen Auflagen weite Verbreitung verſchafften. 
Dieſe Schriften und Traktate, Artikel und Predigten, Sendſchreiben 
und Lieder wurden nicht nur am Pulte der Gelehrten geleſen — was 
in deutſcher Sprache gedruckt wurde, war für den gemeinen Mann be⸗ 
ſtimmt und wurde von ihm, ſoweit er des Leſens damals ſchon kundig, 
mit Gier verſchlungen. Hinter Luthers neuer Lehre ſtand das Volk. 
Erſt die Reformation gab der Preſſe den demokratiſchen Charakter, der 
ihr ſeitdem in ſtets wachſendem Maße verblieben. 

Der Vorteil, den die kirchliche Umgeſtaltung vom Buchdruck hatte, 
und wieder der Gewinn, den die Preſſen ſeiner Zeit aus der Menge der 
Druckaufträge gezogen — beides läßt ſich nicht gegeneinander aufrechnen. 

Die deutſche Bibel, Evangelien, Pſalter und Katechismus, ſowie 
Poſtillen und Leichenpredigten, dazu Bet⸗ und Geſangbücher in grober 
und kleiner Schrift und in allerhand Formaten aufgelegt, bald mit 
Leiſten geziert, bald ohne Leiſten, umfangreiche Bücher von dem gewich⸗ 
tigen Bande in Foliogröße abwärts bis hin zu den zwei oder drei Bogen 
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kleinſten Formats, dieſen zierlichen Drucken, die nur ein einzelnes Morgen⸗ 
und Abendgebet, oder einen Troſtſpruch brachten — ſolche frommen 
Schriften, die ganze Alphabete füllten oder nur als fliegendes Blatt 
ausgingen, ſolche Drucke nahmen in den Verlagsverzeichniſſen des 
16. und 17. Jahrhunderts einen breiten Raum ein. Denn Andachts⸗ 
bücher wurden weit mehr gekauft als die lateiniſchen und griechiſchen 
Klaſſiker, welche die Humaniſten herausgegeben. Die Schriften der 
Reformatoren blieben für Generationen die ſichere und feſte Einnahme⸗ 
quelle, die Grundlage für das wirtſchaftliche Beſtehen der Druckereien. 
Dieſe kirchliche und zugleich volkstümliche Literatur verhalf dem Buch⸗ 
druck erſt zur Blüte. 

Jeder Pfarrer im Brandenburgiſchen ſollte wenigſtens die Bibel 
deutſch und lateiniſch haben, ſollte eine Hauspoſtille Luthers, dazu den 
großen und kleinen Katechismus und die kurfürſtliche Kirchenordnung 
von 1540 beſitzen. Das waren die unumgänglich nötigen Bücher, das 
unentbehrliche Handwerkszeug, das von jedem evangeliſchen Pfarrer 
ſelbſt auf dem Dorfe gefordert wurde. Er mußte dieſe Bücher bei der 
Kirchenviſitation vorlegen. Hatte der Pfarrherr das Vermögen, ſollte 
er ſich auch Luthers Werke, des Auguſtinus Schriften und die Bücher 
„anderer chriſtlicher und unverfälſchter Theologen“ dazu anſchaffen. 
Einen derartigen Büchervorrat ſahen die Inſpektoren bei der Kirchen⸗ 
viſitation mit Wohlgefallen recht gern und ſagten es den Pfarrern aller 
Orten. Mit rechten geiſtlichen Schriften konnten die Drucker alſo ein 
Geſchäft machen. Das Erbteil der Reformation trug auch ihnen bare 
Zinſen! 

Es war eine große, reiche Zeit geweſen, deren Schriften vorbild⸗ 
lich blieben. Eine jüngere Generation von Theologen mochte ſchreib⸗ 
luſtig die Bogen füllen und ihre eigenen Worte zum Druck bringen — 
„der Jungen Theologen Newe vnd doch weit nicht ſo Geiſtreiche vnd 
nutzliche Schriefften“ konnten ſich mit den Werken Luthers und ſeiner 
Mitſtreiter in keiner Weiſe meſſen. So meinte der fromme Kurfürſt 
Johann Georg von Brandenburg und unterſtützte den Neudruck der 
Augsburgiſchen Konfeſſions⸗Schrift, den fein Hofprediger Georg Coele⸗ 
ſtinus plante. Denn dies Bekenntnis erneuern, war beſſer, als neue und 
teilweis falſche und irrige Lehren im Druck zu verbreiten; war beſſer, 
als daß neue Theologen gegeneinander ſchrieben und zankten, wie ſie 
einen Lehrſatz recht auslegen wollten. Es war die Zeit, als ſich die 
Lutheraner gegenüber katholiſchen Beſtrebungen im Reiche, die auf 
eine Gegenreformation hinzielten, feſter zuſammenſchloſſen. Ein ſolcher 
Zuſammenſchluß war nötig. Denn es gab ſchon zu viel ärgerliche Spal⸗ 


Von Druckkoſten, Taxen und Privilegien. 177 


tungen unter den Evangeliſchen. Die freie Kritik, die Luther für ſich 
gefordert, verlangten auch andere, beſonders als Luther geſtorben, zu 
ihrem Teile. Darüber drohte die Einheit der Lehre und des Glaubens 
faſt ganz verloren zu gehen. 

Als ſich proteſtantiſche Kurfürſten, Fürſten und Stände „inn dieſenn 
gefehrlichen Zeitenn“ aus „wichtigenn vnnd hochnotigenn vrſachenn“ 
daher einigten, um das alte Augsburgiſche Bekenntnis zu wiederholen 
und Luthers Lehre gegen den Mißverſtand der Papiſten und Calviniſten, 
der Wiedertäufer und Synchretiſten, gegen gefährliche und überhand⸗ 
nehmende Neuerungsſucht zu ſchützen, da war Johann Georg von Bran⸗ 
denburg — ſo wie er dachte — natürlich auch zum Schutze der Lehre 
Luthers bereit. 50 Jahre nach der „Auguſtana“ ſollte der rechte Lehr⸗ 
begriff in der „Concordienformel“ aufs neue feſtgeſetzt werden, daß 
Gottes Wort „inn denn Kirchenn vnſerer Lande, wie bishero reinn 
vnnd vnuorfelſchtt gepredigtt“ werde, und die ganze Kirche augsburgi⸗ 
ſcher Konfeſſion ein Wahrzeichen ihrer Gemeinſchaft hätte. Der General⸗ 
ſuperintendent der Mark, Andreas Musculus, und Doctor Chriſtoph 
Cornerus nahmen im Auftrage des Kurfürſten an den langwierigen 
Beratungen über dies Schlußbekenntnis des Luthertums teil. Nach 
vieler Mühe kam das Einigungswerk zuſtande. Man hatte die reine und 
allein rechte Lehre gerettet; hatte ein frommes Buch zuſammengeſtellt; 
fromm und intolerant dazu. Denn der Irrglaube der Rotten und Sek⸗ 
tierer und ihre ketzeriſche Lehre ward kräftig verdammt. Unduldſamkeit 
und Frömmigkeit gehörten noch aufs genaueſte zufammen! Und daß 
in der eigenen Kirche ſich niemand von der erkannten und gebuchten 
Wahrheit entferne, wurden alle Geiſtlichen und Schullehrer zur Unter⸗ 
ſchrift gezwungen, daß ſie erklärten: die Concordienformel ſei ihr „Glaub, 
Lehr, vnd Bekentnus“, mit dem ſie vor den Richterſtuhl Chriſti treten 
und dawider fie „auch nichts heimlich noch öffentlich reden, oder ſchreiben“ 
wollten. 

Solche Reverſe, die den einzelnen banden, verknüpfen die kirchlichen 
Bekenntnisſchriften mit der Zenſurgeſchichte. 

In der Concordienformel war in langjährigen Konferenzen ein 
Buch von außerordentlicher Bedeutung geſchaffen. Im Jahre 1580 
wurde die Concordia in Dresden, in Tübingen, in Magdeburg und in 
Leipzig gedruckt. Auch Kurfürſt Johann Georg wollte dies wichtige 
Dokument kirchlicher Lehre in ſeinem Lande, in der Mark ſelbſt, drucken 
laſſen. Und wo bekanntlich mit einem guten, geiſtlichen Buche ein Ge⸗ 
ſchäft zu machen war, wollte der Kurfürſt ſeiner Univerſität Frankfurt 
a. d. Oder die Einnahme aus dem Verlage gern zuwenden. Denn dieſe 
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hohe Schule, die heute in Breslau fortlebt, hatte damals pekuniäre 
Hilfe dringend nötig. Die Univerſität Frankfurt hat Zeiten ſolcher Not 
erlebt, daß ihr Fortbeſtand zweifelhaft ſchien. 

Es ſah damals übel genug um die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 
brandenburgiſchen Landesuniverſität aus. In der Kaſſe der Univerſität 
fehlte das nötigſte Geld. „In die ſechs quartal“ war den Profeſſoren 
die „Beſoldung hinterſtellig“, und was für die „Communität“, für den 
Mittagstiſch der Studenten, angewieſen war, wurde nicht gezahlt. Der 
Speiſemeiſter drohte, den Betrieb einzuſtellen. Um den armen Stu⸗ 
denten ihren Freitiſch zu erhalten, hatte die Univerſität längſt ſchon 
Geld geborgt, ſo viel, daß weiterhin „bei andern leuten mehr geldt auf⸗ 
zubringen“ ihr faſt unmöglich war. Die 600 Taler, die zu Weihnachten 
für die Communität fällig geweſen, waren zu Neujahr noch nicht ge⸗ 
kommen. Es hätte übles Aufſehen gemacht, wenn man den armen 
Studenten ihren Freitiſch genommen. Schloß der Okonom ſeine Wirt⸗ 
ſchaft — die Studenten wären dann fortgezogen. Am 1. Januar 1580 
trug die Univerſität ihre Sorgen dem Landesherrn vor. Aber der Kur⸗ 
fürſt konnte nur antworten: die Univerſität möchte ſich gedulden! Der 
Kurfürſt verhieß: er wolle das Geld durch den Kammermeiſter in Küſtrin 
wohl zahlen laſſen. Gewiß war Johann Georg dazu geneigt, nur machten 
es notwendige Ausgaben gerade jetzt unmöglich; darum ſollte die Uni⸗ 
verſität „ſehen vnd rath finden“ und „etzlich gelt aufbringen“! Das 
war der ſchlechte Troſt, den der Kurfürſt am 4. Januar 1580 der hohen 
Schule gab. 

Mit barem Gelde konnte der Kurfürſt ſchwer helfen. Wenige 
Monate ſpäter ließ er der Univerſität aber fagen: er wolle die „formulam 
Concordiæ‘ im Lande „aufflegen, drucken vnd publiciren“ laffen und 
ließ weiter durch den Generalſuperintendenten Andreas Musculus 
und den Doktor Chriſtophorus Cornerus mitteilen: er wolle der Uni⸗ 
verſität „fur andern den vorteil gnedigſt gönnen“, wenn fie ſich „Difer 
ſachen auff gewin vnd verluſt vnterſtehen vnd den druck verlegen“ würde. 
Das war eine Gnade! l 

Tat es die Univerſität, jo hatte fie ein Mittel, ihre ſchlechten Finanzen 
zu verbeſſern. Denn „am vorlage diſes buchs“ war „ettwa3 zuerlauffen, 
vnd daher ein vorteil zuerwartten“. Freilich, wer's auf ſich nehmen 
wollte, mußte „in die tauſent Thaler haben vnd vorſtrecken“, ſollte auch 
nur eine Auflage von 1500 Exemplaren gedruckt werden. Wie ſollte 
die arme Univerſität zu ſolchem Gelde kommen!? 

Als der Vorſchlag des Kurfürſten nach Frankfurt gelangte, konnten 
Rektor, Magiſter und Doktoren am 29. Juli 1580 nur wieder klagen 
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und jammern: ihr „filcus“ ſei „alſo arm vnd vnvormugen“, daß ſie 
ihrer „wolverdienthen beſoldungen nicht können vergnuget werden, 
beſondern derſelben von vielen Quartaln mit hochſter beſchwer ent⸗ 
rathen“ müßten. Denn in der Kaſſe der Univerſität war kein Geld. 
Die Profeſſoren lebten in „armut vnd noth“, daß „gar offt“ den Lehrern 
der hohen Schule „in ihrem auſſerſten anligen vnd noth, mit 3. 4. mehr 
oder wenger Thaler nicht kan noch vermagk geholffen vnd gerathen 
werden.“ Der Druck der Concordienformel würde an 1000 Taler koſten! 
Alſo möchte der Kurfürſt ermeſſen, daß ſich die Univerſität „des vor⸗ 
lags dieſes buchs, dozu ſo ein groſſes vonnöthen nicht vnterſtehen“ könne, 
„ſondern das gluck vnd den fromen, ſo daher zuerwartten, andern vor⸗ 
mugnern leuten gönnen vnd zukohmen laſſen“ müſſe. 

Ehe die Univerſität den Verlag ablehnte, hatte ſie ſich natürlich 
„aller gelegenheit beim buchdrucker alhier erkundiget“. — Der Frank⸗ 
furter Buchdrucker war damals Johann Eichorn. Seit 1548 druckte er 
in der Stadt und 1567 hatte er ausdrücklich in einem kurfürſtlichen Pri⸗ 
vileg die Zuſicherung erhalten, ſo lange er in Frankfurt ſeine Druckerei 
betreibe, ſolle kein anderer Drucker im Orte geduldet werden. Dies 
Privileg wurde ihm 1582 erneuert und dabei zugleich mit auf ſeinen 
Sohn Andreas Eichorn übertragen. Bei dieſer Gelegenheit wurde dem 
Johann Eichorn auch das Zeugnis gegeben, daß er ſeiner Druckerei, 
„ſolchem ſeinem ampte getreulich vorgeſtanden vnnd ſich ihn deme 
vnuorweiſtlich vorhalten“. Eichorn war ein erfahrener und angeſehener 
Drucker, den auch die Herzöge von Pommern 1569 für Stettin privi⸗ 
legiert hatten. Die Druckerei in Stettin ließ Eichorn durch einen Schwie⸗ 
gerſohn verſehen. Von dem Frankfurter Drucker Johann Eichorn ließ 
ſich die Univerſität alſo eine genaue Kalkulation über die Druckkoſten 
der Concordienformel aufſtellen und ſandte dieſe Aufſtellung — zum 
Beweiſe, daß der angetragene Verlag ihre Kräfte überſteige — am 
29. Juli 1580. dem Kurfürſten ein. Hier it ſie, von Wort zu Wort, in 
der alten Schreibweiſe: 


„Ein exemplar von 200 bogen taler 
thun 2000 exemplar 80 paln papir zu 7% talem . . . . . . . 600 
vom pain 5 taler druckerlon thuletee 400 
1000 

So fompt ein exemplar pmb 12 bg. 
1500 aber thut 60 paln papier 450 
vom paln 6 fl. meiſniſch drucklon thut. . gu 315 
765 


So kompt 1 exemplar vmb 12 fg. 3 J.“ 
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Zu dieſer Aufrechnung des Buchdruckers ein paar Bemerkungen: 

Der Ballen Papier hat 5000 Bogen. Wurden für 2000 Exemplare 
80 Ballen gefordert, dann kommen auf jedes Exemplar genau 200 Bogen; 
d. h. in dieſer Poſition der Rechnung iſt der erforderliche Zuſchuß an 
Papier für Fehldrucke nicht enthalten. Da die Concordienformel in 
anderen Drucken bereits vorlag, war der zuverläſſige Anſatz der Bogen⸗ 
zahl für den Umfang des Werkes ſehr wohl möglich. Bei dem in die 
Kalkulation eingeſetzten Papierpreiſe ſtellten ſich die Koſten für das 
Papier für jedes einzelne Exemplar auf 7,2 Groſchen. Denn der Taler 
wurde zu 24 Groſchen gerechnet. 

Für ſeine Arbeit brachte der Drucker bei einer Auflage von 2000 Exem⸗ 
plaren pro Ballen 5 Thlr. Druckerlohn in Anſchlag. 200 Bogen ſind der 
25. Teil vom Ballen. Mithin ſtellte ſich der Druckerlohn für jedes einzelne 
Exemplar von 200 Bogen auf 4,8 Groſchen. 

Beide Poſitionen: die Koſten für das Papier mit 7,2 Groſchen und 
der Druckerlohn mit 4,8 Groſchen für das Exemplar, ergeben zuſammen⸗ 
gerechnet 12 Groſchen pro Exemplar. So hoch nimmt die Kalkulation 
die Herſtellungskoſten für jedes Exemplar bei einer Auflage von 2000 Ab⸗ 
zügen an. Ä 

Die Unkoſten, die für das Papier aufzuwenden waren, ftellten 
ſich alſo erheblich höher, als die eigentlichen Druckkoſten, der ſog. 
Druckerlohn. Denn mit 12 Groſchen vom Exemplar waren bei 2000 Exem⸗ 
plaren die geſamten Herſtellungskoſten, mithin auch die Gebühr für 
die Herſtellung des Satzes, gedeckt. Eichorn hatte den Herren von der 
Univerſität eine Aufrechnung, welche die Summe aller Koſten anzeigen 
ſoll, gemacht. Nur eine Kalkulation über den Geſamtpreis, über alle 
Unkoſten, hatte für die Univerſität einen Wert und konnte ihren Ent⸗ 
ſchluß beſtimmen. 

Satz und Abdruck waren alſo ganz bedeutend billiger als das Papier. 

Daß der Drucker in der Tat unter dem Druckerlohn — wie er es 
nannte — ſowohl die Koſten für den Satz, als auch die Entſchädigung 
für die in gewünſchter Anzahl zu liefernden Abzüge verſtand — nicht 
etwa für dieſe Abzüge allein — das zeigt der Vergleich ſeiner erſten 
Kalkulation mit der zweiten über 1500 Exemplare. 

Denn: wollte der Drucker in dem einen Falle 5 Thlr. vom Ballen 
als Druckerlohn rechnen, und meinte er etwa damit nur die Entſchä⸗ 
digung für die Abzüge — nicht auch zugleich für den Satz — ſo wäre 
es eine unbegründete Differenz, wenn er in dem anderen Falle für den 
gleichen Ballen, für die gleiche Anzahl Bogen, 6 Gulden meißniſch, 
d. h. 5¼ Thlr. fordern dürfte! (Ein meißniſcher Gulden galt damals 
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% Thlr. 9 ſgr. oder 21 ſgr.) Eine Differenz von / Thlr. pro Ballen ift 
bei dem ſehr viel höheren Werte, den das Geld hatte, nicht zu überſehen. 

Und die erſte Kalkulation über eine Auflage von 2000 Exemplaren 
läßt ſich mit der zweiten über 1500 Exemplare noch in anderer Weiſe 
vergleichen, um den Unterſchied deutlicher zu machen. 

Für 2000 Exemplare ſollten 400 Thlr. an Druckerlohn gegeben 
werden; für 1500 Exemplare desſelben Buches nur 315 Thlr. Das ſind 
feſte Daten der Aufſtellung. 

Mochte die Auflage nun groß oder klein ſein — jedenfalls war für 
die geringere der gleiche Satz wie für die größere erforderlich. Der Lohn 
des Setzers iſt alſo von der Höhe der Auflage völlig unabhängig. Rechnete 
nun der Drucker für 1500 Exemplare 315 Thlr. Druckerlohn, für 2000 Exem⸗ 
plare aber 400 Thlr., ſo iſt deutlich, daß er für 500 Exemplare, die er 
in dem einen Falle mehr auflegen wollte, einen Lohn von 85 Thlrn. 
beanſpruchte. Mit anderen Worten: 500 Exemplare, jedes von 200 Bogen 
Umfang, von dem vorhandenen Satze abgezogen, veranſchlagte der 
Drucker — Papier außer Anſatz — mit 85 Thlrn. Koſten. Mit dem Satze 
haben dieſe 85 Thaler nichts mehr zu tun; der Satz iſt ja vorhanden. 
Es ſind Koſten, die der Drucker lediglich für ſeine Arbeit des Abdruckens 
verlangte. Dieſe Unkoſten — 85 Thlr. für 500 Exemplare — müſſen 
mit der wachſenden Höhe der Auflage in gleichem Verhältnis wachſend 
zunehmen. Alſo ſind, lediglich für den Abzug, bei 2000 Exemplaren 
340 Thlr. als Unkoſten anzuſetzen. Fordert die Kalkulation des Druckers 
aber für 2000 Exemplare einen „Druckerlohn“ von 400 Talern, ſo müſſen 
unter dieſem Druckerlohn nicht nur die Koſten für die Abzüge allein 
verſtanden werden. Denn der Drucker fordert 60 Thlr. darüber, 60 Thlr. 
mehr, als er die Abzüge allein veranſchlagt. Dieſe 60 Thlr. ſtellen die 
Vergütung für den Satz dar, der bereits fertiggeſtellt ſein mußte, ehe 
mit dem Abdruck begonnen werden konnte. Alſo wurde dem Setzer 
für ſeine Arbeit bei einem Werke in Folio von 200 Bogen (der Bogen 
zu vier Druckseiten) nur ein Lohn von 60 Thlrn. gezahlt! 

Die Koſten für den Satz waren im Verhältnis außerordentlich 
gering. Deshalb iſt auch bei einer Auflage von 1500 Exemplaren der 
Herſtellungspreis für das einzelne Exemplar nur um 3 Pfennige höher, 
als bei der größeren Auflage, bei 2000 Exemplaren; darum iſt der 
„Druckerlohn“ — und das ſind, wie gezeigt, die geſamten Druckkoſten — 
bei der geringeren Auflage nur um ¼ Thlr. pro Ballen höher als bei 
der größeren. 

Bei einer Auflage von 2000 Exemplaren verteilen ſich die Unkoſten 
für das einzelne Exemplar in folgender Weiſe: 
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für Papier dre 7,20 Groſchen 
| für den Satz 0,72 „ 
nn Drudertobn | für ben Abzug... . . 4,08 x 


Alſo Herſtellungskoſten für 1 Exemplar .. 12,00 Grofen. 


Der Anteil des Papiermachers am Buche war ein ſehr bedeutender. 
Der Preis für das Papier überſtieg im Jahre 1580 weitaus die Koſten 
des Druckes. 

Der Setzer, der Geſelle des Druckherrn, mußte mit einem geringen 
Lohn zufrieden ſein. 

Es ſcheint: ein Poſten, der ſich nicht leicht im voraus berechnen 
läßt, iſt bei dieſer Kalkulation außer Betracht geblieben. Ich meine die 
nachträglichen Korrekturen im Satze. Denn die Univerſität, die des 
Druckers Kalkulation vor ſich hatte und ſie weitergab, ſchrieb ihrerſeits 
über den geplanten Druck der Concordienformel: „So befinden wir 
doch, nachdem wir vns aller gelegenheit beim buchdrucker alhier erkundiget, 
das man hirzu, ſo man gleich nur etwa funfftzehen hundert Exemplaria 
wolte aufflegen laſſen, in die tauſent Thaler haben vnd vorſtrecken 
muſte.“ In die tauſend Taler ſind gewiß noch nicht volle tauſend Taler, 
aber wohl mehr als 765 Taler, die Eichorn für eine Auflage von 1500 
Exemplaren in Anſatz brachte. Alſo rechnete die Univerſität damit, daß 
noch ein nötiger, vorher nicht genau zu überſehender, und deshalb nur 
ganz ungefähr abzuſchätzender Poſten zu der Kalkulation des Druckers 
hinzutreten könnte. Das dürften Koſten für nachträgliche Korrekturen ſein. 

Im Verhältnis zum Satz waren die Koſten für die Abzüge jeden⸗ 
falls erheblich und teuer. Es ſind aber nicht bloß die Koſten für die 
Druckerſchwärze, nicht nur ein Entgelt für das Anfeuchten des Papiers, 
für die Bewegung der Preſſen, das Aufhängen und Falzen der ausge⸗ 
druckten Bogen oder ein Erſatz für den Zuſchuß an Bogen, daß die in 
Auftrag gegebene Auflage in voller Höhe abgeliefert werden konnte — 
ſo hoch wurde die Arbeit an ſich nicht bezahlt. In dieſer Poſition liegt 
ein weſentlicher Teil des Gewinns des Druckers, der Verzinſung des 
Kapitals, das in der Typographie ſteckte, ſowie eine Entſchädigung 
für das Abnutzen des Druckzeugs, der Lettern und der Preſſe. 

Der Satz eines Buches von 200 Foliobogen koſtete anno 1580 
60 Taler. Und in 2000 Exemplaren gedruckt ſollte dies Werk — natür- 
lich ungebunden — alles in allem gerechnet, nachträgliche Korrekturen 
aber wohl ausgenommen, 1000 Taler koſten, den Taler zu 24 guten 
Groſchen gerechnet. 


Von Druckkoſten, Taxen und Privilegien. 183 


Die Univerſität Frankfurt war nicht in der Lage, ſo viel Geld auf⸗ 
zubringen. Gedruckt wurde die „Concordia“ trotzdem im Branden⸗ 
burgiſchen, und zwar im Jahre 1581 von eben jenem Frankfurter Drucker 
Johann Eichorn, der ſeine Kalkulation der Univerſität überreicht hatte. 
Es wurde ein ſtattlicher Folioband von 196 Bogen, auf Befehl des Kur⸗ 
fürſten dem Lande, der Kirche, der Schule, den Untertanen „zum vnder⸗ 
richt vnd warnung in Druck vorfertiget“, der „mit Churf. G. zu Branden⸗ 
burg befreihung“ erſchien. Dieſer Zuſatz will ſagen: das Buch erſchien 
unter dem Schutz eines kurfürſtlichen Privilegs; denn Befreihung oder 
Freiheit heißt in der Sprache der Kanzlei nichts anderes als: Privileg. 
Das brandenburgiſche Privileg ſchützte das Buch in den Landen des Kur⸗ 
fürſten vor Nachdruck und verbot, daß fremde, alſo in Dresden, Tübingen, 
Magdeburg, Leipzig oder ſonſtwo im Auslande gedruckte Exemplare 
des nämlichen Werkes fortab ins Kurfürſtentum gebracht und im Bran⸗ 
denburgiſchen verkauft würden. 

Mit einem Werke von ſo allgemeiner Bedeutung, wie ſie die „Con⸗ 
cordia“ hatte, mit einem Werke, das auf Befehl des Kurfürſten gedruckt 
wurde und außerdem durch kurfürſtliches Privileg ein feſtes Abſatz⸗ 
gebiet erhielt, auf dem jede Konkurrenz ausgeſchloſſen war, ließ ſich 
ſehr wohl ein Geſchäft machen. Das wußte die Univerſität Frankfurt 
genau, die trotzdem die ihr zugedachte fürſtliche Gnade ablehnen mußte; 
denn der Univerſität fehlte der Kaufmann, der das ſichere Geſchäft zu 
finanzieren verſtand. | 

Die „Concordia“ wurde damals neben die Bibel geftellt. Sie war 
für die Geiſtlichen und Schuldiener „in vorfallenden ſtreitigen Articuln 
die Richtſchnur.“ Sie wurde auch von allen Kirchen- und Schuldienern 


unterſchrieben. Jeder Pfarrer mußte überdies das wichtige Buch be⸗ 


ſitzen und ſein Exemplar der gedruckten Concordienformel bei der Kirchen⸗ 
viſitation den Herren Inſpektoren vorweiſen. So war es noch im Jahre 
1600. Bei dem Verlage eines ſolchen Werkes war ein Verdienſt ſicher. 
Johann Eichorn druckte die „Concordia“. Aber er war gewiß nicht ihr 
Verleger. Denn ein im Jahre 1606 gedruckter Verlagskatalog ſeines 
Sohnes Andreas Eichorn, der wie geſagt neben ſeinem Vater ſeit 1582 
privilegiert war und nach dem Abſterben des Johann Eichorn das väter⸗ 
liche Geſchäft ganz übernahm, nennt wohl die „Viſitation vnd Conſi⸗ 
ſtorial Ordnung“ in Quart, nicht aber die „Concordia“, die noch immer 
eines der wichtigſten und nötigſten Kirchenbücher blieb. 

Die „Concordia“ erſchien 1581 auf Koſten und im Verlage des 
Kurfürſten oder ſeines Konſiſtoriums. „Mit großenn vncoſtenn“ — 
wie man damals ſagte — war das Buch gedruckt, das „inn alle vnnd 
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Jede kirchenn vnſers Churfurſtenthumbs vnnd landenn Inn die Haupt⸗ 
pfarren ſo woll als inn die filialnn“ eingeführt werden ſollte. Namens 
des Kurfürſten wurden an die Superintendenten Exemplare verſandt, 
mit gnädigem Befehl: „Ihr wollet die Pfarrer vnnd Gottshausleuthe 
ſo vnter ewerer Inſpectionn Inn vnnd außerhalb der ſtadt gelegenn 
vnſeumblich fur euch beſcheidenn, vnnd Ihnen In Jede Kirche einn 
exemplar mit 1 Thalerr zu loſenn aufferlegen, das geltt dafur ein⸗ 
nehmen, vnnd vnſers Conlistorij Notarienn vnd liebenn getrewenn 
Erhardt Heydenn nebenn einer Claren vortzeichnus zuſchickenn, In⸗ 
ſonderheit aber wollet alle vnnd Jede Inn ewerm lede geſeßene Pfarrern 
mit ernſt vormahnenn, das ſie dieſe Inn Gottes wortt gegrundete lehre 
emit vleis ſtudierenn, Ihre Predigten darnach richtenn, Alle Secten vnnd 
Corruptelen, Sonderlich aber denn Caluinifmum fo Inn dieſem buch 
vordamptt, vorwerffenn, vnnd daßelbe alſo ſtudierenn, lehren vnnd 
lehrnenn ſollen, damit wann ſie vnnd Ihre Zuhorer Inn vorſeinder 
Viſitationn examinirt werdenn, Als Rechte Chriſten beſtehenn mugen.“ 
Das Exemplar der Concordienformel wurde den Pfarrern für einen 
Taler verkauft; natürlich das ungebundene Exemplar. Die Herſtel⸗ 
lungskoſten betrugen zwölf Groſchen, alſo die Hälfte. 


* * 
* 


Man nannte es, den Käufer mit dem Preiſe „beſchweren“ oder 
„vberſezen“, wenn der Buchdrucker zu viel für ſeine Arbeit verlangte, 
wenn er „ein faſt vnbilliges vnnd vbermeßiges“ zu fordern ſich unter⸗ 
ſtand. Das ſollte nicht ſein. Die Privilegien, die dem Drucker und 
ebenſo dem Buchhändler ihr Gewerbe geſtatteten, verboten das. Sie 
ſagten z. B.: der Buchhändler ſolle „die leute mit dem kauf ſeiner bücher 
zur vnbilligkeit nicht vberſetzen.“ Die Privilegien verlangten: der Drucker 
ſolle ſorgen, „das die, ſo etwaß zuläſſigeß drucken laſſen wollen, befordert 
werden können“, dabei „auch Niemandten mit dem Druckerlohn, vber 
das Herkommen, vberſetzen.“ Natürlich werden auch hier unter dem 
Druckerlohn nicht nur die Koſten für die Abzüge, ſondern zugleich die 
für den Satz verſtanden. Und für ſich bedingte ſich der Kurfürſt im Pri⸗ 
vilege aus: „ſonderlich“, wenn der Kurfürſt, wenn die „herrſchafft“ 
etwas zum Druck gab, „Mandata, ausſchreibenn, vnd andere Canzley⸗ 
hendell“, ſo mußten die „Abdrücke fein fleißigk, Correct, vnd aufs bal⸗ 
deſte vorferttiget, vnd vmb ein billiches vnd leidtliches drucker Lohn 
allewege zue rechtter beſtimbter Zeitt“ geliefert werden. Mit ſolchen 
Beſtimmungen war es ernſt gemeint. Das Privileg drohte z. B.: es 
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werde dem Buchhändler die Konzeſſion genommen werden, falls er ſich 
nicht mit „einem ziemlichen, redlichen und mäßigem Gewinn genügen ließe. 
Von Privileg zu Privileg finden ſich ſolche Vorſchriften und War⸗ 
nungen. Sie waren nötig. Denn ein Privileg gab dem Beſitzer erheb⸗ 
lichen Schutz vor der Konkurrenz, die den Preis zum Vorteil der Käufer 
beſtimmen konnte. Anfangs war der Drucker kraft ſeines Privilegs 
allein berechtigt, am Orte zu drucken und niemand neben ihm. Auch 
kein zweiter Buchladen ſollte in der Stadt geduldet werden, wenn der 
als Bürger dort angeſeſſene Buchhändler, der „Buchführer“, wie er 
meiſtens noch hieß, ein Privileg hatte. Fremde Krämer durften nicht 
kommen, um öffentlich oder heimlich Bücher anzubieten. Wo ſie den 
Verſuch machten, in den Häuſern herumzulaufen, ihren Katalog zu 
präſentieren und ſo als Hauſierer etwas an Büchern loszuwerden, da 
ſchritten Hausvoigt und Fiskal gegen ſie ein, trieben ſie aus der Stadt 
und konfiszierten ihren Büchervorrat. Und nicht nur ihre Bücher wurden 
fortgenommen, eine exemplariſche Strafe ſtand ſolchen unbefugten 
Krämern überdies noch bevor. Nachſicht ihnen gegenüber war nicht am 
Platze; dieſe Fremden waren dem Kurfürſten „mit Pflichten nicht ver⸗ 
wandt“, gaben „auch weder Schoß noch Steüer“. Vor fremden Händ⸗ 
lern war der privilegierte Buchführer fiber. Er allein hatte den Abſatz; 
von ihm allein hing darum auch der Preis ab. Nur an den Jahrmärkten 
war der Handel auch fremden Buchkrämern erlaubt. Sie mochten dann 
ihre ſchönen und raren Bücher auslegen und ſehen, was ſie verkauften. 
Allein — bis zu den Zeiten des Großen Kurfürſten machte in Berlin 
kein auswärtiger Buchhändler von dieſem Meßrecht wirklich erheblicheren 
Gebrauch. 3 
Buchhändler und -Druder waren am Orte konkurrenzlos. Gerade 
deshalb wurde ihnen ein billiger Preis in den Privilegien zur Pflicht 
gemacht. Für große Zugeſtändniſſe war das eine berechtigte Gegen⸗ 
forderung. Wurde dieſe Verpflichtung verletzt, wurden deshalb Klagen 
laut, ſo war ein triftiger Grund gegeben, dem Alleinprivilegierten einen 
zweiten Drucker oder einen zweiten Buchhändler an die Seite zu ſetzen 
und dieſen dann mit gleichen Privilegien und gleichen Rechten zu be⸗ 
gnadigen. Wollte ſich ein Buchhändler darum in der Stadt niederlaſſen, 
ſo bat er um das nötige Privileg und verſprach: zu wohlfeilerem Preiſe, 
als es bisher üblich geweſen, zu verkaufen. Darauf kam es an. Solche 
Bitten hatten Ausſicht auf Gewährung, ſobald der Bewerber nach⸗ 
wies, daß der Buchführer des Orts, wie die Käufer „auſſagen vndtt 
klagen, die Leutte mit ſeiner Taxa ſehr vberſetzen thutt“; der Bewerber 
hatte wohl auch Ausſicht, wenn er verſprach, er werde die Bücher für 


186 | Ernſt Conſentius 


die kurfürſtliche Bibliothek zu einem „gantz billigen“ Preiſe liefern. 
Und wollte ſich ein Drucker an einem Orte, wo ſchon gedruckt wurde, 
ſelbſtändig machen — er ſah ſich nach einflußreichen Fürſprechern um, 
fing an, die Preiſe des alten Druckers zu bemängeln, der durch ſein 
„kleines formatt“ den Wert der Bücher dermaßen ſteigere, „daß den 
Buchführern, ſolche mitt nutz nicht abgehen“, und verſprach ſeinerſeits, 
im Gegenſatz dazu: „ein recht kormat, dadurch die Zall der bogen ge⸗ 
mindert, der Werdt der Bücher billich vnnd annemblich gemacht würde, 
zugebrauchen.“ Das Papier, das der koſtbarſte Beſtandteil am Buche 
war, die Zahl der Bogen, beſtimmte damals ſehr weſentlich den Preis. 
Neben dem Formate der Bücher findet ſich in den alten Verlagsverzeich⸗ 
niſſen vielfach noch die Zahl der Bogen bei jedem einzelnen Druckwerk 
angegeben. | 

Der Drucker, der von Anfang an zugleich Verleger war, reiſte mit 
ſeinen Büchern zur Meſſe nach Frankfurt a. M. und Leipzig und ver⸗ 
tauſchte ſeine Drucke gegen fremde. Der Tauſch war die gewöhnliche 
Form des Abſatzes im großen. Bogen gegen Bogen wurde „geſtochen“; 
bare Zahlung wurde im Großhandel viel ſeltener geleiſtet. 

Der Buchhändler mußte den Einkauf in gleicher Weiſe vornehmen. 
Er reiſte hin und her und tauſchte ſich die Bücher, die er ans Publikum 
abſetzen wollte, zuſammen. Daß er dieſen Tauſch mit Vorteil und Ge⸗ 
winn betreiben konnte, dazu mußte auch er Verlagswerke haben. Der 
eigene Verlag war die Grundlage, auf der das buchhändleriſche Geſchäft 
beruhte. In ihren Privilegien war den Buchführern der Verlags⸗ 
buchhandel, das Recht, nützliche Bücher drucken zu laſſen, daher aus⸗ 
drücklich zugeſprochen. Aber dies Recht, das dem Drucker ſeit Erfindung 
des Buchdruckes zuſtand, erwarb der Buchhändler erſt ſpäter. Urſprüng⸗ 
lich war der Buchhändler nur Büchertrödler, der tauſchte und verkaufte, 
aber noch nicht verlegte. 

Für den Drucker brauchte es nicht in dem Maße, wie für den Buch⸗ 
händler, gerade die eigentliche Grundlage ſeines Gewerbes zu ſein, 
die eingetauſchten fremden Bücher wieder in einzelnen Exemplaren 
weiter zu verkaufen. Aber: ſeine Offizin war nicht alle Zeit durch fremde 
Aufträge beſchäftigt. Daß ſeine Preſſen nicht ſtille ſtänden, daß ſeine 
Geſellen Arbeit hätten, druckte er für eigene Rechnung eigenen Verlag. 
Für Geld wurde er ſeinen Verlag im ganzen ſchwer wieder los, denn 
die Buchführer im Lande oder außerhalb entſchloſſen ſich nur ſelten, 
ihm die ganze Auflage um ein Billiges abzunehmen. Wo die Buch⸗ 
führer im Lande ihm ſeinen Verlag nicht „allezeit umb baare Zahlung 
abkauffen“ konnten, endlich die Buchbinder von Rechts wegen überhaupt 
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nur Schulbücher u. dgl. von ihm abnehmen durften, war alſo der Drucker 
notgedrungen darauf angewieſen, daß er „auſſer Landes“ ſeinen Verlag 
abſetzen, und zwar „Bücher gegen frembde bücher auch meiſt verthun“ 
mußte. Der Tauſch war eben die Form des Großhandels. So kam auch 
der Drucker, als Verleger, in den Beſitz eines beträchtlichen Vorrats 
von Büchern aller Art und ſah ſich gleichfalls, wie der privilegierte Buch⸗ 
führer, zum Einzelverkauf der eingetauſchten „Materien“ gezwungen. 
Alſo war der Drucker, und zwar von Anfang an, zugleich auch Buch⸗ 
händler. Sobald ein Buchführer am Orte konzeſſioniert war, ſuchte 
der natürlich gegen dieſen Handel des Druckers, der ihm Eintrag tat, 
Widerſpruch zu erheben — freilich: den Handel mit den eigenen Verlags⸗ 
werken konnten die Buchführer den Druckern niemals verwehren und 
gerade dieſer Handel machte die Drucker notwendigerweiſe zu Buch⸗ 
führern. Seinerzeit, als Kurfürſt Joachim II. den Wittenberger Drucker 
Hans Weiß nach Berlin gerufen und der 1540 in Berlin ſeine Offizin 
auftat, war dem Hans Weiß vom Kurfürſten ausdrücklich zugeſtanden 
worden: „das er allerley bücher, ſo Chriſtlichen glauben, guter Pollicey 
vnd der Erbarkeit, nicht vngemeß oder zugegen fein, in vnſerm Chur⸗ 
furſtenthum vnd Landen alle dieweil er darinnen iſt, drucken, feyl haben, 
vnd verkauffen laſſen mag, Vnd ſo lang ſolche bücher, ſo er jtzt, vnd fort⸗ 
hin drucket vnd drucken wird, bey jm in zimlichem kauff, befunden werden, 
Sollen dieſelben von jm gekaufft, Bnd keinem frembden Drucker oder 
Buchhendler, in onjerm Churfurſtenthum, weder heimlich noch offent- 
lich, feyl zuhaben noch zuuerkauffen geſtattet werden, Die wir auch 
hiemit in krafft dieſer begnadung vnd freyhung, feyl zuhaben vnd zu⸗ 
verkauffen, ernſtlich bey peen, funfftzig gulden, halb den Gerichts haltern 
jedes orts, da die vbertretter befunden, vnd die andere helfft, obbe⸗ 
nantem vnſerm Buchdrucker, vnnachleſſig zubezalen wollen verbieten 
vnd verboten haben!.“ Damals, 1540, gab es in Berlin oder in Cölln 
an der Spree noch keinen einheimiſchen Buchhändler. Als ſpäter, ein 
paar Jahrzehnte danach, ein Buchführer in der Reſidenz einen feſten 
Laden aufmachte, ging auch das natürliche Streben des Druckers nach 
der förmlichen Erlaubnis, ſelbſt einen eigenen Buchladen eröffnen zu 
dürfen; denn der eigene Verlag brachte ihn in den Beſitz eben auch 
fremder Bücher, die er ſuchen mußte, wieder loszuſchlagen. 

Für den Buchhändler, deſſen Geſchäft ins Große wuchs, mußte es 
wiederum ein weſentlicher Gewinn ſein, wenn er das Recht erwarb, 


1) Vgl. Schwenke, Die Berliner Druckerei des Hans Weiß 1540—47 in: 
Aus den erſten Zeiten des Berliner Buchdrucks, Berlin 1910, S. 39. 
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in einer eigenen Druckerei ſeinen Verlag, die Bücher, mit denen er 
das Tauſch⸗ und Einkaufsgeſchäft betrieb, ſelbſt herzuſtellen. Von dem 
gangbaren Verlage kam ihm der beſte Gewinn ſeines Handels. Hatte 
das buchhändleriſche Geſchäft einigen Umfang, ſo ſtrebte es ganz von 
ſelbſt dahin, ſich von dem fremden Drucker unabhängig zu machen. Die 
eigene Druckerei neben dem Buchladen war darum das Ziel des geſchäfts⸗ 
kundigen Buchführers. Und — konnte er für ſeine Perſon nicht beide 
Privilegien erwerben, es war immerhin ein Gewinn für ihn, wenn 
einer aus ſeiner nächſten Verwandtſchaft für ſich das zweite Privileg 
zu erreichen verſtand. 
| Aber, fah der Buchhändler diejen, feinen Wunſch verwirklicht, da- 
mit war er noch immer nicht ſein eigener Herr. Denn er konnte nicht ein 
gebundenes Buch, nicht ein gebundenes Exemplar einer Neuerſcheinung 
verkaufen, ohne auf die Hilfe des Buchbinders angewieſen zu ſein! 
Der ließ ihn nach Belieben warten, ſo lange, „das offters bücher vber 
einen Monath bey den buchbindern beliegen bleibenn.“ Angeblich 
geſchah das „aus mangell der geſellen.“ Wär' es nach den Buchbindern 
gegangen, dann hätten die Buchführer überhaupt nicht mit gebundenen 
Materien handeln dürfen, das wäre eben allein das Recht der Buch⸗ 
binder geweſen. So weitgehende Anſprüche konnte die Buchbinder⸗ 
innung allerdings niemals durchſetzen. Angeblich war Mangel an Ge⸗ 
ſellen der Grund, daß die Einbände nur langſam und mit Verſpätung 
fertig wurden. Ging jedoch ein Bücherfreund zum Buchbinder und ließ ſich 
von dem das ungebundene Buch verſchreiben, dann hatte er es ſehr bald 
gebunden! Auch die Buchbinder handelten ſo mit Büchern und kümmerten 
ſich um die Einſchränkungen, die ihnen ihr Privileg zog, ſehr wenig. 
Erlaubt war ihnen nur der Kleinhandel mit Schul- und Betbüchern, 
mit Kalendern und Schreibtafeln, ſowie ſelbſtverſtändlich mit ihrem 
eigenen Verlage. Denn auch ſie waren Verleger; und auch ſie erwarben 
auf dem üblichen Wege des Tauſches, was ſie an Betbüchern und Schul⸗ 
ſchriften oder ſonſt an Werken führten und verkauften. Ausdrücklich ver⸗ 
boten war ihnen das Feilhalten von großen und kleinen Bibeln, von 
Poſtillen und Kommentaren jeder Wiſſenſchaft. Wo ſie aber mit ihrem 
eigenen Verlage ſich die Bücher einzutauſchen ſuchten, war es nur 
natürlich, daß auch wiſſenſchaftliche Werke in ihre Hand kamen, und die 
Buchführer ſagten den Bindern nach, daß ſie ſich von fremden Orten 
her Bücher aus allen Fakultäten verſchrieben, ſolche Bücher dann an ihren 
Häuſern und Buden recht ſichtbar annagelten, um ſie — auch ungebunden 
— zu verkaufen. Die Berliner Buchführer klagten über dieſe Konkurrenz 
der Buchbinder und ſtellten vor: „Kann auch zu leipßig, Wittenberg 
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und ſonſten nichts neues ſo geſchwinde raußkommen, ſie haben es ſchon 
beſtellet, daß es ihnen ſobald es nur fertig zugeſchicket wirdt.“ 

Solange ſie durch Privilegien geſchützt waren, die ihre Rechte 
gegeneinander abgrenzen ſollten, aber dieſe Grenzen nicht ſo ſcharf 
zogen, daß ein Streit vermieden wurde, kurz: ſolange ſie alle Verleger 
waren und der Handel im weſentlichen ein Tauſchhandel blieb, lebten 
die Buchhändler mit den Druckern und Buchbindern im Kampf, der 
jahrzehntelang ſehr leidenſchaftlich geführt wurde. — Dieſe drei Gewerbe, 
die einander ergänzten, gehörten zuſammen. Aber jedes hatte ſeine 
beſonderen Gerechtſamen, welche ſie trennten, welche jedes der drei 
Gewerbe einſchränkten. Dieſe Abgrenzung gegeneinander war künſtlich. 
Mit Büchern handelte der Drucker, mit Büchern handelte der Buchbinder, 
und Bücher verkaufte der dazu beſonders privilegierte Buchführer! 

Es kam auch nur auf die perſönliche Geſchicklichkeit und die Aus⸗ 
nutzung günſtiger Umſtände an, daß der Buchführer die Erlaubnis, das 
Privileg, erhielt, eine eigene Druckerei neben ſeinem Buchladen anzulegen. 

Ein Privileg der Art haben die Buchhändler in Frankfurt a. O. 
Johann und Friedrich Hartmann, Vater und Sohn, gegen Ende des 
16. Jahrhunderts für ſich erwirkt. Sie hatten auf eigene Koſten den 
Druck einer hebräiſchen Bibel begonnen, ſich die nötigen Lettern und als 
ſchriftkundigen Setzer den Salomon Börner aus Wittenberg dazu kommen 
laſſen. Sie druckten die Bibel, die ſeit 1595 erſchien, alſo ſelbſt — ver⸗ 
mutlich weil der Drucker Eichorn, bei dem ſie früher hatten drucken laſſen, 
den ſchwierigen Auftrag abgelehnt. Die Anlegung einer hebräiſchen Typo⸗ 
graphie war ein koſtſpieliges Unternehmen. Daß die beiden Buchführer, 
die ſonſt ſeine Kunden waren, ihm damit ſchweren Abbruch tun könnten, 
daran wird Eichorn ſchwerlich gedacht haben, als dieſe hebräiſche Druckerei 
ihren Anfang nahm. Noch hatten die Hartmann, Vater und Sohn, kein 
Druckereiprivileg. Der Sohn war aber zugleich Buchbinder). Die 
Profeſſoren der Univerſität ſahen das neue Unternehmen gern. Doktor 
Jakob Ebertus, Profeſſor in Frankfurt, reichte beim Kurfürſten, als die 
hebräiſche Druckerei nur in Gang gekommen, eine Vorſtellung ein und bat, 
den beiden Buchführern zu befehlen: auch feine geplante „Harmoniam 
Evangeliorum“ in hebräiſcher, ſyriſcher, griechiſcher und lateiniſcher 
Sprache zu drucken. Das heißt: die hebräiſche Druckerei ſollte ſich auf 
orientaliſche Lettern allein nicht beſchränken. Wenn der Kurfürſt den 


1) Vgl. „Epithalamium. Vom Zuſtande eines Betrübten Widtwers. Zu 
ſondern Ehren ... Herrn, Friderico Hartman Buchbindern vnd Hendlern zu 
Franckfurt. .. Durch Bartholomæum Ringwaldt, Pfarherrn ... Gedruckt zu 
Franckfurt an der Oder, durch Nicolaum Voltzen, Anno 1595.“ 
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Hartmännern den Druck befahl, ſo konnte Eichorn nichts dagegen machen. 
Der Kurfürſt befahl ihn, und Doktor Ebertus fand es geraten, in ſeiner 
beabſichtigten Evangelien⸗Harmonie auch noch den deutſchen Text zu 
bringen. Alſo auch mit deutſchen Lettern ſollten ſich die beiden Buch⸗ 
führer, die als Drucker nicht privilegiert waren, verſehen! Daran hatte 
Eichorn beim Anbeginn gewiß nicht gedacht. — Eines einzigen Werkes 
wegen konnten ſich die beiden Buchführer gewiß nicht ſo viel verſchiedene 
Schriften anſchaffen. Aber der Befehl des Kurfürſten und das Ver⸗ 
langen des Doktor Ebertus war ihnen ein erwünſchter Anlaß, nun ihrer⸗ 
ſeits, die fürs erſte nur hebräiſche Lettern hatten, zu fordern, daß ſie 
die Schriften, die ſie ſich mit ſchweren Koſten anſchaffen mußten, auch 
weiterhin zum Druck anderer Werke, die ihnen für ihren Handel nützlich, 
verwenden dürften, eben zu fordern, daß ihnen ein rechtes Privileg zur 
Druckerei in Frankfurt gegeben würde. Ganz beſtimmt hatte das Eichorn 
nicht vorausgeſehen, daß ſich aus einer hebräiſchen Typographie der 
beiden Buchführer, die ſonſt ſeine zahlenden Kunden geweſen, ein regel⸗ 
rechtes Konkurrenzunternehmen entwickeln konnte, wo er allein für Frank⸗ 
furt als Buchdrucker privilegiert ſein ſollte! Die Univerſität unterſtützte 
das Suchen der beiden Buchführer, die nun für ſich und ihre Nachkommen 
eine vollkommene Druckerei auftun wollten, in der ſie nach ihrem Ge⸗ 
fallen ohne jemandes Einſpruch, alſo ohne Rückſicht auf das Eichornſche 
Privileg, nützliche Bücher drucken und verlegen könnten. Wo Doktor 
Ebertus an der Ausgeſtaltung der Hartmannſchen Typographie perſön⸗ 
lichen Anteil nahm, ſandte die Univerſität am 24. September 1594 ein 
von den beiden Buchführern erbetenes Interzeſſionsſchreiben an den 
Kurfürſten, und bei ſo wirkſamer Fürſprache kamen die beiden Hart⸗ 
mann, Vater und Sohn, auf dem Umwege über den hebräiſchen Bibel⸗ 
druck in den Beſitz des gewünſchten richtigen Druckereiprivilegs. Ob 
die Erwartung der Univerſität, die beiden Hartmann würden beſonders 
den hebräiſchen Verlag pflegen, den Eichorn abgelehnt oder „ein faſt 
vnbilliges vnnd vbermeßiges“ gefordert und dabei ſchon durch ſein kleines 
Format den Bücherpreis an ſich unleidlich geſteigert, ob dieſe Hoffnung 
der Univerſität wirklich begründet war — bleibe dahingeſtellt. Die Hart⸗ 
manns hatten eine günſtige Situation für ſich geſchickt ausgenutzt. Sie 
erhielten das verlangte Privileg, das ihnen auch bei Antritt der neuen 
Regierung vom Kurfürſten Joachim Friedrich am 10. Auguſt 1598 
beſtätigt ward. Wie die beiden neuen Drucker für ihr buchhändleriſches 
Geſchäft ihre Druckereigerechtigkeit ausnutzten, konnte bald ihr Verlags⸗ 
katalog ausweiſen. In wenigen Jahren hatten ſie die alte Eichornſche 
Druckerei und deren Verlag weit überflügelt. 
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Dem Buchhändler in Cölln an der Spree, Hans Werner, ward in 
ſein Privileg vom Jahre 1594 hineingeſchrieben: „Weill er ſich auch 
beklaget, Das er von den Buchbindern .... vnd wenn Er ſonderlich 
vns Oder vnſerer Jungen herrſchafft etliche Arbeit ferttigen ſoll, ganz 
beſchwerlich mit der Erbeitt geſeumet, vondt vff gehalten werde, Welches 
Ihme dann an ſeinem Buchhandell merckliche hinderung gebe, So ſollen 
Bürgermeiſter vnd Rathmannen beider vnſer Stedte Coln vnd Berlin, 
Dißfalß Jeder Zeit ein Ernſtes Einſehen haben, Vnd bei welchem der 
Vnfleiß befunden, dem ſoll das Buchbinden verbotten vnd Ihme Hanſen 
Wernern geſtattet werden, eine Eigene Werckſtadt mit Buchbinder⸗ 
geſellen, zuhalten.“ — Der Kurfürſt hielt die Klagen, die Hans Werner 
vorgebracht, für begründet. Dem Buchhändler wurde von der Obrigkeit 
geholfen. Er ſollte von den ſäumigen Buchbindern, die bei der Ver⸗ 
zögerung ſeiner beſtellten Arbeit ihr eigenes Geſchäft machten, nicht 
abhängig ſein. Die Buchbinderinnung hatte ſich dem einzigen Buchführer 
Berlins, der an der Langen Brücke ſeinen Laden hatte, unterzuordnen! 

Aber nur wenige Jahre ſpäter — 1614 — erhielten gerade zwei 
Berliner Buchbinder, die Gebrüder Hans und Samuel Kalle, ein kur⸗ 
fürſtliches Privileg als Buchhändler in den Reſidenzſtädten Berlin und 
Cölln an der Spree. Dies Privileg vom 10. Mai 1614 iſt der Anfang 
der noch heute beſtehenden Haude und Spenerſchen Buchhandlung. 
Zu dem neuen Privileg waren die beiden Kalle gekommen, weil ſich 
Hans Werner, deſſen Aufrichtigkeit im Handel und Wandel Kurfürſt 
Joachim Friedrich ausdrücklich lobend anerkannt hatte, weigerte, cal- 
viniſtiſche Streitſchriften zu führen. Bei dieſer Weigerung konnte ſich 
Werner mit gutem, rechtlichen Grunde auf die Concordienformel be⸗ 
rufen, die den Calvinismus verdammte. Aber der damals regierende 
Kurfürſt Johann Sigismund war bekanntlich ſelbſt zum reformierten 
Bekenntnis übergetreten und wünſchte nun, daß auch reformierte, cal- 
viniſtiſche Schriften in ſeiner Reſidenz feilgeboten und verkauft würden. 
— Wo die Buchbinder ſchon immer praktiſch mit dem Buchhandel Füh⸗ 
lung hatten, wo ſie ſelbſt öffentlich — wenn auch mit gewiſſen Ein⸗ 
ſchränkungen — ſchon ſtets Buchhändler geweſen, waren die Gebrüder 
Kalle, als der Kurfürſt deshalb mit ihnen unterhandelte, bereit, „ſolch 
buchfüren auf ſich zue nehmen, auch hiemid auf den itzo einſtehenden 
Leipziger Oſtermarkt einen Anfang zue machen.“ Vor dem Schloß 
wurde ihnen ein Platz angewieſen, Bretter und Holz, ſo viel nötig waren, 
einen Laden zu bauen, geſchenkt und das Privileg zum Buchhandel 
ausgefertigt. So waren die beiden Buchbinder Kalle zugleich, neben 
dem älteren Hans Werner, ordentliche Buchführer geworden. Als die 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXIV. 2. 13 
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beiden Brüder ſich bald — ſchwerlich vor 1620 — im Unfrieden trennten, 
als Samuel Kalle von der Buchhandlung ganz zurücktrat, gab Johann 
Kalle die gewohnte und für fein neues Geſchäft ſehr vorteilhafte Budh- 
binderei keineswegs auf. Er nannte ſich und war: Buchhändler und 
Buchbinder. Hans Kalle war der rührigere von den beiden Brüdern. 
Er ging ſpäter ſogar mit der Abſicht um, ſich auch eine eigene Druckerei 
zuzulegen, daß er die drei Gewerbe in einer Hand vereinigte! Das glückte 
ihm freilich ſo wenig, wie Martin Guth, dem Nachfolger in Hans Werners 
Buchladen, der den gleichen Plan für ſich verfolgte. Der Berliner 
Drucker erhob Einſpruch und hatte Erfolg. 

Für ſich wünſchte der Berliner Drucker ſelbſtverſtändlich auch die 
Erweiterung, oder beſſer geſagt: die Zurückgewinnung der alten Gerecht⸗ 
ſame, die von Anfang an dem Drucker zuſtanden, die dann beeinträchtigt 
und gemindert waren, als Buchführer auftraten und privilegiert wurden. 
Seinerzeit, als der Wittenberger Drucker Hans Weiß vom Kurfürſten 
nach Berlin gerufen ward (1540), hatte der Drucker Berlins auch den 
Buchhandel gehabt — ſchon aus dem Grunde, weil es keinen einhei⸗ 
miſchen oder in der Stadt angeſeſſenen Buchführer gegeben. Mit dem 
Verlauf der Jahre hatte der erſte Buchführer aber ſeinen Laden auf⸗ 
gemacht, dann war der zweite gekommen. Das bedeutete eine Schmä⸗ 
lerung der alten Rechte des Druckers. In Berlin wären die „Buch⸗ 
händler privilegiret, daß ſie allein offene Buchläden haben ſollen“ — 
das mußte der Drucker Chriſtoph Runge, der Jüngere, der lange genug 
geſchwiegen und zugeſehen, wie die Konkurrenz ſich feſtſetzte, 1668 wohl 
zugeben. Freilich ſagte Runge: im ganzen Deutſchen Reich ſei es anders 
und wies darauf hin, daß „die Buchdrucker auch aller Orten im Reiche 
mit büchern von Anfang gehandelt und noch handeln.“ Und Runge 
forderte, daß „mir vergönſtiget ſeyn ſolle, beydes mit gebundenen und 
ungebundenen Büchern zu handeln, und dieſelben ihnen [den Buch⸗ 
führern] und andern in meinem Haufe zu verkauffen.“ Dies Verlangen 
war gewiß nicht unbillig. Ihm wurde dieſer Handel geſtattet. Für eine 
Geſchäftsübung, wie ſie ſich praktiſch allerorten herausgebildet und die 
durch die Natur des Tauſchhandels begründet und bedingt war, wurde ihm 
die landesherrliche Konzeſſion gegeben. Chriſtoph Runge, der Jüngere, 
war alſo ausdrücklich Drucker und Buchhändler zugleich in Berlin. 

Buchdruck, Buchhandel und Buchbinderei gehörten eng zuſammen. 
— Mit welchem Erfolge ſich der Inhaber des einen Privilegs um die 
Erweiterung ſeiner Befugniſſe bemühte, war nach Zeit und Ort ver⸗ 
ſchieden. Einen bequemen Angriffspunkt, die Rechte der Konkurrenten 
zum eigenen Vorteil zu ſchmälern, boten — wie geſagt — die Verkaufs⸗ 
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preiſe. Über Preiſe, die zu hoch ſchienen, war die Zeit empfindlich. 
Daher die Forderung in den Privilegien: billig zu verkaufen und nie⸗ 
manden zu überſetzen; daher die vielen Taxen, welche die Obrigkeit 
ungefähr bei allem, was einen Geldwert hatte und verkäuflich war, 
bekannt machte. Was „billig“ heißen konnte, war einigermaßen un⸗ 
beſtimmt. Erſt die Taxe ſetzte den Preis genau feſt. Der Produzent 
ſollte ſeinen Vorteil haben; die Allgemeinheit aber vor unerlaubter 
Ausbeutung geſchützt werden. 


*. * 
a. 

Eine ſolche Taxe, die in weitem Umfange in wirtſchaftlichen Dingen 
den Wert der Leiſtung zum Beſten des Publikums beſtimmte und den 
Preis in Schranken hielt, gaben Bürgermeiſter und Ratmannen der 
Reſidenzſtädte Berlin und Cölln anno 1623 in Druck. Sie iſt in der bran⸗ 
denburgiſchen Geſetzesſammlung, im Corpus Constitutionum Marchi- 
carum, bequem zu finden. 

Damals galt der Taler 24 gute Groſchen, und auf einen guten 
Groſchen wurden 12 Pfennige gerechnet. Im Jahre 1623 war Georg 
Runge, der Vater des obengenannten Chriſtoph Runge des Jüngeren, 
noch allein im Beſitze des erblichen Privilegs über die Druckerei in Berlin. 
Die Taxe ſetzte feſt: der Berliner Drucker ſolle: „von einem Jeden 
Bogen, wenn 100. Exemplaria an entzeln Bogen gedruckt werden, es 
ſey groſſe oder kleine Schrift, 1 Thaler nehmen. 


Von jeden Bogen vber 100. Exemplar nachzudrucken 1 pf. 

Von 100 Exemplar, dazue Ihnen das Pappier gegeben wirdt 18 ſgr. 
Von einem Patent einen Bogen groß pff einer feiten 12 ſgr. 
Von einem Patent 2 Bogen aneinander pff einer feiten 1 Thal.“ 


Dieſe Sätze der Taxe bieten einen genaueren Anhalt für die Druck⸗ 
koſten. Der Preis für 100 Bogen Papier wird mit 6 Groſchen ange⸗ 
nommen; denn die Taxe ſetzt einmal den Preis für 100 Abzüge inkl. 
Papier mit 1 Taler, das ſind 24 Groſchen, und das andere Mal für die 
gleiche Zahl von Abzügen, wenn dem Drucker das Papier dazu geliefert 
wird, auf 18 Groſchen feſt. 

Vom fertigen Satze koſtete der Abdruck jedes einzelnen Bogens 
einſchließlich Papier 1 Pfennig, das macht für 100 Abzüge 8 ¼ Groſchen. 
Oder: es betrug, das Papier nicht gerechnet, der Abdruck vom vorhan⸗ 
denen Satze allein für eine Auflage von 100 Bogen 2 Groſchen. Mit- 
hin ſtellten ſich die Satzkoſten für einen Bogen, „es ſey groſſe oder kleine 
Schrift“, auf 15°/, Grofen. 

13* 
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Die Druckkoſten für einen Bogen laſſen ſich daher in detaillierterer 
Weiſe fürs Jahr 1623 auch ſo aufrechnen: 


Es erforderte der Satz für einen Bogen, gleichgültig 

in welcher Schriftgrögz ee 15 Groſchen 

Zum Papier für 100 Bogen wurden bewilligt. 6 re 
Das Abdrucken diefer 100 Bogen wurde berechnet mit 21/, „ 

alſo koſtete der Bogen in einer Auflage von 100 Grems 

plaren nach der Taxe 1 Thlr. 24 Groſchen. 


Daß die Taxe mit einer fo geringen Auflage, mit 100 Abzügen, 
rechnete, war praktiſch. Denn Gelegenheitsgedichte, Hochzeits⸗ und 
Leichen⸗Carmina oder Leichenpredigten vermittelten die weitaus häu⸗ 
figſte Verbindung zwiſchen Publikum und Drucker, und für dieſe Auf⸗ 
träge genügte natürlich in den meiſten Fällen eine ſo kleine Auflage 
vollkommen. 

Die Sätze der Taxe für den Druck von Patenten, alſo von amt⸗ 
lichen Bekanntmachungen, geben den Preis exkluſive der Papierkoſten 
an. Es wird üblich geweſen ſein, daß der Drucker für derartige amtliche 
Publikationen das Papier geliefert erhielt. Denn zu einem einſeitig 
bedruckten Patent von 2 Bogen wären an Papierkoſten für 100 Exemplare 
nach der Taxe ſchon 12 Groſchen zu berechnen geweſen, und Satz und 
Abdruck dieſes Patentes hätten weiter mindeſtens eben ſoviel ausge⸗ 
macht, wie der Satz und Abdruck eines einzelnen aber doppelſeitig be⸗ 
druckten Bogens, „dazue Ihnen das Pappier gegeben wirdt“, nämlich 
18 Groſchen. Dieſe beiden Poſitionen würden die feſtgeſetzte Taxe 
aber ſchon erheblich überſchritten haben, und für die nötige Arbeit, die 
beiden Bogen des Patentes zuſammenzukleben, wäre noch gar kein 
Preis in Anſatz gebracht! — Anderſeits: die ermittelten Druckpreiſe 
für den Patentdruck in Anwendung gebracht und dabei den Papierpreis 
außer Betracht gelaſſen, alſo damit gerechnet, daß das Papier dem 
Drucker dazu geliefert wurde, ſo ergibt ſich, daß dem Berliner Drucker 
für amtliche Aufträge ein höherer Preis zugeſtanden wurde, als für 
Druckarbeiten, die er für Private ausführte. Dieſe beſſere Bezahlung 
für amtliche Drucke, die wohl immer eine Beſchleunigung verlangten, 
ſtimmt zu den Angaben, die der Berliner Drucker gelegentlich ſelbſt 
gemacht hat!). 


1) Die Sätze der Taxe von 1623 dahin auszulegen, daß mit dem Preiſe von 
1 Pfennig für das Nachdrucken von jedem Bogen über 100 Exemplare hinaus 
lediglich die Abdruckkoſten — nicht aber zugleich die Aufwendung für das Papier 
— gemeint ſeien, iſt abwegig. Der Zuſammenhang in der Taxvorſchrift ſpricht 
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Auch bei Patenten darf man an keine übermäßig großen Auflagen 
damals denken. Als z. B. Kurfürſt Georg Wilhelm wegen des Einfalls 
des Pfalzgrafen Karl Ludwig ins Herzogtum Cleve und wegen gewalt⸗ 
ſamer Beſetzung etlicher Orter daſelbſt 1638 ein Patent drucken ließ — 
der Druck geſchah durch Vermittelung des Doktor Laurentius Colaſius 
in Frankfurt a. O. — genügte eine Auflage von 500 Exemplaren. 


Der Druck der Concordia — 200 Bogen in einer Auflage von 
2000 Exemplaren — würde unter Zugrundelegung der Taxpreiſe im 
Jahre 1623 gekoſtet haben: 


Satz 200 Bogen, jeder Bogen zu 152/, Groſchen . 130,555 Thlr. 

Papier 20002000 Bogen (100 Bogen zu 6 Groſchen) 1000,000 „ 

Abdruck 200002000 Bogen (100 Abdrücke zu 21/, Grſch.) 388,887 „ 
insgeſamt: 1519, 442 Thlr.) 


Im Jahre 1580 hatten ſich dieſe Druckkoſten auf nur 1000 Thlr. 
geſtellt. Inſoweit beſteht jedoch in beiden Jahren Übereinſtimmung: 
das Papier war beim Buche noch immer am teuerſten; die Koſten für 
das Papier betrugen im Jahre 1623 rund zwei Drittel des Geſamt⸗ 
betrages; das iſt derſelbe Anteil, den das Papier im Jahre 1580 forderte. 

Etwa ſeit dem Jahre 1609 waren im Reiche vielfach geringwertige 
Münzen geſchlagen worden; dadurch waren der alte Reichstaler und 
nach dem alten Fuß ausgeprägte Gold⸗ und Silberſtücke aus dem Ver⸗ 
kehr verſchwunden oder im Preiſe geſteigert worden und bei dem gerin⸗ 
geren Gehalt der neuen umlaufenden Münzen wurden alle Waren 


auch gegen eine ſolche Annahme. Nach der Taxe handelt es ſich zunächſt um den 
Geſamtherſtellungspreis eines Druckbogens in feſtbeſtimmter Auflagenhöhe, ſo⸗ 
dann um die weitere Beſtimmung, falls die von der Taxe zuerſt berechnete Auf- 
lagenhöhe überſchritten werden ſoll, was in einzelnen Fällen möglich oder beab⸗ 
ſichtigt ſein konnte. Dieſe zweite Angabe iſt alſo lediglich eine Ergänzung zum 
erſten Taxpreiſe. Erſt in dritter Linie wird dann von der Taxe, bei gleichzeitig 
neuer Preisbemeſſung, der Fall angenommen, daß dem Drucker das erforderliche 
Papier geliefert würde. 

1) Der Wortlaut der Taxe fordert von jedem Bogen, von dem 100 Abzüge 
geliefert werden, eine Grundgebühr von 1 Thlr. und von jedem weiteren Abzuge 
pro Bogen 1 Pfennig. Auch ſo gerechnet, ergibt ſich das gleiche Reſultat. Nämlich: 

200 Bogen Satz und zugleich von jedem Bogen der Abzug f 
von 100 Exemplaren 200 X 1 Thlr. 200,00 Thlr. 
von 200 Bogen weiter je 1900 Abzüge, jeder Abzug zu 
1 Pf. = 200 X 1900 Pfennige . . . . . . . . . . . 1319,44 „ 
insgeſamt: 1519,44 Thlr. 
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entſprechend oder darüber hinaus im Preiſe höher geſetzt. Dies Münz⸗ 
unweſen, das zum Aufkauf der alten guten Münzen verführte, gab auch 
dem Handwerker erwünſchten Anlaß, mit dem Preiſe für feine Arbeits⸗ 
leiſtung willkürlich aufzuſchlagen. Das mußte zu einem Unweſen im 
ganzen Handel und Verkehr führen. Dem zu ſteuern, traten die Stände 
benachbarter Kreiſe zuſammen und einigten ſich wieder, nach der alten 
Münzordnung von 1559 ihre Münzen zu ſchlagen. Der Preis der Waren 
oder der handwerklichen Leiſtungen ward entſprechend der neuen Münz⸗ 
regulierung, die auf den alten Wert der Münzen zurückging, in den 
einzelnen Staaten oder Städten durch neue Taxen beſtimmt. 

Es iſt alſo kein Zufall, daß wir gerade aus dem Jahre 1623 auch 
für das Kurfürſtentum Sachſen eine neue Taxe beſitzen!), die mit der 
Berliner Taxe von 1623 verglichen werden darf. Die ſächſiſche Ver⸗ 
ordnung von 1623 ſetzte die Taxe für die einzelnen Kreiſe im Kurfürſten⸗ 
tum feſt und rechnete gleichfalls mit dem Taler zu 24 guten Groſchen 
oder dem meißniſchen Gulden, deſſen Wert, wie von altersher, wieder 
auf 21 Groſchen beſtimmt wurde. Für den Kurkreis, alfo für ie 
berg, wurde z. B. verordnet: 


„Die Buchdrücker ſollen von einem Bogen, wenn 100. Exemplaria 
geliefert, vnd einzeln Bogen gedrucht werden, nehmen . . 1. fl. 


Von einem Patent. 14. gr. 
Wann ſie aber das Pappier nicht ſelber geben, nach dem die ſchrifft 
Tt dom Boge nnn we a A 17. 18. gr. 


Warunter doch gantze Opera oder Tractate nicht gezogen, ſondern 
haben ſich die Drücker dißfals mit den verlegern ſelbſt, doch alſo zuver⸗ 
gleichen, daß ſie keinem zur vngebür vbernemen.“ 

Dieſe Schlußbeſtimmung fehlt der Berliner Taxe. Praktiſch hat 
beim Werkdruck eine Vereinbarung zwiſchen Auftraggeber und Drucker, 
die natürlich zu billigeren Preiſen, als ſie die Taxe vorſchrieb, führen 
ſollte, auch in Berlin und im Brandenburgiſchen ſtattgefunden. Alſo 
hat die Errechnung der Druckkoſten der „Concordia“ nach den Sätzen 
der Taxe nur einen ſehr relativen Wert. 

Im Jahre 1623 hatte Leipzig, als Drud- und Verlagsort, Witten- 
berg bereits weit überflügelt. Leipzig war mit ſeiner Meſſe damals 
ſchon der Vorort des deutſchen Buchhandels geworden. Deshalb führe 
ich aus der ſächſiſchen Verordnung auch die den Leipziger Druckern 


1) „Des Durchlauchtigſten ... Herrn Johann Georgens, Hertzogens zu Sachſen 
. .. Müntz⸗Mandat vnd Taxordnung ... Leipzig ... Anno 1623”. 
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gegebene Taxe, die ſich auch auf den Werkdruck bezieht, an. Im Leip⸗ 
ziger Kreis durfte der Drucker fordern: 


„Von einem ballen in Octav. Quart. Folio Mittelſchrifft 


. | 5. fl. auff 1000. Exemplaria 
Wenn aber weniger als 1000. Exemplaria werden, von einem 
ae n ste po 6. fl. 
Wenn 1500. auffgeleget werden 4%, fl. 
Wenn 2000. auffgeleget werden. 4. fl. 


Ferner follen die Buchdrucker, von einem bogen, auff beyden ſeiten 
gedruckt, von 100. Exemplarien, es ſey klein oder grobe Schrifft, 1. fl. 
oder 1 Thaler nemen. 


Von jeden bogen nachzudrucken, vber 100. Exemplaria. . 1. pf. 
Von 100. Exemplarien, ika ll das N o 


worden . . . 18. gr. 
Von einem Paten 12. in 14. gr. 
vnd von jedem nachgeſchoſſenen Bogen. 1. hel.“ 


Wo der Preis ſich auf den Ballen bezieht, alſo bei der Herſtellung 
von Werken oder Büchern, ift er in dieſer Taxe exkluſive der Papier- 
koſten zu verſtehen. Das ſtellt die ſpäter anzuführende ſächſiſche Taxe 
für den Papierpreis außer Zweifel. Dieſen Preis für Werkdruck mit 
dem Anſchlage des Frankfurter Drucker Eichorn für die „Concordia“ 
von 1580 verglichen, zeigt, daß die Leipziger Drucker damals jedenfalls 
billiger arbeiteten, als ſeinerzeit der Frankfurter Drucker. 

Die Leipziger Preiſe für den Akzidenzdruck decken ſich mit den 
Berliner Taxpreiſen. 

Dieſe Preiſe ſind erheblich höher, als die für den Leipziger Buch⸗ 
druck bewilligten Sätze. Denn nach den Akzidenzpreiſen berechnet, 
würde der Druck der Concordienformel 1623, wie gezeigt, erheblich 
teurer gekommen ſein, als nach der Eichornſchen Kalkulation von 1580. 


Bei der Bemeſſung des Druckpreiſes für den einzelnen Bogen, für 
den Gelegenheitsdruck, zeigt die Taxe alſo ein großes Entgegenkommen 
für den Drucker; in Leipzig ſowohl als in Berlin. Und dieſe Art der 
Tätigkeit der Preſſen darf nicht unterſchätzt werden. Laufende Akzidenz⸗ 
drucke, die gut bezahlt wurden, bildeten für den Typographen eine 
wichtige Einnahme. 

Den mitgeteilten Preiſen fehlt die rechte Anſchaulichkeit, ſobald 
die Entlohnung des Druckers nicht mit anderen, allgemein gültigen 
Preiſen in Vergleich geſetzt wird. Mit Hilfe der Sächſiſchen und der Ber⸗ 
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liner Taxe von 1623 iſt das leicht möglich. So führe ich aus der Berliner 
Taxordnung den Preis für einzelne Lebensmittel an. Es war z. B. vom 
Rate Berlins und Cöllns feſtgeſetzt: „ein pfund fleiſch von einem gueten 
gemeſten Rinde, ſoll das gantze Jahr durch vor zehen guete pfennige 
gegeben“ werden, und es durfte „keiner mit zunehmunge der Kaldaunen 
wider ſeinen willen beſchweret, Sondern allein das Pfund Kaldaunen 
vmb Acht gute pfennige, Leber vnnd Lunge aber, das Pfund vor fünff 
guete pfennige verkaufft werden.“ Wer ſechs Pfund Rindfleiſch nahm, 
konnte kein Stück ohne Knochen verlangen, er mußte „einen halben 
Fuß gewogen darzu nehmen, Vnd gleich dem Fleiſche bezahlen.“ Doch 
handelte es ſich um Fleiſch erſter Qualität von ausgeſucht gutem Schlacht⸗ 
vieh. Kuhfleiſch oder Fleiſch von ungemäſteten Ochſen war billiger. 
Teurer aber als das befte Rindfleiſch war in Berlin das Schweinefleiſch. 
Es hatten Bürgermeiſter und Ratmannen beſtimmt: „Das pfund 
Schweinen fleiſch ſoll vor einen Silbergroſchen gezahlt vnd weder von 
den Fleiſchern, Gaarkochen, noch anderen höher geſteigert werden.“ 
Alſo hielt man dieſen Preis von 12 Pfennigen im Jahre 1623 für hoch; 
jedenfalls für hoch genug! — In der kurfürſtlichen Reſidenz galt „1 ge⸗ 
meine Ganß nach gelegenheit der zeit 3 oder 3½ ſgr.“, eine Gans, „ſo 
die ſtoppeln belauffen“ 4 und eine „gemeſte Ganß“ 8, 9 oder 10 Silber⸗ 
groſchen. Die Mandel Finken koſtete ſo viel wie eine Ente: 1 Groſchen 
und 6 Pfennige. Die Mandel „Ziſig, Mehſen, Rothkehlichen vnd der⸗ 
gleichen kleine Vogel“ wurde wie ein Paar Tauben mit 1 Groſchen 
veranſchlagt. Ein junges Huhn ſollte, je nach der Größe, einen oder andert⸗ 
halb Groſchen wert ſein. Das Schock Eier wurde mit 6 Groſchen, „Zue 
Winterszeit aber“ mit 10 Groſchen bezahlt. 

Bei ſolchen billigen Preiſen ſtand ſich der Berliner Drucker, dem 
überdies vom Kurfürſten im Grauen Kloſter freie Wohnung angewieſen 
war, nicht ſchlecht. Allerdings hatte der Drucker nicht immer zu tun. 
Es gab ſtille Zeiten, in denen er ohne Arbeit blieb oder nur für den 
eigenen Verlag drucken konnte. 

Die Berliner Taxe, nach der ſich der Drucker mit ſeinen Preiſen 
richten ſollte und die ſich im weſentlichen auf den Akzidenzdruck bezieht, 
verrät das Wohlwollen — oder die geſchäftliche Unkenntnis — der 
Herren des Rates. Denn in dieſer Taxe liegt für den Drucker ein ſehr 
augenſcheinlicher und müheloſer Gewinn. 

Der Rat hatte beſtimmt: der Satz eines Bogens und 100 Abzüge 
davon ſollten mit 24 Groſchen bezahlt ſein, und der Rat hatte weiter 
verordnet: dieſe 100 Exemplare ſollten nur 18 Groſchen koſten, wenn 
dem Drucker „das Pappier gegeben wirdt.“ Folglich durfte der Drucker, 
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wenn ihm kein Papier angewieſen wurde, das Papier für 100 Abzüge 
mit 6 Groſchen berechnen. Das war viel. So viel koſtete das Papier, 
auch wenn es teuer war, denn doch nicht. Freilich brauchte der Drucker, 
um 100 ſaubere Abzüge zu liefern, etwas mehr, als genau 100 Bogen. 
Er druckte auch ein paar Abzüge über die beſtellte Zahl. War es doch 
„allemahl gebräuchlich“, daß der Setzer ſelbſt „zwey Exemplaria“ erhielt. 
Trotzdem war das Papier für 100 Abzüge mit 6 Groſchen ſehr reichlich 
bezahlt. Denn im Detailhandel wurden für 6 Groſchen ſchon 111 Bogen 
abgegeben, wenn das Papier aus der Bautzener oder Zittauer Mühle 
kam, und fogar 125 Bogen, wenn es Zehdenicker Papier war. Mit 
11 Prozent, ſicher aber mit 25 Prozent, war der Papierverbrauch für 
Korrekturabzüge, Fehldrucke und für die beiden Exemplare des Setzers 
reichlich bemeſſen, zumal es ſich bei den angegebenen Preiſen um den 
Kleinverkauf handelt und alles, was in der Druckerei zu Makulatur 
wurde, noch einen wirklichen Wert behielt. 


Die Taxe von 1623 hatte den Berliner Buchbindern, die den Detail- 
verkauf hatten, feſte Preiſe vorgeſchrieben. Bei ihnen ſollte koſten: 


„1 Reiß Herrn Pappier. . . . . . . . . 2.2% Thal. 
1 Reiß Rabenfpürger . . . . . . . . . . . . 2 Thal. 
1 Reiß Bautzen Pappter . . . . . . . 1 Thal. 3 far. 
1 Reiß Zedenicks Pappier. . . . . . . . . . 1 Thal. 
1 Reiß Sittowſchs Pappter . . . . . . 1 Thal. 3 ſgr. 
1 Reiß Regaal Papp ier 5. 6 auch 7 Thal. 
1 Reiß Median darnach es zart, . . . . . . 3. 4 Thal. 
1 Reiß Macultur. . . . . . . . . . eee 8. 9 ſgr.“ ) 


1) Eine Preisangabe für eigentliches Druckpapier fehlt der Berliner Taxe⸗ 
Die Taxe rechnet auch nirgends mit dem Ballen⸗Preiſe. — Die ſächſiſche Tax⸗ 
ordnung trennt Buchbinder von: „Pappiermachern vnd Händlern“, gibt dabei 
aber, z. B. für den Meißner Kreis, zum Teil den Preis für das einzelne Buch 
Papier. Es handelt ſich alſo auch bei der ſächſiſchen Taxe um Kleinhandelspreiſe. 
Zum Vergleiche bringe ich die für den Leipziger Kreis vorgeſchriebenen Sätze: 


„Ein Rieß ſchön Herrn Pappier . . . . . . . . 2. 3. Thaler. 
Ein Rieß Mabensburger . . . . . . . we. 2. fl. 2. Thaler. 
Ein Rieß Paubner . . . . . . . . .. 1. fl. 3 gr. 1. fl. 6. gr. 
Ein Rieß Landpappier . . . . . . . . . . .. fl. 1. fl. 3. gr. 
Ein Palin Maculatur. . . . . . . . . 2. fl. 12. gr. auch 2. fl. 
Ein Palln weiß drucker Pap pie 5. 514. fl. 
Ein Palln braun drucker Pappier . . . . . . . . . . . 4. fl. 
Ein Rieß Regal Pap pie 5. 6. Thaler. 


Ein Rieß Median . . . gg 3. 4. Thaler." 
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Bei der Berliner Taxe muß auffallen, daß die Neudammer, die 
Kottbuſer und die Frankfurter Papiermühlen nicht mit ihren Fabrikaten 
vertreten ſind. Dieſe nicht unbedeutenden Papierfabriken im Branden⸗ 
burgiſchen haben keineswegs für einen kleinen, feſten Kundenkreis ge⸗ 
arbeitet und ſonſt nichts verkauft oder etwa lediglich Druckpapier her⸗ 
geſtellt. 

Herrenpapier bezeichnet nur die Qualität; Median⸗ und Regal⸗ 
papier das Format. Medianpapier hat eine Bogengröße, die zwiſchen 
dem gewöhnlichen und dem Regalpapier liegt. Über den Urſprungsort 
iſt damit nichts geſagt. In dieſen Größen wurde auch Papier im Bran⸗ 
denburgiſchen hergeſtellt, nicht bloß in Holland oder in dem mit Papier⸗ 
mühlen beſonders geſegneten Süddeutſchland, wo die freie Reichsſtadt 
Ravensburg ein alter und berühmter Hauptort der deutſchen Papier⸗ 
induſtrie war. 

Der Ballen vom billigſten Papier, für das den Berliner Buch⸗ 
bindern eine Taxe gemacht war, der Ballen Zehdenicker Papier, koſtete 
1623 etwa 10 Thlr. Schon dieſer Preis war für den Drucker vorteilhaft. 
Und wußte der Drucker billiger als beim Buchbinder einzukaufen — 
das war ihm möglich — bezog und verarbeitete er überhaupt Druck⸗ 

papier, ſo wuchs der müheloſe Gewinn, den ne die Taxe ließ, ganz 
beträchtlich. 


Wer kaufte Papier i in größeren Poſten beim Buchbinder? — Der 
Regiſtrator Johannes Zernitz, Cernitius nannte er ſich als Schriftſteller, 
ließ von dem Kupferſtecher Peter Rollos die Konterfeis der Kurfürſten 
für ſein genealogiſches Werk: „Decem e familia Burggraviorum Nurn- 
bergenfium Electorum Brandenburgicorum eicones“, das auf Befehl 
des Kurfürſten aber auf Koſten des Autors 1625 erſchien und von Georg 
Runge in Berlin gedruckt wurde, ſtechen. Mit barem Gelde bezahlte 
Zernitz den Kupferſtecher nicht. Zernitz gab pfundweiſe Kupferblech 
und auch Papier. Dafür lieferte Rollos ſeine Arbeit und beide verrech⸗ 
neten ihre Forderungen gegeneinander. Reiſte Rollos nach Leipzig, 
ſo nahm er einzelne Exemplare des Buches mit und tauſchte z. B. auf 
dem Michaelismarkte 1626 andere Materien für Zernitz ein. Zernitz 
vertrieb ſein Buch, das natürlich auch bei den Berliner Buchführern zu 
haben war, ſelbſt. Es war ein Geſchäft im kleinen, wie es die privile⸗ 


Die hier für den Ballen Druckpapier beſtimmten Preiſe machen es deutlich, 
daß die den Buchdruckern in Leipzig für den Werkdruck vorgeſchriebene Taxe 
lediglich Satz⸗ und Druckkoſten meint, nicht aber zugleich den Papierpreis in ſich 
ſchließt. 
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gierten Buchhändler im großen übten. Und Rollos fuhr öfters nach 
Leipzig. Er hatte dort mit der Firma Seelfiſch, für die er arbeitete, 
geſchäftlich zu tun und tauſchte auch bei Seelfiſchs für Zernitz Bücher 
gegen Bücher ein. Nicht der Buchführer allein hatte das Recht, Bücher 


zu verhandeln. Die eingetauſchten Bücher ſind in den Abrechnungen 


von Rollos an Zernitz aufgeführt, ebenſo das erhaltene Papier. Im 
Jahre 1626 wurden dem Kupferſtecher 2 Rieß Papier mit 1 Thlr. 18 Gro⸗ 
ſchen, alſo das Rieß mit 21 Groſchen angeſchrieben. Rollos bekam 1626 
von Zernitz noch weiter 9 Buch Schreibpapier, die zuſammen mit 13 Gro⸗ 
ſchen 6 Pfennigen in der Rechnung ſtehen. Dieſe 9 Buch nannte Rollos 
auf ſeinem Zettel: „Schlecht Papier“. Zernitz ſchrieb zu dieſem Poſten 
auf fein Notizblatt: „guth ſchreib papier iedes zue 1 gr. 6 gerechnet.“ 
Das Rieß wäre demnach 1 Thlr. 6 Groſchen wert; das müßte in der 
Tat gutes Papier geweſen ſein. Beide notierten ſich ferner auf ihren 
Zetteln: am 14. Juli 1628 % Rieß Druckpapier 10 Groſchen; wie der 
eine noch hinzuſchrieb, war es weißes Druckpapier, alſo eine beſſere 
Qualität — Druckpapier war damals ebenſo geleimt wie Schreibpapier 
— und von dieſer beſſeren Sorte konnte das ganze Rieß nur 20 Groſchen 
koſten! 


Das heißt: der Drucker hatte am Papier bei den Preiſen ſeiner 
Taxe einen ſchönen Gewinn, wo ihm als Entgelt für das Papier, das 
zu 100 Abzügen eines Bogens gebraucht wurde, 6 Groſchen ausgeſetzt 
waren. Für 6 Groſchen waren aber — kaufte man nicht gerade beim 
Buchbinder, beim Detailliſten — 150 Bogen weißes Druckpapier ſehr 
wohl zu haben. 


Alſo auch die Taxe, die dem Buchbinder gemacht war, ließ ihm einen 
ziemlichen Gewinn; denn die Spannung zwiſchen dem vorgeſchriebenen 
Verkaufs- und dem möglichen Einkaufspreiſe ift beträchtlich; und es 
handelt ſich um eine Ware, die nicht zu ſchleunigem Abſatz zwang. — 
Dennoch wurde den Buchbindern, die Arbeit, die ſie leiſteten, wurde 
ihr Verdienſt ganz anders nachgerechnet. Der Rat unterſchied hier 
viel genauer und ſtufte den Preis nach dem Material und dem Format 
des Buches, das gebunden wurde, in umſtändlicher Weiſe ab. Auch 
dieſe Preiſe ſind lehrreich. Der Buchbinder durfte für ſeine Einbände 
fordern: 


„1 Buch vfm Schnit vergült auch ſonſten mit golde vfm Leder 
gezieret in groß Octa vaeoeVvn»ssss 1 Thal. 6 ſgr. 
1 in klein Octave... = us Soe ee A ha we 17. 18 gr. 
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In Schweinen Leder mit oder ohne claufuren 
mit oder ohne Bender. 


Bor. 1: Median. , ⅛ð2ͥa sa sea 1 Thal. 
ff ²˙ “'; ne pi d re ee ie 21 ſgr. 
Halb in Schweinleder gepapt mit Ecken 15 ſgr. 
In Quarto MediaaTxss ee eee 12 ſgr. 
GOLD Quarts ⁵ 8 gr. 
Median in Octavo. . . . . . . . . . is He NS ae be DDR: 
Gemein in Octa vo: 4 (gr. 
In Dudodsemeeeaee‚ SE are 3 jar. 
rf! W 2 (gr. 


.o ĩ²˙ ⁊ de a oe Go ie TER. 18 jgr 
HORDE Ar an: cad ̃ ĩ² a A en eee, Svs ODE, le th Bey ws ES 15 ſgr 
Median in Garti ee 8 ſgr. 
Gemein Quarto «2c. 2%. ne a ern 6 (gr. 
Median in Octavo . . . . . . . . de ue . 4 far. 
Gemein Octavo. ooo 3 ſgr.“ ) 


Auf die Dicke des Bandes, auf die Zahl der Bogen, die zuſammen⸗ 
gebunden wurden, nahm dieſe Preisbeſtimmung keine Rückſicht. Die 
Taxe ſetzte den Maximalpreis feſt, gab alſo den Buchbindern kein Recht 
darüber hinaus mehr zu fordern. Dieſe Taxe erklärt die vielfach un⸗ 
förmig dicken Bände des 17. Jahrhunderts. 


Der wirtſchaftlich Schwache, das war der Buchbinder im Vergleich 
zum Drucker, in deſſen Offizin ein bedeutenderes Kapital als in einer 
Buchbinderei ſteckte, war durch die Taxe viel gebundener. Und am 
freieſten ſtand der Buchhändler da. 


1) Zum Vergleich ſeien auch hier die Leipziger Preiſe von 1623 hergeſetzt 
(die Taxe in den anderen ſächſiſchen Kreiſen iſt umſtändlicher): 
„Von einem Buch in Regal folio, in Schweinleder gebunden . 2. fl. 
Von einem Buch in Median folio, in Schweinleder 1. fl. 10. gr. 6. pf. 


Von einem Buch in folio. . . . . . . . . .. . . . 15. 16. gr. 
rr, eS es sus 6. in 8. gr. 
In; eth“... 3. 4. in 5. gr. 
e e en Fame 18. gr. 
FOL > ̃²ů U:... 8 15. gr. 
Quarto gemein oder Median . . . . . . . . . .. 6. in 8. gr. 


Octavo gemein oder Median. 3. in 4. gr.“ 
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„Für die Berliner Buchhändler gab es keine ſpezialiſierte Taxe. Es 
war auch einigermaßen ſchwierig, ihnen eine feſte und dabei gerechte 
Taxe zu machen. Denn bei ihrem Geſchäfte war nicht eine handwerks⸗ 
mäßige Arbeit, die auf Beſtellung geleiſtet wurde, mit einem billigen 
Preiſe zu bewerten. Die Buchführer brachten ihren Büchervorrat auf 
eigene Gefahr zuſammen. Das Riſiko, daß ihnen dieſe Bücher unver⸗ 
kauft liegen blieben, war alſo von ihrem Geſchäfte nicht zu trennen; 
und die Buchführer mußten reiſen und auswärts Bücher kaufen oder 
eintauſchen; die Transportkoſten ſpielten dabei eine ganz andere Rolle, 
als etwa beim Handwerk der Buchbinder. Und wenn auch die Buch⸗ 
führer auf den Meſſen Bogen gegen Bogen tauſchten, trotzdem konnte 
ein Buch dem anderen nicht gleich geachtet werden, ſo daß für alle Bücher 
eine gemeinſame und wirklich gerechte Taxe möglich geweſen wäre. 
Schriften, die der Verleger vom Autor um ein Honorar erworben, 
konnten im Grunde nicht ſo wohlfeil ſein wie andere, an die nur die 
Druckkoſten gewandt waren, ſelbſt wenn man das Honorar nicht über⸗ 
mäßig hoch veranſchlagen darf. Die Dedikation ſeines Werkes trug dem 
Autor vielfach mehr ein, als das ganze Honorar für ſeine Arbeit betrug. 
Bücher wieder, über die der Verleger ein Privileg hatte, mußten anders 
bewertet werden, als Bücher, für die der Lehnskanzlei keine Gebühren 
entrichtet waren, für die der Verleger kein koſtbares Privileg, aber 
auch kein Verkaufsmonopol beſaß. 

Solche Schwierigkeiten wollte die ſächſiſche Taxordnung nicht 
überſehen. Für den thüringiſchen Kreis, für den Meißner, den erz⸗ 
gebirgiſchen und den voigtländiſchen Kreis, auch für die Buchführer 
in den aſſekurierten Amtern war in Sachſen zwar keine Taxe vorge⸗ 
ſchrieben. Hier hatte der Buchhandel keine weſentliche Bedeutung; 
wohl deshalb ſah die ſächſiſche Regierung hier von einer Taxe, die immer 
ſchwierig ſein mußte, ab. Aber die Buchhändler im Leipziger Kreis, 
der ſich nach den Beſtimmungen, die für Wittenberg erlaſſen waren, 
zu richten hatte, wurden an eine Taxe gebunden. Den Leipziger Buch⸗ 
führern ward geſagt: „Wirds mit der Taxa der in vnd außländiſchen 
Büchern, ebener maſſen gehalten“, d. h. ebenſo wie im Kurkreiſe, in 
Wittenberg, für den die ſächſiſche Taxordnung für die Buchführer feſt⸗ 
ſetzte: 

„Sollen Schuldig ſeyn, jedere Meß, den Franckfurter Taxt, jedes 
Orts Obrigkeit, zu ediren, nach welchen ſie jhnen den Tax der Bücher 
ſetzen, vnd mehr nicht, als auff den Gülden, an dem Außländiſchen 
druck 5. gr. von dem Inländiſchen aber 2. gr. von Deutſcher, 3. in 4. gr. 
von Lateiniſcher Materia, zum gewinſt verſtatten ſollen. 
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Die gemeinen Scolalticalia, ſeynd vor vielen Jahren, der Balln 
zu 10. fl. in 10. Thaler verkaufft. 


Die dieſes Orts verlegte Bücher, wann ſie vff gemein Druckpapier, 
vnd gemeiner Druck, der Bogen 3. heller. 


Was aber auff weiß groß, Cronen oder auch auff Median Papier, 
groß format, mit kleinen Schrifften gedruckt, weil die Autorn wegen 
jhrer mühe, vnd angewandten fleiſſes recompenlation haben müſſen, 
auch auff erlangung vnd erhaltung der Privilegien zimliche e 
gehen, der Bogen nach gelegenheit 2. in 3. pf.“ 


Hätten der Rat von Berlin und Cölln es gut befunden, in ähnlicher 
Weiſe eine Taxe zu beſtimmen und ſtatt der Frankfurter Taxpreiſe die 
Preiſe der für Kurbrandenburg wichtigeren Leipziger Meſſe zugrunde 
gelegt — die Bedeutung, die damals ſchon der Leipziger Markt hatte, 
wäre damit von brandenburgiſcher Seite nicht nur ausdrücklich anerkannt, 
ſondern das Leipziger Streben nach der Vorherrſchaft im Buchhandel 
auch von den amtlichen Stellen Kurbrandenburgs kräftig unterſtützt 
worden. Das konnte aber ſchwerlich die Abſicht des Rates der Reſidenz⸗ 
ſtädte oder des Kurfürſten ſein. Die Leipziger Taxpreiſe brauchten 
für die Mark oder für Berlin auch nicht zur Norm erhoben werden — 
bei der verhältnismäßig geringen Entfernung Leipzigs von der branden⸗ 
burgiſchen Reſidenz und bei dem lebhaften Warenaustauſch zwiſchen 
beiden Plätzen konnte eine Rückwirkung der Leipziger Preiſe auf Berlin 
ſowieſo nicht ausbleiben. 


Die Berliner Buchführer erhielten 1623 teine Taxe. 


Unabhängig von dem Leipziger Markt und den Leipziger Preiſen 
war Berlin hinſichtlich der im Brandenburgiſchen ſelbſt gedruckten oder 
vom Kurfürſten privilegierten Verlagsbücher; denn das brandenburgiſche 
Privileg ſperrte jeder anderen, jeder auswärts gedruckten Ausgabe den 
Eingang in die Mark und verbot den Verkauf des fremden Buches im 
Kurſtaat. Aber auch für dieſe Fälle war es ſchwierig, eine gerechte 
Taxe zu geben. Auf die Preiſe zurückzugehen und ſie zur Taxe zu machen, 
die vor Jahrzehnten üblich und angemeſſen geweſen, konnte im Branden⸗ 
burgiſchen durchaus nicht gerecht ſein. Denn die Koſten, die der Ver⸗ 
leger zum Schutze ſeines Verlages aufwenden mußte, ſind mit der Zeit 
erheblich gewachſen, und der Schutz und die Rechte, die ihm ſein Privileg 
gab, ſind trotzdem mit den Jahren geringer geworden! Eine Abgrenzung 
dieſer Rechte wurde damals neu verſucht. Dieſe ganze Frage befand 
ſich im Fluß. | 
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Urſprünglich hatte der Landesherr ſeinem Drucker oder ſeinem 
Buchführer, indem er fie konzeſſionierte, von vornherein ein Privileg 
für alle Bücher, die ſie jetzt oder künftig drucken und verlegen würden, 
Bücher, die ſich nur nicht gegen Gott, gegen den Staat oder die guten 
Sitten richten durften, erteilt. Kein fremder Händler oder Verleger 
durfte ein Buch, das im Lande gedruckt oder verlegt war, hier — auch 
nicht zur Meſſezeit — verkaufen, bei Strafe von 50 Gulden, die zur 
Hälfte an den geſchädigten Drucker oder Verleger fallen ſollten. Anfangs 
gab das Privileg des Fürſten ſehr umfaſſende Rechte dem Gewerbe⸗ 
treibenden. Ein ſolches Privileg hatte 1540 der Berliner Drucker Hans 
Weiß erhalten. 

Auch in dem Privileg, das der brandenburgiſche Kurfürſt 1567 
Johann Eichorn verliehen hatte, der als Drucker für das ganze Kurfür⸗ 
ſtentum privilegiert ward und ohne deſſen Einwilligung, ſolange er in 
Frankfurt a. d. Oder druckte, dort kein anderer Drucker neben ihm ge⸗ 
duldet werden ſollte, war beſtimmt: von allem, was Eichorn drucken 

würde — gleichgültig in welcher Wiſſenſchaft es ſei — ſolle kein Buch⸗ 
händler ein Exemplar von auswärts her nach der Mark bringen, ver⸗ 
kaufen oder verhandeln bei Verluſt der fremden, eingebrachten Exemplare 
und bei willkürlicher Strafe, ſo oft dies Verbot verletzt würde. Damit 
war dem Frankfurter Drucker, ebenſo wie ſeinerzeit Hans Weiß, deſſen 
Privileg mit ſeinem frühen Tode erloſchen war, als Abſatzgebiet das 
ganze Kurfürſtentum verſchrieben. Nur ſein Verlag durfte im Lande 
verkauft werden; ſchon durch den bloßen Druck eines Buches ſicherte 
ſich der Verleger das ausſchließliche Marktrecht im Brandenburgiſchen. 
Er hatte ſein Generalprivileg und hatte nicht nötig, umſtändlich für jedes 
Werk ein beſonderes Privileg mit Koſten nachzuſuchen. Ein für allemal, 
für jetzt und für künftig, genoſſen ſeine Drucke im Lande den unbedingten 
Vorzug. Sobald er eine Schrift gedruckt, war der Vertrieb jeder anderen 
Ausgabe im Kurſtaate unmöglich. Der Untertan allein hatte im Lande 
den Schutz und die Sicherheit bei ſeinem Verlage; denn ob die Drucke, 
die er ausgehen ließ, (hon vorher aus wärts gedruckt waren, ob es alfo 
tatſächlich Nachdrucke waren, blieb völlig gleichgültig. Auch ſein Nach⸗ 
druck galt im Lande als allein berechtigt und nahm ſelbſt dem älteren, 
auswärts hergeſtellten und urſprünglich berechtigten Drucke für das 
Kurfürſtentum ſofort jede Verkaufsmöglichkeit! Die fremden Bücher 
ſollten konfisziert werden und willkürliche Strafe war dem Händler 
überdies angedroht. Willkürliche Strafe; d. h. ſie konnte weit höher 
als auf 50 Gulden feſtgeſetzt werden — aber, anders als in Hans Weiß' 
Privileg, war nichts mehr davon geſagt, daß an den geſchädigten Drucker 
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ein Teil dieſer Strafe gezahlt werden ſollte. — Natürlich konnte ein 
ſolches Privileg, das kein anderes fremdes Privileg gelten ließ, ſelbſt 
auch nur innerhalb der Landesgrenzen Geltung haben. Begründete 
das brandenburgiſche Privileg keinen Schutz außerhalb des Kurſtaates, 
dafür verlieh es ein um ſo uneingeſchränkteres Handelsrecht im Lande 
ſelbſt. Im Beſitze dieſes Generalprivilegs hatte der Drucker oder der 
Verleger auch nur beim Regierungswechſel um die Konfirmierung, um 
die Beſtätigung ſeiner verliehenen Rechte durch die neue Herrſchaft 
nachzuſuchen. Dieſe Neuausfertigung ſeines Privilegs, die bei normalem 
Lauf der Zeit vielleicht alle 20 oder 30 Jahre nötig werden konnte, war 
natürlich an Koſten geknüpft, die dem Drucker dann aber wieder ſein 
Handelsmonopol ſicherten. So wurde, als Johann Eichorn den Wunſch 
hatte, das Privileg auch auf ſeinen Sohn übertragen zu ſehen, es für 
ihn und ſeinen Sohn Andreas in allen Punkten unter der neuen Re⸗ 
gierung 1582 konfirmiert und beſtätigt: „begnaden, Priuilegirn vnd 
befreyen auch gedachten Johann vnd feinem Son Andream Eichorn 
mitt denn darein vorleibtten Puncten vnnd zwo druchkereyen dieſelben 
zu Irer beſten gelegenheitt zuzurichten wie obſtehett, auß Churfurſt⸗ 
licher Obrigkeitt hiermitt In dieſem brieffe ganz krefftiglichen, wir vnſer 
erben vnnd nachkommen ſollen vnnd wollen ſie auch dabey gnedigſt 
ſchuzen vnd handthaben.“ Damit war die Druckerei in Frankfurt mit 
allen daran haftenden Vorrechten ein erblicher Beſitz der Familie Eichorn 
geworden. 

Und noch im Jahre 1594 war das Verlagsrecht auch des Berliner 
Buchhändlers, Hans Werners, in deſſen Privileg in ähnlicher, gleich⸗ 
falls umfaſſender und zeitlich unbeſchränkter Weiſe für alle Bücher, die 
er drucken laſſen würde, und welche die Zenſur der Profeſſoren in Frank⸗ 
furt a. d. Oder paſſiert hätten, geſichert. Niemand durfte die Bücher, 
die Hans Werner verlegt, ohne deſſen Wiſſen und Einwilligung im Lande 
nachdrucken oder fremde Ausgaben dieſer Bücher feilhalten bei 200 Thlr. 
fiskaliſcher Strafe, wie jetzt feſtgeſetzt wurde. 

Soweit die Gewalt des Landesherrn reichte, ſoweit hatte der Kur⸗ 
fürſt ſeinen Untertanen Schutz verſprochen. Vielleicht wäre es damals 
noch möglich und gerecht geweſen, den Verlags buchhandel mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß ihm ein ſicheres Marktgebiet zugewieſen, unter eine 
Taxe zu zwingen. Für weitgehende Zugeſtändniſſe wäre das eine Gegen⸗ 
forderung geweſen. Der Staat dachte nicht daran, das zu tun; augen⸗ 
ſcheinlich begünſtigte er Drucker und Verleger; denn die Obrigkeit wünſchte 
leiſtungsfähige Druckereien zu haben und förderte den Verlag, der ein 
ſicheres Fundament war, auf dem die dem Lande ſo nötige Wiſſenſchaft 
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und Bildung zum beſten der Ruhe und Ordnung im Staate ſich auf⸗ 
bauen könnten. Was der Staat tat, war, daß er den Verlegern, jedem 
beſonders, einen billigen Preis, „zimlichen kauff“, durch den niemand 
überſetzt und beſchwert würde, vorſchrieb. Solche Vorſchrift war aber 
noch lange keine Taxe. — Für den Einkauf der Buchhändler, für den 
herkömmlichen gegenſeitigen Tauſch, kam überhaupt eine amtliche Taxe 
nicht in Erwägung. 

Weitgehende Verſchreibungen, Verleihungen ſo ausſchließlicher 
Rechte, wie ſie dem Drucker oder Buchführer für jedes Verlagswerk, 
an das ſie Koſten wandten, gegeben wurden, konnten aber nur zu 
einer Zeit erfolgen, als die Landesherrſchaft noch freie Hand hatte, 
als ſie ſich noch im Beſitz der Gnadenrechte befand, die ſie freigebig 
verlieh. Es war die Zeit, als der Verlagsbuchhandel ſchon feſte Formen 
gewonnen hatte; Privilegien waren ſchon nötig; aber die Zahl der Be⸗ 
werber, die auf dieſe Gnade Anſpruch machten, war noch eine ver⸗ 
ſchwindend geringe. Alles konnte ungefähr einem allein gegeben werden! 
Und alle Rechte, die der Staat hatte, ſchenkte er auf einmal fort. Die 
Konkurrenz fremder Verleger war für das eigene Land ausgeſchaltet. 
Die Konkurrenz der eigenen Untertanen war aber nicht zu beſeitigen, 
ſobald nur zwei ſo viel verheißende Privilegien ausgefertigt waren. 
Und jedes weitere neue Privileg, das ein Landeskind erhielt, mußte 
natürlich den Wert der alten, verbrieften Rechte einſchränken. 

Ich bleibe bei den Verhältniſſen in Kurbrandenburg. — Das Privi⸗ 
leg, das ſich die Buchhändler Johann und Friedrich Hartmann, Vater 
und Sohn, zur Buchdruckerei in Frankfurt a. d. Oder im Jahre 1598 
auswirkten, brachte ſehr weſentliche Einſchränkungen. Ihnen wurde 
auch die Zuſicherung gegeben, daß niemand ihre Verlagsbücher „nach⸗ 
drücken, noch auch one ihr vorwißen vnd bewilligung heimlich oder 
offentlich feil haben, vnd vnter die leuthe bringen“ dürfe, und zwar ſollten 
den „Verbrechern“, die das wagen würden, die Bücher fortgenommen 
und eine unnachläſſige Strafe von 300 rheiniſchen Goldgulden — „vnſerm 
filco zu Appliciren“ — abgenommen werden. Die Strafe wurde alfo 
höher geſetzt; nur der Verleger, der den Schaden hatte, erhielt — anders, 
als es in dem Privilege von Hans Weiß beſtimmt war — kein Schmer⸗ 
zensgeld. Der Fiskus merkte, daß er bei ſolcher Gelegenheit etwas ver⸗ 
dienen könne! Aber das Privileg für die Hartmänner verbot den Nach⸗ 
druck nur „in den negſten 8 Jahren nach erfolgeter Edition“! Das be⸗ 
deutete eine weſentliche Einſchränkung gegenüber dem noch gültigen 
Privileg von Eichorn oder Hans Werner. Dieſe Beſchränkung der 
Schutzfriſt war eine Verſchlechterung der Rechte der neuen Verleger, 
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und diefe Minderung mußte fie natürlich zu einer ganz anderen Ral- 
kulation bei der eingeſchränkteren Abſatzmöglichkeit hinſichtlich des Ver⸗ 
kaufspreiſes zwingen, als die anderen Privilegieninhaber, die ſich eines 
zeitlich unbeſchränkten Schutzes ihres Verlages erfreuten. Wo dieſe 
Privilegien in ihrer verſchiedenen Faſſung und in ihrem unterſchiedlichen 
Werte nebeneinander beſtanden, konnte es nicht mehr gerecht ſein, den 
einen wie den anderen Verleger an die gleiche Taxe zu binden. 


Daß in den Privilegien in voneinander abweichender Form, in 
dem einen ſo, in dem andern ſo, eine Zenſur für die Verlagsbücher 
gefordert, oder doch verlangt wurde, daß ſich die Bücher nicht gegen den 
Staat richteten, auch daß es keine Famos⸗, Libell⸗ oder Schmähſchriften 
wären — hätte einer gemeinſchaftlichen Taxe nicht im Wege geſtanden; 
denn die Zenſur war für alle Bücher nach den Reichsgeſetzen vorge⸗ 
ſchrieben. | 

Aber: das Hartmannſche Privileg brachte eine neue, für die beiden 
Hartmann vielleicht vorteilhafte, für alle vor ihnen privilegierten Ver⸗ 
leger jedoch ſehr unerwünſchte Beſtimmung, indem es landesherrlichen 
Schutz verſprach für „alle vnd iede bücher, welche obberürtte hartt⸗ 
manne Vater vnd Sohn entweder gar neu oder aber auf andere forma, 
doch in allewege das dieſelbe vorhero vnſer Vniuerlitet aldo zu Frand- 
furtt, vorgetzeigett, vnd von derſelben Approbirett worden, für ſich 
drücken oder bey andern in druck verlegen.“ Was unter dieſer anderen 
„forma“ zu verſtehen ſei, erläutert das Hartmannſche Privileg von 1598 
ſelbſt. Es handelte ſich um „nüzliche Bücher bewehrter vnd Appro⸗ 
birter authorum, welche zum theil entweder zuuorhin gar nichtt oder 
doch nicht auf die manier vnnd form, noch mitt dergleichen fleiß, correc- 
tionibus vnd additionibus außgangen“, die von den beiden Hartmann 
gedruckt werden durften! 

Die Faſſung des Hartmannſchen Privilegs begünſtigte die Konkurrenz 
im Inlande geradezu; nicht nur wegen der auf acht Jahre feſtgeſetzten 
Schutzfriſt; ſondern ganz beſonders, weil fie zuließ, daß von dem gleichen 
Buche verſchiedene Ausgaben in unterſchiedlichen Formaten neben⸗ 
einander von mehreren Verlegern gedruckt werden durften; weil ſie 
zuließ, daß Ausgaben des nämlichen Autors, die ſich voneinander durch 
einige Zutaten des Herausgebers oder durch Textverbeſſerungen unter⸗ 
ſchieden, nebeneinander beſtehen durften! Es galt alſo fortan als kein 
ſtrafbarer Nachdruck, wenn ein Buch, das der erſte Verleger im Lande 
in Quart gedruckt hatte, von einem zweiten Verleger in Folio oder in 
Oktav herausgegeben wurde! 
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Dieſe Einengung früher faſt ſchrankenloſer Rechte ließ dem Staate 
die Möglichkeit, ungefähr beliebig viele Verleger mit ſeinem Privileg 
zu verſehen. Und jeder neue Verlag, der mit einem gangbaren Buche 
ſein Glück verſuchen konnte, der die Möglichkeit hatte, jeden fremden 
Verlagsartikel in anderer, abweichender Aufmachung ſelbſt heraus⸗ 
zubringen, trat in ſchärfſte Konkurrenz zu den alten, vor ihm privile⸗ 
gierten Verlegern. Das konnte gewiß auf einen billigen Verkaufspreis 
des gedruckten Buches einwirken; eine Taxe war es nicht. Gerade bei 
dieſer vom Staate begünſtigten Konkurrenz war eine gerechte Taxe, 
wo dem einzelnen Verleger nur noch ein ungenügender Schutz gegeben 
wurde, wo beim Erſcheinen eines Werkes ſeine ganze buchhändleriſche 
Berechnung durch einen ſchnellen Konkurrenten zunichte gemacht wer⸗ 

den konnte, ſchwer möglich. i 

| Als Werner privilegiert wurde, war fein Verhältnis zu Eichorn 
anders geweſen. Werner war Buchhändler in Berlin, hatte aber keine 
eigene Buchdruckerei, und Werner war auf die Zenſur der Profeſſoren 
in Frankfurt a. O. angewieſen. Das heißt: wollte er nicht die Umſtändlich⸗ 
keit und die Mißhelligkeit einer doppelten Zenſur, einer Zenſur in Frant- 
furt und einer zweiten, der erſten vielleicht widerſprechenden Zenſur 
außer Landes auf ſich nehmen, ſo war er zum Druck im Inlande ge⸗ 
nötigt; alſo kam für die Herſtellung ſeines Verlages vornehmlich Eichorn 
in Frankfurt in Betracht. Eichorn wußte ſo vor Erſcheinen, was Werner 
verlegen wollte und konnte ſeine Dispoſitionen danach richten, und 
vor allem: Werner durfte nach ſeinem Privilege kein eichornſches Buch 
in anderem Formate ausgehen laſſen. Die beiden Hartmann hingegen 
waren nicht nur Buchhändler, ſondern ſelbſt Drucker, und gerade ihr 
Privileg gab ihnen das Recht, ein fremdes Buch in anderem Formate 
oder in abweichender, jog. verbeſſerter Geſtalt aufzulegen. 

Jedes Privileg, das neu erteilt wurde, gleichgültig ob es ein Drucker 
oder Buchführer erhielt — denn beide waren Verleger — engte die 
alten, früher verliehenen Rechte, Rechte, die ſich auf den Verlag aller 
Bücher erſtreckten, die der privilegierte Verleger jetzt oder künftig drucken 
wollte, erheblich ein. Das Privileg, das für die beiden Hartmann 
ausgefertigt wurde, war aber ein ausgeſprochenes Konkurrenzprivileg, 
das die feſten Grundlagen, auf denen früher das verlegeriſche Geſchäft 
fußen konnte, erſchütterte. Alte, verbriefte Rechte waren damit hin⸗ 
fällig geworden. Für das Riſiko, das der Verleger mit jedem Verlags⸗ 
werke übernahm, hatte er keinen genügenden Schutz mehr. Darum 
konnte ihm billigerweiſe jetzt keine gerechte Taxe mehr vorgeſchrieben 
werden. Die Konkurrenz ſollte den Preis beſtimmen! 
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Eine Unterſcheidung nach dem Formate der Bücher wurde be⸗ 
ſonders bei der Bibel und bei gangbaren Andachtsbüchern üblich. Der 
Verleger blieb in der Folgezeit bemüht, ſich für ſein Verlagsbuch, neben 
dem Generalprivileg, das ihn zum Verlage berechtigte, ihm aber einen 
wirkſamen Schutz verſagte, ein beſonderes Privileg, das auch über alle 
Formate lautete, auszuwirken. Natürlich waren dieſe beſonderen Pri⸗ 
vilege mit beſonderen Koſten verbunden — zum Vorteil der Staats⸗ 
kaſſen, zum Vorteil des Lehnskanzliſten und Schreibers. Darum 
ſcheute ſich der Verleger, für all' und jedes Buch ſeines Verlages ein 
Spezialprivileg zu verlangen. Das beſondere Privileg leiſtete er ſich 
der Koſten wegen nur für die wichtigſten Bücher ſeines Verlages, und 
die Mehrzahl ſeiner Verlagswerke blieb ohne genügenden Schutz. — 
Den Schaden, den er bei einem Buche durch Nachdruck litt oder leiden 
konnte, mußte der höhere Preis, den er für das andere forderte, aus⸗ 
gleichen. 

Die Unzuträglichkeiten, die das Hartmannſche Konkurrenzprivileg 
für den älteren Drucker in Frankfurt a. O., für Eichorn, mit ſich bringen 
mußte, liegen auf der Hand; ganz abgeſehen von dem Mißbrauche, den 
die Hartmanns — einmal im Beſitze ihrer Verſchreibung — mit dem 
Privileg treiben konnten. 


Daß die beiden Hartmann ihr Privileg erhalten, daß ſie und Nikolaus 
Voltz, der von Berlin nach Frankfurt übergeſiedelt war — er hatte die 
Witwe von Michael Hentzke geheiratet, eines Setzers des Alchymiſten 
Leonhard Thurneyßer, der in den ſiebziger Jahren des 16. Jahrhunderts 
in Berlin gedruckt, und Voltz hatte dann ſelbſt die Thurneyßerſche 
Druckerei in Berlin fortgeführt, als der Alchymiſt die Stadt verlaſſen — 
daß dieſe Konkurrenten „ſo viell zu wege bracht“, daß ihnen in Frank⸗ 
furt der Betrieb von Druckereien geſtattet wurde — „dabey hatt es 
Zwar ſein bleibenn,“ ſagte Andreas Eichorn im Jahre 1606 reſigniert. 
Er konnte es eben nicht ändern. Und dieſe Druckereien hätten wohl 
auch nebeneinander beſtehen, jeder ſein „ſtuckleinn brotts“ haben können, 
wenn nur einer des anderen Arbeit nicht nachdruckte. Andreas Eichorn, 
der ſelbſt von ihren Büchern nichts nachdruckte, wandte ſich deshalb 
an den Kurfürſten und ließ im Jahre 1606 durch ſeinen Rechtsbeiſtand 
vortragen: „Es befleißigenn ſich aber die andern alle dohin, vngeachtt, 
dz Ich nichtt große opera habe, ſondernn allein zu meinem Teglichen 
auffenthaltt mehrertheilß {cholasticalia vnndt ſonſtenn geringe, doch 
nutzliche Bucherlein drucke, wie beygefuegter Catalogus außweiſett, dz 
jie mir dieſelben ſtracks in continentj vnnd vffn Fuß nachdrucken, Doruber 
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denn erfolgett, Das mir alles liegenn bleibett, So habenn auch Sie 
Ihres Theilß, wegenn der menge vnndt vberheuffunge keinenn vor⸗ 
theill, nur allein, dz alles in æmulationem geſchichtt.“ Gegen dieſes 
unbillige Verfahren verlangte Eichorn für ſich und ſeinen Sohn Schutz 
und ein Privilegium: „dz die andernn Buchdrucker, vonn denen ge⸗ 
ringſchezigenn Buchern ſo Ich auflege, nichtts nachdrucken, vnndt mir 
meine Nahrunge entziehenn, ſondern deßenn abſtehen, vnd mich alſo 
auch bey brott laßenn mögen. Doentkegenn will Ich auch Ihnenn 
nichtts nachdruckenn, vnndt Kann doraus erfolgen, dz dem gemeinen 
beſten dadurch Zuhelffen wir auch allerſeitts bey nahrunge bleiben, vnndt 
E. Churfl. G. die Schöße vnndt andere Stewern deſto baß entrichtenn 
könnenn.“ 


Die Rechtsunſicherheit im eigenen Lande, die durch das Hart- 
mannſche Privileg geſchaffen war, beleuchtet dieſe Vorſtellung grell. 
Dieſe Vorſtellung enthält wohl auch das Zugeſtändnis, daß durch die 
Konkurrenz der Bücherpreis ermäßigt wurde und weiter das Einge⸗ 
ſtändnis, daß Eichorn den beiden Hartmann, die zugleich und in erſter 
Linie den regelrechten Buchhandel betrieben, die als Buchführer darum 
die beſſere Abſatzmöglichkeit für ihren Verlag hatten, nicht gewachſen 
war. Freilich: auch Eichorn war der Buchhandel nicht verwehrt; aber 
er war im weſentlichen Drucker und trieb nur den Buchhandel daneben; 
ſo hatte er nicht die Möglichkeit, vom Verlage den gleichen Vorteil zu 
ziehen, wie die Konkurrenten, deren Handelsprivileg gerade durch die 
eigene Druckerei und das Verlagsgeſchäft weſentlich unterſtützt wurde. 
Das Verlagsverzeichnis, das Eichorn überreichte, verglichen mit dem 
umfangreicheren Verlagskatalog der beiden Hartmann, zeigt, daß die 
jüngere Konkurrenz das Geſchäft des älteren Druckers beträchtlich über⸗ 
holt hatte. Mag man auch annehmen, daß die beiden Hartmann friſches 
Geld in ihr Geſchäft geſteckt, daß ſie kapitalskräftiger waren, oder daß 
ein Teil ihres Verlages noch aus der Zeit, da ſie nur Buchhändler ge⸗ 
weſen, ſtammte — an ſich bot die Vereinigung von Druckerei und Buch⸗ 
handlung für das Verlagsgeſchäft die beſſere Ausſicht auf Erfolg, als 
die Form, in der Eichorn ſeine Druckerei mit dem Verlag verknüpfte 
und nur daneben, notgedrungen, um den Verlag abzuſetzen, eine Buch⸗ 
handlung führte. 


Das Verlagsverzeichnis Eichorns vom Jahre 1606 — ein Quart- 
bogen auf Frankfurter Papier, deſſen letzte, achte Seite unbedruckt 
blieb — lautet: 
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De Civilitate morum ........ 3 
De Civilitate morum Hadomarü . . . 6 
Disciplina Puerorum. ........ 2 
Fabulæ Æsopi . . . . . . . . . . . 14 
Fabulæ Æsopi . . . . . . . . . . . 4 
Fabulæ Æsopi Camerarij 

Plauti Aulularia . . . . . . . . . . 3 


Praxis Dialectica M. Jacob Sommeri . 2 


{neue Seite: 


{neue Seite:] 


Jesus Syrach. . . . . . 2 .. 12 
Hymni Scholastici Barthol. Gesii. . . 10 
Epistole Sturmij . . . . . . . . .. 8 
Bucolica Virgilij. . . . . .. 3 
Loci communes Mur. ........ 5 
Carmen Nicolai Borboni. ..... . 3 
Musica Fabri 2 
Sententiæ Salomonis ........ 8 
Parvus Cathechismus ........ 4 


Sententiæ insigniores ex Cic. à Petro Lagn. 
Areteugenia fabula descripta à D. Cramero 
Areteugenia iusdem deutſch 

ABC Latiné 


In Quarts. 
Oſtill Gigantis 
Altväter andechtige Gebet aus H. Gött⸗ 
licher Schrifft mit Leiſten. 
Viſitation vnd Conſiſtorial Ordnung 
Allerley Leichpredigten 


Von der Peſtilentz Wilihi . . . . . 10 


Von der Peſtilentz D. Bart. Wagneri . 10 
Ein mal eins gros vnd klein 
Calender M. Werners neben dem Progn. 


In Octavo. 
Oſtill Spangenbergij 
Das Neme Teſtament D. M. Luth. 
Plalter D. M. Luth. mit den Summarien 


Catechiſmus Luth. deutſc h 7 
Euangelia mit den Summarien Paſsion 
vnd zerſtörung Jeruſalem . . 26 
Geſangbuch Qutheri . . . . . . . . . 28 
Jeſus Syrah . . . . .. fers ie 11 
Sprüche Salomonis . . . . . . . .. 10 
Roſenkrantz Trogendorfij . . . . . .. 4 


Begrebnis Geſeng Gefij 

Vier Weinacht predigt Martin Zimmerm. 
Die Lauter warheit Barthol. Ringwalts. 
Warnung des Trewen Eckarts Bart. Ri 
Comedia Barthol. Ringwalts 

Plagium oder diebliche entführung zweyer 


Fürſten Barthol. Ringwalts . . . 11 

Johan Albert. . 14 

5 Adam Riſen 10 
bit 

Wee en ee e 

Anton. Schultzen. . . 21 


Bethbuch Habermans mit leiften . . . 23 


[neue Seite:] 


[neue Seite:] 


Luſtgarten der aufferſtehung M. Sebaſtian. 
Müller 

Regenten Spiegel M. Joachim. Stygius 

Leyen Biblia. . . . . . . . . . .. 8 


A BEC beutid 

In Duodecimo. 
Psalter cum Hymn is 20 
Pſalter D. M. Luther deutſc . . . 22 
Geſangbuch D. M. Lutheri. . . . . . 19 
Euangeliunnů he 11 
Catechiſm 5 
Jeſus Syrach 
Sprüch Salomonis 


[ Leiſte ] 
Leiſten in Duodecimo. 


Andbüchlein Barth. Ringwalds . . 12 
Troſtbüchlein Joachim Webers. 6 
Vergis nicht mein Matth. Schwartz. 9 


Weiſſenfeldiſche Gebe 14 
Andechtige Gebet aus heiliger Schrifft. 16 
Der 51. Pſalm Gauonorolai . . . . . 6 
Beichtbüchlein Meliffanbri . . . . . . 8 


Die Hohe weisheit Salomonis . . . . 5 
Handbüchlein von Abendmal des HErrn Je⸗ 


remias Schwoig leu 9 
Brunquel des Leben 9 
In Sedecimo. 

‚Vangelium Latin . . . . . .. 9 
Geſangbuch D. M. Luth. 15 
Evangelium. . . . . . . . . . . . . 9 
Cate chiſmnnnnn . . . . . . . . . 5 
Jeſus Syraaoe hh 7 
Pjalter Gebetweis Schmaltzingers . . 10 
Sontags Gebet . . . . . . . . . . . 5 
Betbuch für aller gemeine anligen. . . 3 
Morgen vnd Abend Gebert 3 
Paſsional Büchleinn2nn 3 


Calender M. Werners neben dem Progn. 


In achtzehen. 


Geſangbüchlein in achtzehen mit rothen Qi- 
nien. 


[neue Seite:] ` 


In 32. 
418 vnd Abend Gebet . . . 3 
{ Troſtſprüch Veit Dieterids . . 2 
Pſalterium mit ben Summarien . . 11 
Betbüchlein Haberman . . . . . . . 8 
Gejangbiidlein . . . . . . . . . . . 6 


Dieſes Eichornſche Verlagsverzeichnis, unter Verwendung von 
Antiquas und Frakturſchrift gedruckt, gibt ein erfreuliches, ganz gee 
ſchmackvolles Satzbild. 


Man vergleiche mit ihm den gleichzeitigen Hartmannſchen Verlags- 
katalog, ebenfalls ein Bogen in Klein⸗Quart auf Bautzener Papier, 
der im folgenden abgedruckt iſt. Das Hartmannſche Verzeichnis iſt bei 
viel zuſammengedrängterem Satze im weſentlichen unter Verwendung 
von Kurſiv⸗ und Frakturſchrift, aber mit weit geringerer Sorgfalt und 
mit weniger Geſchmack geſetzt und gedruckt. 


Verzeichnis der Buͤcher / welche von Hanſen 
vnd Friderichen Hartman / Vater vnd Sohn / Buchhendlern zu Franckfurt 
an der Oder / gedruckt / verlegt / vnd bey jhnen neben andern ein vnd Auß⸗ 
lendiſchen Büchern zu bekommen. Anno 1606. 


4. 
Bibilia Hebraica in 8. 
16. 

Psalterium hebraicum. 16. 

Proverbia Salomonis, & Job hebraicè. 16. 

D. Martini Lutheri Epistolarum Tomus primus & secundus. 4. 

Evangelia & Epistolæ græcolatinè, cum græcis distichis D. Christoph. 
Pelargi, & latinis Stigely & Bomgardi. 8. 

D. Christophori Pelargi in Acta Apostolorum. 8. 

Vita S. Pauli Apostoli græcè, cum latina versione Pelargi. 8. 

D. Christoph. Pelargi Disputationes Theologicæ extra priores 8. decades. 4. 

D. Christoph. Pelargi de Agno Paschali, & Carmina in laudem Christi 
resurgentis. 4. 

De Calendario Novo Gregoriano, Jerem. Archiepiscopi Constantinopoleos 
judicium, græcè. 4. 

Enchiridion græcolatinum Hymnorum, Cantionum & Precationum, 
Christianorum in Grecia, editum à Christ. Pelargo. 12. 

Joan. Avenary Precationes, cum selectiß. S. S. Scripture dictis, & 
Catechismo, studio M. Jacobi Zaderi. Adjecto Calendario veteri & 
novo, & M. Davide Origano. 12. 
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D. Bartholomæi Radtmanni, Vita Jesu Christi, ex 4. Evangelistis con- 

tracta, & in ordinem atq; Tabulas redacta, Cum annotatione Anni, 
Mensis & Diei, in quo Christus quid vel dixit vel fecit. fol. 


` {neue Seite;! 


Bartholomæi Gesij Psalmodia Choralis. 8. 
Barthol. Gesij Enchiridion Deutſcher vnd Lateiniſcher Geſengen / mit 
4. Stimmen / auff alle hohe Feſt. 8. 

Geſangbuch Lutheri vnd anderer frommen Chriſten / Barth. Geſen / mit 
4. ond 5. Stimmen / nach gewönlicher Choral Melodien. 4. 

Ein ander New Opus Geiſtlicher Lieder / D. Mart. Lutheri, Nicol: Her- 
manni, vnd anderer / in zwo Theill / als im Erſten auff die Feſt vnd 
Sontag / Im andern / von den Artickeln Chriſtlicher Lehr / mit 4. 
vnd 5. Stimmen / durch Barthol. Gesium. 4. 

Hymni quinq; vocum, de præcipuis festis Anniversarys, Bartholomæi 
Gesij. 4. 

Liebliche Fugen / Geiſtlicher Lieder / mit 3. 4. 5. vnd mehr Stimmen / 
durch Johann Friederich. 4. | 

. ( Cantiones Sacra sex vocum. 4. 

oe Elsbothi | Weltliche Lieder mit 5. Stimmen. 4. 

Gryphiswaldiſch Geſangbuch. 8. 

Liniert Papir zu Geſengen / mit 4. 5. vnd 6. Zeilen. 4. | 

[handschriftl. Zusatz: D. Mart. Lutheri, Hermanni vnnd anderer from- 

men Chriften deutſch vnnd lat. Geſeng mit 4 ſtimmen durch Bart. 

Gesen iede ſtimme allein. 12°, (ligt vnter der Preß)!] 

D. Friderici Pruckmanni, Tractat. de Regalibus, in genere, cum materia 
Venationum. 8. 

Ejusdem de differentijs, quas Jus Rommanum inter utrumq; sexum Mas- 
culorum & femellarum constituit. 8. 

D. Martini Benekendorffy Repetitio L 2. ff. de R. J. in qua Jura 
mulierum declarantur. 8. 

Ejusdem Residuum, in quo Decretum SC. Velleiani & Constitutio Justi- 
niani declarantur. 8. 

Bartholomæi Willenbergeri Sylloge Disputationum ad universum Jus 
feudale accommodatarum. 4................ 

[handschriftl. Zusatz: D. Jerem. Setzeri Theses de Sponsalibus. 4“.] 


{neue Seite:] 


Virgilij Maronis Opera cum figuris, lectionum varietatibus, scholys, ex 
varijs interpretibus congestis. 8. 

Horaty Flacci Opera omnia. 8. 

M. Johan. Schosseri Æmiliani Vndecim libri Poematum, unà cum 
tribus Epistolarum libris. 8. 

M. Michaelis Hasloby Carminum libri. 8. 
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M. Melchioris Tilesij Rectoris Scholæ Bregensis, memoriæ æviternæ 
scripta. 4. | 

{handschriftl. Zusatz: Ciceronis de Oratore & de Perfecto Oratore. 8°.] 

Ciceronis Epistolæ ad familiares, cum D. Lambini & P. Manutij Anno- 
tationibus & scholys. 8. 

Ciceronis Epist. ad fam. Michaelis Abelis, ex varijs exemplaribus 


emendatæ. 8. 

Ciceronis Partitiones oratoriæ seorsim editæ. 8. 8. 4 

Murena, & Q. Rabirio, cum M. Joannis Schosseri Ise- 
naccensis scholijs marginalibus. 8. 5 
Q. Ligario & I. Manilia. cum schol. Schosseri. 8.. 4 
4. Contra Catilinam, cum scholijs Schosseri 8. . . 5 

: Rege Deiotaro, & Ad Quirites post reditum, cum 
scholys Schosseri. 8s. 3 
Ciceronis ora-| Celio, cum argum. & schol. Schosseri. S. 4 


tiones pro | Quintio & Rabirio posthumo, cum schol. Schos. 8. 5% 
Archia, & M. Marcello, cum disposit. & paraphrasi Me- 


lancht: Bi: sh as aus stage 41% 
Sexto Roscio Amerino. 8 ............ 5 
Milone, cum annotat. & argum. B. Lathoni & alio- 

TUM: Oe ae bs ee SH ee 5 
P. Sylla, & in Pisonem. 8. ........... 6 
Domo sua ad Pontifices. 8. ... 5 


(neue Seite :] 
D. Christoph. Pelargi quæstiones ex organo logico, & Rhetorica ad 

Theodecten Aristotelis. 8. 

Conciliationes Peripateticæ Physiologicæ, Ethicæ & Logicæ Jacobi 

Schickfusij. 4. 

Matthæi Martini Rhetorices Elementa, ex Audomari Talæi præceptio- 

nibus collecta. 8. 

D. Jacobi Eberti Historia Juramentorum. 8. 
Plutarchi de liberorum Institutione, Item Isocratis Orationes tres 

1. Ad Demofiicum. 2. ad Nicoclem. 3. Nicoclis gracolatine. 8. 
Opuscula juvenilia de virtutibus. 1. D. Johan. Heidenrichij. 2. M. Chri- 

stophori Neandri, in tres priores Isocratis paræneticas orationes. 

3. M. Petri Rivandri in Plutarchi lib. de institutione puerorum. 

4. Agapeti paræneticæ sententiæ. græcolatinæ. 8........ 3½ 
Disciplina puerorum, Deutſch vnd Lateinifd. 8. g ss. 2 
Prima legendi Elementa, Deutſch vnd Lateiniſch / roth vnd ſchwartz. 8. 6 
De Vita ao Fato Lamberti Distelmeieri, Oratio Francisci Hildeshemij. 4. 9 
Donatus novus Philippicus, in usum scholæ, quæ est in Olsna. 8. 8 
Alij Donatus, cui accesserunt quæstiunculæ, & de Syntaxi regulæ 

breves, cum formulis puerilibus. Ng8sm. 91 
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Compendium Etymologie & Syntaxis ex Philippo Melanchthone. 8. 1 
Syntaxis Minor. d 1 
Vocabula rerum, Deutſch vnd Lateiniſch. 8. 


[handschriftl. Zusatz: Thema Politicum. M. Jo. Crugeri. 4°. 

Petri Wiertzbieta de Secundis nuptis Sigism. Regis Poloniæ. 

Ethica Puerorum & Præcatiuncula M. H. N. 80. 

Farrago Selectarum Epistolarum. 80. 

Jacobi Ebhardi Exercitationes Phisicæ. 40. 

Jerem : Thonderi [?], Exercit. Phisiologicarum & Ethicarum. 

Jo. Crugeri Speculum -Philosophie Naturalis. 4°. 

Schickfusi Oratio de Vita ac Fato Anne Marie Princip. lignicensæ. 4°. 
Jo Hermanni Oratio de laudibus Gymnasij Bregei. 4°. 

D. Joach. Garcæi Horologij Promnitiani Sorauiæ descript. 4°.) 


[neue Seite :] 


Biblia Deutſch in folio 

Pjalter Deutſch mit Summarien Veit Dieterichs. W. 27% 

Evangelia vnd Epiſtel / Item die Paſſion / Zerſtörung Jerufalem / mit 
den Gebeten vnd Collecten / aus der Kirchen Agenda / etc. grob. 4. 

Der kleine Catechiſmus Lutheri grob Druck. 4. 

Augſpurgiſche ConfeBion Deutſch. 4. 

Ein andechtig Gebet / in dem Churfürſtenthumb Brandenburg / auf allen 
Cantzeln abaulefen. 4 .... 2 2 . . . . . . . . . . . . . 1% 

Chriſtliche Gebet vnd Bibliſche Sprüche auff Churfürſtlichen Branden- 
burgiſchen Befehl. 4. 

Vnd auch dergleichen Betbuch grob Druck. 8. 

Betbuch vieler ſchöner auserleſenen Gebeten / Matthei Leutholt. 

Ein Chriſtlich Gebet / wider das toben des Sathans / dabey eine offene 
Beicht nach der Predigt gujpreden. sss. 2 

Betbuch aus den alten Kirchenlehrern / 8. grob. 

Auguſtini drey on / Meditationes Soliloquia vnd Manuale 
verdeutſcht. 

Johann as Betbuch. 8. grob Druck. 

Oeconomia oder Hausgebetlein Joh. Mattheſij. 8 

D. Andreæ Musculi Betbuch grob in 8. mit Leiſten. 

Vnd auch dergleichen Betbuch ohne Leiſten. 8. 

D. Andree Musculi Thesaurus oder gülden Kleinot / aus Lutheri Büchern 
in vier Theilen. 8. 

ConfeBio vom H. Abendmal / der Sechſiſchen Kirchen / Ned c durch 
Wolff Wawneſſnſen‚‚‚̃‚u‚̃‚̃‚̃‚‚‚ ve ee a eG 67 

Sigmund von Schlichtig Stambud vom H. Abendmal. 8. 

Sigmund von Schlichtig von der H. Dreyfaltigkeit / wider die Anti- 
trinitarios, Widerteuffer. ete. 8. s.. 13 
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Synopsis doctrine Calviniane, Summariſcher begriff vnd widerlegung 
der Calviniſten Lehr D. Jacobi Heilbrunneri. 8. 

Vom Exorcismo Justi Menij, Lutheri, der Thumbkirchen zu Cöln an 
der Sprew / Vrbani Regij, Heshusij, Philippi Melanch. vnd Jaconi 
Coleri. 8. 

Wie man fürjichtiglich reden fol / von den Artickeln Chriſtlicher Lehr / D. 
Vrbani Regy in 8. 

Jacob Röter vbers 53. Cap. Eſai. 8. 

Artickel vnd Regelsbrieff / wie ſich ein Prediger halten ſoll / Johann 
UCC A ⁵⅛ ]ð]i “ ſd)))))))) ß ĩͤ ee d 11% 

M. Andrew Angeli Predigt bom Chriſtlichen Ritter. 4. 4 


[handschriftl. Zusatz: H. G. Waldau Vom Chriſtlichen Ritterſtandt auß 
apocalyps 2 cap bey der Leich Chriſtopf von Fehren (?)] 


{neue Seite :] 
Bacharie Hartman Predigt / von der Perſon / Maieſteth vnd hohen 


Prieſterlichen Ampt Chrifti / ober Matt. 28. . . . . . .. 6 
Jacobi Geſij Predigt / vom Schwanengeſang / des Ertzvaters Jacobi 

bber Genesis 49. Cap. ůꝶA4ʒꝝA ... 4½ 
Martini Fabricij Danckpredigt / aus dem 117. Pſalm. . . . .. 5 
D. Christoph. Pelargi Merck vnd Kennzeichen der Außerwehlten / Pre⸗ 

digt / bey der Leich / Heine von Pfuels. 4 . . . 9% 
M. Martini Nößlers Predigt / bey der Leich H. Lamberti Diſtelmeyers 

Churfurſtl. Brandenb. Cantzlers vber Pſalm 55. .. 12 
Francisci Vierlings Leichpredigt vom Leben vnd Sterben Luce Pol- 

lionis. 8. 


Lucæ Pollionis 7. Predigten vom ewigen Leben / darinn alle Lateiniſche 
Wörter / phrases vnd nn Sprüche der H. Schriffe / vnd 
H. Väter verdeutſcht. 8. 

Vom Tode vnd ewigen leben D. Davidis Chytræi verdeutſcht durch Hein- 
rich Rätel. 8. 

Beweiß / das der vernünfftige Geiſt im Menſchen vnſterblich ſey / vnd 
Auguſtini von dreyerley Wonungen / Heinrich Rätel verdeuſcht. 8. 8 


Nicolai Hemmingij wider die verzweifflung. . . . . . . . . . 6 
Tragedi vom Hunger vnd Belegerung Samaria / Badatiæ Polæi. 8. 814 
Deutſche Schleſiſche M. B.C. dd... 1 


[handschriftl. Zusatz: Eſaias Heidenreich von der H Tauff Abendtmahl 
perſchon Chriſti vnnd Vorſehung. 8°. 

And. Wencely leichpredigt Heinrich von Pfuls. 40. 

And. Wencely Vbers gebet Manaſſe. 4. 


(Sit ietz vnter der Pref.)] 
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[neue Seite:] 


[handschriftl. Zusatz: Constitution der Erbfelle vnnd andere ſachen in der 


Maré Brandenburg. 4°.) 


Marggraffen Jochim Friderichs Churfürſten Hoff vnd Land / vnd Quartal- 
gerichtsordnungen in der alten Mard. 4. 

Ordnung der Scheffelſtewr in der Marggraffſchafft Brandenburg. 4. 

Holtzordnung im Churfürſtenthumb Brandenburg. 8. 

Arithmetica oder CoßRechenbuch Nicolai Raimari. 4. 

Johann Seckerwitz Rechenbüchlein. lani sss 

Leonhart Thurneuſers Onomasticum fol. Item 

Alchimia vnd Onomasticum zuſammen. fol. 

Fabel Eſopi Deutſch. 8. 

Traumbüdlein. gzztz kee 

S. Peters Geſprech itz in 

Sibylla Wejjjagung. Sg.. 


Johann Hildens / ſampt andern zuſammen geſchriebenen Weiſſagungen 


M. Andrew Angeli. ꝶawku3uNNNmmgnu¶N1mM „ 
Chronica der Marck Brandenburg / M. Andrem Angeli. fol. 

Vom zuſtande der Kirchen vnd Religion im Königreich Per⸗ 

fien / Matth. Dresseri deutſch. . . . . . . . . .. 

Hertzog Morigen Churfürſten zu Sachſſen / Heinrich Rätel ver- 

DEU NL. San . x 

Keyſer Octaviani. 8& ................ 

Hertzog Ernſt / in Beyern vnd Diterreid. 8. g. 

Ritter Pontus gs 

Hiſtorien à Der 7. Weiſen Meiſter l u 

Fortunatus ggg. 

Eurroli vnd Qucretiæ. gt. 

Wii,, 8 

Meng 8 

Eulenſpiegel.ß sd 23 

Hans Clawert. ga 

D. Johann Fauſt sLsSWLSss ne 


[neue Seite :] 
Leiſten Bücher in 12. 


Pialter mit Summarien Viti Dieterich. 
Pialter GebetsweiſſY eam 
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Kurtzer Inhalt aus dem gangen Pſalter / außerleſene Troftfprüde / / 


Deutſch vnd Lateiniſch M. Jacobi Sommerfelde. 
Der 51. Pſalm Hieronymi Savonarolæ . . . . . . 2 2 2 . . . .. 
Jeſus Syrah Georgij Lauterbeden . ... . . . . . . Arr. 
D. Andree Musculi Betbüdlein.. . . . . . . . . . . . . . . . . 


Bon Druckkoſten, Taxen und Privilegien. 221 


D. Christoph. Pelargi Betbüdlein. . . . n. 13 
Sb a 23 
D. Johann Habermans Betbud 1 Mittel DU ox nee 15 
Kein E 12 
Oeconomia oder Haußgebetlein / Johan. Matthesij. ........ 3 
Teglich Glaubens Bekentnis vnd Gebet B. Imbricy ........ 3 
Vergiß nicht mein / Matt. Chwarb. . . . . . . . . . . . . . .. 9 
Morgens vnd Abends Gebet. . . . . . . . . . . . . . . . . .. 4 
Würtzgärtlein der Seelen / Michaelis Bod. . . . . . . . . . . .. 9 
Sünderſpiegel Hieronymi Savonarolæ. . . . . . . . . . . . . . . 13 
Beichtbüchlein / Christoph. Lasij.. . . . . . . . . . . . . . . . . 3½ 
Wolriechender Roſenkrantz / mit Gebeten et e.. 11 
Brunn des Lebens cet 111% 
Troſtſprüche Viti Dieterich . mem 4 
Der Weg zum ewigen leben Lutheri vnd Brentij. . . . . . . 4 
Geſang vnd Betbüchlein Tammiſcc eee. 17 
H. Welleri warumb man offt zum Sacrament gehen fol. l. 4 
Warnungsbüchlein D. Simonis Gedicc wii... 14 
Ehelich Brautkrantz / Jacob Beinhart . . . . . . . . . . . . . . 6 
Luce Pollionis vom ewigen Leben. 21 
Sterbenskunſt Ivonis Barjdampen.. n. 3 


Mehr als ein Buch, das Eichorn als fein Verlagswerk aufgeführt, 
findet ſich auch in dem Hartmannſchen Verzeichnis! — Was nutzte dem 
Eichorn ein feierliches Verſprechen, das künftigen Büchern zugute 
kommen ſollte, wo der Verlag, den er hatte, nicht einmal vor Nach⸗ 
druck im Lande ſelbſt geſchützt war? Eichorn mußte Wert darauf legen, 
daß zunächſt mal die Bücher, die er wirklich gedruckt, in die er bereits 
Geld geſteckt, den verſprochenen Schutz tatſächlich erhielten. Ihm mußte 
es wichtig ſein, daß vor allem die Bücher, die ſein Verlagskatalog aufführte, 
vor dem Zugriff des Konkurrenten geſichert würden; darum legte er 
Wert darauf, daß ſein Verlagsverzeichnis ausdrücklich in einem neuen 
Privileg genannt würde, daß er privilegiert würde, wie er ſelbſt im An⸗ 
ſchluß an ſeine Beſchwerde dem „Edlen geſtrengen vnnd Ehrenveſtem 
Niclas von Kötteritz Churfl. Brandenb. Wollvorordtnetten Rath vnd 
Lehn lecretario” ſchrieb: „auff die Bücher fo ich in meinem Catalogo 


führe.“ 


Dieſer berechtigte Wunſch wurde Eichorn erfüllt und das bereits 
entworfene Privileg entſprechend abgeändert. In dem neuen Privileg 
vom Tage Visitationis Mariæ 1606 wird des „furgelegtten gedrucktten 
Catalogi” gedacht, wird der geſchehene Nachdruck gerügt und dem Buch 
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drucker Eichorn Schutz für ſeinen Verlag verſprochen. Er war alſo 
fortan auf beſtimmte Bücher, die ſein Katalog aufzählte, privilegiert. 
Das war eine von ihm ſelbſt gewollte Einſchränkung ſeiner früheren 
Rechte, eine Einſchränkung, die eine größere Sicherheit bot, als das 
volltönende Schutzverſprechen für alle Bücher, die er jetzt und künftig 
drucken würde, ein Verſprechen, das ſchwer mit den auch anderen ver⸗ 
liehenen Rechten zugleich beſtehen konnte. Der Katalog war ein In⸗ 
ventarverzeichnis von Eichorn. Das Privileg ſollte das Eigentum an 
den Verlagswerken, für die der Drucker Mühe und Koſten aufgewandt, 
ſichern. | 

Zugleich ging in das Eichornſche Privileg jetzt auch die Beſtimmung 
ein, die ihm das Hartmannſche Privileg ſo unbequem gemacht hatte; 
auch in das Andreas Eichornſche Privileg, das auf ihn und ſeinen Sohn 
Johann den Jüngeren lautete, wurde eingefügt: „vnnd Priuilegiren 
Sie hiemit vnd in Krafft dieß vnſern briefes, Das alle vnnd Jede bucher, 
welche obberurte Eichhorne Vater vnd Sohne, entweder gar neue, 
oder aber auf andere formen, doch in alwege, das dieſelbe vorhero 
vnſerer Vniuerſitett alda zu Franckfurt entweder albereitt vorgezeiget, 
oder noch kunfftig vorgezeiget vnnd von derſelben approbiret ſein, oder 
werdenn, in ihrer Wergkſtadt truckenn vnnd auslegenn, keiner der andern 
buchdrucker oder buchhendler deßelbenn ortts, oder ſonſtenn in vnſern 
Landen, in den nechſtenn Achtzehen Jahren, nach erfolgete edition, 
dieſelbe nachtruckenn, noch auch ohne ihr vorwiſſenn vnnd bewilligung, 
heimlich oder öffentlich feill haben, vnndt vntter die Leutte bringenn 
ſollen, Alles bei vorluſt der bucher, vnnd Dreyhundert Reiniſcher goldt⸗ 
gulden Vnnachleßiger ſtraffe vnſerm Fifco zu appliciren, welche auch 
von den Vbertrettern auff der priuilegirten gebührliche anzeige, ernſt⸗ 
lichen vnnd ohne Vorzugk, durch vnſern hofffiſcall exigiret, vnndt ein⸗ 
gebrachtt werdenn ſollenn.“ 

Um dieſe Beſtimmung, die in gewiſſer Weiſe das Recht zum Nach⸗ 
druck dem Inhaber des Privilegs zuſprach, hatte Eichorn nicht gebeten; 
er hatte vielmehr ausdrücklich erklärt: er wolle ſeinen Konkurrenten 
nichts nachdrucken. Eichorn ſah in jedem Nachdruck eine ſchwere Schä⸗ 
digung, die ſchließlich die Exiſtenz der Druckereien in Frage ſtellen konnte. 
Auch die Lehnskanzlei kannte die Schwierigkeiten, die der Nachdruck 
in anderem Formate mit ſich brachte, wie er den Hartmännern zuerſt 
freigegeben war. Trotzdem hielt die Lehnskanzlei an dieſer Beſtimmung 
feſt. Sie ſah in dieſer Erlaubnis, die den Nachdruck in gewiſſen Grenzen 
möglich machte, das Mittel — auch ohne Taxe — den Preis für das 
Buch niedrig zu halten. 
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Daß ſich dieſe Erlaubnis zum Nachdruck in anderem Formate nun 
auch im Eichornſchen Privilege findet, das darf man durchaus nicht ſo 
auffaſſen, als ob die Lehnskanzlei aus Gründen der Billigkeit den beiden 
Eichorn die gleichen Rechte, wie den beiden Hartmann, geben wollte. 
Den Hartmanns waren mit dem Privilege freilich Rechte gegeben worden, 
dem Eichorn aber ganz erhebliche Rechte genommen; von Gerechtig⸗ 
keit iſt da nicht viel zu ſagen. Und eine Übereinſtimmung der Privilegien 
der beiden feindlichen Konkurrenten, die für beide die gleiche Taxe 
möglich gemacht hätte, beſtand auch gar nicht; denn die Schutzfriſt, die 
den beiden Hartmann für ihren Verlag gewährt war, erſtreckte ſich auf 
acht Jahre nach erfolgter Edition, die Schutzfriſt für den Eichornſchen 
Verlag auf 18 Jahre! 

Seinerzeit ſollte jedes Buch, das gedruckt wurde, im Inlande vor 
Nachdruck geſchützt ſein. Das Riſiko, das der Verleger mit den Druck⸗ 
koſten übernahm, war anfangs nach Möglichkeit eingeſchränkt. Nun 
aber durfte bei Erſcheinen eines Werkes neben den erſten rechtmäßigen 
Druck ſofort die fog. verbeſſerte und darum gleichfalls berechtigte Auf⸗ 
lage des Konkurrenten treten, oder eine Ausgabe in anderem Formate 
erſcheinen. Geſchah das, ſo wurde die Kalkulation, die ſich der erſte 
Verleger gemacht, völlig umgeſtoßen. Die Druckkoſten konnten jetzt 
durchaus nicht mehr die Grundlage für eine billige und gerechte Taxe 
ſein. Dem Verleger — und folglich auch dem Buchhändler — konnte 
deshalb billigerweiſe kein beſtimmter Verkaufspreis, der ſich roh nur 
nach der Zahl der Bogen abſtufte, vorgeſchrieben werden. Wo der Ver⸗ 
leger — hatte er bei einem Buche durch fremden Nachdruck Schaden 
erlitten, oder blieb ihm ein Buch bei mangelndem Abſatz liegen — not⸗ 
wendigerweiſe, um mit ſeinem Geſchäfte zu beſtehen, dieſen Schaden 
durch die Preisfeſtſetzung bei anderen Büchern ſeines Verlages aus⸗ 
gleichen mußte, konnte nicht wohl ein durchgängiger Preis für den Bogen 
vorgeſchrieben werden. Eine derartige Preisbeſtimmung nimmt auch keine 
Rückſicht auf die Höhe der Auflage oder die Seltenheit des Drucks. 

Allein die Rückſicht auf die in weitem Maße mögliche Konkurrenz 
der Verleger des eigenen Landes, die durch einen übertrieben hohen 
Preis für das Buch geradezu herausgefordert wurde, beſtimmte tat⸗ 
ſächlich den Bücherpreis. 

Nur wo es ſich um einen unrechtmäßigen Nachdruck handelte, 
erwartete den Konkurrenten eine Strafe, die aber noch keine Entſchä⸗ 
digung für den rechten Inhaber des Privilegs ſein konnte, die vielmehr 
an den Fiskus, an die Staatskaſſe, gezahlt wurde. Den Nachteil von 
dem geſetzloſen Nachdruck hatte alſo jedenfalls der erſte Verleger trotz 
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des feierlichen Schutzes, den ihm ſein Privileg verſprach. Die Strafe, 
die auf ſeinen Antrag von dem Nachdrucker unnachſichtlich gefordert 
werden ſollte, und die ungeteilt der Staatskaſſe zufloß, konnte nur durch 
ihre abſchreckende Höhe ihm eine kleine, ſehr ungenügende Sicherheit 
für ſein Riſiko geben. 

Die baren Druckkoſten allein konnten den Verkaufspreis eines 
Verlagswerkes alſo nicht beſtimmen, und das Riſiko des Verlegers, 
das er mit jedem Buche übernahm, ließ ſich auch nicht taxieren. Das 
Verlagsgeſchäft blieb unſicher. 

Eichorns eifrigſter Konkurrent in Frankfurt a. O., Friedrich Hart- 
mann, wollte z. B. des Doktor David Herlicius' Kalender, und zwar 
„in Quarto vnnd in Decimo fexto, mit dem groſſen vnnd kleinen pro- 
gnoltico, Almanach unnd Schreib Calender, fo woll nach der Juliani- 
ſchenn Calculation, als auch nach der Gregorianiſchenn Numeration, 
vnd alſo mit beidenn Calculationibus, etliche Jahr nacheinander druckenn.“ 
Ein beſonderes Privileg über dieſen Kalender hätte Hartmann nach dem 
Wortlaut ſeines Handlungsprivilegs nicht nötig gehabt; denn dieſer 
Kalender gehörte zweifelsohne auch zu den „allen vnd ieden büchern“, 
die Hartmann künftig drucken wollte und für die ihm von vornherein 
der landesherrliche Schutz zugeſagt war. Aber die Faſſung ſeines General⸗ 
privilegs ſchloß die Konkurrenz, wie gezeigt, noch nicht aus. Denn auch 
Eichorn war im voraus für alle Drucke privilegiert, die er zu drucken 
beabſichtigen würde. Auch er konnte plötzlich der Meinung werden, 
gerade der Druck dieſes Kalenders ſei für ihn vorteilhaft! — Wo der 
ihm zugeſicherte Schutz in der Praxis keine genügende Sicherheit bot, 
wandte Hartmann die Koſten an ein beſonderes Privileg für dieſen Ka⸗ 
lender und bat und erhielt am 12. Auguſt 1602 ein Spezialprivileg auf 
zehn Jahre, ließ ſich auch dies wertvolle Recht am 19. September 1611 
auf weitere zehn Jahre verlängern. 

Geſtützt auf dies Spezialprivileg konnte Hartmann 1607 mit Erfog 
Beſchwerde führen, als er in Stettin gedruckte Exemplare dieſes Ka⸗ 
lenders bei einem Buchbinder in Prenzlau und auch in Frankfurt a. O. 
ſelbſt angetroffen hatte. — Daß dieſe in Stettin bei Jochim Rhete ge⸗ 
druckten Kalender die eigentlich berechtigten Exemplare waren, daß 
der Doktor Herlicius, Phyſikus in Stargardt, mit der Rheteſchen Offizin 
einen förmlichen Kontrakt über ſeinen Kalender abgeſchloſſen, daß ſein 
Kalender auch für das Herzogtum Pommern privilegiert war!) und 


1) Gottlieb Mohnike, Die Geſchichte der Buchdruckerkunſt in Pommern. 
Stettin 1840, S. 19. 
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Hartmann jedes Jahr erſt das Rheteſche Exemplar abwarten mußte, 
um ſeinen Nachdruck herzuſtellen — das war ſehr gleichgültig. Hartmann 
hatte das brandenburgiſche Privileg, nach dem ihm allein der Vertrieb 
dieſes Kalenders im Kurſtaat freiſtand! 

Vom Generalprivileg für alle Bücher eines Verlegers, die wirklich 
gedruckten und die erſt künftig aufzulegenden, führte die Praxis, ſobald 
mehr als ein Privileg vom Landesfürſten vergeben war, zum Einzel⸗ 
privileg, das für jedes Verlagswerk beſonders ausgefertigt wurde. Dabei 
hatte die Staatskaſſe, je öfter die Lehnskanzlei bemüht wurde, den 
Vorteil. Denn jedes Privileg machte Koſten. Dieſe Koſten waren die 
Verſicherungsprämie, mit der für eine Reihe von Jahren vom Verleger 
ein Schutz gegen diebiſchen Nachdruck erworben werden ſollte, oder 
ſie dienten zur Deckung für eigenes, nicht einwandfreies geſchäftliches 
Verfahren, das mit dem Nachdruck über die Landesgrenzen hinaus nach 
fremdem Gute griff. , 

Ein Privileg der Landesherrſchaft mochte genügen, wenn für das 
Buch nur an ein beſchränktes Abſatzgebiet gedacht wurde. Aber ein 
Privileg genügte nicht immer. Denn vor Nachdruck und unbefugtem 
Verkauf konnte das Privileg nur in dem Gebiete, das der Fürſt be⸗ 
herrſchte, ſchützen — darüber hinaus war ſein offener Brief trotz der 
prächtigen Form, trotz verſchwenderiſcher Häufung gewichtiger Worte 
wertlos. Das hatten z. B. Herlicius und Rhete erfahren, die es ver⸗ 
ſäumt hatten, ſich rechtzeitig ein kurbrandenburgiſches Privileg zu ver⸗ 
ſchaffen. Mindeſtens brauchte der Verleger, um einigermaßen Sicher⸗ 
heit zu haben, noch von Wien her ein zweites, ein kaiſerliches Privileg, 
das beſonders für den Abſatz des Buches in den Reichsſtädten von Vorteil 
war. Dies zweite Privileg machte neue Koſten. Und ein drittes Privileg 
des kurſächſiſchen Hofes war nicht zu verachten. Mit der zunehmenden 
Bedeutung der Leipziger Meſſe ſtieg das ſächſiſche Privileg im Werte. 
Nur ein ſächſiſches Privileg ſicherte das Verkaufsrecht auf dem Leip⸗ 
ziger Markte; ohne dies Privileg konnte der Buchführer mit ſeinem 
Verlage aus Leipzig fortgewieſen werden, ſobald ein Konkurrent ſich 
für das nämliche Buch ein ſächſiſches Privileg verſchafft hatte. Solche 
Fälle ſind dageweſen. 

Durch vielfache Koſten und Speſen ſuchte ſich der Verleger ſein 
Eigentum einigermaßen zu ſichern. So umfaſſende Maßnahmen, die 
dem Schutze dienten, mußten natürlich beim Preiſe des Buches auch 
zum Ausdruck kommen. Hatte der Verleger, geſtützt auf ſeine Privilegien, 
das alleinige Verkaufsrecht — er konnte dann den Preis des Buches 
für den Abſatz im Kleinhandel feſtſetzen. Für die Buchhändler unter⸗ 
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einander, die alle die gleichen Aufwendungen für ihren Verlag und 
die Sicherheit des Abſatzes nötig hatten, für den geſchäftlichen Verkauf 
im großen, war ein Bogen ſo viel wert wie der andere, da wurde ge⸗ 
ſtochen oder getauſcht und kaum je für das einzelne Buch ein barer Preis 
berechnet. 

Auch der Verfaſſer konnte ſolche Schutzprivilegien für ſich erwerben, 
die beſagten: ſein Buch dürfe nur von ihm oder mit ſeiner Einwilligung 
verkauft und keine anderen Exemplare — Nachdrucke — ins Land ein⸗ 
geführt werden. Auch der Autor war zum Buchhandel befugt, und ihm 
ſtand das Recht zu, den Preis ſeines Werkes zu beſtimmen. Das Pri⸗ 
vileg mochte ihm vielleicht einen billigen Preis zur Pflicht machen — 
eine Taxe war damit von ſeiten der Obrigkeit nicht gegeben. 

In erſter Linie beſtimmte der Inhaber des Privilegs, dann weiter 
der Händler, der die Ware in der Hand hatte, den Preis des Buches. 
Bücher, die in gehöriger Weiſe durch Privilegien geſchützt waren, konnten 
alſo zu einem Preiſe verkauft werden, daß ſich der Nachdruck bezahlt 
machen mußte! 

Erſchien der billigere Nachdruck und ſah der privilegierte Verleger 
oder Autor ſeine Rechte verletzt, ſo beſchwerte er ſich natürlich. Aber 
die Unterſuchung wurde nicht immer mit Eifer geführt, zumal wenn 
ein Fremder gegen ein Landeskind klagte. Dann konnte ſich das Ver⸗ 
fahren überaus in die Länge ziehen. Inzwiſchen wurden die Nach⸗ 
drucke ohne Hinderung außer Landes überall dort verkauft, wo die be⸗ 
treffenden, erteilten Privilegien keine Geltung hatten. Trotz wieder⸗ 
holter Beſchwerden konnte es ruhig geſchehen, daß ein kaiſerlicher Frei⸗ 
brief im Brandenburgiſchen offen verletzt wurde, daß der Nachdruck 
eines durch kaiſerliches Privileg geſchützten Buches im Kurſtaat öffentlich 
feilgeboten wurde; denn der fremde Verleger hatte — wie man ſagte — 
mit ſeiner Preisforderung ſelbſt ſein Privilegium „abutiret“. 

Trotz doppelter und dreifacher Privilegien blieb der Verlagsbuch⸗ 
handel in gewiſſer Weiſe ein freies Gewerbe, bei dem die Konkurrenz 
— anders als bei den Handwerkerinnungen — entſcheidend wirkſam ſein 
konnte. Kam es doch vor, daß der Kurfürſt von Brandenburg einem 
Drucker ſeines Landes ſein kurfürſtliches Privileg gab, um ihn damit 
ganz beſonders und ausdrücklich zum Nachdruck eines fremden Werkes 
zu autoriſieren, zum Nachdruck eines Werkes, das durch kaiſerlichen 
Schutzbrief vor allem Nachdruck bei empfindlicher Strafe geſchützt ſein 
ſollte! Ohne den Willen des Kurfürſten hatte das Wiener Privileg im 
Brandenburgiſchen eben noch keine Gültigkeit. Nur eine, freilich ſelbſt⸗ 
verſtändliche Bedingung knüpfte der Brandenburger an ſeine Erlaubnis: 
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die Nachdrucke dürften lediglich im Gebiete des Kurfürſtentums ver⸗ 
kauft werden. Damit ſollte möglichen Weiterungen und Beſchwerden 
vorgebeugt werden, und über die Grenzen ſeines eigenen Gebietes 
hinaus war ein wirkſamer Schutz des Landesherrn ja auch unmöglich; 
feine Macht hatte da ihre natürlichen Grenzen. 


Der angemaßte und der erlaubte oder befohlene Nachdruck boten 
beide die Möglichkeit, willkürliche Preisſteigerungen der privilegierten 
Verleger zu bekämpfen. Wo das ſonſt beliebte Mittel der Taxe, um 
einen billigen Preis feſtzuſetzen, dem Verleger gegenüber ſich ſchwer 
zur Anwendung bringen ließ, konnte auch der Buchführer nicht gut an 
einen beſtimmten Verkaufspreis gebunden werden. 

Von den drei Gewerben, die dem Buche dienten, war der Buch⸗ 
handel das freieſte. Verleger oder Buchhändler waren in Brandenburg 
damals durch keine Taxen eingeſchränkt; dafür hatten ſie — im Ver⸗ 
gleiche zum Drucker und Buchbinder — aber das bei weitem größere 


MRiſſiko, das ihnen freilich auch den reicheren Gewinn verſprach. 


Als der Rat der Reſidenzſtädte Berlin und Cölln im Jahre 1623 
ſeine Taxe publizierte, ſah er mit Recht von einer Feſtſtellung der Preiſe 
für die beiden Berliner Buchführer, für Martin Guett (Guth), den 
Geſchäftsnachfolger von Johann Werner, dem Jüngeren, und für Jo- 
hann Kalle ab. Falſch bleibt aber die Begründung des Rates, weshalb 
er die beiden Berliner Buchhändler mit einer Taxe verſchonte. Der 
Rat ſagte: „Weil allhier, nur zwey Buchführer ſein, welche S. C. F. D. 
vor die jhrigen halten, ſie auch beſonders pri vilegirt: gebühret die auff⸗ 
ſicht, vber dieſe, damit ſie die Leute, im verkauffen der Bücher, nicht 
vberſetzen, der Saenen die dann guo = jhrige dabey zuthuen, 
anerbietig.“ 


Wäre das der rechte Grund geweſen, ſo hätte der Rat dem Berliner 
Drucker erſt recht keine Taxe vorſchreiben dürfen. Denn damals gab es 
nur einen Drucker in Berlin, Georg Runge, der auch vom Kurfürſten 
beſonders privilegiert war, deſſen Vorfahren der Kurfürſt ſelbſt nach 
Berlin gerufen, der zum Hofgeſinde rechnete und an den die Druck⸗ 
aufträge des Hofes vergeben wurden! Dem Drucker gab der Rat eine 
Taxe. Denn die handwerkliche Arbeitsleiſtung ließ ſich abſchätzen. Eine 
Taxe für die beiden Buchhändler ſcheute ſich der Rat feſtzuſetzen, und 
weder die Lehnskanzlei, die die Privilegien ausfertigte und es in der 
Hand hatte, die nötigen Vorſchriften einzufügen, noch die Geheimen 
Räte oder gar der Kurfürſt bai gaben den Buchführern Berlins eine 
Taxe. 
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Ihre Preiſe mußten in Schranken gehalten werden durch das Ver⸗ 
kaufsrecht, das auch fremde Buchführer an den Jahrmärkten in der 
Stadt hatten, oder die Möglichkeit der Obrigkeit, weitere Buchhändler 
für Berlin und Cölln zu privilegieren und ſo den beiden, wenn ſie ſich 
im Beſitz ihrer Rechte zu ſicher fühlten, eine dauernde Konkurrenz zu 
ſchaffen. 

* ‘ ** 

Daß die Taxe, die der Magiſtrat gegeben, für den Berliner Drucker 
praktiſch von größerer Bedeutung geweſen, daß er ſich wirklich nach ihr 
gerichtet, darf bezweifelt werden. Die Rungeſche Offizin zog ihre weſent⸗ 
lichen Einnahmen — ſoweit ſie nicht Verlagswerke für eigene Rechnung 
druckte — aus den Staatsaufträgen, die ihr zufloſſen, aus der Arbeit, 
die der Hof vergab. Und gerade der Staat oder der Kurfürſt haben ſich 
nicht an die Taxe des Magiſtrats gebunden. In dem Privileg, das 
Georg Runge vom Kurfürſten erhielt, find zugleich Vorſchriften über 
den Preis, zu dem er ſeine Druckarbeiten zu liefern hatte, enthalten. 
So beſagt ſein Privileg vom 19. Dezember 1621: Runge ſolle „Nie⸗ 
mandten mit dem Druckerlohn, vber das Herkommen, vberſetzen“, und 
„ſonderlich“, was der Kurfürſt „an Edicten, Mandaten, Ordnungen, oder 
ſonſten zudrucken möchten geben laſſen, vmb vorige vnd bißher bräuchliche 
Zahlung vngeſäumbt, ond auffs ſchleunigſte verfertigen.“ Die Preiſe ſelbſt 
für den Bogen oder Ballen ſind im Privilege nicht angegeben. Die Preiſe, 
die Runge fordern durfte, können ſchwerlich mit der Taxe des Rats von 
1623 übereinſtimmen; denn dieſe Taxe bemißt den Preis entſprechend 
der notwendig gewordenen Münzregulierung neu; für Runge aber, der 
damals nur vom Hofe abhängig war; ſollte nach ſeinem Privilege die 
„vorige vnd bißher bräuchliche Zahlung“ verbindlich ſein. 

Nach feinem Privilege von 1621 wäre Georg Runge an alte, urſprüng⸗ 
lich vielleicht billigere Preiſe, als ſie die neue Taxe von 1623 vorſchrieb, 
gebunden geweſen. Tatſächlich hat er aber teurer gedruckt. Denn der 
Kurfürſt — nicht der Rat der Stadt — hatte den Runges, als ſie ihre 
Offizin nach Berlin verlegt, ſelbſt von Zeit zu Zeit den Preis für ihre 
Arbeit verbeſſert, namentlich dem Georg Runge, und auch als der Druck 
dann wieder billiger geworden, hatten die Runge doch an dieſen höheren 
Preiſen, die ihnen der Kurfürſt — nicht der Rat der Reſidenzſtädte — 
bewilligt hatte, feſtgehalten. Chriſtoph Runge, der Jüngere, der Vertreter 
der dritten Generation der Rungeſchen Familie, die in Berlin an der 
Druckerpreſſe geſtanden, der Sohn von Georg Runge, durfte rühmen, 
daß die Gnade der Kurfürſten ſeinen Vorfahren und ihm „ſo löbliche 
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Bezahlung (ohn welche ſich auch hier ein Buchdrucker anfangs ſchwerlich 
würde haben erhalten können, und noch nicht wol kan) je und ie ver⸗ 
ordnet, als ſo leicht an einem andern Orte wol nicht geſchehen mag, 
und wie ich von meinen Vorfahren vernommen, ſo iſt meinem ſeligen 
Vater noch dazu, als die Zeiten ſchwerer worden, auch die Zahlung 
der Arbeit verbeſſert.“ 

In den ſchweren Zeiten des Dreißigjährigen Krieges und auch die 
erſten Jahre nach dem Kriege hat ſich die Rungeſche Druckerei nur mit 
Mühe erhalten können, ſo bewilligte, als Gläubiger ihn drängten, der 
Große Kurfürſt dem Chriſtoph Runge, dem Jüngeren, „ein Moratorium 
auf drey jahr ... dergeſtalt, daß er inner ſolchen Zeit mit keinen exem- 
tionibus beleget, auch die iennige, ſo albereit angeordnet, hinwieder 
fuspendiret werden follen” Aber Runge hat fic) wieder herauf- 
gearbeitet. Mit acht Geſellen förderte er bald die Arbeit, kaufte ſich neue 
Schriften und war im Begriff, noch eine dritte Preſſe im eigenen Hauſe, 
das er erworben und das nach der Begnadigung des Großen Kurfürſten 
von allen bürgerlichen Laſten frei ſein ſollte, aufzuſtellen. Als ſo das 
Rungeſche Haus neben der Parochialkirche zum Freihaus erklärt wurde, 
ſo lange Runge oder ſeine Erben dort die Druckerei treiben würden, 
hatte der Große Kurfürſt wieder verlangt (22. März 1660): „ſoll er es 
mit deme, was er vor Unß auch dem Magiſtraat trücket, zur pilligkeit 
machen, und Unß und denſelben darin nicht überſetzen.“ 

Aber — die Zeiten waren wieder billiger geworden, und Runge 
hatte von ſeinen Preiſen nichts nachgelaſſen! Er hatte gemeint, es ſei 
nicht ſein Recht, von den Preiſen, die der Kurfürſt früher mit ihm ver⸗ 
abredet, abzugehen; denn wo der Kurfürſt ihm eine Gnade erwieſen, 
ſo dürfe Runge an dieſer Gnade — eben an dem Preiſe, der ihm für 
ſeine Druckarbeiten zugeſtanden worden — nichts ändern, ob auch der 
Druck ſelbſt mit der Zeit wohlfeiler geworden. Es war ein ſehr naives 
Eingeſtändnis, wenn er ſchrieb: „weil nun in Eurer Churfürſtl. Durchl. 
mir gnädigſt ertheiltem Privilegio außdrucklich enthalten, umb alte und 
bisanhero bräuchliche Bezahlung zu drucken, ſo hat mir nicht anſtehen 
wollen, ſolche Eurer Churftl. Durchl. mir verliehene Gnade zu ändern, 
oder zu verachten.“ Irgendwelche Taxpreiſe des Magiſtrats waren für 
Runge, mindeſtens für die Hofarbeit, die er lieferte, alſo nicht in Frage 
gekommen. 

So wie Runge ſeinen Preis forderte, mochte dem Kurfürſten — 
der Drucker ſprach das aus — von böswilligen Menſchen hinterbracht 
ſein, daß er den Kurfürſten mit der Arbeit überſetze, „daß man anderswo 
näher könne gedruckt bekommen.“ Und aus der Tatſache, daß die früher 
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bewilligten und von ihm beibehaltenen Preiſe der Zeit nicht mehr ent⸗ 
ſprachen, erklärte ſich's Chriſtoph Runge, daß er 1664 einen Konkur- 
renten erhielt, daß Georg Schultze, der bei ihm gelernt, ſich dann in 
Guben ſelbſtändig gemacht, als ſog. kurfürſtlicher Bibliotheksdrucker nach 
der Reſidenz gerufen wurde und nicht nur im Schloß ſelbſt ſeine Buch⸗ 
druckerei auftun durfte, ſondern ſehr bald faſt die ganze Hofarbeit erhielt 
und ſich zum Verdruß ſeines alten Meiſters, dem er die erheblichſte 
Konkurrenz machte, kurfürſtlicher Hofbuchdrucker nannte, bis alle Welt, 
auch die Geheimen Räte, ihm dieſen angemaßten Titel gaben). 

Vom 9. Juni 1664 datierte das angelegentliche Empfehlungs⸗ 
ſchreiben des kurfürſtlichen Bibliothekars Johann Rau für den Drucker 
Schultze, und bereits am 17. Juni 1664 war das Privileg für den 
Bibliotheksdrucker ausgefertigt. l 

Runge konnte es nicht hindern, daß Schultze faſt alle laufenden 
Staatsaufträge erhielt; Schultze druckte eben billiger als er. Runges 
Preiſe waren bezahlt worden, ſolange er allein in Berlin der Drucker 
geweſen. i N 

Als der Große Kurfürft feines Obriſten Dietrich von dem Werder 
3000 Andachten zum Druck befördert haben wollte, wurde mit dem 
eben nach Berlin gekommenen „Hofbuchdrucker“ Schultze, der ſich durch 
billige Preiſe empfahl, über den Druck verhandelt. Hätte die Taxe des 
Magiſtrats tatſächlich noch einen praktiſchen Wert gehabt, ſo wären 
Verhandlungen über den Preis überflüſſig geweſen. Es wurde aber 
nicht nur mit Schultze verhandelt, ſondern auch mit dem damaligen 
Univerſitätsbuchdrucker in Frankfurt a. O., mit Andreas Becmann. 
Schultze forderte acht Thaler für die Druckkoſten vom Ballen inklusive 
Papier. Becmann hatte fih „ebenermaßen“ erboten, „des Obriſten 
Werders 3000 Andachten zu drücken, u. den ballen nebſt dem pappier, 
auch vor acht Thlr. zu liefern.“ Unter dies Angebot war weder der eine 
noch der andere gegangen. Zu dem Preiſe ließ ſich das Werk drucken; 
aber der Preis war äußerſt billig. Becmann, der ſich beſonders darum 
bemühte, mit dem ſchon längſt deshalb verhandelt war, erhielt den Auf⸗ 
trag, denn er war bereit, zum Teil auch Lebensmittel in Zahlung zu 
nehmen. Am 30. September 1665 erging an den Kammermeiſter Her⸗ 
mann Lange in Küſtrin Befehl, dem Beemann Zahlung zu leiſten. 
Es hieß in dem Befehle: „Wan wir dan endlich zu frieden ſeind, dz, 
weil ihm ſolches werck ſchon längſt aufgegeben worden, er daßelbe ümb 


1) Conſentius, Die Berliner Zeitungen bis zur Regierung Friedrichs des 
Großen. Berlin 1904, S. 32 ff. 
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itzbeſagten preiß verfertigen möge, Als befehlen wir dir hiermit goft., 
Ihn alſofort an gelde und victualien, wie ſolche marckgängigen Kaufs 
ſeind, welche er auch anzunehmen ſich erboten, etwas aus zu zahlen, 
damit er ſolches werd verfertigen könne !).“ 

Natürlich iſt bei dieſem wohlfeilen Preiſe nur an einen Druck auf 
allerbilligſtem Papier zu denken, und gewiß beſtand für den Drucker 
keine Verpflichtung, einen Teil der Auflage, etwa 50 Exemplare, auf 
Schreibpapier und noch ganz beſonders vier weitere Exemplare auf 
Medianpapier abzuziehen, wie es Becmann bei anderer Gelegenheit 
aufgegeben war, als ihm das erforderliche Papier für den Druck gleich 
von der Kammer in Küſtrin geliefert wurde (21. Dezember 1662). 

Von Georg Schultze, der wie geſagt, damals zu billigeren Bedin⸗ 
gungen als der alte Runge druckte, liegt aus der gleichen Zeit, aus dem 
Jahre 1666, ein ausführlicher Koſtenanſchlag vor, der verſchiedentlich 
Aufklärung gibt. — Es handelte ſich um den Druck der „Märkiſchen 
Chronik“ von Martin Schoockius. 

Der Große Kurfürſt wollte, „dieſen Druck der Märckiſchen Chronicke 
vor allen Dingen befordert wißen.“ Die Amtskammer in Cölln a. d. Spree 
erhielt den Befehl: „nicht allein dz darzu benötigte pappier Unver⸗ 
zöglich bey zuſchaffen“, ſondern auch dem Georg Schultze „was ihm 
verordnet iſt und gehöret, allemahl richtig und Unfehlbar auszuzahlen.“ 
So der Befehl vom 8./18. Juni 1666. Es hatten ſchon Verhandlungen 
wegen dieſes Druckes vor dem Juni 1666 ſtattgefunden. Als der Amts⸗ 
kammer der Befehl vom 8./ 18. Juni 1666 gegeben war, ſäumte der 
Drucker nicht, ſeine Kalkulation zu überreichen. Sie folgt hier nach der 
eigenhändigen Niederſchrift Schultzes, wie ſie von Wort zu Wort lautet: 


„Auffſatz, 
Deßen, was zum Erſten Theil der Chronica an Druckerlohn, als auch 
an Drud- und Schreib-Pappier vonnöhten, auch von Sr. Churfl. Durchl. 
mit bewuſt des Herrn Ober⸗Prælidenten, des Herrn von Canſteins und der 
geſambten Herren Ambts⸗Rähte, allbereit außzuzahlen und anzuſchaffen 
durch unterſchiedliche Relcripta gnbit. befohlen und beliebet worden; 


1) Georg Witkowski, Diederich von dem Werder. Ein Beitrag zur deutſchen 
Litteraturgeſchichte des 17. Jahrhunderts. Leipzig 1887, S. 42, nennt: Tauſendt 
ſeufftzende Andachten ... von Diederich von dem Werder, Churf. Durchl. zu 
Brandenburg Geheimbtem Rath u. Obriſten ... Franckf. a. d. Oder, Gedruckt 
bey Andreas Beckmann, im Jahr 1671. 4°. — Das Buch beſteht aus: 38 Bl. 
Vorrede, 964 S. Text und 55 Bl. Regiſter. — Vgl. auch die Handſchrift der man: 
ſchen Staatsbibliothek: Ms. germ. fol. 517. 
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Der Erſte Theil oben gedachter Chronick wird des Herrn Schoocky 
vermuhten nach, erfodern 60. Bogen, darzu wird an Schreib⸗ und 
Druckpapier von nöhten ſeyn, zwölff Ballen, der Ballen zu zehen Thaler 
gerechnet, Als 


Eilff Ballen Druckpa pierre 110. Thlr. „ — 
Zwölff Rieß Herren-papier . . . . . . . . . ee 30. Thlr. „ — 


Die Drudergebüer ift von denen Herren Ambts⸗Rähten mit mir ver- 
dungen vor einen Bogen, vor 1000. Exemplar 3. Thlr. thut vor 60 Bogen 


Papier 140. Thlr. — „ — 
Druckergeb len. 180. Thlr. — „ — 
Summa 320. Thlr. — „ — 
Cölln an der Spree 
den 22. Juny 1666. | George Schultze 
| mppria.“ 


Zunächſt: trotz der Taxe des Magiſtrats fand hier, wie auch im 
Jahre zuvor, als mit dem Frankfurter Drucker Beemann über einen 
Druckauftrag abgeſchloſſen wurde, eine ſpezielle Preisvereinbarung ſtatt. 
Alſo hatte die Taxe — jedenfalls wenn es ſich um größere Staatsauf⸗ 
träge handelte — damals, nach dem Dreißigjährigen Kriege, gewiß 
keine Gültigkeit mehr, wie man ja überhaupt bezweifeln darf, ob ſie 
zur Zeit, als ſie gegeben wurde, praktiſch von Bedeutung war. Und die 
Preiſe, die Schultze in Anſchlag brachte, die ihm auch zugeſtanden wur⸗ 
den, Preiſe, die, ſo wie wir das Konkurrenzverhältnis von Schultze zu 
dem alten Berliner Drucker Chriſtoph Runge beurteilen müſſen, billig 
geweſen ſein werden, dieſe Preiſe gehen über die durch die Taxe von 
1623 feſtgeſetzten Sätze ſehr weſentlich hinaus! 

Weiter: das Druckpapier iſt gegenüber dem Preiſe von 1580 eben⸗ 
falls erheblich geſtiegen; damals koſtete der Ballen 7% Taler, jetzt 
10 Taler. Aber gegenüber dem Jahre 1580 find jetzt die Koſten für den 
Satz und die Herſtellung der Abzüge teurer, und zwar nicht unbeträchtlich 
teurer als die Koſten für das Papier. Seinerzeit bedeutete der Preis 
für das Druckpapier den weſentlichſten Poſten bei der Herſtellung einer 
Druckſchrift, jetzt verlangte der Drucker für den Satz und die Abzüge 
ein gut Teil mehr, als dem Papiermacher zukam. War früher das Papier 
der koſtbarſte Teil am Buche, jetzt bildete den Hauptpoſten der Kalku⸗ 
lation der Druckerlohn. Das heißt: obwohl das Papier teurer geworden 
war, ſo war die Entſchädigung, die der Drucker für ſeine Mühe und Arbeit 
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forderte, doch ganz un verhältnismäßig mehr gewachſen. Nun war 
der Satz am Buche der koſtbarſte Teil. 

An ſich könnte die geringere Kaufkraft des Geldes es wohl erklären, 
daß jetzt das Papier teurer bezahlt werden mußte als früher. Aber der 
geringere Wert des Geldes reicht doch nicht aus, um zu begründen, 
daß fich das Verhältnis von Papier. und Druckkoſten umgekehrt hatte, 
daß jetzt der Drucker für ſeine Arbeit den Hauptanteil am Herſtellungs⸗ 
preiſe des Buches verlangte. 

Im Vergleich mit den Koſten für das Andachtsbuch des Obriſten 

Dietrich von dem Werder iſt die Kalkulation für die Märkiſche Chronik 
nicht wohlfeil. Bei den Werderſchen Andachten forderten die beiden 
Drucker, die ein Preisangebot machten, im Jahre 1665 für Papier und 
Druckarbeit zuſammen jeder nur acht Taler für den Ballen. Im Jahre 
1666 ſollte nach Schultzes Kalkulation das Papier zur Märkiſchen Chronik 
allein ſchon zehn Taler für den Ballen koſten! — In dem einen Falle 
handelte es ſich um einen Druck, der lediglich einem frommen Gebrauchs⸗ 
zwecke dienen, in dem andern Falle aber um einen Druck, der zugleich 
repräſentieren ſollte. 
Wenn faſt im nämlichen Jahre für zwei Drucke ſo grundverſchiedene 
Kalkulationen vom ſelben Drucker aufgeſtellt und auch bewilligt wurden, 
ſo war die erhebliche Preisdifferenz jedenfalls berechtigt. Die Taxe 
von 1623 erkennt einen derartigen Unterſchied nicht an; ihre ſtarre 
Preisfeſtſetzung konnte auch ſeinerzeit, als die Vorſchrift gegeben wurde, 
den ſehr verſchiedenen Anſprüchen, die an das Druckwerk, je nach dem 
Zwecke ſeiner Verwendung geſtellt wurden, nicht genügen. So darf 
man auch die Kalkulation über die Concordienformel (1580) und über 
die Märkiſche Chronik (1666) nicht ohne weiteres vergleichen und aus 
der Gegenüberſtellung ſuchen, ein bis auf den letzten Pfennig unbe⸗ 
dingt gültiges Reſultat zu gewinnen. 

Aber eines wird wieder aus einem ſolchen Vergleiche deutlich: 
was Schultze im Jahre 1666 als „Druckergebüer“ forderte, d. h. die 
Koſten für den Satz und die Abzüge exkluſive Papier, damit iſt das 
gleiche gemeint, was der Buchdrucker Eichorn in ſeiner Aufſtellung 
von 1580 als „druckerlon“ bezeichnete !). 


1) Lehrreich iſt die Gegenüberſtellung dieſer beiden Rechnungen mit einer 
Kalkulation von Ambroſius Haude vom Jahre 1738; vgl. Konrad Weidling, Die 
Haude und Spenerſche Buchhandlung in Berlin. Berlin 1902, S. 33; auch ab- 
gedruckt in: Dreihundert Jahre. Die Haude & Spenerſche Buchhandlung in Berlin 
1614—1914. Berlin, 1914, S. 26. — Haude, der nicht Drucker war, berechnete 
1738 den Ballen Papier mit 22 Thlm. und bei einer Auflage von 1000 Crem- 
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Für den Druck der „Märkiſchen Chronik“ ſollte dem Drucker zwar 
das Papier geliefert werden. Trotzdem ſetzte Schultze die Koſten für's 
Papier in ſeine Kalkulation und bat, daß ihm „ſo wol zur anſchaffung 
des Pappiers als Druckerlohns gehörige Geldmittel möchten auß⸗ 
gezahlet werden“ (25. Juni 1666). Der Druck ſollte beſchleunigt werden; 
vielleicht kam Schultze ſchneller an die Arbeit, wenn er ſich das Papier 
ſelbſt beſorgte. Denn mancher Befehl mußte der Amtskammer gnädigſt 
oder ernſtlich zum zweiten Male geſagt werden, ehe er wirklich aus⸗ 
geführt wurde. Auch in dieſem Falle. Am 25. Juni 1666 hatte Schultze 
noch kein Geld und auch noch kein Papier erhalten. Er konnte mit dem 
Druck nicht anfangen, ging deshalb zu den Geheimen Räten und über⸗ 
brachte eine ſchriftliche Vorſtellung, die ſagte: würde der Kurfürſt „die 
Verabſeumung dieſes Wercks in Ungnaden empfinden und ahnen,“ ſo 
wäre ihm, dem Drucker, „keine Schuld beyzumeßen.“ 

Die „Märkiſche Chronik“ gedruckt zu ſehen, war ein perſönlicher 
Wunſch des Großen Kurfürſten. 

Am 25. Juni hatte ſich Schultze beſchwert, daß er das angewieſene 
Geld noch nicht erhalten — am gleichen Tage, am 25. Juni 1666 be⸗ 
deuteten die Geheimen Räte die Amtskammer: ſie ſolle ſolche Ver⸗ 
fügung treffen, daß Schultze „den vorhabenden Druck werckſtellig machen, 
und wegen mangelnden Pappiers daran nicht gehindert, auch höchſtged. 
Se. Churfl. Durchl. desfals zur ungnade nicht veranlaßet werden 
mögen!).“ 


plaren „das Setz⸗ und Drucker⸗Lohn den Bogen zu 3 rthl.“. Die Druckgebühr 
würde alſo genau dem von Schultze 1666 geforderten Preiſe entſprechen. Haudes 
Aufſtellung ſieht aber noch einen Poſten: „die beſondere Schrifft dazu zu gießen“ 
vor und bringt ferner Koſten für „die Kupffer Platte und andere nöthige em- 
belliffements” in Anſchlag. 


1) Die Berufung von Martin Schoock zum brandenburgiſchen Hiſtoriographen 
erfolgte am 20. Februar 1664. Bereits im Oktober 1665 hatte der Große Kur- 
fürſt den Anfang der Märkiſchen Chronik in der Hand und gab genaue Anweiſung 
über das Format des zu druckenden Werks, über die zu wählenden Typen und 
die Satzanordnung, ebenſo über die Höhe der Auflage und wieviel Exemplare 
auf beſſerem Papier abgezogen werden ſollten. Ein Probebogen war im Dezember 
1665 gedruckt. Aber ſchon im Frühjahr 1668 ſtarb Schoock; ſeine Arbeit blieb 
unvollendet. (Vgl. Ernſt Fiſcher, Die officielle brandenburgiſche Geſchichtſchrei⸗ 
bung zur Zeit Friedrich Wilhelms des Großen Kurfürſten in: Zeitſchrift für preu⸗ 
ßiſche Geſchichte und Landeskunde Bd. 15, 1878, S. 398 f.) — Die Preußiſche 
Staatsbibliothek verwahrt unter der Signatur: Te 662 fol., auch in: Ms. boruss. 
fol. 22, den Probedruck der erſten Bogen der Märkiſchen Chronik. 
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Papier war nicht nur verhältnismäßig teuer, ſondern, wo es ledig⸗ 
lich im Handbetriebe hergeſtellt wurde, auch ſo knapp, daß es ſchwer 
hielt, für ein Buch das nötige Druckpapier zu beſchaffen. Feines bol. 
ländiſches Schreibpapier, das ſich durch weiße, klare Färbung, durch 
unerreichte Güte auszeichnete, verlangten die Druckereien nicht. Mittlere 
und geringe Ware erfüllte den Zweck. Was von dieſen Papieren im 
Brandenburgiſchen hergeſtellt wurde, war gut und brauchbar; es war 
nur zu wenig. Was die einheimiſchen Papiermühlen liefern konnten, 
genügte den Druckern ſehr wohl in Hinſicht der Qualität, niemals aber 
der Bogenzahl nach. Klagen, daß es an Papier fehle, wurden in Bran⸗ 
denburg jahrelang gehört. Für die kurfürſtlichen Kanzleien mußten 
erhebliche Mengen Papier aus Bautzen und Görlitz verſchrieben werden. 
Man tat es nicht gern. Denn auf dieſe Weiſe ging Geld aus dem Lande, 
und den Abgang des baren Geldes zu verhüten, war einer der vornehm⸗ 
ſten Grundſätze, der die ganze Wirtſchaftspolitik beſtimmte. Aber in 
Brandenburg war die Lumpenſammlung ſo wenig ergiebig, daß die 
Mark ein papierarmes Land war. | 

Das hat auf die märkiſchen Druckereien zurückgewirkt Fehlte das 
Papier, ſo ſtanden die Preſſen wohl oder übel ſtill. Sicherlich hatte es 
der Berliner Hofbuchdrucker in ſeiner bevorzugten Stellung beſſer, als 
alle anderen Drucker des Landes; denn wo es ſich um Staatsaufträge 
handelte, wo Georg Schultze auf Befehl des Kurfürſten einen ſchleunigen 
Druck beſorgte, fand er die gewichtige Unterſtützung der Geheimen 
Räte. Sie ſorgten, daß der Drucker Papier erhielte. Doch auch ſie, die 
gebietenden Herren, ſtanden den Schwierigkeiten faſt machtlos gegenüber. 
Papier war eben knapp. 

Als z. B. Georg Schultze im Jahre 1670 zum Druck „eines gewißen 
buchs“ Papier benötigte, wandte er ſich wieder in einer Supplik an die 
Geheimen Räte, um durch ihr Machtwort das erforderliche Papier zu 
dieſem Druck, den er im Auftrage des Kurfürſten ausführen ſollte, zu 
bekommen. Das war der gewöhnliche und durchaus nicht neue Weg, 
den Schultze ging. Und es war auch nur üblich und hergebracht, daß 
die Geheimen Räte ſofort das entſprechende Dekret aufſetzten. Sie be⸗ 
fahlen am 18. Februar 1670 der Amtskammer in Cölln a. d. Spree: 
„die Verfügung zu thun, dz den lupplicanten frey poſtfuhre bis Cotbus 
und von dannen wieder zurück ertheilet, ihm auch ein ſchreiben an den 
Amts Caſtner zu Cotbus mitgegeben werde, daß er ihm ſo viel pappier, 
als er angeben und begehren wird, abfolgen laßen ſolle.“ 

Alſo aus der Papiermühle in Kottbus ſollte das Papier geliefert 
werden, und daß er's bekäme, oder daß er's ſchnell bekäme, ſollte der 
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Drucker ſelbſt dorthin reiſen. So ſchnell, wie der Drucker und die Ge⸗ 
heimen Räte ſich's gedacht hatten, ging's freilich nicht. Zunächſt äußerte 
ſich die Amtskammer wegen der Papierbeſchaffung zum Druck „eines 
gewißen buchs“. Und was die Amtskammer geſchrieben, muß einleuchtend 
geweſen ſein. Denn am 24. Februar 1670 wies ein neues Dekret die 
Amtskammer an: „daß die helffte der quantitæt pappiers, fo der buch⸗ 
drucker von nöhten haben wird, und auf eine gewiße Zahl zurichten aus 
dem Ambte Cotbus angeſchaffet werde.“ Zu dem Zwecke ſollte die 
Amtskammer die „behörige Verordnung“ tun. Die andere Hälfte ſollte 
aus der Papiermühle in Neudamm bei Küſtrin geliefert werden. Des⸗ 
halb erhielt gleichzeitig die Neumärkiſche Amtskammer im Namen des 
Kurfürſten den Befehl: „die Verfügung zu thun, damit dero hoffbuch⸗ 
drucker Schultzen ſolch pappier aus der pappiermüle zum Dam abge⸗ 
folget werde.“ 

Alſo zwei Papiermühlen ſollten ſich in die Papierlieferung zum 
Druck „eines gewißen buchs“ teilen. Es war nicht ſo einfach — trotz 
des hohen Befehls — daß einige Ballen Druckpapier für den Hofbuch⸗ 
drucker nach Berlin kamen. — Ob das Papier aus Kottbus geliefert 
wurde, ſteht dahin. Die Papiermühle in Neudamm lieferte das ihr 
aufgegebene Quantum. Aber das reichte zum Druck nicht aus. Darum 
wurden von der Neumärkiſchen Kammer am 24. Juni abermals acht 
Ballen Mediandruckpapier und 18 Rieß Herrenpapier angefordert. 
Nun machte aber die Neumärkiſche Kammer Schwierigkeiten. Statt 
vom Papiermacher das Papier einzufordern, berichtete die Kammer 
unterm 5. Juli 1670: „das es mit der Thamſchen Pappier mühlen dieſe 
beſchaffenheit hatt, daß J. Dhl. der H. Pfaltzgraff von Simmern alle 
dieſelbige intraden bekombt, undt weill itz beſagter Pappier macher 
das Vorige überſandte Pappier ohne gelt nicht abfolgen laßen wolte, 
Alß mufte er auß mangelung anderer Mittel die 140 Thllr., die ſolches 
Pappier außtrügen an der Penfion decurtiren, undt bleiben die alſo 
hochſtgd. Herrn Pfaltzgraffen an Ihrer Veraccordirten anforderung 
zurück, welches aber ſehr übel auffgenommen worden, Dahero wir dan 
das itz begehrte Pappier nicht lieffern laßen können, Sondern es werden 
die Herren belieben obgedachtes Pappier von der Cotbuſchen Pappier 
mühle kommen zulaßen, zumahlen Ihr Excellentz der Herr von Can⸗ 
ſtein ſelbſten wißen das hier gantz keine Mittel ſein.“ 

Als trotz dieſer Weigerung der Neumärkiſchen Kammer dennoch auf 
Lieferung von „abermahl acht Ballen Mediandrud- undt achtzehn Reyß 
herrn⸗Pappier“ beſtanden wurde, überſandte der Kammermeiſter 
J. Scultetus in Küſtrin umgehend, ſofort nach Empfang des Befehls, 
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am 26. Juli 1670 dem Kammerpräſidenten, den Amtsräten, dem Kammer⸗ 
und Vizekammer⸗Meiſter zu Cölln nochmals in „beygelegter Copia“ 
ſein Schreiben vom 5. Juli, um zu wiederholen, daß es „unmüglich 
wehre, daß obgedachtes Pappier von hier erfolgen köndte, Wobey wihr 
es den aus den damahligen angeführten uhrſachen nochmalen bewenden 
laßen müßen, undt kombt itzo noch dieſes dazu, daß die Tambſche Pap⸗ 
piermühle bruchfällig, undt itzo wieder gebawet wirdt, undt ſchwerlich 
à Dato binnen Sechs oder 7. wochen wirdt wieder gehen können.“ 

Auf der einen Seite der Befehl zur Lieferung, auf der andern die 
Weigerung mit dem Hinweis auf die rückſtändige Bezahlung. Der Große 
Kurfürſt wollte drucken laſſen, aber ſeine Befehle oder die Dekrete ſeiner 
Geheimen Räte ſetzten die Mühle in Neudamm nicht in Gang und ſchafften 
kein Papier nach Berlin. Von der Kottbuſer Papiermühle iſt in dieſem 
Zuſammenhange nicht mehr die Rede. Es iſt ſchwer zu ſagen, wo die 
Schuld für die ſchlechte, unpünktliche Zahlung lag. Der Schriftwechſel 
wegen dieſer acht Ballen Druckpapier und 18 Rieß Herrenpapier ging. 
von einer Stelle zur andern, von den unteren Inſtanzen immer höher 
hinauf, und je länger das Papier ausblieb, um ſo ungnädiger wurden 
die Befehle. Der Große Kurfürſt wollte das Papier durchaus nicht 
geſchenkt haben. Am 4. Auguſt 1670 unterzeichnete der Geheimrat 
von Blumenthal in Potsdam ein Dekret für die Neumärkiſche Amts⸗ 
kammer, in dem es heißt: „Es hatt Uns Unſere Amts- Cammer berichtet, 
wie daß ihr difficultæten machtet, Die begehrte acht ballen Median 
Druck pappier u. achtzehen Reiß herren pappier aus der Thamſchen 
pappiermüle anhero zufchiden,” und der Geheimrat von Blumenthal 
bezweifelte auch nicht, daß die Intraden der Neudammer Mühle damals 
dem Pfalzgrafen von Simmern zuſtanden, aber weil das ,,obfpeci- 
ficirte pappier — wie er ſchrieb — nohtwendig hier ſeyn muß, Damit 
dz werck, ſo wir drucken laßen, verfertiget werden könne,“ gab er den 
Befehl: „ohne ferneres difficultiren die anſtalt zu machen, dz ſolches 
pappier aus anderen Unſern Cammer Intraden bezahlet, und ohn⸗ 
verzüglich anhero geſchaffet“ werde. 

Dieſer Befehl war deutlich genug. An der Zahlung ſollte es nicht 
fehlen. Das Papier, um das ſeit Monaten geſchrieben wurde, war drin⸗ 
gend nötig, und es war des Papieres wegen genug geſchrieben und 
verordnet worden. Aber der Drucker mußte wieder warten! Auch am 
20. Oktober 1670 war das Papier noch nicht zur Stelle! 

Am 20. Oktober 1670 ward von Cölln a. d. Spree aus wieder ein 
Schreiben — natürlich noch ſchärfer in der Form als das frühere — 
vom Geheimen Rat von Blumenthal an die Neumärkiſche Amtskammer 
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gerichtet. Vielleicht hat dieſer Befehl genutzt, der der Neumärkiſchen 
Kammer ſagte: „Wir vernehmen mit Ungnädigen mißfallen, dz ihr 
Unſern vorigen befehl wegen anſchaffung des pappiers zu beforderung 
des buchs, ſo wir alhier drucken laßen, noch nicht nachgekomen, Wan 
Wir nun dieſes Wercks verfertigung hochſt verlangen, als befehlen wir 
euch goſt u. zugleich ernſtlich, die Verfugung alfo fort zu thun, damit das 
pappier darvon euch hiebevor die specification, wie viel defen ſeyn ſoll, 
zugeſchickt worden, ohne einige fernere Zeit Verſeumung hergeſchaffet 
werde.“ 

Die Schwierigkeit, Druckpapier zum Bedarf des Großen Kurfürſten 
zu beſchaffen, war 1670 ungemein groß. Dieſe Schwierigkeit war im 
Jahre 1670 aber nicht neu. Geht man hundert Jahre weiter zurück, 
in die Zeit, als die Concordienformel gedruckt wurde, ſo ſtand es um die 
Papierlieferung für den Drucker nicht beſſer. 

Für ein Buch von dem keineswegs übermäßigen Umfange der 
„Concordia“ mußten mindeſtens zwei verſchiedene Papiermühlen das 
Papier hergeben. Die von Eichorn 1580 gedruckte „Concordia“ iſt auf 
Papier, das aus der Mühle in Frankfurt a. O. und aus der Papiermühle 
in Neudamm ſtammt, gedruckt. 

Die Abhängigkeit des Druckers vom Papiermacher erklärt es wohl, 
daß die alte Rungeſche Typographie, die vom Kurfürſten Joachim 
Friedrich im Jahre 1606 nach Berlin gezogen wurde, vorher in Neu⸗ 
damm betrieben ward. In dem kleinen Ortchen, in dem kein geiſtiges 
Leben war, hatte Chriſtoph Runge, der Altere, über 36 Jahre gedruckt; 
denn dort fand er das nötige Papier, dort war eine Papiermühle im 
Gange. Die Abhängigkeit des Druckers vom Papierer war im 16. und 
17. Jahrhundert größer, als die vom Schriftgießer, der die Typogra⸗ 
phien mit Lettern verſorgte. 


II 


Eine Beurteilung Friedrichs des Großen 
aus dem Jahre 1753 


Von 
Otto Herrmann.“) 


Wie der gegenwärtige Krieg, in welchem Deutſchland um ſeine 
Weltmachtſtellung ringt, ſchon mehrfach, namentlich aber drei Jahre 
vor ſeinem wirklichen Ausbruch, im Marokkoſommer des Jahres 1911, 
zu explodieren drohte, ſo auch der furchtbare langjährige Krieg des 
18. Jahrunderts, den unſer engeres Vaterland zur Verteidigung ſeiner 
eben erkämpften Stellung als europäiſche Großmacht zu führen hatte. 
Und zwar handelte es ſich im Jahre 1753 ebenfalls um England als unſern 
gefährlichſten Gegner. Man hatte ſich jenſeits des Kanals wiederholt 
geweigert, die im vorhergehenden Kriege mit Frankreich gegen das 
Völkerrecht beſchlagnahmten preußiſchen Kauffahrteiſchiffe herauszu⸗ 
geben und Friedrich der Große ſchließlich dagegen Repreſſalien ergriffen, 
indem er die weitere Tilgung der auf Schleſien laſtenden engliſchen 
Hypotheken, zu der er vertragsmäßig gezwungen war, einſtellen ließ. 
Bei der Empfindlichkeit des britiſchen Nationalſtolzes ſchien es darüber 
zu einem Kriege kommen zu ſollen, in welchem England⸗Hannover, 
dem iſolierten Preußen gegenüber, auf den Beiſtand der rachſüchtigen, 
mit Sachſen verbündeten öſterreichiſchen Regierung ſowie auf den⸗ 
jenigen des Moskowiterſtaates zählen konnte. 

Dieſe gefährliche Kriſis, welche ſich mit geringen Entſpannungen 
bis in das Jahr 1755 hineinzog, machte natürlich auch auf die Brüder 
des preußiſchen Königs den ſtärkſten Eindruck und veranlaßte den be⸗ 
gabteſten von ihnen, den Prinzen Heinrich, zu einer regen literariſchen 
Tätigkeit?). Bekannt geworden ijt von feinen Schriften aus dieſer Zeit 


1) Geſchrieben im Winter 1917/18. 

2) Auch von dem Thronfolger, dem Prinzen Auguſt Wilhelm, liegt ein Auf⸗ 
ſatz aus dieſer Zeit vor; es ſind die „Politiſchen und militäriſchen Verhandlungen 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld. XX XIV. 2. 16 
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bis jetzt nur der im Geheimen Staatsarchiv befindliche überkühne Feld⸗ 
zugsplan (grand plan d’opérations), von welchem man bisher, aber 
wohl zu Unrecht, annahm, daß er auf Veranlaſſung des Königs ent- 
ſtanden feil). Angeſichts der doppelten Überlegenheit der Feinde — 
200000 gegen 100000 — müſſe man, ſo führte er darin aus, bei abwar⸗ 
tendem Verhalten darauf gefaßt ſein, daß ſie bis in das Herz des preu⸗ 
ßiſchen Staates vordringen würden; es bleibe alſo nichts übrig, als ihnen, 
unter ev. Preisgabe Schleſiens bis auf die Feſtungen, zuvorzukommen 
und gleichzeitig gegen Hannover, Sachſen⸗Böhmen und Rußland (bis 
in die Gegend von Riga) vorzugehen. Das königliche Hausarchiv in 
Charlottenburg bewahrt aber außer den intereſſanten näheren Aus⸗ 
führungen über die gegen Hannover vorzunehmenden Operationen?) 
und mehreren kleineren Arbeiten meiſt politiſchen Inhalts?) noch eine 


betreffend einen Krieg zwiſchen Preußen und Hannover, erdichtet vom Prinzeu 
A. W.“ (Geh. Staatsarchiv Prinz A. W. Rp. 92; vgl. Pantenius, Der Prinz von 
Preußen A. W. als Politiker, Berlin 1913, wonach dieſe Schrift ganz unver⸗ 
kennbar unter dem Einfluß Heinrichs entſtanden iſt, ebenſo wie bei der ſpäteren 
Arbeit des Thronfolgers über die Sendung des Herzogs v. Nivernais dem Flügel- 
adjutanten v. d. Goltz der leitende Anteil gebührt.) 

1) So noch Mollwo und v. Janſon in ihren Winterfeldtbiographien, vgl. da⸗ 
gegen Koſer, Geſch. Friedrichs d. Gr. 4, 75. N 

2) a) 7 lettres écrites par le maréchal Gessler (Pſeudonym Heinrichs). Der 
erſte Brief handelt von den Pflichten eines Oberkommandierenden, in dem 
zweiten wird ihm außer einer milden Behandlung der Hannoveraner empfohlen, 
keinen Kriegsrat zu halten (Ceux qui ont peur ne seront pas pour les conseils 
hardis encore moins téméraires qui dans certains moments sont le salut de 
l'armée. So urteilte damals der ſpäter jo vorſichtige Prinz!); der vierte Brief 
enthält die ausführliche Schilderung einer Entſcheidungsſchlacht mit Flanken⸗ 
angriff, der fünfte handelt von den Verfolgungskämpfen und der ſiebente von 
den Winterquartieren; b) eine Reihe von Dispoſitionen für den erdachten Feldzug, 
meiſt Marſchdispoſitionen, aber auch eine „Dispoſition zu Bataille gegeben von 
F. M. Geßler“ (es iſt die Dispoſition für die eben erwähnte Entſcheidungsſchlacht 
gegen die Hannoveraner); c) ein Plan d'opérations pour prévenir lennemi du 
maréchal de Gessler, ebenfalls das Vorgehen gegen Hannover betreffend; d) zwei 
franzöſiſch geſchriebene, nur abſchriftlich erhaltene Operationspläne für die han⸗ 
növerſche Armee. 

3) Inſtruktionen für den preuß. Geſandten in London und angebliche Be⸗ 
richte dieſes Geſandten und des preuß. Reſidenten in Hannover (der Prinz nennt 
den Geſandten in England fälſchlich Klinggraefen, dieſer war aber ſchon 1750 
nach Wien verſetzt worden). Dann — in Abſchrift — Raisons qui portent S. M. 
Britannique comme électeur de Hannovre de soutenir l'élection de l’archiduc 
Joseph pour roi des Romains und, als Erwiderung, der eigenhändige Entwurf: 
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umfangreiche, formell an den König gerichtete Denkſchrift des Prinzen, 
die mir wichtig genug erſcheint, um ſie im folgenden unverkürzt wieder⸗ 
zugeben. Dieſe in einem eigenhändigen, franzöſiſch geſchriebenen Ent⸗ 
wurf vorliegende Denkſchrift „über die gegenwärtige Lage“ enthält 
nämlich nichts weniger als eine Geſamtbeurteilung der Kriegs- 
führung und Politik Friedrichs des Großen von ſeinem Re⸗ 
gierungsantritt bis zum Jahre 1753. Ein derartiger kritiſcher Rückblick 
ſchien dem Verfaſſer erforderlich zu ſein „pour bien connaître et afinque 
je puisse parler avec certitude sur la situation où vous vous trouvez.“ 
Er ſchloß daraus, daß die Lage durchaus nicht verzweifelt fei, wenn — 
die bisherigen Fehler vermieden, ein feſtes Bündnisſyſtem in die Wege 
geleitet und auch Reformen im Innern durchgeführt würden. So er⸗ 
fahren wir aus dieſer Schrift, wie ein dem Throne nächſtſtehender preu⸗ 
ßiſcher Prinz nicht lange vor dem Ausbruch des Siebenjährigen Krieges 
über Friedrich den Großen geurteilt hat, und erhalten damit zugleich 
nicht nur eine willkommene Ergänzung zu jenem Feldzugsplan, ſondern 
auch einen weiteren Beitrag zur Kenntnis des jugendlichen Heinrich. 
Um noch einmal zunächſt auf ihren Urſprung zurückzukommen, 
ſo ſoll ſie ihn nach der Behauptung des Prinzen nicht nur der oben ſkiz⸗ 
zierten Notlage des Staates, alſo patriotiſchen Beſorgniſſen, ſondern 
auch noch einem ſpeziellen Befehle des Königs verdanken, der den Ver⸗ 
faſſer angewieſen habe, ihm ſeine Anſichten mitzuteilen über die gegen⸗ 
wärtige Lage und was zu geſchehen habe, falls er „von Rußland in 
Preußen, von der Kaiſerin in Schleſien und von dem Kurfürſten von 
Hannover im Herzogtum Magdeburg angegriffen würde.“ Dieſer 
königliche Befehl iſt aber ohne Zweifel ein fingierter, die Denkſchrift 
alſo ebenſo wie der Feldzugsplan trotz der gegenteiligen Verſicherung 


Manifeste du roi de Prusse en réponse de celui de S. M. Br. comme électeur 
d' Hannovre (vgl. über diefe Frage Kofer, Geſch. Friedrichs d. Gr. 2, 320/1). 
Ferner ein Raisonnement politique en réponse au projet d' Hannovre, ein (ab- 
ſchriftliches) „Raiſonnement über die jetzige politiſche Situation in Europa 1. Aug. 
1755“ (vgl. den Anhang) und endlich der wieder eigenhändige Entwurf: Lettre 
du comte de Podewils au résident Langschmidt à Hannovre, nach welchem der 
Herzog von Braunſchweig aufgefordert werden ſoll, ſeine Neutralität aufzugeben 
und ſich der preußiſch⸗franzöſiſchen Partei anzuſchließen, denn „le chemin est 
plus court de Magdebourg que d' Hannovre à Brunswick“. In allen dieſen 
Aufſätzen bekämpft Heinrich, wie damals auch noch der König, die engliſch⸗hannö⸗ 
verſche Politik, nur in der fingierten Kundgebung Georgs II. vertritt er, unter 
ſcharfer Verurteilung Friedrichs, den engliſchen Standpunkt, aber nur, um ihn 
gleich darauf ad absurdum zu führen. 
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des Verfaſſers nur ſeinem eigenen Antriebe entſprungen. Dafür ſpricht, 
daß der Prinz fih hier wie auch fonft!) des Pſeudonyms eines Fed- 
marſchalls von Geßler bediente, was doch ſonderbar geweſen wäre, 
wenn der König ihn zu ſeiner Arbeit angeregt hätte. Hierzu kommt ein 
argumentum ex silentio, nämlich das Fehlen jeglichen Hinweiſes auf 
den angeblichen Befehl in der Korreſpondenz der Brüder, und endlich 
als vielleicht durchſchlagendſter pſychologiſcher Grund die äüßerſt frei- 
mütige Kritik des Prinzen an den Maßnahmen des Königs, welche dieſer 
wohl gelegentlich an ſich ſelbſt übte, einem andern aber, und wäre es 
auch ſein Bruder, nicht zu äußern geſtattet hätte. Wozu dann aber dieſe 
ganze Fiktion? Teils war es ein gewiſſer Hang zu Verkleidungen und 
Mummereien aller Art, wie er der damaligen Rokokogeſellſchaft, und 
beſonders den Hofkreiſen — man denke an Rheinsberg — eigentümlich 
war, teils wohl auch die Abſicht, der größeren Sicherheit wegen mög⸗ 
lichſt unerkannt zu bleiben, welche die von dem allerhöchſten Vertrauen 
ausgeſchloſſenen Brüder des Königs bewog, unter der Maske eines 
Geſandten oder Feldherrn ihre geheimſten politiſch⸗militäriſchen Gedanken 
zu Papier zu bringen, um ſie dann höchſtens einem kleinen Kreiſe von 
Geſinnungsgenoſſen zur Kenntnisnahme oder auch Begutachtung an⸗ 
zu vertrauen?). , 

Welche Unterlagen ftanden nun dem Prinzen für feine Kritik zu 
gebote und welchen Maßſtab legte er ihr zugrunde? Für feine Urteile 
über die Kriegsführung des Bruders konnte er ſich, ſo jung er war, 
doch ſchon auf eine längere Erfahrung ſtützen, denn er war als Adjutant 
des Königs bei Tſchaslau tätig geweſen, hatte an dem böhmiſchen Feld⸗ 
zug des Jahres 1744 teilgenommen, bei Hohenfriedberg tapfer gekämpft, 
als Generalmajor bei Soor eine Infanteriebrigade befehligt, ſich auf 
dem Rückmarſch nach Schleſien ausgezeichnet und nach dem Kriege 
eifrig theoretiſche Studien getrieben. In feiner Stellung als königlicher 
Prinz war es ihm ferner leicht, bei namhaften Generälen Informa⸗ 
tionen einzuziehen, und er hat das jedenfalls bei den von ihm erwähnten 
Feldmarſchällen Schwerin und Schmettau, vielleicht auch bei ſeinem 
Erzieher, dem gelehrten Oberſten v. Stille, getan. Dazu kommt ſchließlich 
ſeine eigene militäriſche Befähigung, die ſchon damals nicht gering ge⸗ 
weſen ſein muß, wie ich weniger aus den anerkennenden Worten des 


1) Vgl. oben S. 240 Anm. 2. 

2) Das Nähere darüber bei Pantenius a. a. O. Ein Begutachter war z. B. der 
Flügeladjutant v. d. Goltz, von dem eine ausführliche Beſprechung des Heinrichſchen 
Feldzugsplanes fih unter den Akten des Prinzen im Hausarchiv vorfindet. 
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Königs!) als aus der Tatſache folgern möchte, daß er fih ſpäter als ein 
bedeutender Feldherr gezeigt hat. Seine Urteile über die Kriegsführung 
Friedrichs des Großen ſind deshalb immerhin beachtenswert und ſtim⸗ 
men, wie wir ſehen werden, mit den Ergebniſſen der neueſten Forſchung 
pielfach überein; für die geniale Schlachtenleitung ſeines Bruders 
ſcheint ihm allerdings das nötige Verſtändnis gemangelt zu haben, wie 
namentlich die Bemerkung über Soor zeigt. Einzelne Ungenauigkeiten 
dürfen wir ihm wohl nicht zu ſchwer anrechnen, da es ihm hauptſächlich 
auf eine ſcharfe Charakteriſtik ankam. Sehr eigentümlich berührt es 
aber, daß er, der vorſichtige Feldherr des Siebenjährigen Krieges, der 
das viele „Bataillieren“ des Königs nicht genug tadeln konnte, hier, 
wie in ſeinem Feldzugsplan, eine Art von Niederwerfungsſtrategie 
vertritt und von dieſem Standpunkt aus das Verhalten ſeines Bruders 
oft zu zaghaft findet. So betont er z. B., Friedrich hätte im Jahre 1744 
die Sachſen entwaffnen, die Siege von Tſchaslau und Hohenfriedberg 
ausnutzen, bei Marſchowitz angreifen müſſen. Er muß damals, noch 
nicht in eine leitende verantwortliche Stellung berufen, tatſächlich einer 
anderen Auffaſſung von der Kriegsführung als ſpäter gehuldigt haben, 
denn ich möchte nicht annehmen, daß bloßer Widerſpruchsgeiſt oder 
Luſt am Kritteln ihm hier die Feder geführt hat, und dies um ſo weniger, 
da ſeine Anſicht von der Notwendigkeit einer energiſchen Angriffsſtrategie 
mit ſeiner politiſchen Grundanſchauung übereinſtimmt. 


Was die Beurteilung der Staatskunſt ſeines Bruders, und zwar 
zunächſt der äußeren Politik anbetrifft, ſo war es für ihn allerdings 
ein großer Nachteil, daß er in die politiſchen Verhandlungen ebenſo⸗ 
wenig eingeweiht war wie der Thronfolger und wohl nur gelegentlich 
einmal etwas von dem franzöſiſchen Geſandten erfuhr, bei den preußi⸗ 
ſchen Miniſtern und Kabinettsſekretären aber keine genügenden In⸗ 
formationen einziehen konnte, da dieſe auch ihm gegenüber jedenfalls 
zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet waren. So fehlte ihm alſo jede 
ſichere Grundlage, um die Motive ſeines Bruders würdigen zu können, 
und er verzichtet deshalb überhaupt darauf, ihnen nachzugehen. Dieſes 
Manko muß ohne weiteres zugegeben werden. Ich möchte doch aber 


1) In der Relation über Hohenfriedberg wird Heinrich unter den Offizieren, 
die ſich auszeichneten, an erſter Stelle genannt, und an den General Rothenburg 
ſchreibt der König am 24. Oktober 1745: „Mon frère s'est extrêmement distingué 
dans notre marche du 16. (dem Rückmarſch aus Böhmen nach Schleſien) et on 
commence à connaître dans l’armée ses talents, dont je vous ai si souvent 
parlé.‘ 
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nicht jo weit gehen und ihm, wie man es getan hat), für diefe Zeit jede 
ſelbſtändige Anſicht in politiſchen Dingen abſprechen. Der allgemeine, 
von ihm in ſeiner Denkſchrift feſtgehaltene Standpunkt, daß der König, 
da er ſich nun einmal gleich bei ſeinem Regierungsantritt durch Ver⸗ 
größerung ſeines Heeres zu einem „kriegeriſchen Fürſten“, d. h. zu einem 
Eroberer erklärt habe, ſtets zielbewußt danach hätte handeln müſſen — 
dieſer konſequent feſtgehaltene, wenn auch einſeitige Standpunkt, den 
der Prinz an die politiſchen wie militäriſchen Handlungen ſeines Bruders 
legt, verrät doch zum mindeſten Selbſtändigkeit der Beurteilung. Wir 
würden jetzt ſagen, er verlangte damals von dem Könige die noch grund⸗ 
ſätzlichere, noch mehr durchgeführte Befolgung einer energiſchen und 
zugleich klugen „Machtpolitik“, er verlangte einen „dämoniſchen“, von 
allen Stimmungen unabhängigen Friedrich, wie er es nach den Auf⸗ 
faſſungen gewiſſer Hiſtoriker freilich ſchon immer war und auch ſpäter 
geblieben iſt, während die unbefangene Forſchung offen zugibt, daß 
der Realpolitiker in ihm von ſeinem weichen, reizbaren, impulſiven 
Naturell zu ſeinem Schaden nicht unbeeinflußt geblieben iſt. Sie wird 
daher auch manchen Behauptungen des Prinzen beipflichten. Zweifel⸗ 
haft könnte es vielleicht erſcheinen, ob Friedrich beſſer getan hätte, wenn 
er, wie ſein Bruder will, den Zweiten Schleſiſchen Krieg ſtolz und offen 
als König von Preußen und nicht als kaiſerlicher Generaliſſimus eröffnet 
und ſich bei dem Abſchluß des Dresdener Friedens nicht ſo ſehr beeilt 
hätte. Aber Heinrichs tadelndes Urteil über den Kleinſchnellendorfer 
Vertrag iſt von dem neueſten Friedrichbiographen ſogar noch ſehr ſcharf 
unterſtrichen worden, und auch die Kritik des Breslauer Sonderfriedens 
ſowie der verächtlichen, unvorſichtigen Behandlung der verbündeten 
Sachſen und Franzoſen, der Spottreden Friedrichs über gekrönte Häupter 
und deren Miniſter dürfte einen berechtigten Kern enthalten. Heinrich 
beſaß eben trotz mangelnder Informationen doch ſchon damals einen 
angeborenen politiſchen Scharfblick, der ſich ja ſpäter noch oft bewähren 
ſollte. Daß insbeſondere die Aufrechterhaltung des Bündniſſes mit 
Frankreich, deſſen ſorgfältige Pflege Heinrich zu empfehlen nicht müde 
wird, für den König im Siebenjährigen Kriege vorteilhafter geweſen 
wäre als das Bündnis mit den Engländern, die ihn trotz ſeiner wieder⸗ 
holten Bitten weder durch Entſendung einer Flotte in die Oſtſee gegen 


1) Krauel, Prinz Heinrich als Politiker: „In der Zeit vor Ausbruch des 
Siebenjährigen Krieges kann von ſelbſtändigen Anſichten und Kundgebungen 
des jugendlichen Prinzen Heinrich über politiſche Angelegenheiten nicht die 
Rede fein.” 
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die Ruffen entlaſten noch die Türken zum Kriege gegen Oſterreich 
bewegen, ſondern ihn bloß gegen ihren Hauptgegner Frankreich aus⸗ 
nutzen wollten und dann verräteriſch im Stiche ließen, erſcheint heute 
wohl kaum mehr zweifelhaft. Ich glaube auch nicht, daß Heinrich nur 
aus Vorliebe für „Sprache, Literatur und Sitten“ der Franzoſen 
dem Bündnis mit ihnen das Wort geredet!), hat er doch im Jahre 
1755, wie aus dem Anhang zu erſehen, für den Fall eines Zuſammen⸗ 
ſtoßes der engliſch⸗öſterreichiſch⸗ruſſiſchen mit der franzöſiſch⸗preußiſchen 
Partei ganz nüchtern die zahlenmäßige Überlegenheit der letzteren er⸗ 
rechnet. 


Am unzulänglichſten, wegen mangelhafter Kenntniſſe und geringen 
Überblids, find wohl Heinrichs Anſichten und Vorſchläge bezüglich der 
inneren Politik Friedrichs des Großen, aber auch hier läßt er ſich von 
ſeinem Grundgedanken leiten. Er wünſcht eine kräftigere Hebung des 
Ehrgefühls bei allen Ständen, namentlich bei dem Adel, größere Vorſicht 
bei der Erteilung von Handelsprivilegien, ja überhaupt möglichſte Ein⸗ 
ſchränkung des Handels, der durch die mit ihm verbundene Uppigkeit 
für einen Kriegerſtaat nicht vorteilhaft ſei, und ſchließlich eine Art ipar- 
taniſcher Erziehung, die dem Heer zugute kommen werde. 


Selbſtändigkeit des Urteils und Geſchloſſenheit der Auffaſſung ſind 
alſo dem Verfaſſer nicht abzuſprechen, wenn ſie auch auf keiner ſehr 
breiten Unterlage ruhen. Nicht angenehm berührt freilich der hoch⸗ 
fahrende Ton, welchen der um 14 Jahre jüngere Prinz ſeinem könig⸗ 
lichen Bruder gegenüber anzuſchlagen ſich erlaubt; das Bewußtſein, 
mangelhaft informiert zu ſein, welches er doch unbedingt gehabt haben 
muß — an einer Stelle bekennt er es ſelbſt — hätte ihm ein größeres 
Maßhalten in dieſer Beziehung zur Pflicht machen follen, auch wenn er 
an keine Weiterverbreitung ſeiner Aufzeichnung gedacht hat. Darin 
hat er freilich recht, daß er den König als den allein Regierenden auch 
allein verantwortlich macht und ihn nicht, wie in feinen ſpäteren Me- 
moiren über die Entſtehung des Siebenjährigen Krieges, dadurch zu 
entlaſten ſucht, daß er ihn als ſchwaches und willenloſes Werkzeug in 
der Hand eines andern ſchildert?). Auch hält ſich unſere Denkſchrift 
wenigſtens von den gehäſſigen Ausfällen frei, die der Prinz ſo oft gegen 
Friedrich hinterrücks unternommen hat und die im Verein mit ſeinem 
vielen Spionieren und Intriguieren ihn ſo wenig ſympathiſch erſcheinen 


1) Krauel a. a. O. 
2) In der Hand des Generals v. Winterfeldt. Vgl. Naudé in den „For⸗ 
ſchungen“ Bd. 1. | 
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laſſen!). Die perjönliche Gereiztheit, damals wohl überhaupt geringer?), 
tritt hier hinter ſachlichen Erwägungen, hinter der Sorge für das Wohl 
des Staates zurück; nur die Form des Urteils, nicht das Urteil ſelbſt ijt 
durch fie beeinflußt worden. 


Und nun laſſen wir den Prinzen ſelbſt ſprechen. 


Mémoire sur la situation présente de Sa Majesté Prussienne 
par le maréchal de Gessler du 19 novembre 1753. 


Votre Majesté m’ordonne de Lui faire connaître ce que je 
pense sur la situation où Elle se trouve; elle veut même savoir 
mon sentiment à l’egard de ce que je crois devoir se faire, si 
Elle est attaqué par la Russie en Prusse, par l’Impératrice en 
Silesie et en Saxe et par l'électeur de Hannover au duché de 
Ma(g)debourg. J’examinerai scrupuleusement dans quel état je 
crois que sont les affaires, soit dans l’intérieur de l’état de V. M. 
qu’aussi bien aux alliances qu’Elle a, pour voir ensuite ce que 
Ses ennemis peuvent opposer à Ses forces et conclure de là, si 
e danger d’être attaqué par tant de puissances à la fois est émin- 
nent ou soutenable. La franchise avec la quelle je parlerai ne 
doit point blesser V. M.; si la vérité vous est agréable, vous ex- 
cuserez mon ignorance et vous m’écouterez avec plaisir, car quoi 
que je puisse dire je ne dirai rien qui ne s’accorde avec le sentiment 
de mon cœur. | | 

Pour bien connaître et afin que je puisse parler avec certitude 
sur la situation où vous vous trouvez, il faut que je rappelle le 
passé. C’est dans ce miroir où le bien et le mal que vous avez 
fait pendant votre règne, se fera voir et quelle combinaison les 
choses passées ont avec le moment présent. 

Vous avez reçu du roi votre père un état considérable, une ar- 
mée entretenue et disciplinée, des coffres remplis, des tribunaux 
bien rangés, les finances en ordre. Il dépendait de vous, Sire, à 
choisir ce que vous vouliez être, ou un roi pacifique ou bien un 
prince guerrier; l’un et l’autre parti pouvait contribuer à votre 
gloire. Vous auriez su tirer (?) les arts, le commerce, en restant 


1) Namentlich in den Briefen an den Prinzen Ferdinand, von denen ich 
diejenigen aus der Zeit des Siebenjährigen Krieges kopiert habe. 

2) Im Jahre 1751 ſchreibt der König an Wilhelmine: „J'ai trouvé mon 
frère Henri infiniment changé à son avantage, plus doux et plus sage qu'il a 
été; vous pouvez bien croire que cela m’a fait très grand plaisir.“ 
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neutre, sans alliés et conservant vos 60000 hommes de troupes que 
votre père vous laissait!). Vous augmentätes votre armée), et des 
lors vous vous êtes déclaré pour un prince belliqueux. Ce projet 
embrassé, il y fallait bâtir l’édifice de votre règne, puisque la 
sagesse ordonne que dans les grands emplois on se forme des 
maximes et qu'on ne s’en écarte jamais. Or, vous avez suivi celle 
d’un prince guerrier et ardent qui est le réparateur de ses propres 
torts dans l' affaire de Herstal?) qui suivit de près la premiere 
augmentation de vos troupes. L’ardeur que vous témoigniez 
alors n’avait pas le temps de languir: Charles VI mourut) et 
sa mort vous porta la Silésie ou, pour parler plus vrai, la valeur 
de vos troupes et la promptitude avec laquelle vous entrâtes en 
Silésie vous porta cette conquéte. Si vous avez commis des 
fautes militaires pendant cette campagne, elles sont pardonnables: 
votre jeunesse, votre peu d’expérience et le peu de conseil que 
vous aviez à l’exception du maréchal de Schwerin vous excusent. 
Mais vous ne l’êtes pas de ce que vous ne pensiez dès lors à vous 
former des gens habiles, en donnant une éducation conforme aux 
gens de condition et en choisissant d’un certain age des personnes 
qui à l’aide des études soignassent l’experience de quelque cam- 
pagne, comme vous l’auriez pu faire les années suivantes, en 
envoyant dans les armées des personnes de condition pour ne 
pas tomber dans la faute de votre père qui vous laissa, comme 
vous l’avez souvent observé vous-même, si peu de gens dont vous 
pütes vous servir. Mais c’est un sujet que je traiterai ensuite. 


Vous avez agi en prince guerrier, lorsque l’année 42 vous 
poussätes la guerre en Moravie, et quoique vous auriez mieux 
fait de la pousser même jusqu’en Hongrie), vous n’auriez cepen- 
dant pas été excessivement blamable, si vous n’eussiez (pas) 
abandonné peu après la Moravie pour vous retirer en Bohême. 
Vous perdites un allié, mais c’est un sujet que je traiterai ensuite. 


1) Friedrich übernahm bei feiner Regierung einen Stamm von etwa 80000 M. 

2) Die Heeresvermehrung begann fon am Tage nach der Leichenfeier. 

3) Friedrich hatte im September 1740 in das Gebiet des Biſchofs von Lüttich 
ein Truppenkorps einrücken laſſen, um ihn für ſeine Einmiſchung in die Ange⸗ 
legenheiten der an Preußen gefallenen Herrſchaft Herſtal zu beſtrafen. 

4) Am 20. Oktober 1740. 

5) Der Prinz folgt hier der Anſicht Schwerins, der dem Könige vergeblich 
geraten hatte, mit 10000 Mann nach Preßburg zu marſchieren. 
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La bataille de Tschaslau4) fut un de ces cas fortuits. Les 
ennemis vous attaquèrent, ainsi je ne puis rien dire sur ce sujet, 
sinon qu'il fallait profiter de la victoire, puisqu'il me paraît qu'il 
ne faut pas vouloir être et Pyrrhus et Maximus. Vous conclütes 
un mois après cette victoire?) la paix de Breslau, où la reine 
d' Hongrie vous céda la Silésie, lequel traité fut garanti par l’ Angle- 
terre. Je sais que vous avez voulu prévenir la France, vous vous 
êtes défié des Saxons, en un mot, vous vouliez la paix, mais 
vous avez perdu l’un de vos alliés pour toujours et vous aurez 
de la peine à guérir l’autre des soupçons continuels qu’il a gardé 
depuis contre vous, mais il s’agira de ceci dans l’article des alli- 
ances. Ce qu'il y a de certain c’est que vous n’avez pas suivi les 
maximes d’un prince belliqueux, puisque vous auriez dû agir 
avec plus de vigueur. Alors vous auriez forcé vos ennemis à une 
paix générale et conservé vos alliés. 1 

Vous avez employé l’année 43 à former de nouvelles troupes 
et à les discipliner®). C’était rentrer dans vos premières vues, 
et l’année 44 vous commengates la guerre. Vous la commengätes 
sous le titre d’auxiliaire de Gharles VII. Ce parti ne convenait 
point. Vous aviez toutes vos forces rassemblé, il fallait donc ne 
point balancer à déclarer la guerre comme roi de Prusse. C'était 
marquer une certaine timidité; il fallait de la vigueur. Le carac- 
tère que vous aviez choisi au commencement de votre règne vous 
prescrit d’agir continuellement avec témérité et hardiesse. 

S'il fallait entrer dans les details de cette campagne, vous 
êtes trop juste pour ne pas avouer que les fautes en sont innom- 
brables. Je m’arréterai à quelques-unes. Les arrangements que 
vous prites pour la guerre ne furent que pour quelques mois, ce 
qui épuisa vos coffres. Vous m'aviez plus de balles à Prag‘), 
et si le commandant eût pu soutenir huit jours de plus, vous 
auriez été obligé d’en lever le siége; j’avoue cependant que vous 
avez agi avec fermeté et comme un prince guerrier pour le forcer 


1) Am 17. Mai 1742. 

2) Am 12. Juni 1742. 

3) In den beiden Friedensjahren wurde das preußiſche Heer auf 140000 Mann 
gebracht und, namentlich die Kavallerie, vorzüglich ausgebildet. 

4) Dieſe Behauptung habe ich anderweitig nicht beſtätigt gefunden, doch 
könnte ſie immerhin zutreffend ſein, da Friedrich die Artillerie damals über⸗ 
haupt etwas ſtiefmütterlich behandelte. Vgl. „Die Kriege Friedrichs des Großen“, 
her. vom Gr. Generalſtab II, 1, 60. 
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à se rendre prisonnier de guerre, mais vous avez beaucoup risqué. 
Vous envoyätes à Beraun un corps; sur ce qu’il fut attaqué, 
vous le renforçâtes, mais vous revintes avec un corps d’armée 
sans avoir effectué l’entreprise sur Beraun!). Vous avouez que 
ce parti n’était pas convenable pour un prince qui avait à sa 
suite l’armée la plus valeureuse et la mieux disciplinée. 

Si, après la prise de Prag, vous êtes marché en avant, vous 
avez encore mal agi, puisqu'il fallait exterminer Mr. de Batthy- 
anyi*) et agir toujours offensivement, ce que vous fites à la vérité 
par les prises de Tabor et Budweis, mais que vous perdites bientôt 
aprés. Vous avez pris le camp de Konopischt sur la nouvelle 
que dix mille Saxons®) marchaient à Prag; il fallait désarmer les 
Saxons en passant par leur pays ou bien n’y point passer. 
Vous vous êtes présenté pour offrir à Marschowitz la bataille à 
l’ennemiet vous (vous) êtes replié le même jour; de ce moment 
vous étiez comme Pompée qui se retire de mer en mer‘), avec cette 


1) Der General Graf Hade war am 5. September mit etwa 3500 Mann 
nad) Beraun geſchickt worden, konnte aber die Stadt der feindlichen Übermacht 
unter Batthyanyi nicht entreißen, ſondern ſich nur auf den Höhen nordöſtlich 
davon behaupten. Auf die Meldung davon kam ihm der König, begleitet vom 
Prinzen Heinrich und dem Feldmarſchall Schwerin, mit etwa 12000 Mann zu 
Hilfe; der mit der Infanterie dieſes Korps vorausgeſchickte Marſchall Schwerin 
griff aber die Stadt nicht an, ſondern gab den Befehl zum Rückzuge, der König 
ſelbſt war mit der Reiterei ſchon vorher nach Prag zurückgekehrt. 

2) Koſer, Geſch. Friedrichs d. Gr. 1, 462: „Er ließ Batthyanyi in feiner 
Flanke bei Pilſen ſtehen.“ S. 464: „Wie 1741 vor der Schlacht bei Mollwitz 
hatte Friedrich ſeinen Feinden die Pforte durch die Berge offen gelaſſen und 
ihnen ſo die Möglichkeit erſchloſſen, ſich zwiſchen das preußiſche Heer und ſeine 
Operationsbaſis zu drängen.“ 

3) So ſtatt 20000, im übrigen iſt die Angabe richtig. (Der König an Schmettau, 
Konopiſcht, 20. Oktober: „Ayant été averti que les Saxons ont voulu marcher 
droit à Prag, j'ai été obligé de quitter mes desseins et de mé rapprocher de 
cette ville pour la couvrir.) 

4) Friedrichs Zurückweichen bei Marſchowitz nach dem anfänglichen Vormarſch 
wird in gleicher Weiſe von Koſer und dem preuß. Generalſtabswerke als ver⸗ 
hängnisvoll geſchildert (Koſer a. a. O. ſagt, der Ausgang des Tages ſei „einer 
vollen Niederlage“ gleichgekommen, Friedrich habe ſpäter „verlorene Schlachten 
leichter verwunden als dieſen Tag, den zu verlieren er nicht wagen wollte“. Das 
preuß. Generalſtabswerk: „Die nichtgeſchlagene Schlacht kam in ihrer Wirkung 
einer verlorenen gleich, der Feldzug war unrettbar verloren. . .. Dieſe unblutige 
Niederlage koſtete ihm mehr als ein verfehlter Angriff; ſie brachte ihn an den 
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différence que vous fütes César la campagne suivante à Fried- 
berg. La perte que votre armée a faite l’année 441) et le dérange- 
ment de vos finances sont des horreurs sur lesquels je passe vite; 
vous aviez péché dans l’origine, la chute était inévitable, le bon- 
heur seul vous remit. | 

L’année 45 jusqu’au 4 de juin de cette année vous avez 
joué le rôle d'un prince incertain qui cherche la paix sans lob- 
tenir et qui fait la guerre sans le vouloir. Friedberg aurait mis 
le comble à votre gloire, mais dès l’année 44 vous (vous) êtes 
écarté de vos maximes. Après Friedberg il fallait poursuivre 
et attaquer l’ennemi partout?). On l’aurait pu, mais vous négo- 
ciätes la paix sans l’obtenir?), vous perdites votre temps, croyant 
gagner les fourages aux dépens de l’ennemi. Vous perdiez autant 
en hommes par les malades et en équipages que les troupes légères 
prenaient sur nous. Car vous laissätes les Franquini et. les Des- 
sewffy tranquillement faire leur prise que vous auriez dû faire 
éloigner, puisqu’en prince hardi et guerrier il faut toujours atta- 
quer et ne point souffrir que nos troupes soient harcelés*). Vous 


Rand des Verderbens.“) Kofer unterjcheidet ſich nur dadurch von dem preußi⸗ 
ſchen Generalſtabswerk, berührt ſich dagegen mit dem öſterreichiſchen, daß er 
meint, die Stellung der Ofterreider und Sachſen bei Marſchowitz fei zu ſturk ge- 
weſen, als daß der König ſie mit Ausſicht auf Erfolg hätte angreifen können. 
Vgl. meinen Aufſatz: Zur Beurteilung des Zweiten Schleſiſchen Krieges in den 
„Jahrbüchern für die deutſche Armee und Marine 1906 Nr. 412, S. 69. 

1) Das preußiſche Heer verlor allein an Deſerteuren etwa ein Drittel ſeiner 
Geſamtſtärke. 

2) Die Verfolgung eines geſchlagenen Gegners war bei der damaligen 
Heeresverfaſſung eine ſehr ſchwierige, wenn auch nicht unmögliche. Die vom Könige 
für die Unterlaſſung der Verfolgung über das Schlachtfeld von Hohenfriedberg 
hinaus angegebenen Gründe hält das preußiſche Generalſtabswerk nicht für ftich- 
haltig. („Bei der großen Verwirrung und Beſtürzung, in der ſich das feindliche 
Heer befand, waren die Ausſichten für eine tatkräftige Verfolgung glänzend“ .) 
Vgl. auch meinen Aufſatz S. 67/68. 

3) Der König hatte die Folgen des Sieges überſchätzt und die Widerſtands⸗ 
kraft Maria Thereſias zu gering bewertet; er hoffte fälſchlich, durch engliſche Ver⸗ 
mittlung (Vertrag von Hannover vom 26. Auguſt) den Frieden in Wien und 
Hannover durchſetzen zu können. 

4) Der unermüdliche Deſewffy und der von Friedrich ſogenannte „böſe Geiſt“ 
Franquini, Anführer der öſterreichiſchen leichten Truppen, der übrigens auch in 
dem komiſchen Heldengedicht Palladion (Œuvres Bd. XI) eine Rolle ſpielt, um⸗ 
ſtellten das preußiſche Lager bei Königgrätz derartig, daß man ſich darin, wie 
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vous retirâtes à la fin, et la bataille de Soor i) que vous fütes 
forcé à donner était autant glorieuse pour vos troupes qu’acca- 
blante pour vous, puisque sans autre avantage que d’avoir la 
vie sauvée vous fûtes obligé de vous retirer huit jours après la 
bataille?) en Silésie, regrettant nombre de braves officiers et 
soldats tués et blessés et la perte de vos équipages. 

Votre armée considérablement affaiblie vous fit désirer la 
paix; vous étiez dans une situation où la nécessité vous obli- 
geait de la souhaiter. L’ennemi entre en Saxe pour vous atta- 
quer au sein de vos états, vos troupes couronnèrent l’œuvre par 
la bataille de Kesselsdorf. Vous prites une résolution hardie 
quoique la seule qu'il y eût à prendre: vous enträtes avec l’armée 
en Saxe. La marche fut belle; leur quartier enlevé à Hennersdorf 
était autant glorieux pour les troupes que pour leur conducteur. 
- Vous prites Dresden?) où la paix fut conclue. — Un peu moins 
de précipitation! Il fallait, après tant de travail, donner des 
lois; vous en reçûtes contre la maxime des Romains et des con- 
quérants. On (ne) vous rendit pas seulement dans la suite le 
baillage de Fürstenwalde“); et la Silésie, qui aurait dû — ce qui 
était la moindre prétention que vous pouviez faire — (être) 
garantie par l’Empire, ne le fut pas’). 

Il est constant que vous vous ressentez aujourd'hui de toutes 
les fautes que vous avez faites par le passé: une paix générale 


Prinz Ferdinand von Braunſchweig am 31. Juli ſchreibt, „wie blockiert“ vorkam. 
Vgl. Generalſtabswerk II, 3, S. 25 ff. 

1) Am 30. September 1745. 

2) Friedrich blieb bis zum 6. Oktober im Lager bei Soor ſtehen und zog 
ſich dann über Trautenau und Schatzlar nach Schleſien zurück. 

3) Die Darſtellung iſt hier ſo unklar, daß es faſt ſcheint, als wäre die Schlacht 
bei Keſſelsdorf (15. Dezember) dem Überfall von Katholiſch⸗Hennersdorf (23. No- 
vember) vorangegangen und als hätte letzterer die Einnahme von Dresden zur 
Folge gehabt. 

4) So, wohl ſtatt Fürſtenberg. „Bei der Ausarbeitung eines förmlichen 
Vertrages kamen noch einige Nebendinge in Betracht, z. B. die Abtretung von 
Fürſtenberg und Schiedlo, wo Sachſen einen für Preußen ſehr unbequemen 
Oderzoll erhob, gegen eine Entſchädigung an Land und Leuten, über die man 
ſich dann doch nicht definitiv geeinigt hat.“ (Ranke, Preuß. Geſch. 5, 216.) 

5) Der Antrag auf Erteilung der Reichsgarantie für den Dresdener Frieden 
wurde erſt im Jahre 1751 vom Kaiſer an den Reichstag gebracht und dort an- 
genommen. 
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l’année 42, et tout votre trésor et vos troupes se serait conservé, 
ou bien plus de conduite et de précaution l’année 44 vous aurait 
mis en état de pousser vos conquêtes et de faire une paix solide 
aux portes de Vienne. Après ceci vous n’étiez plus le maître 
de votre conduite. Voyons à cette heure celle de V. M. à l’egard 
des alliances qu’Elle a contractées. | 

Elle fit partir après la mort du roi Son père des envoyés 
pour la plupart des cours de l’Europel); il paraissait que vous 
vouliez former des alliances. Vous vous rapprochätes du roi 
d'Angleterre’), et l’on crut que cette inimitié qui avait été entre 
le feu roi de Prusse et le roi d'Angleterre, s’éteindrait avec 
la mort du roi votre père. On vit arriver de toutes parts des 
ambassadeurs à Berlin, on négocia, et le public ne peut à mon 
su vous reprocher aucune faute. Vous commençâtes la guerre, 
et le printemps de 41 augmenta votre cour d’ambassadeurs fran- 
çais, espagnols, bavarois, saxons, suédois, danois, hollandais et 
anglais. C’etait le moment le plus glorieux de votre règne: on 
conclut sous vos drapeaux que l’électeur de Bavière serait Empe- 
reur, et il le fut; la Saxe se déclara pour héritière de Charles VI 
ainsi que la Bavière; l’un et l’autre soutint ces prétentions par 
les armes; la France et l' Espagne se déclarèrent vos alliés. 


Jusqu’alors tout conspire à votre bonheur. Il fallait en 
profiter, montrer de la confiance 4 vos alliés, ne leur donner 
aucune jalousie. Mais, Sire, ceux qui vous conseillaient de négo- 
cier avec vos ennemis lété de l’année 41, étaient ou bien des 
conseillers ignorants ou perfides. Vous allätes en personne à 
Schnellendorf conclure un traité avec le comte de Neipperg, 
Vos alliés furent trahis*) et votre ennemi le fut dans la suite, 


1) Friedrich ſchickte Oberſt Camas nach Paris, den Grafen v. Waldburg nach 
Hannover und Oberſt Münchow nach Wien. 

2) Es war vielmehr Georg II. von England, der damals wiederholt, aber 
fruchtlos, eine perſönliche Begegnung mit König Friedrich, ſeinem Neffen, an⸗ 
regte. (Koſer a. a. O. 1, 229/230.) | 

3) Nach dem Abkommen von Kleinſchnellendorf (9. Oktober 1741), das übri⸗ 
gens auch nur aus der Initiative Friedrichs hervorging, trat der König gegen 
Auslieferung der Feſtung Neiße, Rückzug der Neippergſchen Armee und Zu⸗ 
ſicherung der ſpäteren Zeſſion Schleſiens vom Kriege mit Oſterreich zurück, ließ 
alſo ſeinen Verbündeten, Frankreich, im Stich. Die Gründe, die ihn hierzu be⸗ 
wogen, finden ſich am beſten entwickelt bei Koſer a. a. O., der ſie aber nicht für 
ausreichend hält und das Abkommen ſehr ſcharf verurteilt. („Für die Konvention 
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car ce traité ne fut jamais exécuté. Si l’année 42 vous avez cru 
que les Français feraient leur paix particulière, pouviez- vous 
leur en faire un reproche? N’est-il pas naturel qu'après l'exemple 
que vous leur donniez, ils prissent leur précaution contre un 
allié si peu certain ? Vous avez perdu par cette fausse démarche la 
confiance qu’un prince sagement politique doit conserver. C'était 
la première et la grande faute que vous avez faite à mon avis; 
elle rejaillit et pend encore jusqu’aujourd’hui sur vos affaires. 

Vous avez depuis intimidé vos alliés par le traitement que 
vous fites aux Saxons au commencement de l’année 42. Le roi 
de Pologne vous accorda, comme vous passätes à Dresden, une 
partie de ses troupes pour les mener en Moravie. Vous leur 
donniez les plus mauvais quartiers; les représentations que les 
généraux vous firent n’eurent aucun accès auprès de vous?); 
en un mot, ces troupes s’en retournèrent en Saxe à moitié fondues, 
délabrées et sans équipages, tandisque les vôtres quittaient 
également la Moravie, mais dans un état différent. V. M. a traité 
les Saxons avec mépris et l’inimitié entre les deux cours est de- 
venu telle qu’il n'y a pas d'apparence de la voir rétablie (jo!) 
pendant votre règne. | 


von Kleinſchnellendorf mag das fonft ungeredtfertigte Wort Hyndfords (des eng- 
liſchen Mitarbeiters) gelten, daß dieſer Fürſt den kleinſten augenblicklichen Gewinn 
den wichtigſten und dauerndſten Vorteilen der Zukunft vorziehe. ... Der Fehler 
von Kleinſchnellendorf ließ ſich in einem langen Leben nicht wettmachen, die 
Schuld mußte dereinſt geſühnt werden in unermeßlichem Leiden.“) 

1) Dieſe Worte beziehen ſich offenbar auf einen Vorgang im preußiſchen 
Hauptquartier Seelowitz (bei Brünn), wo der Ritter von Sachſen dem Könige 
die traurige Lage ſeiner Armee namentlich in bezug auf die Verpflegung ge⸗ 
ſchildert, aber die Antwort erhalten hatte, daß er, Friedrich, den Sachſen „keine 
Vorräte mehr abgeben könne, da er ſelbſt keine habe“. Die ſächſiſchen Generäle 
(Rutowski, der Ritter und Graf Renard) haben aber namentlich auch ihren eigenen 
Herrſcher wiederholt auf den hohen Krankenſtand und den mangelhaften Unter- 
halt ihrer Truppen aufmerkſam gemacht und die Schuld daran ganz offen dem 
Könige zugeſchrieben. Das preußiſche Generalſtabswerk erwähnt dieſe Vorwürfe 
(I, 3, 145/146, 198), ohne den König zu entlaſten, wodurch alſo Heinrichs An⸗ 
Hagen eine gewiſſe Berechtigung erhalten. Vgl. auch das öſterreichiſche General- 
ſtabswerk, welches die Vorwürfe der ſächſiſchen Generäle ebenfalls als wahr unter⸗ 
ſtellt und noch darauf hinweiſt, daß die Dispoſitionen Friedrichs das ſächſiſche 
Korps immer zwiſchen den öſterreichiſchen Truppen und der preußiſchen Armee 
hielten, ſo daß die Sachſen zu erhöhter Kampfbereitſchaft gezwungen waren und 
daher wenig Ruhe fanden. 


? 
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Ce ne furent pas les seuls abandons. Car la paix de Breslau 
mit les Français toutes les forces autrichiennes sur le dos ce qui 
causa la ruine de leur armée en Bohême. Quoique la paix de 
Breslau valit la Silésie à V.M., cependant Elle pouvait bien 
croire qu’Elle se verrait obligé dé recommencer la guerre, si Elle 
ne voulait pas laisser abimer l’empereur Charles VII et ruiner 
les armées françaises. Ce qui était inévitable, puisque les troupes 
de Bavière étaient trop faibles et trop mal disciplinées pour pou- 
voir résister contre l’armée autrichienne, et l’armée de France 
en Bohême trop éloignée pour tirer les secours de la France 
assez promptement. Vous avez donc profité (rien d’) autre chose 
sinon d’aliéner le cœur de vos alliés et de rendre timides ceux 
qui se verront obligés de traiter avec vous, et d’avoir rendu votre 
ennemi plus léger en le privant d’une ennemie redoutable comme 
Pest votre armée. 


Ce qui s’est prouvé à Dettingen!) l’année d’ensuite et puis 
en Alsace et en Bavière, où ils firent d’abord des conquêtes, ce 
qui vous obligea de recommencer la guerre en 44. Vous passâtes 
par la Saxe, vous ne vouliez pas offenser les Saxons, cependant 
on pilla et l’on offensa par cette démarche la cour et les parti- 
culiers. Le maréchal Schmettau prétend vous avoir conseillé 
ou bien de n’y point passer ou de les désarmer. Ce dernier conseil 
est violent, mais il aurait mieux valu le suivre que de faire comme 
on a fait. Vous crûtes que les Français ne feraient pas repasser 
le Rhin à prince Charles; c’est qu’on ne juge jamais des autres 
par soi-même! Les Français désiraient d’être débarrassés de 
l’armée ennemie qui entre dans leurs états, vous entrez en Bohême, 
le prince Charles se retire — pourquoi sacrifier quelques milliers 
de leurs soldats, pourquoi remettre au sort ce qu’ils obtinrent 
sans perte d'un homme ??) On demande beaucoup toujours de 
ceux pour qui l’on ne ferait rien dans de sembl(ab)les occasions! 
C'était les fruits de la paix de Breslau, et la Bohême fut bientôt 
après le théâtre de la guerre, comme elle lavait été l’année 42, 
avec cette différence que les Saxons, nos alliés, furent ceux des 
Autrichiens. 600 hommes de secours?) et la prudence de Mr. 
de Traun nous firent abandonner Prag et la Bohême. Notre 


1) 27. Suni 1743. 
2) Dieſe Beweisführung hat offenbar manches für ſich. 
3) Die Zahl unverſtändlich. | 
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armée qui était péri quasi de misère rentre en Silésie où nul 
arrangement n’était pris. Des dépenses excessives épuisèrent les 
coffres, d’autres malheurs se joignirent à ceux-ci, le maréchal 
de Belle-Isle est pris et Charles VII meurt!). On refuse au mar- 
quis de Valory envoyé de votre part à Dresden la couronne im- 
périale qu'il allait offrir?), fruit des traitements faits aux Saxons 
et de la méfiance qu’on leur avait inspirée, tandisque Bestuscheff 
à Petersburg se déclare votre ennemi, unique effet de quelque 
lettre et de quelque bonmot dit (à) son sujet qui était parvenu 
à ses oreilles. Vous passâtes donc l'hiver de 44 à 45 en négocia- 
tions inutiles?). 

Remontez au commencement de votre règne: c'était man- 
quer et les principes qu'il a paru que vous vous étiez formé et 
même s'éloigner de cette conduite mâle et vigoureuse que les 
empires guerriers ont toujours témoignée. Les Romains ne furent 
jamais si fiers que pendant la malheureuse guerre punique; ils 
députèrent vers le consul Varron, qui perdit la bataille de Cannes, 
pour le remercier de ce qu’il n’avait point désespéré de la répu- 
blique. 


Les négociations continuèrent toujours sourdement, et au 
lieu de profiter de la victoire de Friedberg, on negocia®) et on 
perdit le temps. Après la paix manquée à Schnellendorf vous 
pouviez bien croire que les ennemis ne se fieraient plus à de 
semblables engagements, et s'ils sont entrés en pourparlers, c'était 
pour profiter de l’avantage que vous leur donniez par là. 


1) Der Marſchall Belle⸗Isle wurde am 20. Dezember 1744 auf der Reife 
nach Berlin, wo er den Feldzugsplan für das nächſte Jahr mit Friedrich beſprechen 
wollte, in Elbingerode im Harz gefangen genommen und nach Windſor gebracht; 
Karl VII. ſtarb am 20. Januar 1745 unerwartet zu München. 

2) Der Plan, dem Kurfürſten von Sachſen nach dem Tode Karls VII. die 
Kaiſerkrone anzubieten, war eigentlich in Verſailles entworfen worden, Friedrich 
hatte Valory, dem franzöſiſchen Geſandten in Berlin, nur geſtattet, ſich zu dieſem 
Zwecke nach Dresden zu begeben. 

3) Vgl. Koſer a. a. O. II, 319. 

4) Der König beauftragte in dieſer Zeit ſeinen Geſandten in London, dort 
den Abſchluß eines allgemeinen Friedens anzuregen, und bat auch die Zarin Eli⸗ 
ſabeth in einem eigenhändigen Schreiben, bei der Herſtellung eines ſolchen Frie⸗ 
dens mitzuwirken, aber „Woche auf Woche verrann, und weder von hier noch von 
dort kam eine Antwort, die ihn irgendwie hätte klarſehen laſſen“ (Koſer 1, 479). 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXIV. 2. 17 
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Nous rentrâmes en quartiers d’hiver l’année 45. L’armée 
combinée d’Autrichiens et de Saxons pensa vous surprendre: 
l'entrée en Saxe rompit leurs mesures, la bataille de Kesselsdorf 
leur espérance et la paix de Dresden les remit & peu de choses 
près dans la situation où ils étaient avant la guerre de 44. Si 
P’Imperatrice-Reine n’avait pas envoyé Mr. de Harrach de son 
propre mouvement à V.M., je crois qu’Elle aurait agi sagement 
en offrant la paix et prenant Sa générosité et Son désintéresse- 
ment pour manteau afin de couvrir que Ses finances épuisées 
vous forçaient de faire la paix. Mais la paix vous étant offerte 
il fallait faire des demandes excessives!), en rabattre quelque 
chose et se mettre en possession de ce qu’on aurait obtenu. Vous 
vous pressâtes au contraire, la paix fut signée en moins de rien 
et chaque article a été depuis un point à contestation. Une cen- 
taine de grands hommes ont été avantage d’une guerre qui vous 
a couté des sommes immenses et des plus braves gens de vos 
troupes. Ce moment de négociation pour retarder la paix ne 
pouvait nuire à vos affaires: les Russes ne pouvaient entrer en 
Prusse qu’au mois de décembre), ainsi Elle pouvait toujours 
en venir là, supposé que la cour de Vienne eût été retirée. 


Depuis la paix V.M. ne s’est guère appliqué à former des 
alliances à l’exception de la Suède), du reste Elle s’est ouverte- 
ment brouillie avec la Russie et l’Angleterre. Le roi, son oncle, 
particulièrement offensé de quelque propos tenu sur son sujet 
par V. M.“), a cherché toutes les occasions pour La mortifier. 
Depuis l’année 49 Elle a été en continuelle inquiétude croyant 


1) Die Verſuchung zum Übermut lag für Friedrich, wie einft für Karl XIL, 
in Dresden ſehr nahe, aber er wich ihr, allerdings zum Erſtaunen der Oſterreicher, 
in einer Art „weihevoller“ Stimmung aus; nur ein friedliches Bündnis mit 
Sachſen erſtrebte er, ſeine militäriſche Laufbahn betrachtete er als abgeſchloſſen, 
ſein Ehrgeiz war „geſättigt und innerlich überwunden“ (Kofer 1, 532—537). Prinz 
Heinrichs Anſicht, daß der König vielmehr durch die Erſchöpfung ſeiner Finanzen 
zum Frieden gezwungen worden ſei und eben deshalb ſeinen Abſchluß nicht hätte 
beeilen ſollen, könnte deshalb doch einen wahren Kern enthalten. 

2) Die Ruſſen hatten bei Riga und Reval Truppen gegen Preußen zu⸗ 
ſammengezogen. 

3) Preußen hatte im Jahre 1747 mit Schweden ein Verteidigungsbündnis 
geſchloſſen. | 

4) Vielleicht die verächtliche Bezeichnung Georgs II. als „le plus cadet du 
collége électoral“. 
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voir à tout moment allumer la guerre. La Russie animée par 
Bestuscheff qui est particulièrement lésé, comme je lai dit plus 
haut, reçoit des subsides de l’Angleterre; Elle croit voir à tout 
moment la Prusse attaquée d’un côté, le Brandenbourg et la 
Silésie d’un autre, et les troupes hanovriennes d’un troisième. 
Ah, Sire, pardonnez à mon zèle, mais songez qu’un mot 
échappé ne revient plus et qu'il laisse au cœur de ceux qu'il 
attaque une profonde plaie qui ne guérit pas si aisément). Quel 
erreur de croire que les hommes ne se gouvernent que par les 
principes de l'équité! Si ceux qui sont à la tête des affaires les 
menaient avec droiture et ne songeaient qu’au bien de l’état, 
il est certain qu’alors on ne verrait point de guerre allumé pour 
un différend particulier. Mais songez qu’une paire de gants 
fit la paix d’Utrecht?), que l’animosité de Mazarin contre le 
grand Condé alluma la guerre civile, que Charles XII fut particu- 
lièrement piqué contre le roi d'Angleterre, que l’inimitié entre 
François I et Charles V était personelle! Si surtout à ce senti- 
ment particulier de haine se joint le moindre intérét général, 
celui qui est animé s’en empare et satisfait ainsi sous ce voile la 
passion de la vengeance. V.M. a été souvent averti par les 
envoyés qu’Elle a aux différentes cours: vos propos sont connus, 
ils offensent, on sait en Saxe, à Londres et à Petersburg comment 
vous traitez ces différentes cours depuis le sceptre jusqu’à la 
houlette. Je crois donc ne point me tromper si je pense que les 
arrangements que vos ennemis prennent contre vous sont autant 
les suites de l’inimitié particulière que celles de leur intérêt. Un 
prince fier, qui méprise tout le monde, est un object de jalousie: 
et de haine pour ceux qu'il offense. Cependant vous ne voyez 
point avec indifférence les arrangements de vos ennemis, ils vous 
inquiètent et vous n’avez d’autre bouclier à opposer à ces forces 


1) „Seine Außerungen, von Mund zu Mund getragen, haben ihm an den 
meiſten Höfen Feindſeligkeiten erweckt“ (Ranke). „In Wien glaubte man ſich 
Glück dazu wünſchen zu dürfen, daß der König von Preußen wie den ruſſiſchen 
Großkanzler, ſo den ſächſiſchen Premierminiſter perſönlich gereizt und ſich beide 
dadurch zu unverſöhnlichen Feinden gemacht habe. Friedrich war mehr Staats⸗ 
mann als eigentlicher Diplomat, inſofern ihm von den Eigenſchaften des berufs⸗ 
mäßigen, geſchulten Diplomaten manche fehlte.“ (Koſer.) 

2) Voltaires Erzählung — der Heinrich wohl hier folgt —, daß ein Paar 
Handſchuhe und ein Glas Waſſer den Sturz der Lady Marlborough (und damit 
der engliſchen Kriegspartei) veranlaßten, iſt übertrieben. 

17* 


J 
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que vos armées et le secours de la France et celui de la Suède 
que vous méprisez. Mais si ce mépris pouvait se changer en 
réflexions, si au lieu de les dédaigner on songerait au moyen 
de rendre chacun utile et remuer et faire agir (les) différents 
ressorts qui composent une machine redoutable à vos ennemis — 
si Votre Majesté agit de concert avec la France, si la Suède 
va sur la défensive et si vous tirez parti des troupes que quel- 
ques princes de l’Empire vous peuvent donner, je crois en ce 
cas que vos forces égaleront et surpasseront même ceux des 
ennemist). 


Il s’agit de regagner la confiance de vos alliés, de regagner 
les princes d'Allemagne, de profiter de la faiblesse de leur génie 
en leur accordant quelques honneurs ou avantages personnels 
vu à ceux de leur cour?), et puis bâtir un sistème bien lié où 
chaque intérêt des différents membres fût bien discuté, arranger 
les plans d’opérations pour les uns et de défense pour les autres; 
cet arrangement pris agir toujours en conséquence! Cette assu- 
rance que donnent les forces réunies et qui fait voir qu’on est 
tout prêt d’agir, si la nécessité le requiert, imposera à vos ennemis 


a 


et redonne du nerf et de la vigueur 4 votre parti. 


Pour ce sistéme que je propose j’ai égard en premier lieu 
à l’intérieur de votre pays. J'ai exposé, Sire, que les fautes que 
vous avez faites pendant la guerre et que celles que vous avez 
commises envers vos alliés vous nuisent encore aujourd’hui. 
Voyons celles que vous avez faites dans l’intérieur du pays, 
comme la correction de celles-ci dépend peut-être encore de 
vous. C'est pourquoi je traite cette matière, puisque, si Pin- 
térieur n’est pas bien rangé, il est impossible qu’on agisse bien 
au dehors. | 

Votre gouvernement est despotique; vous avez succédé un 
roi qui l’était, il s’agit de conserver votre autorité. Mais il y a 
des bornes à toutes choses; quand on franchit les limites du 
pouvoir, on rend esclaves ceux qui ne devaient être que des sujets 
obéissants à une volonté bien réglée. Différents états contribuent 
au maintien d’un royaume; ces états sont liés entre eux, l’un 
a besoin de l’autre, le soldat défend l'artisan, le magistrat 


1) Bol. ben Anbang. 
2) Wohl ausgelaffen: die am meiſten Einfluß haben. 
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entretient l' union et juge des différends qui s'élèvent entre tous 
les états. C’est une chaîne; si on casse un chaînon, on la sépare. 
Ainsi la division se met entre les membres d’un corps, si on élève 
Pun pour abaisser l’autre. | 

La noblesse fait la première partie du corps de l’état dans 
tous les pays du monde; on la laisse le choix du métier qu’elle 
veut embrasser. Ici on force le père à donner un fils de 15 ans 
qui, sans éducation, est abandonné à des personnes de basse ex- 
traction qui tächent de l’humilier pour le vendre par là leur égal 
jusqu’à ce qu'il prenne les mauvaises habitudes de ceux-ci. Quel 
heureux naturel ne faut-il pas pour sauver un jeune homme de 
cet abime? Il faut que je m’explique clairement sur ce sujet, 
je le regarde comme important, puisqu'il s’agit du point d’hon- 
neur, et c’est ce point d'honneur qui soutient les états. 

La noblesse est une chimère, si on la regarde philosophique- 
ment, elle n’est plus telle pour un politique et pour un homme 
d'état. Ceux d’une famille distinguée portent les titres que la 
valeur, l’activité ou le génie de leur ancêtres leur a acquis. Le 
souverain, s’il suit leg maximes de la justice, les doit couronner 
et protéger, puisque leur naissance leur donne le droit de la 
défense de l’état; ils sont nés pour le défendre, puisque l’épée 
est attachée à elle (jo!) comme une distinction et une marque. 
Mais si le souverain les abaisse, il ne leur laisse qu’un nom qui, 
dépouillé de certains privilèges, en devient plus ridicule. Un noble 
doit être libre; le souverain doit secourir les familles qui sont 
pauvres, afinque l’éducation les distingue encore plus que les 
titres. Il doit les encourager au militaire, mais non pas les y 
forcer, il doit non plus les mépriser, si quelque raison particulière 
les porte à choisir un autre état. Mais il doit par le prix qu’il 
attache au choix de ceux qu’il emploie dans ses troupes faire 
qu’on recherche avec empressement d’y étre placé. User de vio- 
lence c’est abaisser le courage; un esclave n’aura jamais un génie 
élevé. Une discipline honnéte et réglé est juste, un esclavage bas 
et rampant avilit l’äme et décourage l’esprit. Le maréchal de 
Turenne fut simple mousquétaire, il est vrai, mais il ne recut 
point de coup, et il ne le fut pas trois mois et passa par les grades 
subalternes promptement pour apprendre à obéir et à s’élever 
en peu de temps où sa naissance l’appelait. Personne ne sera 
contraire à faire élever son fils au drapeau, mais il ne faut pas 
qu'il y croupisse, il ne faut point qu'il reste abandonné entre des 
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personnes, où ses mœurs et son esprit peuvent être corrompus?). 
Qu’on donne la patente d’officier à un gentilhomme d’une nais- 
sance distinguée, mais qu'il serve trois mois comme soldat, trois 
autres comme bas-officier, et qu’il rentre ensuite dans sa sphère. 
Je veux volontiers que la jeunesse, de quelque rang qu'elle soit, 
soit élevée durement, mais qu’on éveille toujours en eux ce senti- 
ment d'amour propre qui craint la honte et désire l'élévation. 
Qu'on établisse un corps de cadets?); qu’ils soient logés propre- 
ment, sans luxe, et nourris de même; que chacun ait sa chambre 
pour éviter le désordre. Qu’on les informe dans les mathématiques, 
l'histoire, la géographie et la morale; ils apprendront le francais, 
le polonais et le latin, puisque ces trois langues peuvent leur 
être utiles, soit s’ils embrassent le militaire ou l’état civil. On 
leur donnera les meilleurs maîtres, à tout prix; si l'Allemagne 
n’en fournit pas assez bons, on les fera venir de France. Ils 
apprendront l’exercice militaire pendant leur récréation (?), ce 
qui cependant se ferait avec l’ordre requis, sans en venir à des 
chätiments qu’on réserverait pour des occasions plus graves. 
On leur montrerait toutes les manœuvres qu’une armée peut 
faire et on les perfectionnerait dans tout ce qui appartient à la 
tactique de la guerre. Si le père d’un de ces jeunes gens veut faire 
apprendre davantage à son fils, il peut lui tenir outre ces maîtres 
quelques-uns séparément. On n’en accepterait aucun pour le 
placer avant qu'il soit subi un examen où seraient présents 
quatre ou cinq officiers choisis, et s’il est bien instruit, on le 
mettrait dans les troupes. Le militaire doit avoir honneur pour 
but dans toutes ses actions. Je voudrais des marques de distinc- 
tion pour ceux qui la mériteraient par une belle action, et comme 


1) „Die Kadetten wurden „ſchlecht geſpeiſet, gering, beinahe wie Soldaten, 
gekleidet und nach Verhältnis logiret ... Dieſe Kinder werden im Innern des 
Hauſes ſehr unſauber gehalten, und haben mehr das Anſehen von Soldatenkindern 
als von Söhnen der Edelleute ... Die jungen Leute, welche aus dem Kadetten⸗ 
hauſe genommen werden, werden als Fahnjunker, das heißt, als adeliche Unter⸗ 
offiziere unter die Regimenter getan; bei jeder Kompagnie trägt einer von ihnen 
die Fahne, logieret und ißt mit den Soldaten; inzwiſchen ſind dieſe jungen Leute 
nur der Fuchtel unterworfen, und dies iſt der einzige Vorzug, den ſie haben“. 
(Vgl. Bemerkungen über die Kriegsverfaſſung der Preußiſchen Armeen. Köln 
1772.) 


2) Der Prinz meint offenbar: ein neues Kadettenkorps (das alte beſtand 
ſeit 1717). 
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le souverain ne peut contenter ses sujets par les pensions, ainsi 
il y aurait un ordre, où de certains privilèges seraient attachés, 
semblable à peu près à celui de St. Louis!). 


On pourrait faire ainsi des ordres ou inventer des honnen 
pour les autres états, mais y attacher toujours quelque distinction 
et avoir un soin particulier qu'on respectät ceux qui par le mérite 
parviennent à cette distinction. Si tous les états sont honorés, 
ils correspondent mieux entre eux et toutes les choses en pro- 
fitent. Aujourd’hui ceux d’un état civil et le bourgeois même sont 
souvent bien aise de faire du tort au soldat et celui-ci méprise 
ce qui ne porte point l’hellebarde et le mousquet. On croit que 
ces dissensions et le manque de distinctions a mis une espèce de 
langueur ( ?) dans la plupart des personnes, ils n’ont d’autre passion 
que l'intérêt, ainsi il faut réveiller ce sentiment d'honneur de 
crainte qu'il ne s’éteigne entièrement. La passion de l’avarice 
est tellement en faveur que, pour obtenir d’être riche, bien des 
personnes y parviennent par des chemins curieusement détournés. 
Mais il faut être juste: la noblesse est si pauvre que, pour faire 
subsister des familles, il leur faut en user d’une oeconomie qui 
approche de la crapule ou bien de moyens illicites. Pour y remé- 
dier je voudrais 1. qu'on établit le droit d’ainesse 2. qu'il y eût 
des cadets de famille auxquels il fût permis de mettre dans le 
commerce un petit patrimoine qui leur revient et de se mésallier 
pour relever et le noble et le rôturier. Il faut abolir les mono- 
` poles et permettre que tous les sujets profitent d’un avantage 
qui n’enrichit qu'un seul particulier. 

Pour relever le commerce, il faut le protéger, accorder toutes 
les libertés, et surtout que V. M. ne s’en mèle point, établir un 
conseil de commerce où tout soit discuté, puisque le marchand 
veut agir librement, et il n’est point assuré, s’il sait qu’un sou- 
verain qui est absolu se mêle de ses affaires. Si vous accordez 
des octrois, il faut ... examiner avec soin avantque l’on donne 
de tels privilèges, mais ensuite soutenir et protéger celui auquel 
on l’a donné. Si cette maxime eût été suivie, la compagnie d’Em- 


1) Der Orden des Heiligen Ludwig wurde durch Ludwig XIV. im Jahre 
1693 für Offiziere geſtiftet, die wenigſtens 28 Jahre gedient und ſich durch eine 
glänzende Tat ausgezeichnet hatten. Die Zahl der Ritter war unbeſchränkt, die 
der Kommandeure auf 120, der Großkreuze auf 40 feſtgeſetzt. Alle Klaſſen er⸗ 
hielten Dotationen aus dem Invalidenfonds. 
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den serait plus avancée qu’elle ne l’est!). Dans toute chose, en 
un mot, qui tient d’une nouvelle entreprise auquel (fo!) tout 
l'état est engagé, il faut y résoudre avec une extrême circonspec- 
tion. Si V. M. en avait usé en changeant les monnaies?), on ne 
se trouverait pas dans l'embarras où le particulier, le marchand 
et le soldat même se trouvent. Si une guerre survient, les incon- 
vénients s’en multiplieront. La démarche était facile, la réparer 
est actuellement quasi impossible. Je raisonne avec le public, 
entrer dans le détail de ceci surpasserait les bornes de mon en- 
tendement, mais ce que j’en dis, est clair à l'égard des fautes, 
puisque le public s’en plaint et s’en ressent. 


Il y a une chose à l'égard de ce pays-ci où je mai jamais 
pu prendre une résolution affirmative: c’est de savoir, à quel 
degré le commerce doit y être poussé. L’état de V. M. étant 
absolument différent de tous les états de l’Europe, il s’ensuit que 
les principes le doivent être aussi. Les autres états sont puis- 
sants par le commerce ou bien par l’étendue de leur pays riches 
et abondants ou par la probité de ses habitants, le vôtre ne l’est 
que par une armée disciplinée et nombreuse et entretenue par 
industrie. Cette discipline qui y règne écarte tout le luxe, toute 
mollesse; ainsi toutes choses qui y conduisent sont contre le 
principe de l’état. Il me paraît par conséquent que lor, l'argent, 
les soies, les velours et les étoffes ne devraient jamais se faire 
en pousse et leur entrée devrait même y être défendue, puisqu’en 
premier lieu l'éclat de ces choses extérieurement brillantes ex- 
cède ceux qui sont privés de ces choses appelées communément 
plaisirs, qu’il mettent ceux qui ne sont pas militaires en dépense 
et que l’argent sort du pays pour avoir lor, l’argent et la soie. 
Si vous voulez, Sire, suivre des principes, il faut se faire un plan: 
le vôtre doit être d’imiter les Spartiates, c’est le peuple auquel 
nous pourrions ressembler. Il faut mettre quelques modifica- 
tions aux lois de Lycourgue, mais en général la vue de l’éducation 


1) Die Emdener Handelskompagnie hatte zuerft ziemliche Freiheit in ihrer Ver⸗ 
waltung erhalten, dann aber war der ihr bewilligten Verfaſſung eine einſchrän⸗ 
ende Erklärung angehängt worden, die das Einmiſchungsrecht des Staates weſent⸗ 
lich erhöhte. . 
| 2) „Die an das Münzgeſetz vom 14. Juli 1750 geknüpften Hoffnungen haben 

ſich nicht alle erfüllt ..., aber in der Hauptſache hat die Neuordnung ſich be- 
währt“ (Koſer II, 173). 
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devrait être d'inspirer du courage, de penser philosophiquement, 
d’être simple, honnête et bienfaisant. Toutes les écoles seraient 
réformées pour tendre à ce but, hommes et femmes seraient élevés 
avec des sentiments (nobles), enfin que le fils fût allaité avec le 
principe qu'elle ne le connaitrait plus pour tel s’il ne fait hon- 
neur à la patrie. La philosophie et la morale enseigneraient 
qu'on peut se passer des choses extérieurement brillantes; les 
plaisirs ne seraient pas défendus, mais on les dirigeraient tou- 
jours vers le même but. Il y aurait à tout age des exercices où 
emulation pusse être excité. La danse, le jeu de paume, des 
courses de bague, des disputes publiques sur des faits d'histoire 
ou des thèses de morale ou de philosophie soutenues en pleine 
assemblée avec défense de les imprimer, afinque lamour propre 
ne portât point les uns ou les autres à se donner un ridicule par 
impression d'un méchant livre. Par ce plan que je propose et 
dont je ne parle qu’en raccourci V. M. voit que je ne souhaite 
que donner le même esprit à ses peuples afin de leur donner par 
là la forme d’une nation. Il est absolument nécessaire que le 
souverain donne le premier exemple de simplicité, puisqu'on ne 
peut prétendre que les autres étouffent une passion dont nous 
donnons l’exemple du contraire. 


Si un même esprit règne dans une nation, c’est comme une 
machine très grande et étendue est remuée par un seul ressort. 
Il est vrai que vos troupes sont disciplinées de manière qu’on 
n’a qu’à les commander pour être obéi aussitôt après, mais sou- 
vent c’est la crainte qui produit l’obeissance; il faut que l'amour 
de la patrie fasse mouvoir l'officier qui fait obéir ensuite le 
soldat. 


Anhang. 


In einem nur abſchriftlich erhaltenen „Raiſonnement über die jetzige 
politiſche Situation von Europa“ vom 1. Auguſt 1755 berechnet Prinz 
Heinrich die Stärke der Parteien in dem bevorſtehenden europäiſchen 
Kriege folgendermaßen: Engliſche Partei (England, Oſterreich, Hannover, 
Bayern, Heſſen, Sachſen, Gotha, Rußland) — 380000 Mann, fran- 
zöſiſche Partei (Frankreich, Preußen) = 366000 Mann. Durch geſchickte 
politiſche Verhandlungen könnten aber leicht Spanien, Neapel, Sar⸗ 
dinien, Dänemark, Schweden und mehrere deutſche Kleinſtaaten ge⸗ 
wonnen werden. Dann ergäbe ſich folgendes Bild: 
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von der feindlichen Partei: 

Sn den Niederlanden 100000 
(40 M. Oſterr., 20 M. 
Engländer, 40 M. Ruff.) 

In Italien 
(62 M. Oſterr., 6 M. 
Bamberger, 12 M. 
Würzburger) 

In Weſtfalen 
(24 M. Hannov., 12 M. 
Bayern, 12 M. Heſſen, 
6 M. Sachſen, 6 M. 
Gothaer) 

An der Moſel 
(Oſterreicher) 

In Schleſien 
(Oſterreicher) 

In Preußen 
(Ruſſen) 


80000 


60000 


30000 
100000 


30000 


Summa 400000 
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von der eigenen Partei: 
136000 
(120000 Franzoſen, 
16 M. Pfälzer) 
04000 
(30 M. Franz., 30 M. 
Spanier, 24 M. Sardin., 
20 M. Neapolit.) 
74000 
(30 M. Franz., 20 M. 
Kölner, 24 M. Dänen 
im Holſteinſchen) 


(Franzoſen) 40000 
(Preußen) 100000 
(Preußen) 30000 

In Pommern 16000 
(10 M. Preußen, 6 M. 
Schweden) 

Franzöſ. Truppen zum 
Küſtenſchutz 30000 

5000001) 


Preußen hatte zur Dedung feiner Lande ferner nod) 30000 eigene 
und 16000 M. Truppen von Württemberg, Ansbach, Bayreuth und 
Braunſchweig zur Dispoſition, ſo daß die Stärke ſeiner Partei auf 


546000 Mann ſteigen würde. 


1) nb. ohne den franzöſiſchen Küſtenſchutz. 
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Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern 
in Prenßen, 1797—1806 
Von 
Marie Rumler. 
(Vierter Teil). 


Viertes Kapitel. 


Stellungnahme der Zentralbehörden und ihre Beeinfluſſung 
durch die Ereigniſſe in Schleſien 1798— 1800. 


Die Mannigfaltigkeit der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verfaſſung der 
einzelnen Provinzen erregte die Verwunderung des Großkanzlers. Deſſen 
Abſicht ging nun dahin, von allgemeinen, für alle Provinzen gültigen 
Vorſchriften abzuſehen, die Geſetzkommiſſion vielmehr anzuweiſen, ihr 
Gutachten für jede Provinz geſondert abzugeben. Auf der Grundlage 
der von dieſer Behörde gemachten Vorſchläge, für die die Billigung des 
Königs nachzuſuchen ſein würde, ſollte dann der die Untertänigkeit be⸗ 
treffende Abſchnitt der Provinzialrechte von den Landeskollegien und 
den Ständen unverzüglich ausgearbeitet und vorläufig, d. h. ohne die 
Beendigung des ganzen Provinzialrechts abzuwarten, veröffentlicht 
werden. In Oſtpreußen, „wo das Provinzialrecht nur auf dieſen Punkt 
warte, follte der Anfang gemacht werden.!) Über die ſchnelle Durch⸗ 
führbarkeit dieſes Planes kamen Goldbeck aber wohl ſelbſt Zweifel, jeden⸗ 
falls äußerte er Beyme gegenüber, den er um einen kleinen Wink bat, 
ob er die Sache auf dieſe Weiſe einleiten ſolle: „Gott weiß, wie ſehr ich 


1) 24. November 1798 Goldbeck an das Generaldirektorium, beiliegend die 
Entwürfe zu einem Reſkript an die Geſetzkommiſſion, zu einer Verordnung an 
ſämtliche Landesjuſtizkollegia und Kriegs⸗ und Domänenkammern und zu einem 
Bericht an den König. 
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mir dergleichen Sachen zu Herzen gehen laffe, allein bei dem beiten 
Willen kann man offenbar den Sand der Wüſte in Agypten nicht ſchnell 
durchwandern.“ !) Von der Abſicht des Königs hatte Goldbeck fih ganz 
entfernt. Friedrich Wilhelm III. wollte ja von einer Regelung der Dienſte 
durch Geſetz ganz abſehen, erhoffte vielmehr eine Beſſerung der Dienſt⸗ 
und Abgabeverhältniſſe als eine Folge der allgemeinen Auflöſung der 
Erbuntertänigkeit. Goldbeck wollte, durch den ſchleſiſchen Provinzial⸗ 
miniſter Hoym dazu angeregt, gerade dieſen Punkt zum Teil vorweg 
erledigen. Er ſchlug eine Reviſion der Lohntaxen für Geſinde und Tage⸗ 
löhner vor und ſuchte dieſe beſonders dringlich zu machen durch den Hin⸗ 
weis darauf, daß „dieſe beſonders drückende Laſt bei länger verzögerter, 
gerichtlicher Hilfe die Untertanen verleiten könne, auf eine gewalttätige 
Art fich ſelbſt Recht verſchaffen zu wollen.) Er legte dem General- 
direktorium den Entwurf zu einer Verordnung an ſämtliche Landesjuſtiz⸗ 
kollegien und Kriegs⸗ und Domänenkammern vor, in dem die Aufſtellung 
der neuen Lohntaxe in ähnlicher Weiſe wie die Bearbeitung des Ab⸗ 
ſchnittes aus dem Provinzialrecht angeordnet war, nämlich durch Zu⸗ 
ſammenwirken einiger Mitglieder der Kollegien mit den ſtändiſchen 
Deputierten. An der guten Abſicht, dieſe Sache möglichſt ſchnell zu er⸗ 
ledigen, fehlte es dem Großkanzler nicht, jedenfalls ſetzte er den Kollegien 
nur eine Friſt von vier Wochen. Seine für die Geſetzkommiſſion be⸗ 
ſtimmte Interpretation der Kabinettsorder vom 25. Juli 1798 hätte 
dieſe Behörde aber ſchwerlich richtig unterwieſen, ſo daß den landes⸗ 
väterlichen Abſichten hätte Genüge getan werden können. Die praktiſche 
Undurchführbarkeit allgemeiner Aufhebungsbeſtimmungen nahm Goldbeck 
für ſo gut wie erwieſen an; er forderte außer Einzelvorſchlägen zur Rege⸗ 
lung der Frage aud dem Wege der Provinzialgeſetzgebung nur ein recht⸗ 
liches Gutachten darüber, „inwiefern der Landesherr berechtigt ſei, die 
Gutsuntertanen ſelbſt oder wenigſtens ihre Kinder von der unab⸗ 


1) 9. November 1798 Goldbeck an Beyme, Geh. St. A. Rep. 89, 60 C. In 
feiner Antwort vom 23. November präziſierte Beyme noch einmal den Stand- 
punkt des Königs. Bemerkenswert iſt, daß Beyme den auf gewiſſe Jahre ein⸗ 
geſchränkten Zwangsdienſt der Kinder möglicherweiſe beibehalten wollte. Der 
Brief Beymes iſt abgedruckt bei Stadelmann T. IV, S. 223 f., allerdings unter 
falſchem Datum; eine Abſchrift desſelben findet ſich Geh. St. A. Rep. 89, 59 in 
den Minüten von Mencken. | 

2) 24. November 1798 Goldbeck an Hoym, St. A. Br. Rep. 199, MR V, 
Nr. 50, vol. I. 

3) Im Juli, Auguſt und September 1798 waren im Hirſchberger Kreiſe wegen 
der niedrigen Löhne Unruhen ausgebrochen (Ziekurſch, S. 242 ff.). 
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änderlichen Notwendigkeit zu dispenſieren, an ihrem Geburtsort 
zu verbleiben, wenn ſie, ohne ſich dem Ackerbau zu entziehen oder ihren 
aus der Kantonpflichtigkeit entſtehenden Verbindlichkeiten zuwiderzu⸗ 
handeln, ihren Zuſtand verbeſſern können.“ „Außerdem“, ſo fuhr er, 
auf die Einzelvorſchläge zurückkommend, fort, „habt Ihr mit beſonderer 
Rückſicht auf die Verfaſſung jeder Provinz Eure Vorſchläge dergeſtalt 
einzurichten, daß der Untertan überall von Sklaverei befreit, gegen Miß⸗ 
handlungen und Bedrückungen der Gutsherren und ihrer Stellvertreter 
geſichert und in ein ſolches Verhältnis geſetzt werde, daß er die ſchuldigen 
Abgaben entrichten könne, ohne mit den Seinigen Not zu leiden. In 
Anſehung der dem Untertanen obliegenden Dienſte muß dafür geſorgt 
werden, daß man den Untertanen durch ſeinen eigenen Vorteil zu Fleiß 
und Tätigkeit aufmuntere, z. B. daß bei dem Ackerbau die auf jeden 
Hofdienſttag nach der jetzigen Verfaſſung zu rechnenden Arbeiten durch 
Sachverſtändige genau beſtimmt werden, damit es von den Dienſt⸗ 
leiſtenden abhänge, bei mehr Anſtrengung ſich beträchtliche Zeiterſpar⸗ 
niſſe zu verſchaffen. Hauptſächlich wird dem Untertanen überall die Aus⸗ 
ſicht zu eröffnen ſein, daß er durch die Mühe und Koſten, welche er auf 
Verbeſſerung der ihm zur Kultur überlaſſenen Grundſtücke verwendet, 
ſowohl ſich ſelbſt als nach ſeinem Tode den Seinigen einen bleibenden 
Nutzen ſtiften, auch nicht befürchten dürfe, unverſchuldeterweiſe dieſe 
Vorteile einem Fremden überlaſſen zu müſſen.“ Das Generaldirek⸗ 
torium lehnte diefe Auslegung des königlichen Willens ab.“) Es ſtrich 
in dem Entwurf zu dem Reffript die betreffenden Stellen und wünſchte, 
die Geſetzkommiſſion ſtatt deſſen auf die Fragen hinzuweiſen, „inwiefern 
der Landesherr berechtigt ſei, mit Beibehaltung der Gutspflicht der 
gegenwärtigen Untertanen und ihrer Kinder, die das 15. Jahr zurück⸗ 
gelegt haben, in denjenigen Provinzen, wo die Gutspflicht (glebae ad- 
scriptio) noch eingeführt ift, die Gutsuntertanen von der bis herigen 
Notwendigkeit, bei dem Gute zu verbleiben, freizumachen, inwiefern 
ſolches ratſam und ſowohl dem Staat als dem Untertanen ſelbſt zuträglich 
ſei und welche Modalitäten dabei zu beobachten, z. B. Verharren des 
Untertanen beim Ackerbau, Sicherſtellung des bisherigen Kantons, wie 
auch fortdauernde Pflicht des Gutsherrn, den Hof nicht wüſt werden zu 
laſſen und den Untertanen bei Unglücksfällen zu unterſtützen.“ So legte 


1) 4. Dezember 1798 das Generaldirektorium an Goldbeck. Stadelmann, 
T. IV, S. 40 teilt eine Stelle aus der Antwort des Generaldirektoriums auf die 
oben zitierten Ausführungen Goldbecks mit, die ſo, aus dem Zuſammenhang gelöſt, 
ein ganz falſches Bild von der Stellungnahme der oberſten Finanzbehörde gibt. 
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das Generaldirektorium beſonderen Nachdruck auf die Frage nach der 
praktiſchen Durchführbarkeit der allgemeinen Reform, behielt aber 
eigentlich im Widerſpruch mit ſich ſelbſt den Teil des Reſkripts an die 
Geſetzkommiſſion bei, in dem Goldbeck eine allgemeine Reform ſo gut 
wie abgelehnt und nur Einzelvorſchläge gefordert hatte. Die Mitzeich⸗ 
nung der Verordnung wegen der Reviſion der Lohntaxen verweigerte 
das Generaldirektorium ebenfalls. Es fand um ſo weniger Grund, den 
König damit zu behelligen, als der Zweck auch ohne dieſe bei der ſchon 
allen Kammern befohlenen Reviſion der Geſindeordnungen erreicht 
werden könne, wie es denn überhaupt mit der Goldbeckſchen Dar⸗ 
ſtellung der Lohnverhältniſſe nicht übereinſtimmte. Nur um die ſchon 
ſo ſehr verzögerte Sache durch längere Konteſtationen nicht noch mehr 
aufzuhalten, erklärte ſich Goldbeck bereit, den Bericht an den König und 
das Reſkript an die Geſetzkommiſſion in der von dem Generalbdiref- 
torium gewünſchten Form mitzuzeichnen; er behielt ſich aber weitere 
Außerungen bis nach Eingang des von der Geſetzkommiſſion zu erſtatten⸗ 
den Gutachtens vor.“) | 
Dem unter dem Datum des 4. Dezember 1798 an die Geſetzkom⸗ 
miſſion ergehenden Reſkript waren eine allgemeine „Überficht über die 
Verhältniſſe des Bauernſtandes in den preußiſchen Staaten in Rückſicht der 
Untertänigkeit gegen die Gutsherrſchaft“ und eine ſpezielle „Darſtellung 
der Untertänigkeitsverhältniſſe in den preußiſchen Staaten in abgeſon⸗ 
derter Beziehung auf jede Provinz“ beigefügt.“) Der Geh. Juſtizrat 
Urſinus, der durch die franzöſiſche Beſitznahme von ſeinem Poſten als 
meurſiſcher Regierungsdirektor verdrängt war, hatte dieſe Zuſammen⸗ 
ſtellungen auf Grund der eingekommenen Berichte der Landeskollegien 
gemacht. In der zuerſt genannten Arbeit waren die einzelnen Provinzen 
in ſechs Klaſſen nach den gelinderen oder härteren Verpflichtungen der 
Untertanen zuſammengefaßt, und zwar war die Darſtellung nach der 
im Allgemeinen Landrecht beobachteten Ordnung in möglichſter Kürze 
gegeben, ſo daß eigentlich aus den Provinzialverfaſſungen immer nur 


1) 16. Januar 1799 Goldbeck an das Generaldirektorium. Schon am 12. Dez. 
1798 ſchrieb Goldbeck an Hoym: „Wodurch es veranlaßt wird, daß die Sache fih 
bei dem Generaldirektorium ſolange verzögert, iſt mir ſo wenig als Ew. Exzellenz 
bekannt, und habe ich meinerſeits ſehr dringend um Beſchleunigung gebeten.“ — 
Wohl durch eine Verwechſelung wurde dem Reſkript an die Geſetzkommiſſion 
eine Abſchrift des Berichts an den König in der urſprünglich von Goldbeck vor⸗ 
geſchlagenen Form beigefügt (Geh. St. A. Rep. 84, IX 1799, Nr. 1). 

2) Am 2. Januar 1799 überſandte Goldbeck Beyme die Abſchriften der Urſinus⸗ 
ſchen Arbeit. Geh. St. A. Rep. 89, 20A. 
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das hervorgehoben war, was von den Vorſchriften des allgemeinen Ge⸗ 
ſetzes abwich. In der zweiten Arbeit, die unter Beibehaltung der ſechs 
Klaſſen in abſteigender Linie eine Darſtellung der Verfaſſung in jeder 
einzelnen Provinz lieferte, machte der Verfaſſer den Verſuch von Reform⸗ 
vorſchlägen. Goldbeck hatte Urſinus den Auftrag gegeben, Richtlinien 
für die Rückſprache der Landeskollegien mit den Ständen und die Aus⸗ 
arbeitung der Provinzialrechte zu entwerfen. Die Arbeiten gingen aber, 
wie der Großkanzler ausdrücklich betonte, ohne vorher durch ihn oder 
das Generaldirektorium überprüft zu ſein, hinaus. Bei den Vorſchlägen, 
die Urſinus für die Verhandlungen mit den Ständen machte, legte er 
im weſentlichen die Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts zu⸗ 
grunde, ſtellte aber darüber hinaus noch Forderungen, z. B. daß der 
Zwangsgeſindedienſt auf beſtimmte Jahre feſtgeſetzt und wie der freier 
Leute entlohnt werde, daß Laßgüter erblich, Pachtgüter mindeſtens 
ſechs Jahre ausgetan würden u. a. m. Er dachte ſich die zu ermittelnden 
Abänderungen jedoch nur vorübergehend wirkſam, nämlich als Er⸗ 
leichterung für diejenigen, denen die wohltätige Abſicht des Königs nicht 
zugute kommen könne. Er hielt an dem Gedanken der allgemeinen, 
allmählichen Aufhebung der Erbuntertänigkeit feſt. In Magdeburg, 
der Altmark, Mittelmark und Priegnitz ſollte nach Verlauf von ſechs Jahren 
nach dem Regierungsantritt des Königs bei Wiederbeſetzung der er⸗ 
ledigten bäuerlichen Stellen die Freiheit des Abnehmers und der Seinigen 
Bedingung ſein. In den Provinzen mit unbedingter Gutspflichtigkeit, 
d. h. in Weſt⸗ und Oſtpreußen, Schleſien, der Ucker⸗ und Neumark und 
Pommern, ſollten alle ſeit dem Regierungsantritte geborenen Kinder 
und auch diejenigen, die am Tage der Thronbeſteigung das 14. Jahr 
noch nicht zurückgelegt hatten, von der Untertänigkeit frei werden. Außer⸗ 
dem ſollte nach ſechs Jahren, vom Regierungsbeginn an gerechnet, alle 
neue Entſtehung dieſes Nexus verboten ſein. Von dem Vorſchlag, dieſe 
Beſtimmungen für Süd- und Neuoſtpreußen mit zu erlaſſen, fab Urſinus 
ab, da die Behörden hier in Vorbereitungen zur Einführung einer ge⸗ 
mäßigten Gutspflichtigkeit mitten drin ſtanden. Die Eigenbehörigkeit 
ſchließlich wünſchte Urſinus baldmöglichſt allgemein beſeitigt zu ſehen. 
Ein Zeitraum von drei Jahren ſollte den Intereſſenten zur völligen Aus⸗ 
einanderſetzung beſtimmt werden. Vom Tage der Publikation des Ge⸗ 
ſetzes an ſollte keine erledigte Stätte mehr eigenbehörig ausgetan werden 
dürfen. Für die Durchführung dieſes Plans ſchlug Urſinus vor, einen 
gutachtlichen Bericht der Landeskollegien einzufordern, die Stände aber 
nicht zuzuziehen, da deren Zuſtimmung doch nicht zu erwarten ſei. Durch 
ein Zirkular könnten die Stände der alten Provinzen, deren Verfaſſung 
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weſentlich verändert werden folle, darauf vorbereitet und darüber be- 
lehrt werden, „daß Menſchlichkeit und der Geiſt der Zeiten eine billige 
Behandlung des Bauernſtandes und eine Einſchränkung der übertriebenen 
gutsherrlichen Rechte notwendig machten.“ Die Urſinusſchen Ausfüh⸗ 
rungen ſtimmten alſo keineswegs zu dem Plan, den Goldbeck der Geſetz⸗ 
kommiſſion nahezulegen gewünſcht hatte. 

Nahezu ſechs Monate waren ſeit der Kabinettsorder vom 25. Juli 1798 
vergangen, ohne daß der Geſetzkommiſſioon auch nur das nötige Material 
zur Erteilung des Gutachtens hatte zugeſtellt werden können.!) Es ſollte 
aber noch faſt ein Jahr verfließen, ehe dieſe Behörde ſich zu der dem 
Könige ſo ſehr anliegenden Sache äußerte. Die wiederholten Erinne⸗ 
rungen von ſeiten des Großkanzlers brachten es im März 1799 dahin, 
daß der Referent der Juſtizdeputation, der Geh. Tribunalsrat v. Grol- 
mann, alle andern Amtsgeſchäfte zurückſetzte und fein Votum abgab.?) 
Derartige Verzögerungen kamen häufiger vor; ſie hatten ihren Grund 
in der Organiſation der Juſtizdeputation. Nur dem Direktor und den 
vier älteſten Räten konnte ein Gehalt von je 200 T., den jüngeren Mit⸗ 
gliedern aber keinerlei Beſoldung angewieſen werden.?) Bei der Aug- 
wahl konnte man daher nur ſolche Männer berüdjichtigen, denen ihre 
anderweiten „Bedienungen“ einen ſtandesgemäßen Unterhalt gewährten, 
die aber infolgedeſſen nur ihre Nebenſtunden für die bei der Geſetz⸗ 
kommiſſion vorkommenden Arbeiten verwenden konnten.“) Da der 
Korreferent der Juſtizdeputation, der Geh. Tribunalsrat Heidenreich, 
ſich dem Gutachten Grolmanns vollkommen anſchloß, ſo konnte dieſes 
gleich an die Finanzdeputation weitergegeben werden. Hier war aber 


1) Die Akten zu dieſem Abſchnitt finden ſich hauptſächlich Geh. St. A. Rep. 84, 
IX 1799, Nr. 1. 

2) 15. März 1799 Antwort der Geſetzkommiſſion, J. M. Gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
liche Verhältniſſe, Nr. 15, vol. I. 

3) Stölzel, Suarez, S. 195, Anm. 2 gibt an: „Die Mitglieder der Geſetzkom⸗ 
miſſion erhielten eine Funktionszulage von 800 T.“ Aus den Akten Geh. St. A. 
Generaldirektorium. Generaldepartement. Tit. VIII, Nr. 1, vol. II ift erſichtlich, 
daß das Gehalt damals 200 T. betrug und daß es nur die Dienſtälteſten erhielten. 

3), 4) 22. März 1799 Goldbeck an den König, Geh. St. A. Rep. 89, 60G. 
Gerade das lange Ausbleiben des Gutachtens über die Erbuntertänigkeit gab 
Goldbeck neben der Ausſicht auf Bearbeitung der Provinzialrechtsentwürfe Anlaß 
zu einem Reformvorſchlag. Er wollte die Anzahl der Mitglieder anſehnlich ver⸗ 
ſtärken, von den beſoldeten Mitgliedern die unentgeltliche Ausarbeitung einer 
beſtimmten Zahl von Korrelationen fordern, den übrigen aber beſonders für die 
zu liefernden Entwürfe neuer Geſetze billigmäßige Gebühren anweiſen. 
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wiederum der zum Referenten beſtellte Geh. Finanzrat Sack durch ſeine 
Geſchäfte ſo in Anſpruch genommen, daß es ihm durch Monate hindurch 
nicht möglich war, der Sache, wie doch erforderlich, einige Tage ununter⸗⸗ 
brochen zu widmen.“) Goldbeck ließ es auch jetzt nicht an Erinnerungen 
und Hinweiſen auf etwaiges königliches Mißfallen fehlen, ihm war die 
Verzögerung ſichtlich unangenehm, er rechtfertigte ſich Beyme gegen⸗ 
über.) Am 5. November erließ der Großkanzler mit dem Generaldirek⸗ 
torium ſchließlich ein ſehr nachdrückliches Exzitatorium an die Geſetz⸗ 
kommiſſion, und fo erſtattete dann zunächſts) der Geh. Finanzrat Borg- 
ſtede, der Korreferent der Finanzdeputation, und endlich am 3. Dezember 
Sack fein Gutachten. An dem Geſamtbericht,) der das Datum des 
16. Dezember 1799 trug, fand Goldbeck auszuſetzen, daß er manche 
Wiederholungen und Widerſprüche enthalte, da man dem vom Referenten 
der Juſtizdeputation entworfenen Bericht einzelne Teile der Ausführungen 
des Re- und Korreferenten der Finanzdeputation eingeſchaltet habe.) In 
der Tat hatte die Majorität des Kollegiums, zu der außer einigen Mit⸗ 
gliedern der Juſtizdeputation faſt alle Angehörigen der Finanzabteilung 
zählten, ihren Anſichten dadurch Nachdruck zu verleihen geſucht, daß ſie 
dieſelben einem zweiten von Grolmann überarbeiteten Entwurf ein⸗ 
fügte. Hierbei hatte man allerdings Gedanken Borgſtedes zum Teil 
wörtlich benutzt, ohne ſich jedoch ſeinen geſamten Ausführungen anzu⸗ 
ſchließen oder auch die Vorſchläge Sacks zu berückſichtigen. Die Geſetz⸗ 
kommiſſion entſprach der königlichen Abſicht, wenn fie ihr Gutachke 

allem auf die aufzuhebende Erbuntertänigkeit und auf die den Landleuten 
zu verſchaffende perſönliche Freiheit einſchränken wollte. Sie präziſierte 
das Weſen der Erbuntertänigkeit in acht Punkten dahin: 1. Der Untertan 
muß ſeiner Gutsobrigkeit einen Untertänigkeitseid leiſten, 2. er iſt ſchollen⸗ 
pflichtig, 3. er muß ein angewieſenes Gut übernehmen, 4. er bedarf eines 


1) 21. November 1799 Sack an Borgſtede. 

2) 3. Oktober 1799 Goldbeck an die Geſetzkommiſſion. 5. und 7. November 
Goldbeck an Beyme, Geh. St. A. Rep. 89, 60 C und 20A. Die Antwort Beymes 
vom 9. November (Geh. St. A. Rep. 89, 59 Minüten von Beyme) enthält den 
wichtigen Satz, daß der König mehr denn je in der Idee befeſtigt worden ſei, 
die Erbuntertänigkeit unter gehöriger Vorſicht, daß die Leute nicht in die Städte 
gehen und das Land veröde, aufzuheben. 

3) 28. November 1799. 

4) Stadelmann, T. IV, S. 41 ff. gibt einen Auszug aus dem Bericht, aus 
dem man aber wegen der ſehr ſtarken Kürzung kein richtiges Bild gewinnen kann, 
beſonders nicht von der Stellungnahme der Majorität. 

5) 31. Dezember 1799 Gutachten Goldbecks, Geh. St. A. Rep. 89, 20A. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXIV. 2. 18 
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Heiratskonſenſes, 5. feine Kinder müſſen fic) der Landwirtſchaft widmen, 
6. ſie ſind zum Geſindezwangsdienſt verpflichtet, 7. der untertänige Tage⸗ 
löhner oder Handwerker muß bei der Herrſchaft vorzüglich arbeiten, 
8. die Freilaſſung erfolgt nur gegen ein Loskaufsgeld. Die an dieſe 
acht Punkte geknüpften Erwägungen liefen größtenteils darauf hinaus, 
daß der Durchführung der königlichen Abſicht wenig Schwierigkeiten im 
Wege ſtänden. Eine weſentliche Schädigung des Gutsherrn durch die 


Beſeitigung der Erbuntertänigkeit iſt nicht zu befürchten. Der Wegfall 


des Untertänigkeitseides bedeutet keinen Verluſt, die Gutsherrſchaft be⸗ 
hält nach wie vor die Gerichtsbarkeit und die Polizeiaufſicht. Kein ledig 
gewordenes Gut darf unbeſetzt bleiben, ſo wird es einem harten und un⸗ 
billigen Gutsherrn vielleicht ſchwer fallen, einen paſſenden Erſatzmann 
zu finden. Unter einem anders gearteten Gutsherrn werden die Leute 
bei der ihnen eigentümlichen Anhänglichkeit an ihren Geburtsort gern 
einen Hof übernehmen. Dadurch, daß das Heiraten erleichtert wird, 
kann der Gutsherr nur gewinnen; eine Vermehrung der Menſchenzahl 
liegt nicht nur im allgemeinen, ſondern gerade auch in ſeinem eigenen Inter⸗ 
eſſe. Einem Abſtrömen der ländlichen Bevölkerung in die Stadt und 
den Gefahren, die in dürftigen Gegenden ein gewiſſer Freiheitsſchwindel 
bei dem gedrückten Landmann mit ſich bringt, kann man durch lang⸗ 
ſames, ſchrittweiſes Vorgehen begegnen. Auch ohne Verleihung der 
perſönlichen Freiheit iſt eine Erhöhung des Geſinde⸗ und Tagelohnes 
nötig; der Gutsherr muß ſie ſich gefallen laſſen wie jeder Einwohner 
des Staats, ohne deswegen eine Vergütung fordern zu können. Die 
Landeserzeugniſſe werden darum nicht im Preiſe ſteigen; gut bezahlte, 
gut genährte Menſchen werden tüchtigere Arbeit leiſten als vor Hunger 
verkrüppelte Skelette. Der Wegfall des Loskaufgeldes bedeutet aller⸗ 
dings eine Einbuße für den Gutsherrn, er kann aber durch ein Abzugsgeld, 
10% oder 5% vom Vermögen des aus der Gerichtsbarkeit Abziehenden, 
entſchädigt werden. Das Intereſſe des Staates wird bei Ausführung 
der königlichen Abſicht auch nicht geſchädigt; was die Kantonverfaſſung 
anlangt, ſo können die in den Städten erprobten Maßregeln auch in den 
Dörfern angewandt werden. Ja, die Aufhebung der perſönlichen Unter⸗ 
tänigkeit iſt wirklich wünſchenswert, denn ohne ſie wird den heimlichen 
Bedrückungen der Untertanen nie gewehrt werden können. Wegen jeder 
Kränkung können die Untertanen nicht die Hülfe der Gerichte anrufen, 
ſo wird ihnen eine kleine Laſt nach der andern aufgebürdet, klagen ſie 
ſchließlich über die zu ſchwere Bedrückung, ſo haben ſie meiſtens die Ver⸗ 
jährung gegen ſich, und das Gericht kann ihnen auch nicht helfen. Einem 
freien Landmann wird der Gutsherr mit mehr Achtung entgegentreten, 
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ihn ſchonender behandeln; der Landmann wiederum wird im Gefühl 
ſeiner perſönlichen Würde fleißiger, betriebſamer werden, wie es ja ein 
Vergleich des im Bruch angeſetzten Koloniſten mit dem Einwohner eines 
alten Dorfes zeigt. War auch die Geſetzkommiſſion von der Zuläſſigkeit 
und Nützlichkeit des Befreiungswerkes überzeugt, ſo glaubte ſie doch 
nicht, daß ihre Gründe eine durchſchlagende Wirkung bei den Guts⸗ 
beſitzern haben würden. Sie riet von Unterhandlungen mit ihnen ab. 
Aus natürlicher Abneigung gegen Veränderungen, aus Furcht, wenn 
nicht an Vermögen und Einkünften, doch an Macht und Anſehen ein⸗ 
zubüßen, würden ſie dem Unternehmen alle möglichen Hinderniſſe in 
den Weg zu legen ſuchen. — Über dieſe Grundſätze waren die Mitglieder 
der Geſetzkommiſſion einig, in betreff der zu ergreifenden Maßregeln 
gingen aber ihre Anſichten auseinander. Der Minorität des Kollegiums, 
größtenteils den Mitgliedern der Juſtizdeputation, war es eigentlich 
nur darum zu tun, die wirkliche Aufhebung der Erbuntertänigkeit durch 
vorläufige Verordnungen vorzubereiten. Sie ſchlug folgende Beſtim⸗ 
mungen vor: 1. Niemand darf einen freien Menſchen etwa durch Über- 
gabe eines untertänigen Gutes untertänig machen. 2. Jeder Untertan 
wird bei der Verabſchiedung nach zehn Jahren Kriegsdienſt ſamt Frau 
und Kindern frei. 3. Werden die Höfe den Untertanen pachtweiſe 
übergeben, ſo ſind entweder ordentliche Pachtkontrakte auf 6 bis 12 Jahre 
zu ſchließen, oder die Überlaffung gilt für Lebenszeit. Es ſteht dem Guts⸗ 
herrn frei, dem Untertanen ein Jahr vor Ablauf der Pacht zu kündigen, 
dieſer kann dann aber für ſich, ſeine Frau und ſeine Kinder den Los⸗ 
ihein unentgeltlich fordern.“) 4. Die Zwangsdienſte der Kinder find auf 
2 bis 3 Jahre einzuſchränken. 5. Der in den Geſindeordnungen feſt⸗ 
geſetzte Geſinde⸗ und Tagelohn bedarf einer Reviſion; gleichzeitig iſt 
ein Aquivalent für das wegfallende Loskaufsgeld auszumitteln. Die 
drei letzten Beſtimmungen hielten ſich eigentlich nicht im Rahmen des 
gewünſchten Gutachtens. Die Minorität begründete dieſe Forderungen 
eingehend. Willkürliche Abſetzung vom Hof, Verſetzung von einem guten 
auf einen ſchlechten, von einer Bauern⸗ auf eine Koſſäten⸗, ja Büdner⸗ 
ſtelle, von der die Gerichtshöfe Beiſpiele gehabt hätten, ſei eine große 
Ungerechtigkeit und Härte gegen den Bauern, kurze Pacht oder ganz 
prekärer Beſitz zudem ein Hindernis jeglicher Ackerverbeſſerung. Der 
uneingeſchränkte Dienſtzwang der Kinder ſei eine Art von wirklicher 
Sklaverei, denn einer mächtigen Herrſchaft ſtänden immer Wege offen, 
mit dem Heiratskonſens die Freilaſſung vom Dienſt zu verweigern. Eine 


1) Vgl. den Vorſchlag der oſtpreußiſchen Regierung Kap. 3. 
48* 
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natürliche Folge desſelben fei die Verderbnis der Sitten; es gebe ja kein 
beſſeres Mittel, ſich vom Dienſt zu befreien, als Faulheit, Liederlichkeit 
und Untreue. Zu einer Einſchränkung der Zwangsdienſte auf gewiſſe 
Jahre, ſei der Landesherr um ſo mehr berechtigt, da ſie, wie das Beiſpiel 
der Mark Brandenburg zeige, urſprünglich nicht unbegrenzt hätten ge⸗ 
fordert werden können. Dem zwangspflichtigen Geſinde ſei derſelbe Lohn 
zuzubilligen wie dem freien. In dieſer letzten Verpflichtung ſah die Minori⸗ 
tät ein Mittel, um den Gutsherrn von ſeiner Vorliebe für den Zwangs⸗ 
dienſt zu bekehren, wie ſie denn überhaupt hoffte, ihm bei Durchführung 
ihrer Vorſchläge praktiſch den Vorteil freier Arbeit erweiſen zu können und 
ſo die Erbuntertänigkeit zu beſeitigen. Den Plan des Königs, alle Kinder 
unter 15 Jahren für frei zu erklären, lehnte die Minorität ebenſo wie den 
Vorſchlag der oſtpreußiſchen Kammer, als Termin der Freilaſſung den 
Regierungsantritt des Königs zu ſetzen, ausdrücklich als zu weitgehend 
ab. Die Gutsherren würden ihr wohlerworbenes Recht, ius quaesitum, - 
geltend machen. Nicht einmal das Jahr 1800 ſchien ihr ein annehmbarer 
Zeitpunkt, da man auch dann noch ſagen könnte, daß den Gutsbeſitzern 
wenigſtens die erwarteten Früchte genommen ſeien. — Die Majorität 
des Kollegiums beanſtandete die vorgeſchlagenen Maßnahmen als nicht 
hinlänglich; nach ihnen würden von den jetzt lebenden Menſchen nur 
diejenigen, die zehn Jahre in Militärdienſten geſtanden hätten, der vom 
König beabſichtigten Wohltat teilhaftig werden. Zwiſchen Militär- 
dienſten und den Rechten der Gutsherrſchaften beſtehe zudem kein Zu⸗ 
ſammenhang, und dieſe würden mit Recht einwenden können, daß es 
ihnen nicht obliege, die Militärdienſte mit Aufopferungen zu belohnen. 
Dieſe Unzufriedenheit der Gutsbeſitzer zu erregen, verlohne es aber um 
ſo weniger, weil auch der Bauernſtand ſich in ſeinen Hoffnungen ge⸗ 
täuſcht ſehen werde. Aus dieſen Erwägungen heraus glaubte die Majorität, 
die Sache von einer anderen Seite anfaſſen zu müſſen. Sie knüpften an 
die Gedankenführung Borgſtedes an, der die rechtliche Frage geſtellt 
„ hatte: wie weit kann der Landesherr bei Einſchränkung der bisherigen 
Gr Untertänigkeit gehen? Als Naturrechtler verfochten fie den Satz: „Kein 
Menſch hat auf die Perſon des andern ohne Dazwiſchenkunft einer Sache 
und ausdrücklicher und ſtillſchweigender Verträge ein Recht.“ Nur der 
Beſitz eines bäuerlichen Gutes unter den bisherigen Bedingungen der 
Untertänigkeit ſpricht alſo, ſo ſchloſſen ſie, für die beſtehende Verfaſſung. 
Die augenblicklichen Beſitzer der Güter ſind untertänig und müſſen es 
bleiben. Die Kinder aber ſind nur aus dem Vertrage der Eltern zu be⸗ 
urteilen, diejenigen ausgenommen, die ſchon großjährig ſind und aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend zu erkennen gegeben haben, daß ſie in der 
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Untertänigkeit bleiben wollen. Durch den Vertrag der Eltern können 
die Kinder aber nur inſoweit gebunden werden, als ſie das Gut unter 
gleichen Bedingungen übernehmen und erben wollen. Die Majorität 
der Geſetzkommiſſion hielt daher den König zu folgender Erklärung be⸗ 
rechtigt: „Alle Kinder, die beim Tode des erbuntertänigen Vaters oder 
der im Hofe gebliebenen Mutter noch nicht großjährig ſind, werden frei.“ 
Durch dieſe Loslaſſung ſollten die Kinder des Anrechtes auf das väterliche 
Gut verluſtig gehen. Außerdem ſchlug ſie noch eine Maßregel als ratſam 
vor, zu der der König im Intereſſe des allgemeinen Beſten und nach 
Vorgang ähnlicher Beſtimmungen des Landrechts ebenfalls befugt ſei: 


„Nach Publikation des Geſetzes darf niemand mit einem andern einen 


ſtillſchweigenden oder ausdrücklichen Vertrag ſchließen, worin eine per⸗ 


ſönliche Untertänigkeit bedungen wird.“ Von dieſer zweiten Beſtim⸗ 
mung ſollten die Untertanenkinder ausgenommen werden, die während 
des Gutsbeſitzes eines erbuntertänigen Vaters großjährig geworden 
waren. Trotz den vorgeſchlagenen Maßnahmen hätte die Erbunter⸗ 
tänigkeit ſich ſo immer weiter fortpflanzen können, und man ſah ſich daher 
genötigt, die Klauſel einzufügen, daß die Beſchränkung in betreff der 
großjährigen Kinder nur für dieſe allein, nicht aber wiederum für ihre 
Kinder gelten ſollte. Die Ausnahme war im Grunde ein Zugeſtändnis 
an die Gutsbeſitzer. Da fie auf eine beträchtliche Zahl von Untertanen- 
kindern, nämlich auf alle diejenigen, für die Befreiung nach der erſten 


Erklärung nicht in Betracht kam, hätte Anwendung finden müſſen, fo: 


wäre die Reform eigentlich um eine Generation hinausgeſchoben worden.“) 


1) Die betreffende Stelle im Text des Gutachtens lautete: „Wir würden hier⸗ 
von bloß diejenigen ausnehmen, welche während des Gutsbeſitzes eines erbunter- 
tänigen Vaters großjährig geworden ſind, jedoch mit der Maßgabe, daß die Erb⸗ 
untertänigkeit fih auf deſſen [offenbar deren gu leſen] Kinder nicht ferner erſtrecke. 
Durch dieſe Mittel darf man hoffen, den Zweck erreicht zu ſehen, ohne daß die 
Gutsobrigkeiten in Verlegenheit geraten. Denn von freien Annehmern iſt nur 
ſo ſukzeſſive die Rede, als die jetzigen Wirte abgehen. Bis dahin bleiben ſowohl 
die Eltern als die Kinder, welche ſich bei ihnen aufhalten, untertänig, und zur 
erſten Beſetzung der Höfe verbleiben den Obrigkeiten, um das Gegengewicht 
gegen unbillige Forderungen der Freizulaſſenden zu halten, die etwa vorhan⸗ 
denen Söhne, welche die Großjährigkeit erreicht haben.“ Die Ausnahme ſollte 
keineswegs nur für die Untertanenkinder gelten, die bei Publikation des Geſetzes 
großjährig waren; beſonders die Einfügung der Klauſel zeigt, daß es ſich um 
die ganze erſte Generation von Untertanenkindern handelte, inſofern ſie nicht 
das Unglück oder Glück hatten, den Vater vor ihrer Großjährigkeit ſterben oder 
aus ſeinem Gute ſcheiden zu ſehen. Im übrigen war die weitere Auslegung 
durchaus nicht klar. Wenn da von untertänigen Kindern nur inſoweit geſprochen 
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Borgſtede hatte in feinem Gutachten die beiden königlichen Erklärungen 
in derſelben Form und mit derſelben Begründung vorgeſchlagen, aber 
folgerichtiger, ohne die Ausnahme und Klauſel bei der zweiten.) Er 
hatte den Schluß gezogen, daß die freien Kinder keinen Anſpruch auf das 
Gut des Vaters haben könnten, und war ſo zu der Annahme gekommen, daß 
Pachtgüter künftig die Regel ſein würden. Von einer ſolchen Verfaſſung 
hatte er große Nachteile nicht nur für den Bauer perſönlich und die Acker⸗ 
kultur, ſondern auch für die Staatseinnahmen befürchtet. So hatte er ſein 
Endurteil ſchließlich dahin abgegeben, daß es doch für den Staat am zuträg⸗ 
lichſten ſei, in die bisherige Verfaſſung der Untertanen nur die Modifi⸗ 
kation zu bringen: Künftig ſind bei neuer Beſetzung der Höfe die gegen⸗ 
ſeitigen Rechte und Verbindlichkeiten durch einen ſchriftlichen Vertrag 
feſtzuſetzen; in dieſem iſt keine Beſtimmung, die auf perſönliche Unter⸗ 
tänigkeit hinausgeht, aufzunehmen. Im übrigen iſt es jedoch bei der 
bisherigen Verfaſſung der Untertanen zu belaſſen. Keineswegs Partei⸗ 
nahme für die Gutsbeſitzer, ſondern vor allem Fürſorge für den Bauer 
hatte Borgſtede zu dieſer Einſchränkung ſeiner Forderungen beſtimmt. 
Für die Majorität des Kollegiums ſchieden dieſe Bedenken aus. Weder 
ſtellte ſie ſich deutlich auf den optimiſtiſchen Standpunkt des Königs, 
der ja von der Regelung der Dienſt⸗ und Abgabeverhältniſſe durch freien 
Vertrag eine Beſſerung für den Bauer erhoffte, noch zeigte ſie irgend⸗ 
welche Beſorgnis für den plötzlich auf ſich ſelbſt geſtellten Untertanen. 
Für ſie war die Frage, wie ſich das Verhältnis zwiſchen dem Herrn und dem 
künftighin Freien geſtalten werde, offenbar kein Problem. Durch das be⸗ 


wurde, als ſie ſich bei den Eltern aufhielten, und für die erſte Beſetzung der Höfe 
nur etwa vorhandene großjährige Söhne in Betracht kommen ſollten, ſo ließ das 
auf eine Einſchränkung der Forderung ſchließen, daß für Kinder, die während des 
Gutsbeſitzes eines erbuntertänigen Vaters großjährig geworden waren, das Ver⸗ 
bot eines Untertänigkeitsvertrages nicht zutreffen ſollte. 

1) Nach Borgſtedes Plan hätte der beim Tode des Vaters Minderjährige 
nur den Vorteil der früheren Loslaſſung gehabt, die ihm ja bei ſeiner Großjährig⸗ 
keit immer hätte werden müſſen, nicht wie im Geſamtgutachten den Vorteil der 
Freilaſſung überhaupt gegenüber der dauernden Untertänigkeitsverpflichtung 
ſeiner großjährigen Geſchwiſter. Borgſtedes weitere Ausführung lautete: „Der 
Zweck wird erreicht, ohne daß die Gutsherren in Verlegenheit geraten können, 
denn von freien Bewohnern iſt nur ſo ſukzeſſive die Rede, als die jetzigen Wirte 
abgehen. Bis dahin bleiben ſowohl die Eltern als die Kinder, welche ſich bei 
ihnen aufhalten, im Untertänigkeitsnexu.“ Hier hatte die Bemerkung vom Auf⸗ 
enthalt bei den Eltern mehr Berechtigung. Anderſeits hatte Borgſtede über⸗ 
ſehen, daß nach ſeinen Ausführungen von freien Bewohnern jedesmal dann die 
Rede ſein mußte, wenn ein Kind großjährig wurde. 
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abſichtigte Geſetz, ſo führte ſie aus, werde weiter nichts in der Verfaſſung 
des Untertanen abgeändert; der mit dem neuen Annehmer zu ſchließende 
ſchriftliche Kontrakt könne alſo keine härteren Bedingungen enthalten. Wo 
Erblichkeit der Höfe geweſen jet, müſſe fie weiter fortdauern.!) — In 
dem Geſamtgutachten hatte man dieſen Darlegungen der Majorität einen 
Schlußabſchnitt aus dem zweiten Entwurf Grolmanns angefügt, obwohl 
dieſer eigentlich eine Widerlegung eines fortgefallenen Teils war. In 
dieſem Schlußwort verwarf Grolmann als Sprecher der Minorität den 
naturrechtlichen Satz, daß die Eltern durch ihre Verträge den Kindern 
die perſönliche Freiheit nicht nehmen könnten. Er machte dagegen geltend, 
daß die Kinder, da ihr Zuſtand von dem Zuſtand der Eltern bedingt ſei, 
auch die Verbindlichkeiten der Eltern erfüllen müßten, daß außerdem 
die Gutsherrſchaften ſeit Jahrhunderten, ſoweit die Geſchichte reiche, 
dieſes Recht am den Kindern der Untertanen gehabt hätten, daß es ihnen 
durch Landesgeſetze, Landtagsrezeſſe und Privilegien beſtätigt ſei. Nehme 
man dem Herrn ſein ius quaesitum, ſo ſchade man damit auch dem Bauer. 
So wies denn die Minorität zum Schluß nochmal auf das anfangs von 
ihr Geratene hin: keine wirkliche Aufhebung der Erbuntertänigkeit, 
ſondern Vorbereitung, vorläufig nur Befreiung der Domänenbauern 
als Beiſpiel zum Nacheifern. Auf etwaige Einzelheiten einer Reform 
auf den Domänen ließ man ſich nicht näher ein. Wenn die Urſinus⸗ 
ſchen Arbeiten der Geſetzkommiſſion auch Material über ſämtliche Bauern 
der preußiſchen Monarchie geliefert hatten, ſo legte die Faſſung der 
Kabinettsorder vom 25. Juli 1798 es doch nahe, bei dem Gutachten im 
weſentlichen nur die privatbäuerlichen Verhältniſſe zu berüdfichtigen, 
bei deren Regelung der Landesherr nicht ſo freie Hand hatte wie auf den 
Domänen. Zudem war ſchon ganz unabhängig von den Verhandlungen 
der Zentralbehörden über die allgemeine Aufhebung der Erbunter⸗ 
tänigkeit eine Reform auf den Domänen eingeleitet,?) die dann in den 


1) Dieſer Forderung widerſprach die im Borgſtedeſchen Sinne der erſten Er⸗ 
Härung angefügte Bedingung: „wogegen denn aber auch derjenige [von den minder⸗ 
jährigen, freizulaſſenden Kindern], welcher den Hof übernehmen wollte, ſich mit 
dem Gutsherrn einigen müſſe, weil er als Erbe des Vaters, in deſſen Bedin⸗ 
gungen er nicht eintreten will, darauf kein Recht behalten kann“. Von der Erb⸗ 
berechtigung der freizulaſſenden Kindeskinder war nichts geſagt. 

2) Es handelte ſich hierbei nicht allein und nicht hauptſächlich um die Er⸗ 
teilung der perſönlichen Freiheit an die ſchon durchweg in minder drückender 
Gebundenheit lebenden Domänenbauern. Die Ablöſung der Dienſte ſtand im 
Vordergrund des Intereſſes. Während der Plan des pommerſchen Kammer⸗ 
präſidenten von Ingersleben vom 19. Juni 1799, der auch für die Kur⸗ und Neu⸗ 
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folgenden Jahren in den alten Provinzen mit Ausnahme Schleſiens zu 
einem überaus günſtigen Ergebnis fortgeführt werden jollte.!) — Das 
Gutachten der Geſetzkommiſſion brachte keine Einzelvorſchläge für die 
Verhandlungen über das Provinzialrecht, wie ſie Goldbeck im Reſkript 
vom 4. Dezember 1798 gewünſcht hatte. Sack, der als überzeugter Natur- 
rechtler weitergehende Forderungen hinſichtlich der Ausdehnung der zu 
bewilligenden Freiheit ſtellte, hatte zwar anheimgegeben, die Regelung 
der übrigen Verhältniſſe des Bauern, der Dienſte, der Abgaben, der Erb⸗ 
folge uff., auf dem Wege der Provinzialgeſetzgebung zu empfehlen.“) 

Das Gutachten der Geſetzkommiſſion fand keineswegs die Billigung 
des Großkanzlers. „Die Abſchrift des Gutachtens“, ſo ſchrieb er etwas 
ſpäter an Beyme, ) „werde ich bald ſchicken. Ich bin überzeugt, daß es 
bei dem Könige einem ehrlichen Manne nicht ſchadet, wenn er auch eine 
andere Meinung äußert, aber es ſcheint doch auch ein kleines Mißver⸗ 


mark von Bedeutung ſein ſollte, Dienſtbefreiung, verbunden mit Eigentums⸗ 
verleihung und Erteilung der perſönlichen Freiheit, vorſah, beſchränkte man ſich 
bei den Plänen für Oft- und Weſtpreußen, wo die Domäneneinſaſſen fih tate 
ſächlich der Vorteile freier Leute erfreuten, zunächſt auf Abſchaffung des Scharwerks. 

1) Als weitaus das Großartigſte, was der Staat des 18. Jahrhunderts auf 
dem Gebiete der bäuerlichen Verhältniſſe geleiſtet hat, bezeichnet Knapp dieſe 
Reform. Vgl. Knapp, Bauernbefreiung, T. I, S. 91 ff., T. II, S. 102 ff. 

2) Sack erklärte: „Ich würde, rechtlich betrachtet, dafür halten, daß auch die 
Kinder, inſofern ſie ſich nicht im großjährigen Stande der Erbuntertänigkeit unter⸗ 
worfen haben, von dem Landesherrn für frei erklärt werden könnten, weil nach 
dem Naturrecht niemand ohne ſeine Einwilligung die perſönliche Freiheit ge⸗ 
nommen werden kann und der Landesherr, dieſes zu remedieren, allerdings be⸗ 
fugt iſt; allein wenn man dieſes annehmen wollte, ſo würde man den Grund⸗ 
herrſchaften mit einem Male faſt alle dienſttuenden Untertanen entziehen und 
aus zu großer Eile vielleicht Inkonvenienzen veranlaſſen, die vermieden werden 
könnten, wenn man feſtſetzte, daß alle nach Publikation des Geſetzes geboren 
werdende Kinder der Erbuntertanen frei ſein ſollten.“ — Das Bild, das ſich aus 
allem von den in der Geſetzkommiſſion vertretenen Richtungen ergibt, fällt weſent⸗ 
lich günſtiger aus als die Charakteriſtik, die Schön von dieſer Behörde entworfen 
hat. Papiere, T. I, S. 40 f.: „Etwa im Jahre 1805 hatte ich in der Geſetzkom⸗ 
miſſion die Greuel der Erbuntertänigkeit mit Wärme, ja mit Feuer geſchildert, 
da trat der Kriminaliſt Klein nach mir auf und machte den Antrag, die Geſetz⸗ 
kommiſſion müßte niemals ihre Sitzung ohne den Ausruf ſchließen, die Erbunter⸗ 
tänigkeit ſei zu vernichten. Für die weſtfäliſchen und märkiſchen Ohren war dies 
aber Hirngeſpinſt, nur die Sache war doch ſchon ſo weit gekommen, daß ſie ſich 
laut zu lachen doch ſchämten.“ 

3) 10. Januar 1800, Geh. St. A. Rep. 89, 60 C. Ein zweiter Brief Gold- 
becks an Beyme über diefe Sache findet fih Geh. St. A. Rep. 89, 20 B. 
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ſtändnis obzuwalten. Die Geſetzkommiſſion will unter dem Namen 
Erbuntertänigkeit die ganze Verbindung zwiſchen dem Gutsherrn und 
Bauern, den ganzen nexum subditelae, aufheben und die Bauern zu 
ganz freien, unabhängigen Leuten machen, und das halte ich für gefährlich 
und ſchädlich; es ſchien mir nach Gleichheit und Menſchenrechten zu 
riechen und daher meine Deklamation. Aber die magdeburgiſch⸗alt⸗ 
märkiſche Bauernverfaſſung allgemein zu machen, das halte ich für eine 
wahre Wohltat, obgleich die Ausführung Schwierigkeiten haben möchte.“ 
Dem Grafen Hoym, der damals in Berlin weilte, teilte Goldbeck ſofort 
nach Eingang des Gutachtens feine Anſicht über dasſelbe ebenfalls mit,) 
und dieſer ſprach ſich umgehend auf das ſchärfſte gegen eime Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit aus.?) — Mit dem ſchleſiſchen Provinzialminiſter 
ſtand Goldbeck feit Ende 1798 in Verhandlungen über etwaige den Unter- 
tanen dieſer Provinz zu verſchaffende Erleichterungen. Es handelte ſich 
dabei keineswegs um eine Auflöſung des Erbuntertänigkeitsverhält⸗ 
niſſes, wie ſie der König plante; aber doch war der Verlauf der An⸗ 
gelegenheit in Schleſien bedeutſam für die Geſamtreform. Hoym war 
durchaus ein Gegner der Bauernbefreiung, er wünſchte, den Adel in 
ſeiner Herrſchaftsſtellung zu erhalten.?) Wenn er fih überhaupt zu Re- 
formen entſchloſſen hatte, ſo hatte das ſeinen Grund in der Not des Augen⸗ 
blickes gehabt. Die Unruhen im Hirſchberger Kreiſe im Sommer 1798 
hatten den Anſtoß gegeben.“) Als dann Hoym durch Goldbeck und 
durch eine beſondere Kabinettsorder von den weitgehenden königlichen 
Reformplänen Kenntnis erhielt,) ſprach er fih von Anfang an gegen 


1) 21. Dezember 1799, St. A. Br. Rep. 199 MR V, Nr. 50, vol. IV. 

2) 23. Dezember 1799, J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15, 
vol. II, vgl. Stadelmann, T. IV, S. 44 f. Dieſem Abſchnitt liegen überhaupt folgende 
Akten zugrunde: J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15, vol. I und II; 
St. A. Br. Rep. 199, MR V, Nr. 50, vol. ILV; Geh. St. A., Rep. 89, 121 E. 

3) Vgl. für die Beurteilung Hoyms Colmar Grünhagen, Biographie Hoyms, 
Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens, Bd. XLVI, Breslau 1912, 
S. 66 ff. Grünhagen, Zerboni und Held in ihren Konflikten mit der Staats⸗ 
gewalt, 1796—1802, Berlin 1897, S. 294 f. Philippſon, Geſchichte des preußi⸗ 
ſchen Staatsweſens, Bd. II, S. 137 ff. Lehmann, Stein, T. II, S. 55, 251. 
Ziekurſch, Beiträge zur Charakteriſtik der preußiſchen Verwaltungsbeamten in 
Schleſien bis zum Untergang des friderizianiſchen Staates, Darſtellungen und 
Quellen zur ſchleſiſchen Geſchichte, Bd. IV (Breslau 1907), S. 84. 

4) Ziekurſch, S. 242 ff., 257. 

5) 10. September 1798 Goldbeck an Hoym, 15. September 1798 K. O. an 
Hoym. 21. September Hoym bedauert Goldbeck gegenüber, nicht früher von der 
ſo äußerſt wichtigen Sache unterrichtet zu ſein. Einen Abdruck der K. O. gibt 


— — — — | 


280 Marie Rumler 


diefelben aus, überhaupt gegen jegliche allgemeine Feſtſetzungen. „Die 
Erbuntertänigkeit aufzuheben und den Landmann ganz für frei zu erklären, 
wäre für ihn nicht vorteilhaft und für den Staat bedenklich; nur modifi⸗ 
ziert, ermäßigt muß dieſer Erbuntertänigkeitsnexus werden.“!) In feinen 
Ausführungen konnte ſich der Provinzialminiſter auf Gutachten der⸗ 
jenigen ſtützen, die er ins Vertrauen gezogen hatte. So äußerte der 
Kriegs- und Domänenrat Pachaly, auch weiterhin der eigentliche Mit- 
arbeiter Hoyms in dieſer Sache, ſich babin:?) „Für eine gänzliche Auf- 
hebung der Untertänigkeit kann ich nicht ſentieren; dadurch würde das 
Band zwiſchen den verſchiedenen Ständen auf dem Lande ganz zerriſſen. 
Der unkultivierte Menſch muß in einer Art von beſtändiger und naher 
Aufſicht bleiben. Die Freiheit kann nur der genießen, der ihrer durch 
Kultur empfänglich iſt, und wie ſelten iſt dieſes der Fall auf dem Lande! 
Er würde ſie mißbrauchen; die Gutsbeſitzer würden aus Mangel an 
Händen, wenn aller Zwang aufhörte, ihre Felder nicht bauen können, 
der Bauer aber ſeine Tage in der Schenke oder auf dem Lager verträumen 
und den Zins, den er doch immer entrichten müßte, am Ende zu bezahlen, 
außerſtande ſein. Dagegen aber glaube ich, daß der ſchleſiſche Gutsbeſitzer 
jetzo in der Lage iſt, wo er etwas aufopfern muß, um das Übrige zu er⸗ 
halten, damit er nicht vielleicht in kurzem genötigt werde, alles oder doch 
den größten Teil fahren zu laſſen. Daß er dieſes könne, zeigt der geſtiegene 
Preis der Produkte und der erhöhte Wert — ſelbſt den Spekulations⸗ 
preis abgerechnet — aller ſeiner Güter. Seine Einnahme vermehrte ſich, 
ſeine Ausgabe an Steuern, Geſinde, Tagelohn blieb bei dem alten. Der 
Ruin der Gutsbeſitzer iſt alſo nicht zu befürchten, aber Beſchränkungen 
macht das allgemeine Wohl, die Erhaltung des Überreſtes und der Genius 
der Zeit notwendig. Wer ſich überkauft hat, wird viel verlieren, vielleicht 
fallen; allein der Fall wäre doch erfolgt, er wird nur beſchleunigt.“ Der 


Stadelmann, T. IV, S. 219 ff.; ſie iſt vom 15. nicht 11. September, vgl. Zie⸗ 
kurſch, S. 258, Anm. 3. 

1) 8. November 1798 Hoym an Goldbeck, als Anlage zwei Gutachten der 
Kammerdirektoren v. Maſſow, v. Bismarck und Reiſel vom 6. Oktober 1798 
(J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 adhibendum). Alle drei waren 
gegen Aufhebung der Erbuntertänigkeit. Maſſow: „Sollen nicht Treue und 
Glauben auf das Wort des Landesherrn wankend gemacht und die wohltätigſten 
Beſtimmungen einer vieljährigen Geſetzgebung auf einmal annulliert werden, ſo 
kann das ſchleſiſche Untertanenverhältnis wohl modifiziert, aber nicht aufgehoben 
werden.“ Bismarck und Reiſel: „Auch würden wir nicht anraten, den perſönlichen 
Untertänigkeitsnexum wenn auch nur ſukzeſſive aufzuheben.“ 

2) 23. September 1798. 
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Kriegsrat Balde ſetzte ſeinem Gutachten!) den bezeichnenden Spruch 
voran: Melius est omnia iura intacta servare quam vulnerata causa 
remedium quaerere.?) Der Glogauer Kammerdirektor v. Maſſow legte 
es Hoym nahe, den König von ſeiner Idee zurückzubringen. Er ging 
nicht fehl, wenn er die Zuverſicht ausſprach, daß der Miniſter gewiß 
darüber wachen werde, daß die wohlerworbenen, noch bei der Huldigung 
beſtätigten Gerechtſamen der Gutsbeſitzer durch keinen Machtſpruch er⸗ 
ſchüttert würden.?) Die Beſorgnis, daß „das unter der Aide glimmende 
Feuer bei der erſten Veranlaſſung entweder im Hirſchberger Kreiſe oder 
in einer andern Gegend des Landes wieder auflodern“ würde, war aber 
jo groß, daß Hoym, auch nachdem die Unruhen im Gebirge nieder- 
geſchlagen waren, nicht ganz um Reformen herumkommen zu können 
glaubte.“) Er machte Goldbeck für Schleſien die Vorſchläge, 1. die Zeit 
des Hofdienſtes zu beſtimmen, 2. den Hoflohn zu erhöhen, 3. ebenfalls 
den Tagelohn der Dienſtpflichtigen auf einen den damaligen Preiſen an⸗ 
gemeſſenen Satz zu bringen und, um eine von dem Sinken des Geld⸗ 
wertes unabhängige Belohnung zu haben, ihn in Getreidedeputat zu 
verwandeln, ſchließlich 4. die Reluition der Spanndienſte durch unab⸗ 
lösliche Getreidezinſen möglichſt zu begünſtigen. Von dieſen beſonderen 
Vorſchlägen für Schleſien wollte Goldbeck zunächſt, wo das den ganzen 
Staat betreffende Gutachten der Geſetzkommiſſion noch nicht hatte er⸗ 
ſtattet werden können, um fo weniger etwas wiſſen, als fie die Aufrecht- 
erhaltung des bisherigen Untertänigkeitsverhältniſſes vorausſetzten, 
alſo in Gegenſatz zu der deutlich geäußerten Willensmeinung des 
Herrſchers ftanden.5) Er forderte Hoym zur Mitzeichnung der von ihm 
am 24. November 1798 dem Generaldirektorium überſandten Schrift⸗ 
ſtücke auf, unter denen die Verordnung an die Landeskollegia wegen 
der Reviſion der Lohntaxen ja den ſchleſiſchen Verhältniſſen Rechnung 
trug. Als dann das Generaldirektorium dieſe Verordnung verwarf, 
ging Goldbeck auf den Vorſchlag Hoym3,®) die Angelegenheit für feine 


1) 24. September 1798. 

2) Ahnlich auch v. Prittwitz an Hoym in einem etwas ſpäteren Schreiben 
vom 12. November 1798: „Im allgemeinen muß die Staatsverwaltung bei der 
gegenwärtigen Stimmung der Gemüter daran liegen, alle rechtmäßigen Autori⸗ 
täten aufrechtzuerhalten.“ Siehe auch Ziekurſch, S. 251. 

3) 6. Oktober 1798 Maſſow an Hoym, Schreiben vom ſelben Datum wie das 
Goldbeck eingereichte Gutachten. 

4) 22. November 1798 Hoym an Goldbeck. 

5) 26. November 1798 Goldbeck an Hoym, vgl. Deßmann, S. 121. 

6) 26. Dezember 1798. 
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Provinz allein weiter zu betreiben, bereitwillig ein, ja er verſuchte, auch 
noch Oſtpreußen einzubeziehen, allerdings vergeblich.!) Goldbeck kam 
es hierbei nur darauf an, die ſchlimmſten Übelftände in Schleſien ſchnell 
abzuſtellen, unbeſchadet aller weitergehenden Pläne des Königs,) 
während Hoym ſyſtematiſch der Abſicht, die Untertänigkeit ſukzeſſive 
ganz aufzuheben, entgegenarbeitete.s) Im Februar fand unter feinem 
Vorſitz eine Konferenz in Breslau ſtatt, zu der er außer den Vertretern 
der Landeskollegien „einige der einſichtsvollſten und gutdenkendſten 
ſchleſiſchen Gutsbeſitzer“ hinzuzog.“) Über die ihnen vorgelegte Skizze 
zu einer Geſinde⸗ und Tagelöhnerordnung gaben die Gutsbeſitzer wie 
erfordert ihre ſchriftlichen Gutachten ab. Dieſe waren derart reform⸗ 
feindlich gefaßt, daß Hoym dadurch noch in ſeiner ablehnenden Haltung 
beſtärkt wurde. So ſprachen ſich der Graf Magnis und der Major von 
Pannewitz mit Heftigkeit gegen jegliche willkürliche Abänderung aus. 
Nur einer der Anweſenden, der Freiherr von Welczeck, machte den Vor⸗ 
ſchlag, ſtatt der direkten, ſofortigen Erhöhung des Geſindelohns die Erb⸗ 
untertänigkeit allgemein aufzuheben, um ſo allmählich und indirekt das 


1) In zwei ſehr dringlichen Schreiben vom 31. Dezember 1798 und 10. Januar 
1799 forderte er Schroetter auf, mit Hoym und ihm gemeinſame Sache zu machen. 
Am 14. Januar erfolgte eine Antwort, bei der man nicht ſagen kann, ob Schroetter 
den Großkanzler mißverſtanden hat oder hat mißverſtehen wollen. Der Minifter 
erbat nämlich eine weitere kleine Friſt, da die Sache als zur gemeinſchaftlichen 
Beratung des Generaldirektoriums gehörig ſchon mehr Zeit erfordere, außerdem 
aber erſt das Gutachten der Stände darüber einzuholen ſei. Anſcheinend haben 
die beiden ſich dann mündlich beſprochen. Goldbeck ſandte eine Abſchrift des von 
ihm und Hoym dem König wegen der ſchleſiſchen Lohntaxen eingereichten Berichtes 
an Schroetter, wies auch noch auf den Antrag der oſtpreußiſchen Stände hinſicht⸗ 
lich des Geſindelohns hin, ohne aber den Miniſter für ſeinen Wunſch zu gewinnen 
(Geh. St. A. Generaldirektorium. Generaldepartement. Tit. XLI, Nr. 69. J. 
M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15, vol. I). 

2) 24. Januar 1799 Goldbeck an Hoym. 

3) In den Akten findet ſich kein Beleg dafür, daß der Großkanzler Hoym 
beſchworen hätte, dem Könige Reformen vorzuſchlagen, um den Herrſcher von 
ſeiner urſprünglichen Abſicht abzubringen, wie Ziekurſch, S. 259, es ausführt. 
— Die Darſtellung Deßmanns, S. 119 ff., gibt ein ganz falſches Bild von dem 
Einfluß der ablehnenden Haltung des ſchleſiſchen Adels auf die Entſchließungen 
des Königs. Erſt nach dem Bekanntwerden der Verordnung vom 18. Juli 1799, 
alſo von Ende Oktober 1799 an, traten die Gutsbeſitzer mit ihren Immediatein⸗ 
gaben an den König heran. 

4) 28. Januar 1799 Hoym an Goldbeck. Konferenzprotokoll vom 14. bis 
19. Februar 1799. 


Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen 283 


erwünſchte Ziel zu erreichen. Hoym ließ nun den Gedanken, den Tage⸗ 
lohn der robotenden Untertanen zu erhöhen, fallen und beantragte beim 
König nur den Erlaß einer neuen Geſindeordnung und wie ſchon im 
September die Einſetzung einer beſonders zu inſtruierenden Urbarien⸗ 
kommiſſion für das Gebirge, wo der Druck am ſtärkſten ſei.) Beyme 
glaubte, dieſer Wendung der Dinge nicht ruhig zuſehen zu können.“) 
Goldbeck, der von anderer Seite über den Verlauf der Breslauer Kon⸗ 
ferenz orientiert war,?) mißbilligte ebenfalls die ſehr unzeitige Nachſicht 
gegen die Gutsbeſitzer und ließ es Beyme gegenüber an einer ſcharfen 
Kritik nicht fehlen.“) „Da die Auswahl der zu dieſen Konferenzen zu⸗ 
zuziehenden Gutsbeſitzer lediglich von des Herrn Etatsminiſters Hoym 
Exz. abhing, ſo iſt es ſchon auffallend, daß die Mehrheit derſelben Ge⸗ 
ſinnungen geäußert, welche den königlichen Abſichten nicht entſprechen, 
und man überzeugt ſich leicht, daß dieſe Außerungen auf den Beſchluß, 
wie die ferneren Geſchäfte der Kommiſſion einzuleiten, den größten Ein⸗ 
fluß gehabt. Wenn man gleich zugegeben, daß dem Untertanen Hilfe 
geſchafft werden könne und müſſe, ſo will man doch dieſes gern ſo lange 
als möglich verſchieben und auch, wenn man ſich durch zu lautes Murren 
der Untertanen dazu entſchließen muß, die Hilfe nur kärglich austeilen, 
weil man die Begünſtigung der Dominiorum als das Weſentlichſte an⸗ 
ſieht.“ Beide erwirkten eine Kabinettsorder an Hoym, in der zum Teil 
in wörtlicher Anlehnung an das Schreiben Goldbecks an Beyme die Er⸗ 
höhung des Tagelohns gefordert und die Beſchränkung der Reform auf 
die Gebirgskreiſe verworfen wurde.?) Sie hatten aber den auf der Gegen⸗ 
ſeite den Reformen entgegengeſetzten Widerſtand unterſchätzt. Hoym 
verſchanzte ſich nun hinter ſeine auf Grund der langen Erfahrung gute 
Kenntnis vom Charakter der Schleſier und erklärte, die Verantwortung 
für die Folgen einer ſolchen Reform beſonders bei den fortwährenden 
Kriegsunruhen in der Nachbarſchaft nicht auf ſich nehmen zu können.“) 
In einer geheimen Inſtruktion wollte er der Lokalkommiſſion im Gebirge 
die Vollmacht geben, den Herrſchaften Vorſtellungen und Feſtſetzungen 
zu machen, in den Augen der Untertanen aber ſollte jegliche Erleichterung 


1) 22. Februar 1799. 7. September 1798. 

2) 1. März 1799 Beyme an Goldbeck. 

3) 24. Februar 1799 Schlechtendal, der Präſident der Oberamtsregierung 
zu Breslau, an Goldbeck, als Anlage ein Bericht des Oberamtsregierungsrates 
Grafen von Dankelmann. 

4) 3. März 1799. 

5) 5. März 1799. 

6) 16. März 1799 Immediatbericht Hoyms. 
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als freie Bewilligung der Herrſchaft erſcheinen. Wieviel Hoym daran lag, 
mit ſeinen Anſichten durchzudringen, zeigte ſich darin, daß er ſich ſogar 
perſönlich an Beyme wandte, was ſonſt bei ihm nicht üblich war. Obwohl 
Beyme und Goldbeck die Parteilichkeit Hoyms durchſchauten, obwohl 
ſeine Argumente beſonders Goldbeck nicht überzeugten, hielten ſie es 
doch für geratener, ihm nachzugeben, da ſie ſich von Maßregeln, denen 
der Provinzialminiſter entgegenarbeiten würde, keinen Erfolg ver⸗ 
ſprachen.!) In dieſem Sinne erging dann am 26. März 1799 wiederum 
eine Kabinettsorder an Hoym, nach der die den Tagelöhnern zu verſchaf⸗ 
fende Erleichterung dem Ermeſſen der einzelnen beſſer zu organiſierenden 
Urbarienkommiſſionen überlaſſen werden ſollte. Inzwiſchen war der 
Entwurf zu der ſchleſiſchen Geſindeordnung von den damit beauftragten 
Glogauer Beamten fertiggeſtellt,?) und zwar unter Berückſichtigung 
der auf der Breslauer Februarkonferenz vorgebrachten Wünſche. Das 
Ergebnis war dementſprechend ungünſtig, eine geringe Erhöhung des 
Lohns und gewiſſe Feſtſetzungen über Koſt und Lager des untertänigen 
Geſindes waren eigentlich die einzigen vorgeſehenen Erleichterungen. 
Die Geſetzkommiſſion, welcher der Entwurf zur Begutachtung vorgelegt 
wurde, hielt mit ihrer Kritik nur darum zurück, weil ſie annahm, daß es 
fich um proviſoriſche Beſtimmungen bis auf ruhigere Zeiten handele.?) 
Sie beanſtandete aber hauptſächlich die Beibehaltung des Schutzgeldes, 
das die mit herrſchaftlicher Erlaubnis auswärts dienenden Untertanen 
ihrem Gutsherrn jährlich zahlen mußten, und forderte in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Allgemeinen Landrecht, daß ein einziges Kind den 
Eltern auch dann, wenn es in der elterlichen Wirtſchaft entbehrlich wäre, 
nicht genommen werden folle.4) In dieſen Punkten gab Hoym, wenn 
auch in bezug auf das Schutzgeld nur ſehr widerſtrebend, nach, verſagte 
fich aber weitergehenden, dringlichen Wünſchen Goldbecks vollkommen.“) 
Der Großkanzler unterzeichnete nun zwar den Bericht an den König 
und den Entwurf, wurde aber in einem Promemoria bei Beyme vor⸗ 
ſtellig. s) Er vermied einen offiziellen Bericht an den König, damit Hoym 
eine Ablehnung ſeiner Pläne als aus dem freien Willen des Herrſchers 
gefloſſen erſcheine und er ſo zur Mäßigung gebracht werde. Goldbeck 


1) 24. März 1799 Beyme an Goldbeck, 25. März Goldbeck an Beyme. 

2) 13. März 1799. i 

3) 10. April 1799 Gutachten der Geſetzkommiſſion. 

4) Ziekurſch S. 260 ſchreibt dieſe Beſtimmung irrtümlich dem von Hoym ein⸗ 
gereichten Entwurf zu. 

5) 23. April 1799 Goldbeck an Hoym, 28. April Hoym an Goldbeck. 

6) 7. Mai 1799 mit Promemoria vom 8. Mai. 
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wollte Hoym die Möglichkeit abſchneiden, alle etwaigen Folgen, die 
doch meiſt von des Provinzialminiſters Willkür abhängen würden, auf 
ſeinen Mitarbeiter zu ſchieben. In der Tat erging dann auch am 15. Mai 
1799 eine Kabinettsorder an Hoym und Goldbeck, ) in der der König 
ſeine Unzufriedenheit mit dem eingereichten Entwurf ausſprach und in 
ſehr enger Anlehnung an die Ausführungen des Goldbeckſchen Prome⸗ 
moria nachdrücklich weitere Erleichterungen forderte, und zwar ſollten 
dieſe in einem beſonderen Geſetz, leicht überſichtlich für den einfachen 
Mann zuſammengeſtellt, nicht wie Hoym es immer gewünſcht hatte, 
in einer Geſindeordnung verſteckt werden.?) Unter anderm ſollte 1. der 
Dienſt für den niedrigen Lohn nicht länger als drei Jahre gefordert werden 
können, 2. der Herrſchaft nicht freiſtehen, die Dienſtjahre in ſechs Sommer⸗ 
halbjahre zu teilen, 3. auch Eltern mit mehreren Kindern auf Verlangen 
wenigſtens ein Kind gelaſſen werden, 4. beim Anlegen des Halseiſens 
für das weibliche und Einſetzen in den Stock für das männliche Geſinde 
die Strafzeit auf 1 bis 2 Stunden beſchränkt werden. Hoym, der gerade 
im Begriff war, ein Publikandum zu entwerfen, das den Untertanen 
den falſchen Wahn von gänzlicher Befreiung aus der Untertänigkeit 
nehmen ſollte, war bitter enttäuſcht.s) Gerade in jenen Tagen liefen 
aber bei ihm Nachrichten von Unruhen im Toſter und Beuthener Kreiſe 
ein.“) Dies war ſicherlich der Grund, daß er den Fortgang der Verhand⸗ 
lungen nicht ganz durch paſſiven Widerſtand hemmte, ſondern weiterhin 
daran Anteil nahm,) obwohl er aus dem erſten Gefühl der Entrüſtung 
heraus die weitere Behandlung der Angelegenheit krankheitshalber 
Goldbeck übergeben hatte.?) So kam denn die „Verordnung wegen der 
den Untertanen im Herzogtum Schleſien und der Grafſchaft Glatz zu 
verſchaffenden Erleichterungen vom 18. Juli 1799“ zuſtande.7) An zwei 
Punkten war hierin noch auf Hoyms Vorſtellen der Wunſch des Königs, 


1) Stadelmann, T. IV, S. 59f. gibt einen Auszug aus der K. O., hier ſind 
einzelne Teile ſo umgeſtellt, daß die Vorſchläge der Geſetzkommiſſion als königliche 
Willensäußerung erſcheinen. 

2) Die Bedeutung, welche die Stellungnahme des Königs für dieſe Frage 
gehabt hat, iſt hiernach geringer, als ſie Ziekurſch (S. 261) und Deßmann (S. 124) 
ohne Kenntnis der Kabinettsakten (Geh. St. A. Rep. 89, 121 E) erſchienen iſt. 

3) 28. Mai 1799 Hoym an Goldbeck. 

4) Ziekurſch, S. 246. 

5) 14. Juni 1799 Hoym an Goldbeck. 

6) Nach Grünhagen, Zerboni und Held, S. 198, war Hoym tatſächlich im 
Frühjahr 1799 ſchwer krank. 

7) Korns Neue Ediktenſammlung, Bd. VI, S. 335 ff. 
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wie ihn die Kabinettsorder vom 15. Mai anzeigte, unberüdfichtigt ge⸗ 
blieben. Statt der vorgeſehenen Erhöhung des Lohnes um / waren 
von Hoym vorgeſchlagene Minimalſätze — für Nieder⸗ und Oberſchleſien 
verſchiedene — aufgenommen, außerdem war zugeſtanden, daß auf dieſes 
Minimum an Geld die dem Geſinde gewohnheitsmäßig gelieferten 
Naturalien, wie Hemden, Schürzen, Leinwand, Flachs oder Leinausſaat, 
in Anrechnung gebracht werden jollten.!) Im übrigen war den Wünſchen 
des Königs und den Vorſchlägen der Geſetzkommiſſion Rechnung ge⸗ 
tragen. Eine irgendwie weſentliche Anderung in den gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
lichen Verhältniſſen Schleſiens bedeutete die Verordnung nicht, wenn 
auch der Wegfall des Schutzgeldes und die Lohnerhöhung für einzelne 
Gutsbeſitzer nicht unbeträchtliche pekuniäre Einbußen zur Folge haben 
mußten. Hoym gab aber auch nach dem Erlaß der Verordnung den 
Kampf gegen die unliebſamen Neuerungen nicht auf. Die im zweiten 
Abſchnitt des Edikts vorgeſehene Inſtruktion der Urbarienkommiſſionen 
diente ihm zum Vorwand, um die Publikation monatelang hinaus⸗ 
zuſchieben. Die Verhandlungen, die in dieſer Zeit zwiſchen Hoym und 
Goldbeck über die Inſtruktion der Kommiſſionen, die auf Erleichterung 
der drückenden Untertanendienſte, Erhöhung des Robotlohnes und 
Verbeſſerung der Koſt hinwirken ſollten, gepflogen wurden, zeigten 
wieder dasſelbe Bild wie die vorhergehenden: Hoym immer beſorgt, die 
althergebrachten Rechte des Adels zu wahren, Goldbeck, vor allem um 
die Zufriedenheit ſeines Königs zu erringen, beſtrebt, die gedrückte Lage 
der Bauern zu bejjern.?2) Hoym äußerte fich damals dem Geh. Kriegsrat 
Baron von Arnold gegenüber: „Sollten Sie meine in dieſer äußerſt 


1) Hierbei machte Hoym geltend, daß das Geſinde dort, wo der Flachsbau 
ſtark betrieben werde, nur wenig baren Lohn, aber deſto mehr an Naturalien 
erhalte. An den in ſeinem Entwurf pro minimo ausgeworfenen Sätzen rühmte er, 
daß ſie zum größten Teil noch höher ausfielen als die nur für fremdes Geſinde 
gedachten Lohnſätze der Ordnung von 1676. 

2) Um die Sache in die Länge zu ziehen, verquickte Hoym mit der Frage der 
Dienſterleichterung eine Umwandlung der Urbarienkommiſſionen. Die von ihm 
vorgeſchlagene Einrichtung von 3 Haupturbarienkommiſſionen und 48 Kreis- 
kommiſſionen würde nach ſeiner eigenen Rechnung nicht weniger als 80000 T. 
jährlich gekoſtet haben. (6. September 1799 Hoym an Reck.) Von dem in der 
Urbarienfrage dazugezogenen Juſtizminiſter Freiherrn von der Reck war für die 
Bauern auch nichts Gutes zu erwarten. Goldbeck ſagte über ihn: „v. d. Reck hat 
mir geſagt, daß die Bauern allgemein geglaubt, daß er geſchickt ſei, alle Dienſte 
aufzuheben, und daß ſie ihn daher gefahren hätten, wie er noch niemals gefahren 
worden. Ach, keinen Schritt hätten ſie ihn gefahren, wenn ſie ſeine Geſinnungen 
über dieſen Punkt gekannt hätten.“ (17. Oktober 1799 Goldbeck an Beyme.) 


Die Beftrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen 287 


wichtigen Materie verhandelten Akten leſen, ſo würden Sie dann mit 
mir Beruhigung finden, daß von der anfänglichen Idee, alle Unter⸗ 
tänigkeit aufzuheben, bloß die wenigen Reſultate ſtehen geblieben, welche 
in einigen Verordnungen nächſtens erſcheinen werden.““) So konnte 
Goldbeck mit Recht über den heimlichen böſen Willen klagen, mit dem 
Hoym alle irrezuleiten bemüht jet.) Endlich, Ende Oktober, wurde die 
Verordnung vom 18. Juli in der Breslauer Zeitung bekannt gemacht) 
und die Publikation den zuſtändigen Behörden befohlen. “)“ — Schon 
im Mai, als die Geſetzkommiſſion auf Abſchaffung des Schutzgeldes 
drang, hatte Hoym mehreren Gutsbeſitzern des Glogauer Kreiſes anheim⸗ 
geben laſſen, deswegen beim König vorſtellig zu werden.?) Sowie nun 
die Verordnung vom 18. Juli auf dem Lande bekannt wurde, traten 
die Gutsbeſitzer in faſt jedem Kreiſe zuſammen, um ſich zu Immediat⸗ 
vorſtellungen beim König zu vereinigen. Eine wahre Flut von Bitt⸗ 
ſchriften ergoß ſich nach Berlin. Hoym tat nichts, um die Entrüſtung 
zu dämpfen, er erklärte ſich für nicht zuſtändig in der Sache, verwies 
die vielen Klagenden, die auch bei ihm Hilfe ſuchten, an die Oberamts⸗ 
regierungen, an den König. Eigentlich enthielten die verſchiedenen Ein⸗ 
gaben eine durchgehende Ablehnung des Befohlenen. Die Einſchrän⸗ 
kungen beim Dienen, ſo der auf drei Jahre begrenzte Zwangsdienſt um 
geringen Lohn, das Aufhören der Dienſtpflicht beim 30. reſp. 35. Lebens- 


1) 5. Oktober 1799. 

2) 27. Oktober 1799 Goldbeck an Beyme. 

3) In der K. O. vom 2. November 1799 (Geh. St. A. Rep. 89, 59 Minüten 
von Beyme), die gewiſſermaßen eine Generalabrechnung über Hoyms Verhalten 
in der Bauernfrage enthielt, forderte der König von dieſem auch ſchleunige Er⸗ 
ledigung der Urbarienangelegenheit. Am 5. November erging dann eine geheime 
Inſtruktion, für die ſchon die Einleitung charakteriſtiſch war. „Obgleich S. Kgl. M. 
keineswegs geneigt find, die Verhältniſſe der Erbuntertanen im Herzogtum Schleſien 
und der Grafſchaft Glatz aufzuheben oder ihnen im allgemeinen auf Koſten der 
Gutsherrſchaften Verbeſſerungen zu verſchaffen, ſo wollen jedoch Allerhöchſt⸗ 
dieſelben den einer Unterſtützung unentbehrlich bedürfenden Gemeinden im Hof⸗ 
dienſt inſoweit Erleichterungen angedeihen laſſen, als die Kultur der herrſchaft⸗ 
lichen Güter geſtattet.“ Für den weiteren ungünſtigen Verlauf der Urbarien⸗ 
angelegenheit vergl. Ziekurſch, S. 268 ff. 

4) Dafür, daß dieſe nicht zumeiſt unterblieb, wie Ziekurſch, S. 263 f. es dar⸗ 
ſtellt, ſpricht unter anderem eine Unterſuchung, die auf Grund einer Anzeige des 
Generalfiskals Berger gegen einen Landrat wegen verzögerter Veröffentlichung 
eingeleitet wurde (St. A. Br. Rep. 199, M RV, Nr. 50, vol. V). Dafür ſprechen 
auch die vielen Beſchwerden des Adels. 

5) 3. Mai 1799 Hoym an Maſſow, 21. Mai deſſen Antwort. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXIV. 2. 19 
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jahr, die Verpflichtung zur Erteilung einer unbedingten Erlaubnis zum 
Auswärtsdienen und die bedingungsloſe Freigabe eines Kindes vom 
Zwangsgeſindedienſt, wurden als verderblich bezeichnet, die zugelaſſenen 
Strafen als viel zu milde verworfen. Nur einige Kreiſe ſtimmten der 
Erhöhung des Lohnes als der Zeit entſprechend zu, meiſtens ſolche, wo 
man ſchon freiwillig zu dieſer Verbeſſerung der Lage des Geſindes ge⸗ 
ſchritten war; im übrigen erregten gerade die Beſtimmungen, die eine 
finanzielle Einbuße bedingten, ſo beſonders die über das Schutzgeld, die 
Entrüſtung der Betroffenen. Zu maßloſen Übertreibungen ließ man 
ſich hinreißen. Ruin des Adels, dieſer erſten Stütze des Throns, des 
ganzen Staates, Revolution bezeichnete man als notwendige Folge der 
doch wahrlich nicht weitgehenden Anderungen.!) Hoym ſelbſt begab 
ſich nach Berlin, um im Intereſſe des Adels eine Abänderung mehrerer 
Punkte der Verordnung zu erwirken.?) Vor dem geſchloſſenen Wider⸗ 
ſtand wich Friedrich Wilhelm III. einen Schritt zurück. Die Deklaratio 

der Juli⸗Verordnung vom 31. Dezember 17993) war zwar ficht so 
weilgehend wie- Hohm und der ſchleſiſche Adel es wünſchten, wie ſich 
denn der Adel auch dabei noch nicht beruhigte, ſie führte aber z. B. das 


1) Immediateingabe der Stände des Nanslauiſchen Kreiſes vom 31. De- 
zember 1799: „Wir ſprechen von zwei Geſetzen [Verordnung vom 18. Juli und 
Deklaration vom 14. Auguſt 1799, die Reluition der Spanndienſte betreffend], 
welche mit unſerer Gerechtſame und folglich mit der Exiſtenz des ſchleſiſchen Land⸗ 
ſtandes nicht vereinbar find und dem Bauer auf der Leichenſtätte feines Grund- 
herrn einen Freiheitsbaum errichten.“ — „Sie werden in einer kurzen Reihe von 
Jahren unſere Dörfer in Wüſtung und den Landſtand zum Bettler umſchaffen, 
und der Bauer wird mit ſeinen nackenden Kindern den Thron des Monarchen 
beſtürmen, denn der Landſtand wird ihm keine Stütze mehr ſein können.“ Der Graf 
Magnis, „einer der einſichtsvollſten und gutdenkendſten“ Gutsbeſitzer, die zu der 
Breslauer Konferenz zugezogen waren, vertrat ähnliche Anſchauungen. Er wandte 
ſich mit einer ſehr umfangreichen Abhandlung an Hoym, Goldbeck auch an Blumen⸗ 
thal. Goldbeck äußerte Beyme gegenüber dazu: „Die guten Preußen denken gewiß 
im allgemeinen beſſer als die Schleſier. Ich habe von dem Grafen Magnis aus dem 
Glatziſchen über die neueren Verfügungen eine Ausführung erhalten, die kein Emig⸗ 
rierter mit den verdorbenſten Grundſätzen über den Adel, kein tres haut et très 
puissant Seigneur ärger äußern kann. Der Adel iſt nach ihm die einzige Stütze des 
Throns.“ (30. Januar 1800, Geh. St. A. Rep. 89, 60 C.) Vergl. über eine andere 
Schrift des Grafen Magnis Deßmann, S. 125 ff. u. L. Jacobi, Ländliche Zuſtände 
in Schleſien während des vorigen Jahrhunderts, Breslau 1884, S. 59 ff. 

2) Berlin, 13. Dezember 1799, Hoym an das Juſtizminiſterium, 16. Dezember 
Hoym an Beyme mit Promemoria vom 15. Dezember. 

3) Korns Neue Ediktenſammlung, Bd. VI, S. 484 ff. 
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eben abgeſchaffte Schutzgeld tatſächlich wieder ein. — In den Verhand⸗ 
lungen über dieſe Deklaration ſtand gerade Hoym mit Goldbeck, als bei 
dieſem das Gutachten der Geſetzkommiſſion einging. Prinzipiell hatte 
ſich der Großkanzler bis dahin zu der Frage der gänzlichen Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit nicht geäußert, obwohl ja ſeine Haltung bei den 
Vorverhandlungen mit dem Generaldirektorium eine gewiſſe Ablehnung 
verraten hatte. In der Tat lagen ihm die neuen Gedanken, wie ſie in 
dem Plan des Königs zum Ausdruck kamen, fern; er war darum aber 
keineswegs bauernfeindlich. Sein Hauptbeſtreben war ſtets dahin ge⸗ 
richtet, die Zufriedenheit ſeines Königs zu erringen. Wenn er nun in 
der Folge ſich in Gegenſatz zu den Reformplänen des Königs ſtellte, ſo 
waren dabei ſicherlich die Erfahrungen in der ſchleſiſchen Angelegenheit 
nicht ohne Bedeutung. Goldbeck hatte eine Vorahnung von den Wider- 
ſtänden bekommen, die in dieſer Provinz bei einer weitgehenden Reform 
zu bekämpfen ſein würden. Abgeſehen von der reformfeindlichen Haltung 
des Adels hätte in Schleſien ein Reformer ja tatſächlich beſondere 
Schwierigkeiten zu überwinden gehabt. Die Gärung unter dem Land⸗ 
volk, die ſich ſeit Jahren immer wieder in kleinen Aufſtänden Luft machte, 
gebot hier beſondere Vorſicht. Hier, d. h. beſonders in den Gebirgskreiſen 
Niederſchleſiens, floſſen dem Adel aus der Erbuntertänigkeit mehr Ein⸗ 
nahmen zu als in den andern Provinzen.!) So geſchah es, daß der 
Großkanzler, der ſolange Hoym offen und verſteckt entgegengearbeitet 
hatte, nun dieſen als Helfer im Bund gegen die vom Könige geplante 
Reform zu gewinnen ſuchte, allerdings vergeblich.“ 

Der Entwurf der Dezember⸗Deklararion war bei Eingang des Gut⸗ 
achtens der Geſetzkommiſſion faſt fertig geſtellt. Goldbeck befürchtete, 
daß der König bei Vorlegung dieſes Entwurfs Anlaß nehmen könne, 
über das lange Ausbleiben des am 25. Juli 1798 geforderten Gutachtens 
ſein Mißfallen zu äußern; ſo entſchloß er ſich, gleichzeitig den Bericht 


1) Vergl. Keil, Die Landgemeinde, Anlage A. 

2) 31. Dezember 1799 Goldbeck an Beyme: „Im Grunde bin ich mit Hoym, 
im Vertrauen geſagt, gar nicht zufrieden. Es entwiſchte ihm einmal, zu ſagen, daß 
er vor ſeiner Abreiſe den Landräten ſchriftlich verſprochen habe, daß es in Anſehung 
des Schutzgeldes und der Erbuntertänigkeit überall bei dem alten bleiben ſolle. 
Hiernach hätte ich erwarten können, daß er wegen der Erbuntertänigkeit mit mir 
gemeinſchaftliche Sache machen würde. Aber ungeachtet er überall meiner Meinung 
war, meinen Bericht für ein Meiſterſtück, ihm aus der Seele geſprochen, erklärte, 
ſo wollte er doch ſich jetzt auf nichts einlaſſen und proteſtierte ſogar, daß ich von 
ſeiner Einſtimmung nichts erwähnen möchte. Es iſt klar, daß ich nach ſeiner Meinung 
die Gefahr übernehmen ſoll und er den Vorteil genießen will.“ 
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der Geſetzkommiſſion vorläufig zur Einſicht vorzulegen und fein eigenes 
Gutachten beizufügen, mit dem Generaldirektorium aber erſt ſpäter 
wegen des geforderten gemeinſchaftlichen Berichts in Unterhandlung zu 
treten.) In dem Goldbeckſchen Bureau wurde auf das eifrigſte an den 
verſchiedenen Schriftſtücken gearbeitet, ſo daß die Schleſien betreffende 
Deklaration und das Gutachten mit den Berichten dazu ſchon am 31. De⸗ 
zember 1799 an den Hof abgehen konnten. Das Gutachten über die Frage 
der Erbuntertänigkeit ſtammte aus der Feder des Geh. Oberjuſtizrates 
Baumgarten, deſſen Klugheit, Fleiß und Aufopferung ſein Vorgeſetzter 
ſchon bei den ſchleſiſchen Verhandlungen zu rühmen Gelegenheit ge⸗ 
Thabt hatte.?) Goldbeck vertrat den Gedanken, daß die perſönliche Be- 
freiung der Untertanen nicht ratſam ſei, daß die ſchädlichen Folgen der 
Erbuntertänigkeit aber auch ohne ihre Aufhebung durch geſetzliche, den 
Provinzialverfaſſungen angemeſſene Modifikationen beſeitigt werden 
könnten. Er ſetzte ſich zunächſt im einzelnen mit der von der Geſetz⸗ 
kommiſſion eingehend begründeten Behauptung auseinander, daß der 
königlichen Abſicht wenig Schwierigkeiten im Wege ſtänden, und ſuchte 
dann unter Benutzung der ſchon ausgeführten Gedanken den Beweis 
zu erbringen, daß der mit einer ſolchen Neuerung unzertrennlich ver⸗ 
bundene Schaden die Vorteile weit überwiege, um ſo mehr, da dieſe ja 
auch auf anderm Wege zu erreichen ſeien. Die Berückſichtigung folgender 
Punkte ſchien ihm hinreichend, um jeden Mißbrauch der gutsherrlichen 
Gewalt abzuſtellen und den Untertanen die wünſchenswerten Erleichte⸗ 
— rungen zu verſchaffen: 1. Der Untertan iſt gegen Mißhandlungen von 
ſeiten des Gutsherrn oder ſeiner Verwalter zu ſichern. 2. Durch Erblich⸗ 
machung der Höfe oder ſonſtige Feſtſetzungen iſt dem Untertanen die 
Gewißheit zu geben, daß er nicht ohne ſeine Schuld vom Hofe vertrieben 
werden kann und daß auch ſeinen Kindern und Erben die Früchte ſeines 
Fleißes zugute kommen werden. 3. Für angemeſſene Erhöhung des Ge⸗ 
ſinde⸗ und Tagelohns und hinlängliche Beköſtigung des Geſindes iſt zu 
ſorgen, auch dafür, daß den Eltern die zum eigenen Betrieb ihrer Wirt⸗ 
ſchaft unentbehrlichen Kinder nicht entzogen werden. 4. Der Untertan 
iſt in bezug auf das Heiraten und die Anſäſſigmachung gegen willkür⸗ 
liche und eigennützige Behandlung ſicherzuſtellen. 5. Die Fälle ſind 
genau zu beſtimmen, in welchen die Entlaſſung unentgeltlich oder gegen 
Entrichtung eines Loskaufsgeldes gefordert werden kann. 6. Das Los 
kaufsgeld iſt nach angemeſſenen Sätzen zu regulieren. Das hieß, ab⸗ 
1) 31. Dezember 1799 Wolbeck Begleitbericht an den König, Geh. St. A. 

Rep. 89, 20 A. 

2) Über Baumgarten ſiehe Stölzel, Suarez, S. 176 f. u. 442. 
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geſehen von der Forderung, den Geſinde⸗ und Tagelohn zu erhöhen und 
das Loskaufsgeld angemeſſen zu beſtimmen, nichts weiter, als den Feſt⸗ 
ſetzungen des Allgemeinen Landrechts in der Provinzialgeſetzgebung 
Rechnung tragen. Von anderen wirklichen Verbeſſerungen des bäuer⸗ 


lichen Zuſtandes riet der Großkanzler auf das entſchiedenſte ab, indem . 
er eine Aufzählung der ſchädlichen Folgen ſolcher Schritte in langer Reihe E 


anfügte. 1. Die Gutsherren würden über Machtſprüche ſeufzen, durch die s 
ihre rechtmäßig erworbene und landesherrlich beftätigte Gerechtfame gee ' 
ſchmälert und ihnen beim Kauf der Güter berechnete Vorteile entzogen 
würden. 2.) Der Wert der Güter werde zum Nachteil der Gläubiger 
und beſonders zum Schaden der landſchaftlichen Kreditſyſteme merklich 
verringert werden. 3.) Die Furcht vor weiteren ähnlichen Schmälerungen | 
der gutsherrlichen künfte werde für den allgemeinen Kredit ver. | 
derblich ſein. 4 Da die bei den Darlehnsgeſchäften zugrunde gelegten 
Taxen wegen des verminderten Güterertrags herabgeſetzt werden müßten, 
feien viele Aufkündigungen und ſchließlich der Ruin mancher jetzt wohl⸗ 
habenden Familien zu ee 6. Einnahmen des Staates würden 
verringert werden, da die Gutsherren zu einem Erlaß der Steyern, ent⸗ 
ſprechend den ihnen entgehenden Vorteilen, berechtigt feien. 6.) Würde — 
das Band zwiſchen Gutsherren und Untertanen aufgelöft, jo liege die 
Sorge für alte, gebrechliche oder ins Unglück geratene Untertanen nicht 
mehr dem Herrn, ſondern dem Staat Ox Erziehung unbemittelter 
Waiſen bäuerlichen Standes werde der Staat zu übernehmen haben. 
© Sehr beträchtliche Fonds feien nötig, um beim In⸗das⸗Feld⸗Rücken 
der Armee die zurückbleibenden Weiber und Kinder der Soldaten bäuere 
lichen Standes, die fich nicht ſelbſt ernähren könnten, zu verſorgen. 6. Die 
verabſchiedeten Unteroffiziere und Soldaten, die zum Ackerbau um- 
tauglich ſeien, müſſe der Staat peroniere 10) Die Gutsherren könnten — 
nicht mehr wie bisher verpflichtet ſein, für die ungeſäumte Wieder⸗ 
beſetzung der erledigten Bauern⸗ und Koſſätenhöfe einzuſtehen. In 
den dürftigen Gegenden würden die zum Betrieb der herrſchafklichen 
Wirtſchaft nötigen Arbeiter fehlen oder diefs ungewöhnlich hohe Forde⸗ 
rungen an Lohn und Bekoöſtigung ftellen.{ 12. Das unausbleibliche häufige 
Herumziehen der Familien werde für das Kantonweſen ſehr ſtörend ſein 
und die Kontrollen er (18) De Zahl der bei ſchlechten Kon⸗ 
junkturen dem Staate zur Laſt fallenden Fabrikarbeiter und ſolcher Leute, 
die wegen großer Konkurrenz als Offizianten im Dienſt des Staates 
kein Unterkommen hätten finden können, werde ſich bedenklich mehren. 


1) Nicht immer kamen die Gutsherrn dieſer Verpflichtung nach, vergl. Ziekurſch, 
S. 118 f.; Holſtein⸗Beck, Wechſelwirtſchaft, S. 244. 
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Vollends unangebracht erſchien es dem Großkanzler, ohne weſentliche 
Verbeſſerungen des bäuerlichen Zuſtandes bloß eine Anderung in der 
Benennung vorzunehmen. Das ſo nötige Anſehen der Gutsherrſchaften 
würde dadurch ſehr geſchwächt werden, der vom Gleichheits⸗ und Freiheits⸗ 
ſchwindel angeſteckte Landmann würde jedes Mittel ergreifen, um ganz 
frei zu werden. Für den Fall, daß der König dennoch die Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit wünſchen ſollte, verwies Goldbeck auf die Darlegung der 
Minorität der Geſetzkommiſſion, daß es ſich zurzeit nur um vorbereitende 
Einleitungen handeln könne. Er ging die einzelnen Befreiungsvorſchläge 
kritiſch durch. Gegen die Forderung: „Niemand darf einen freien Menſchen 
als Erbuntertanen anſetzen“ machte er in der Überzeugung von der Nütz⸗ 
lichkeit der Einrichtung geltend, daß ſie den freien Willen ungebührlich 
beſchränken würde; der Staat unterſage ſonſt nur Verträge, die dem allge⸗ 
meinen Beſten oder dem übereilten oder überliſteten Intereſſenten ſchädlich 
ſein könnten. Den Plan, Untertanen nach zehn Jahren Kriegsdienſt unent⸗ 
geltlich zu entlaſſen, und die verſchiedenen Vorſchläge zur Befreiung der 
Kinder verwarf er hauptſächlich darum, weil die den Gutsbeſitzern zu ge⸗ 
währende Entſchädigung von dem Staat ſehr große Aufopferungen er⸗ 
fordern würde.“) Mit dem Hinweis auf die in der Entſchädigungsfrage 
liegende Schwierigkeit berührte Goldbeck den Kern der Sache. In ſeiner 
Beſorgnis ging er aber entſchieden zu weit, wenn er, durch die Unruhen in 
Schleſien offenbar beeinflußt, von einer ſofortigen Befreiung der Do⸗ 
mänenbauern dort, wo ſie noch nicht erfolgt war, abriet, weil die übrigen 
bäuerlichen Einſaſſen dadurch zu größerer Unzufriedenheit gereizt und ver⸗ 
anlaßt werden könnten, durch unzuläſſige Mittel den Zeitpunkt ihrer Be⸗ 


freiung zu beſchleunigen. Der Großkanzler ſchloß ſein Gutachten, indem er 


unter Hinweis auf die in Schleſien getroffenen Einleitungen noch einmal 
ſeinen Plan empfahl, den Untertanen durch die Provinzialgeſetzgebung 
die erwähnten Erleichterungen zu verſchaffen, alles übrige aber dem frei⸗ 
willigen Übereinkommen der Herrſchaften und Untertanen zu überlaſſen. 
Am 4. Januar 1800 wurde das Gutachten der Geſetzkommiſſion an 
Goldbeck zurückgeſandt und ihm noch einmal vom König aufgetragen, ſich 
mit dem Generaldirektorium über die Frage der Bauernbefreiung in den 
preußiſchen Provinzen mit Ausnahme Schleſiens zu verjtändigen.?) Die 


J) Goldbeck ging hierbei wahrſcheinlich von den ſchleſiſchen Verhältniſſen aus, 
er dachte wohl hauptſächlich an den Verluſt des Loskaufgeldes, nicht an eine mit 
Regelung des Beſitzrechtes oder Ablöſung der Dienſte verbundene Einbuße der 
Gutsherren. 

2)ũ 4. Januar 1800 K. O. an Goldbeck, J. M. Gutsherlich bauerüche Ver⸗ 
hältniſſe, Nr. 15, vol. II. 
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vollſtändige Beſtimmung der Erbuntertänigkeitsverhältniſſe in Schleſien 

ſollte bis nach Eingang des gemeinſchaftlichen Berichts ausgeſetzt werden. 
Goldbeck machte dem Generaldirektorium ſofort von dem bisher Geſchehe⸗— | 
nen Mitteilung.!) Dieſes ſtimmte mit feiner Meinung vollkommen überein; — , 
es fügte nur einige Bemerkungen hinzu, in denen es einzelne Gründe für 

die Ablehnung der von der Geſetzkommiſſion gemachten Befreiungsvor⸗ 
ſchläge noch mal hervorhob und neue beibrachte, z. B. auf $5 des Kanton⸗ 
reglements vom 12. Februar 17922) als ein Hindernis für die Freilaſſung 

der minderjährigen Kinder hinwies.) Der Geh. Finanzrat v. Klevenow, 

dem Schroetter neben dem Geh. Finanzrat Heller das Referat in dieſer 
Sache übertragen hatte, bezeichnete die Verordnung vom 8. November 1773 

und die Deklaration vom 25. März 1790 als brauchbare Grundlagen für 

die zu machenden Feſtſetzungen. So übernahm denn Goldbeck fein eigenes,. — 
ſchon vorgelegtes Gutachten bis auf den Schlußſatz wörtlich in den ge⸗ 
meinſchaftlichen Bericht. Er fügte eine kurze Einleitung, in der er die 
Einſtimmigkeit der beiden Behörden hervorhob, und am Schluß einen 
ausführlicheren Plan für weitere Maßnahmen bei. Mit dieſem kam Gold⸗ 

beck eigentlich ganz auf das zurück, was er von Anfang an beabſichtigt, in 

dem Entwurf des Reſkriptes an die Geſetzkommiſſion auch ausgeſprochen 
hatte. Mit Ausſchluß von Schleſien ſollten den Landeskollegien jeder 
Provinz die betreffenden Nachrichten über die gutsherrlich⸗bäuerlichen 
Verhältniſſe zugeſtellt und ihnen aufgetragen werden, mit Vermeidung 

alles Aufſehens über dieſen Gegenſtand zu beraten und dabei einige der 
Landesverfaſſung vorzüglich kundige und durch billige Behandlung ihrer 
Untertanen fih auszeichnende Gutsherren zuzuziehen. Die Geſichts⸗— 
punkte, deren Berückſichtigung Goldbeck ſchon wiederholt als hinreichend 
bezeichnet hatte, wurden noch einmal im einzelnen als Richtlinien zu 

den Beratungen aufgeführt, dieſen im übrigen das Ziel geſteckt, die For⸗ 
derung ungebührlicher Aufopferungen auf ſeiten des Gutsherrn, die l 
Kränkung wohlerworbener Gerechtſame zu hindern. Zu einem Vortrag 

über dieſen Bericht kam es im Generaldirektorium nicht mehr. Da es 


1) 6. Januar 1800, Geh. St. A. Generaldirektorium. Generaldepartement. 
Tit. XII, Nr. 69. 

2) N. C. C., Bd. IX, Sp. 777 ff. 55. Die Kantonpflichtigkeit iſt die Folge 
der Geburt auf einer kantonpflichtigen Feuerſtelle; daher entſcheidet die Geburts⸗ 
ſtelle, zu welchem Regimente der Kantoniſt gehöret, wenn ſolche der Eltern ge⸗ 
wöhnlicher Wohnſitz war. 

3) 28. Januar 1800, J. M. Gutsherrlich⸗ bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15, 
vol. III. Dieſe Antwort des Generaldirektoriums auf Goldbecks Schreiben vom 
6. Januar lief erſt am 21. Febraur bei dieſem ein. 
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fih bei den unberückſichtigt gelaſſenen Vorſchlägen des Generaldirek⸗ 
— torium nur um geringe Anderungen gehandelt hatte, fo unterzeichneten 
die Miniſter Heinitz, Werder, Voß, Hardenberg, Struenſee und Schroetter 
am 15. März 1800 den Bericht, jo wie ihn Goldbeck entworfen hatte.“) 
Durch die Langſamkeit verſchiedener Behörden, beſonders der Geſetz⸗ 
kommiſſion, war ſeit dem 25. Juli 1798 viel Zeit ungenutzt hingegangen. 
In der Art, wie das Generaldirektorium bei dieſer Angelegenheit mit⸗ 
gewirkt hatte, war eine gewiſſe Schwerfälligkeit zu Tage getreten. Das 
ganze Verhalten dieſer Behörde verriet überhaupt nicht ein beſonderes 
Intereſſe für dieſe Frage. Von der Seite nun, auf der man am eifrigſten 
für die Erledigung des königlichen Auftrags geſorgt hatte, vom Groß⸗ 
kanzler, kam entſchiedene Ablehnung. Es war der mit rückgewandtem 
Antlitz die Dinge betrachtende Juriſt, der aus Goldbeck ſprach. Zudem 
hatte der Großkanzler gerade in den entſcheidenden Monaten unter dem 
beſtimmenden Einfluß des reaktionären Hoym geſtanden. Sein Gutachten 
war nicht frei von Wiederholungen, es hatte aber den Vorzug der ein⸗ 
heitlichen Betrachtungsweiſe und der ſcharfen Erfaſſung der dem Reform⸗ 
werk entgegenſtehenden Schwierigkeiten, wenn es auch andererſeits 
gerade in dieſem Punkte nicht frei von Übertreibungen war. Dagegen 
entbehrte das Gutachten der Geſetzkommiſſion der ſorgfältigen Zuſammen⸗ 
arbeitung der einzelnen Teile, die Darlegung der Majorität dieſes Kol- 
legiums war zudem in fih widerſpruchsvoll. Prinzipiell hatte die Geſetz⸗ 
kommiſſion die Aufhebung der Erbuntertänigkeit gebilligt, ihre Aus⸗ 
führungsvorſchläge bedeuteten aber eine weſentliche Einſchränkung des 
zuſtimmenden Urteils. Sie blieben weit hinter dem Plan des Königs 
zurück. Dieſer hatte die Frage der perſönlichen Freiheit losgelöſt von den 
andern, Dienſte und Beſitzrecht betreffenden. Seinem Reformplan lag, 
ohne allerdings in dieſer Formulierung ausgeſprochen zu ſein, das natur⸗ 
rechtliche Prinzip zugrunde, daß die Erbuntertänigkeit unvereinbar ſei 
mit der natürlichen Freiheit des Menſchen. Der Gedanke, daß nur per⸗ 
ſönlicher Vertrag zur Erbuntertänigkeit verpflichten könne, beſtimmte 
einheitlich die Ausgeſtaltung des Planes. Alle noch nicht vertraglich Ge⸗ 
bundenen, d. h. alle Kinder unter 15 Jahren und alle |patere Nachkommen⸗ 
ſchaft der Erbuntertanen, ſollten frei ſein. An die Behauptung von der 
allein bindenden Kraft perjönlicher Verträge knüpfte auch die Majorität 
der Geſetzkommiſſion an, aber der von ihr eingeführte Gedanke von der 
„Dazwiſchenkunft einer Sache“ als vertragsbegründend brachte ſie dazu, 
von der Gebundenheit der Kinder inſoweit zu ſprechen, als ſie den 
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väterlichen Hof übernehmen und erben wollten, und damit die Frage 
nach dem Beſitzrecht anzuſchneiden. Um überhaupt bei der Reform zum 
Ziele zu kommen, wurde für ſie nun das Zurückgreifen auf einen zweiten 
naturrechtlichen Gedanken notwendig, nämlich daß der Landesherr um 
des allgemeinen Beſten willen befugt ſei, das Eingehen von Verträgen, 
die die perſönliche Unfreiheit bedingten, zu unterſagen. Lag ſchon darin 
ein Widerſpruch, daß zwar das Eingehen ſolcher Verträge, nicht aber 
das Bleiben, ja nicht einmal der Neueintritt vertragsunfähiger Kinder in 
die Erbuntertänigkeit unterbunden werden ſollte, ſo verbaute ſich die 
Majorität ſchließlich dadurch, daß ſie ihre urſprünglichen Forderungen 
einſchränkte, den Weg, die mit der Neuregelung verbundenen Schwierig⸗ 
keiten klar zu erkennen. Der König hatte zwar die Frage der perſön⸗ 
lichen Freiheit abgeſondert betrachtet, eine Beſſerung der ſonſtigen Ver⸗ 
hältniſſe aber als Folge der Befreiung erwartet und bezweckt. Die Mino⸗ 
rität der Geſetzkommiſſion erhoffte von der freien Entwicklung ſogar 
Beſſerung aller bäuerlichen Verhältniſſe, die Beſeitigung des beſtehenden 
Abhängigkeisverhältniſſes. Sie ſetzte die durch freie Arbeit gewonnenen 
Werte mit in ihre Rechnung, war allerdings überzeugt, daß der Bauer 
erſt zur perſönlichen Würde erzogen, der Gutsherr erſt zur Einſicht vom 
Werte der freien Arbeit gebracht werden müſſe. Bei der Unſicherheit 
dieſes Faktors zog ſie allerdings für die Zukunft die Möglichkeit einer 
geſetzlichen Befreiung für den Fall in Betracht, daß es zur Herbeiführung 
des gewünſchten Zuſtandes anders nicht kommen ſollte. Für die Zwiſchen⸗ 
zeit beantragte ſie gewiſſe Beſitzrechte und Dienſte betreffende Erleichte⸗ 
rungen als durchaus notwendig. Die Minorität ſtand nicht auf extrem 
naturrechtlichem Standpunkt, ſie trat aber auch nicht unbedingt — 
wenigſtens nicht in den gemeinſamen Eingangsausführungen — für 
die althergebrachten Rechte der Gutsherren ein. Goldbeck dagegen, der 
die Frage vom Standpunkt des poſitiven Rechts erörterte, ſetzte ſich auf 
das nachdrücklichſte für die rechtmäßig erworbene und landesherrlich be- 
ſtätigte Gerechtſame der Gutsbeſitzer ein. Darum war er keineswegs 
bauernfeindlich, ſondern arbeitete auf Beſſerungen hin, ſoweit ſie im 
Rahmen des beſtehenden und aufrecht zu erhaltenden gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſes möglich waren. Die neuen Gedanken vom 
perſönlichen Wert des einzelnen, dem Wert der freien Arbeit lagen ihm 
ganz fern; ſo fiel für ihn der Anreiz fort, der eine Weiter⸗ und Umbildung 
des poſitiven Rechts hätte wünſchenswert machen können; ſo machte er 
gegen die beabſichtigte Neuerung auf das entſchiedenſte die Notwendigkeit 
einer dem Gutsherrn zu gewährenden Entſchädigung geltend. Bei aller 
Verſchiedenheit des Vorgebrachten ergaben ſich aus den Gutachten der 
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Zentralbehörden zwei Schwierigkeiten für das Reformwerk, denen in 
dem Plan des Königs nicht Rechnung getragen war, 1. die Notwendigkeit, 
auch in Hinſicht auf Beſitzrecht und Dienſt⸗ und Abgabeverhältniſſe ge⸗ 
ſetzliche Beſtimmungen zu treffen, — ſogar das Gutachten der Majorität 
zeigte an einer Stelle die Verquickung von Freilaſſung und Beſitzrecht — 
und 2. die Notwendigkeit von Entſchädigungen. Bei der großen Ver⸗ 
ſchiedenheit der lokalen Verhältniſſe in den einzelnen Teilen Preußens 
war nun aber der Erlaß eines allgemeinen, Dienſt⸗ und Abgabeverhält⸗ 
niſſe mit umfaſſenden Geſetzes ſo gut wie unmöglich. Erwieſen ſich Ent⸗ 
ſchädigungen als unerläßlich, ſo war damit vollends den Reformbeſtre⸗ 
bungen ein Halt geboten. Wer ſollte die Entſchädigungen aufbringen? 
Der Bauer? Die damals durchgeführte Reform auf den Domänen zog ja 
den Bauer zur Zahlung gewiſſer Summen, eines Dienſtbefreiungsgeldes 
und eines Einkaufsgeldes zur Erlangung des Beſitzes, heran, aber die 
Domänenbauern waren durchweg in günſtigeren Umſtänden als die Pri⸗ 
vatbauern. Ein großer Teil derſelben wäre ſchwerlich imſtande geweſen, 
eine hinreichende Summe zu erübrigen. Und eine Entſchädigung des 
Gutsherrn durch Bauernland, an die man in Zuſammenhang mit der von 
Goldbeck gemachten Behauptung, daß künftighin der ſogenannte Bauern⸗ 
ſchutz fallen müßte, denken könnte, wäre ohne ſchwere Schädigung des 
Bauernſtandes nicht allgemein durchführbar geweſen; ſie hätte nicht den 
bauernfreundlichen Abſichten des Königs entſprochen, hätte zudem den 
Staat nicht von der Verpflichtung befreit, ſeinerſeits die Alters⸗ und 
Armenverſorgung des freien Bauern zu übernehmen. Der preußiſche 
Staat war bei ſeiner ungünſtigen Finanzlage nicht imſtande, ſelbſt Mittel 
für die Reform zur Verfügung zu ſtellen. Seit 1795, wo die gänzliche 
Erſchöpfung ſeiner Finanzen Preußen zum Frieden von Baſel genötigt 
hatte, hatte es ſich allerdings etwas erholt, mußte aber damit rechnen, 
jederzeit in den Krieg gezogen zu werden und vor neuen großen Ausgaben 
zuſtehen. Von dieſem Punkt aus, von der allgemeinen politiſchen Lage iſt 
letzten Endes der Verlauf der Reformen in Preußen vor 1806 zu beurteilen. 
Die Unſicherheit der äußeren Verhältniſſe ließ nicht Raum zu großen 
inneren Reformen. Hatte ſchon Schroetter 1798 beim erſten Auftauchen 
des Reformplanes eine Verſchiebung des Beabſichtigten auf friedlichere 
Zeiten als unerläßlich erachtet, ſo war jetzt, 1800, die Lage für Preußen 
weit bedrohlicher. Die Tatſache, daß 1802 nach Eintritt des allgemeinen 
Friedens die Anregung zur Reform in Oſtpreußen vom König erging, be⸗ 


ſtätigt die Annahme, daß Friedrich Wilhelm III. ſeinen Reformplan 1800 


nach Eingang der Gutachten der Zentralbehörden nicht aufgegeben, ſondern, 
durch die politiſchen Verhältniſſe genötigt, nur zurückgeſtellt hat. 
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I. Zeitſchriftenſchau. 
1. April 1921 bis 30. September 1921. 


Altpreußiſche Monatsſchrift. Band 58. Königsberg, Pr. 1921. 

S. 71—104: Auguſt eom Soziale Bewegungen in Alt⸗ 
prengon, im Jahre 1525 (Schluß). 

104—115. Wilhelm Uhl, Altpreußiſche Kalender. 

À 128—131. Manfred Laubert, Ein 5 Kultusminiſters 
1 v. Altenſtein über den Frauenburger eihbiſchof v. Hatten 
[9. jet wegen feiner Neigung zu ſtillem Gelehrtenleben ungeeignet für 
den Poſener Erzbiſchofſtuhl, zu dem ihn andere Eigenſchaften ſonſt empfah⸗ 
al a feiner Stelle wurde dann Dunin 1830 zum Erzbiſchof vorge- 

agen 
i 17 Fo. Berg, Der Schatzgräber von Marienburg [1731 
15 

©. 143—152. Paul Karge, Erich Joachim. Ein Lebensbild 
[des früheren Königsberger Ar ivbireftor und bekannten Hiſtorikers] 
zu feinem 70 jährigen Geburtstage ihm gewidmet. 

S. 153—175: Benrath, Die 5 Agendenreformen unter Herzog 
Albrecht [V. In der lectio continua 1524/68 der Perikopenzwan 
durchbrochen. VI. In den Kirchenordnungen von 1525, 1544 und 156 
das Problem der zweckmäßigen Einführung und der Verpflichtung zur 
freien 5 an die Agende gelöft]. 

S. 176—213. O. Zippel, Die Koloniſation des Ordenslandes 
Preußen bis zum Jahre 1309 [Nachprüfun und Ergänzung der Plehn⸗ 
ſchen Ausführungen über die graroerjajjung Fortſetzung H gt]. 

S. 214—225. Guſtav Sommerfeldt, Zur Biographie des 
Pommerelliſchen Woiwoden und Okonomus zu Marienburg, Gerhard 
Grafen von Dönhoff [f 1648]. 


Elbinger Jahrbuch. Zeitſchrift der Elbinger Altertumsgeſellſchaft 
15% . ſtädtiſchen Sammlungen. Heft 1. 1919/20. Königsberg, Pr. 


: E. G. Kerſtan, ee zur Geſchichte der Elbinger 
Saffhöhe in “in der Ordens⸗ und Polenzeit. 
S. 43—94: Alfred Matz, Die Sinite der Stadt Elbing bis zum 
Ging der der Schweden 1626. 
27—143: Bruno Ehrlich, Robert Dorr [Zum Gedächtnis 
des 1919 verſtorbenen verdienftvollen weſtpreußiſchen Geſchichtsforſchers!. 
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Beiträge zur nn Landes: und Volkskunde der Altmark. 
Band IV. Stendal 192 
L. Storbeck, Nachträge zur Geſchichte der Dörfer Iden und Buſch. 


5 ne: AM Lu Geſchichtsblätter. 55. Jahrgang. 1920. Magde- 
urg 1 

S. 28.59 Walther Vorbrodt, Der Zuſtand der Schulen im 
Herzogtum Magdeburg um die Wende des 18. Jahrhunderts. [I. Mi- 
gemeines. II. Zahl, Patronat und Bekenntnis der Schulen. III. Die 
Schulaufſicht (Mangel einer durchgreifenden und vor allem auch fach⸗ 
männiſchen). IV. Der Lehrerſtand (Keine Berufsbildung oder mangel⸗ 
Ge da keine Prüfun u. V. Beſoldung (völlig ungen gent). 

L Die Schulräume. VII. Schulbeſuch (viele entzogen jih dem Shul- 
19 89 VIII. Innere Zuſtände!l. 

S. 99—101: Ernſt Neubauer, Magdeburg 1762 in der Hand der 
Oſterreicher. [Verſuch der zahlreichen öſterreichiſchen Kriegsgefangenen, 
eu von innen heraus zu nehmen ]. 

101—103: Derſelbe, Lord Bathurſt 1809 in Magdeburg be- 
graben. [Frage, ob dieſer englifche Spezialgeſandte am öſterreichiſchen 
Hofe 1809 von den Franzoſen in Magdeburg beſeitigt wurde, um ſich 
ſeiner Akten zu bemächtigen! . 


Neues Archiv für Sächſiſche Geſchichte und Altertumskunde. 
42. Band. Dresden 1921. 

S. 64—88: Karl Hahn, Ewald von Kleiſt in Zwickau und Wilden- 
fels (1758 und 1759). [Erinnerungen an ſeinen mehrmonatigen Quartier⸗ 
aufenthalt mit dem Hauſtſchen Regiment Nr. 54]. 


Zentralblatt der Bauverwaltung. Berlin, 1921. 

S. 367—370 mit 8 Abbildungen. W. Jung, Die ehemaligen 
Nebenkapellen der Kloſterkirche in Dobrilug. [Bur erg Ergänzung 
der 1917 ausgegebenen Darftellung der Kunſtdenkmäler des Kreiſes 
Luckau. K. Weber hatte 1909 die Grundreſte der abgebrochenen Neben⸗ 
mn Er aufgedeckt; dieje waren halbrund geſchloſſen; nach den Mauer- 
anſchlüſſen zu urteilen, waren die beiden Kapellen der Nordſeite einge⸗ 
ſchunge die der a zweigeſchoſſig. Vgl. Brandbg. Preuß. For⸗ 

ſchungen, Bd. 32, 


Neues Lau W a Band 96. Görlitz 1920. S. 102 
bis 129. R. Jecht, Der Übergang der Oberlauſitz an die brandenburgi⸗ 
ſchen Askanier. 

Der altbewährte Erforſcher der oberlauſitziſchen Geſchichte ſetzt ſich 
S. 106ff. mit meinem in den „Forſchungen zur Brandenburgiſchen 
und Preußiſchen Geſchichte“, Band 31 (1919), 295—306, erſchienenen 
Aufſatz, „Die Erwerbung der Oberlauſitz durch die askaniſchen Mark⸗ 
grafen von Brandenburg“ auseinander und kommt dabei zu Ergebniſſen, 
die von den meinigen weſentlich abweichen. Ich ſtehe nicht an, zu be⸗ 
kennen, daß ich von ſeiner Beweisführung in allen Hauptpunkten über⸗ 
zeugt bin und meine bisherige, auch in meinen Regeſten vertretene 
Anſicht nicht aufrechterhalten kann. Ich hatte mir den Vorgang folgender⸗ 
maßen zurechtgelegt: Im Jahre 1233 überwies König Wenzel L von 
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Böhmen dem Markgrafen Otto IIL von Brandenburg irgendwelchen, 
im einzelnen nicht beſtimmbaren Pfandbeſitz in der einen Teil des König⸗ 
reichs Böhmen bildenden Oberlauſitz als „ der Mitgift der 
Prinzeſſin Beatrix von Böhmen, die ſich damals mit dem Markgrafen 
vermählte; dieſer Pfandbeſitz in dem im übrigen noch böhmiſchen Lande 
ermöglichte es dem Markgrafen, 1234 in Görlitz, 1240 in Bautzen Fran⸗ 
ziskanerklöſter zu gründen. Im Jahre 1262 belehnte König Ottokar II. 
von Böhmen den Markgrafen Otto III. mit der Oberlauſitz; dieſe wurde 
dann von den Askaniern in ein Lehen zur geſamten Hand umgewandelt 
und 1268 zwiſchen den beiden Hauptlinien des Hauſes geteilt. Im Jahre 
1283 endlich verzichtete König Wenzel II. in Verhandlungen mit ſeinem 
bisherigen Vormund, Markgraf Otto V., auf ſeine lehnsherrliche Hoheit 
über die Oberlauſitz, die ſeither und bis zum Forte der Askanier 
Pan als reichsunmittelbares Lehen gehörte; id hatte mich dabei be- 
5 des Nang 1283 auf eine Angabe des böhmiſchen Hiſtoriographen 

awa geſtützt. | 

Bon echt belehrt, berichtige ich meine Darſtellung folgender- 
maßen. Die 0 a iſt von jeher als ein Reichslehen angeſehen 
worden, das ſich im früheren Mittelalter in e Händen, ſeit 
(wahrſcheinlich) 1158 in denen der Beherrſcher Böhmens befand (vgl. 
H. Knothe, Archiv für die Sächſiſche Geſchichte, Bd. 12, 274 ff.). Daß 
an dieſem Verhältnis bis zum Tode König Wenzels I. (1253) nicht ge⸗ 
rüttelt worden iſt, ſteht außer tn Die mit dieſer Tatſache nicht ver- 
einbare Nachricht von den askaniſchen Kloſtergründungen in den beiden 
Hauptſtädten des Landes wird von Jecht als quellenmäßig wertlos er⸗ 
wieſen: ſie entſtammt, wie feſtgeſtellt wird, einem erſt im ausgehenden 
Mittelalter zuſammengeſtellten Gründungsverzeichnis der Franzis⸗ 
kanerklöſter der Cuſtodie Goldberg, das (S. 114ff.) im vollen Wortlaut 
abgedruckt und als von Fehlern wimmelnd aufgezeigt wird. Zwiſchen 
1253 und 1264 iſt der Pfandbeſitz der Oberlauſitz von Böhmen auf Bran⸗ 
denburg übergegangen, und zwar, um dem Markgrafen Otto Erſatz für 
die nicht bar ausbezahlte Mitgift ſeiner Gattin Beatrix, die ihm ſeit 
Jahren vermählt war, zu ſchaffen. Das von mir angenommene Jahr 
des Eheſchluſſes, 1233, iſt ſicher zu früh angeſetzt, wie Jecht mit dem Hin⸗ 
weis auf das Geburtsjahr des Vaters der Beatrix, König Wenzels L, 
erweiſt, der 1205 zur Welt kam. Markgraf Otto könnte ſich 1233 anläß⸗ 
lich ſeiner erſten böhmiſchen Reiſe mit a: Wenzels damals im Kindes⸗ 
alter ſtehender Tochter alſo höchſtens verlobt haben; die kleine czechiſche 
Prinzeſſin könnte dann, einem auch ſonſt nachweisbaren Brauche jener 
Zeit entſprechend, an den Hof, dem ſie ſpäter als Herrin vorſtehen ſollte 
ur weiteren Erziehung verbracht ſein, und Markgraf Otto mag es na 
a Brautfahrt mit Hilfe ſeines künftigen Schwiegervaters durchgeſetzt 
haben, daß er nunmehr als gleichberechtigter Markgraf von ſeinem älteren 
Bruder Johann L anerkannt wurde. Wann zwiſchen 1253 und 1264 
die Pfandübertragung der Oberlauſitz auf Brandenburg erfolgt iſt, muß 
unſicher bleiben; wahrſcheinlich ſcheint mir auch jetzt das Jahr 1262, 
nur daß es eben der Pfandbeſitz, und nicht der Lehensbeſitz war, der 
damals von Böhmen an Brandenburg überging. Eigentlich hätte der 
Inhaber eines Reichslehens, der dieſes weiter verpfändete, dazu ſelbſt⸗ 
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redend der Zuſtimmung des deutſchen Königs als des Oberlehnsherrn 
bedurft; aber es gab damals, während des großen Interregnums, keine 
in Oſtdeutſchland anerkannte Reichsgewalt, und fo werden Böhmen 
und Brandenburg bei dem Geſchäft aus eigener Machtvollkommenheit 
vorgegangen ſein. Spätere deutſche Könige haben die von ihnen vorge⸗ 
fundene Tatſache, daß die Oberlauſitz im brandenburgiſchen Pfandbeſitz 
war, wohl um ſo eher anerkannt, als ſie eine Schwächung des übermäch⸗ 
tigen Böhmen bedeutete. Bei dem ſo geſchaffenen Zuſtand iſt es dann 
bis zum Tode Markgraf Woldemars im Jahre 1319 geblieben; die ſpäte 
Nachricht des Pulkawa, daß die Oberlauſitz 1283 in den erblichen Beſitz 
Brandenburgs übergegangen ſei, iſt mit Jecht zu verwerfen. Nach Wol⸗ 
demars plötzlichem Hinſcheiden kümmerten ſich feine landhungrigen 
Nachbarn nicht um die Rechte von deſſen unmündigem Erben Heinrich II. 
von Landsberg; vielmehr galt ſchon jetzt weiten Kreiſen der bisherige 
Beſitz der brandenburgiſchen Askanier als erledigt, und dieſer Fall trat 
dann auch alsbald rechtlich ein, indem Heinrich ſeinem Vetter an ins 
Grab folgte. Indem aber der Pfandbeſitz Brandenburgs an der Ober⸗ 
lauſitz mit dem Ausſterben der märkiſchen Askanier erloſch, konnte die 
Krone Böhmen ihr Recht auf die Inhaberſchaft dieſes Reichslehens 
wieder zur Geltung bringen, was ihr zunächſt aoe des Eingreifens 
Herzog Heinrichs von Jauer nur in bezug auf Bautzen, einige sabre 
ſpäter aber auch in Hinſicht auf Görlitz gelang. H. Krab 


Oberſchleſien. Ein Land deutſcher Kultur. Gleiwitz 1921. 
S. 9—11: Georg Wendt, Oberſchleſien in Friedensſchlüſſen 
und Verträgen [Polen verzichtete ſeit dem 14. Jahrhundert vorbehaltlos 
auf ganz Schleſien, einſchließlich Oberſchleſiens, und wo die Weltlage 
die Durchſetzung von ſolchen Anſprüchen, wie ſie die Polen jetzt erheben, 
ermöglicht hätte, ſind ſie nicht verwirklicht worden!. 

S. 16: Friedrich der Große und die oberſchleſiſchen Bauern [Ein- 
führung der Kartoffel, der Bienenzucht, Anſiedlung von Koloniſten!. 

S. 17—23: Paul Nieborowski, Oberſchleſien, Deutſchland und 
der Katholizismus. [Mit geſchichtlichen Rückblicken!. 

S. 33 —41: Erwin Hinge, Oberſchleſiſche Fayence- und Stein- 
gutfabriken. [Geſchichte derlelben]. 

S. 51—52: Derſelbe, Oberſchleſiſche Maler der Biedermeier- 
zeit. [Carl Adalbert Herrmann, Joſeph Jackiſch, beide 1791 geboren]. 

S. 53—60: Kurt Bimler, Die Gleiwitzer Eiſengießerei und die 
Bildhauer Kalide und Kiß. [Die Gleiwitzer Eiſenkunſtgießerei, die ein⸗ 
zige große Kunſtanſtalt dieſer Art neben einer Berliner, leiſtete unter 
der Leitung von F. L. Beyerhaus in der Biedermeierzeit ſo Bedeuten⸗ 
des, daß die beiden größten oberſchleſiſchen Bildhauer, Kalide und Kiß, 
eben hier ſtarke Anregungen erhalten konnten]. 

S. 75— 78: Ferdinand Friedensburg, Oberſchleſiens Geld⸗ 
und Münzweſen. Ä 

S. 79—82: Reinhold Weigel, Das Hultſchiner Ländchen. f 

S. 93—95: M. Braun, Die Bedeutung der Juden für die Ge- 

ſchichte und Kultur Oberſchleſiens. 


D. 
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©.112—116: Franz Xaver Seppelt, Oberſchleſien und das 
Bistum Breslau. 

S. 116: Wie man um 1800 in Oberſchleſien reiſte. [Nach einem 
pa d. a. 1791). 
910 117—120: Heinrich Wendt, Die Anfänge der oberſchleſiſchen 

u ie 

.121—195: Gerke, Entwicklung und Aufſchwung der ober- 
bleiben Induſtrie. 
56—161: H. Menz, Das Kreuzburger Land. 


8 Seitihriĵt des Vereins für Geſchichte Schleſiens. 55. Band. 
reslau 
S. 45—64: Willy Klawitter, Geſchichte der Schleſiſchen Intelli⸗ 
Kea [Nach den Akten wird der Kampf der ſtaatlichen Intelligenz⸗ 
lätter mit dem Publikum und den allmählich erſtarkenden Zeitungen 
in Schleſien geſchldert, wo ſogleich 1741 ein ſolches nteiligengb att 
geplant und alsbald eingeführt wurde. Auch als ein wirklicher Literat, 
Grattenauer, 1808 an der Stelle von ſubalternen Beamten die Leitung 
übernahm, kam trotz aller großen Reformpläne kein Leben in das Blatt, 
vielmehr ſchlief es allmählich ein, um mit dem Tode G., 1838, etwa gleich⸗ 
zeitig mit allen andern Intelligenzblättern, ganz zu = winder]. 
©. 65—76: Manfred Laubert, Die at des polniſchen Generals 
N n Glogau und feine Flucht [1829—1831]. 
8: Julius Krebs, Berichtigung zu dem Aufſatz [im 53. Band]: 
Die an des Napoleonwagens. 


Jahrbuch der . für ner und vaterländiſche 
Altertümer zu Emden. 20. Band. Emden 

S. 272—279: M. Koppe, 8 5 „Goetz und Kalckreuth 
in Emden“. [Major v. Stille, Kalckreuths unmittelbarer Vorgeſetzter 
in Emden, veranlaßt wegen feiner nahen Beziehungen zu ihm feine 
Verſetzung von Schwedt dorthin). 


Mitteilungen der Stadtbibliothek Dortmund. Dortmund 1921. 
5 Aus den Briefen des Freiherrn vom Stein an den Freiherrn von 
agern. 


. Zeitſchrift Le heſſiſche Geſchichte, Volks⸗ und Heimats⸗ 
kund Gee und unit. 35. Jahrgang. Kaſſel 1921. 
Goehler, Franz Din elſtedt und Guſtav Freytag. 
A. Woringer, Die Seiden gen der Familie v. Blücher zu Heſſen. 


: enon für Geſchichte des Oberrheins. N. F. Band 36. Heidel- 
erg N 

H. Haering, Varnhagen und feine diplomatiſchen Berichte aus 
Karlsruhe 1816 19. 


Württembergiſche i für Landesgeſchichte. N. F. 
29. Sn a eee 

S. 121—184: E. Schneider, Württembergs Beitritt zum Deutſchen 
Reich 1870. (Auf Grund der Aften des Württemberger Staatsarchivs 
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eine eingehende, wenn auch nicht auf der Höhe der wiſſenſchaftlichen For⸗ 
{dung ſtehende Beſprechung unter Mitteilung der wichtigſten Aften]. 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. 124. Band (= 3. Folge, 28. Band). Mün- 
chen und Berlin 1921. 

S. 63 — 74: Siegfried Kaehler, Randgloſſen zur Beamten- 
geſchichte im neuen Preußen. [Beſprechung der Lüdickeſchen Arbeit über 
das preußiſche Kultusminiſterium und feine Beamten 1817—1917]. 

S. 220—249: Paul Lenel, Beiträge zur Biographie des preu- 
ßiſchen Staatsrats von Rehdiger. [Aus dem Nachlaß Lenels werden 
von Alfred Stern Bruchſtücke zu der Arbeit herausgegeben, die Lenel 
als Beitrag zur Geſchichte der preußiſchen Reformzeit plante: 1. das 
ſehr lehrreiche Programm der Arbeit, 2. Beilagen — Briefe uſw. aus 
Rehdigers Nachlaß!. 

S. 446—474: Friedrich Lenz, Karl Marx. [L. erſcheint Karl 
Marx nur als der politiſche Revolutionär, der auch ſeine ökonomiſchen 
Theorien nur zum Dienſt der Revolution formte. Von dieſem Stand⸗ 
punkt wird dann die Geſchichte der Sozialdemokratie beleuchtet! . 

S. 474—483: Joh. Schultze, Zur Entſtehungsgeſchichte der Hi- 
toriſchen Zeitſchrift. [Mitteilung von Briefen Sybels an Max Duncker, 

er der 1. Redakteur der Zeitſchrift werden follte]. 


Hiſtoriſche Vierteljahrſchrift. 20. Jahrgang 1920. Dresden 1921. 

S. 162—170: Viktor Loewe, Franzöſiſche Rheinbundidee und 
brandenburgiſche Politik im Jahre 1698. [Nach Berliner Akten. „Es 
war das letzte Mal geweſen, daß die Idee des Schutzes der deutſchen 
Libertät durch Frankreich bei brandenburgiſch⸗preußiſchen Staatsmännern 
noch einigen Widerhall gefunden hatte“ ]. 


Preußiſche Jahrbücher. Band 184. Berlin 1921. 

S. 1—36: Emil Daniels, Die Briefe Treitſchkes. [Eine Charat- 
teriſtik Treitſchkes auf Grund der Briefe]. 

S. 234—252: Gerhard Ritter, Geſchichtliche Grundlagen des 
monarchiſchen Staatsgedankens in Preußen⸗Deutſchland. [Antritt 
vorleſung in Heidelberg über die Traditionen des Heerführers, des Dy⸗ 
naſten mit ihrer 3 Kraft, die zunächſt den monarchiſchen 
Gedanken begründen. Gegen dieſen Gedanken verſtieß die Monarchie 
ſelbſt, als ſie unter Friedrich Wilhelm III. auf die Führung verzichtete 
— die Generäle und der Adel erhielten dadurch das Heft in die Hand; 
nach den Tagen Friedrich Wilhelms IV. ſtellte Bismarck den monarchiſchen 
Staatsgedanken wieder her, indem er die Monarchie wieder in den Mittel⸗ 
punkt alles politiſchen Lebens einführte, wobei ſeines Königs Perſön⸗ 
lichkeit ihm weſentlich half]. | 

©. 289—299: Hermann von Kuhl, Zur Beurteilung unſerer 
ee im Weltfriege. [Nach einer Würdigung der feindlichen 
führer rer eine kritiſche Wiedergabe der Beurteilung unſerer Heer⸗ 
ührer durch die Franzoſen, deren Fachliteratur über den Krieg man 
nicht ganz beiſeite laſſen dürfe, namentlich durch Buat, mit ſehr beachtens⸗ 
werten Ausführungen über die Strategie dieſer Jahre überhaupt]. 
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S. 300 —336: Eduard von Wertheimer, Bismarcks Sturz. 
Nach neuen Quellen. [Die Quellen ſind die Akten des Wiener Staats⸗ 
archivs, die dazu ausgiebigſt herangezogen wurden. Nach ihnen fei der 
letzte Anlaß zum Sturz der Beſuch Windthorſts bei Bismarck gemwejen]. 

S. 388—390: Georg Graf Walderſee, Die ſtaatsrechtliche 
Stellung des Generalſtabes in Preußen und dem Deutſchen Reiche. [Eine 
Kritik der Schrift von Wöhlers, die den Generalſtab ohne Kenntnis 
wichtiger Zeitabſchnitte und wichtiger Umſtände geſchildert habe]. 

— Band 185. Berlin 1921. 

S. 26—45: Siegfried Kaehler, Das preußiſch⸗deutſche Problem 
feit der Reichsgründung. Antrittsvorleſung an der Univerſität Marburg, 
die das Problem der Selbſtaufgabe Preußens von 1831 (Pfizer) über 
1848 und 1870 bis zum 10. Januar 1914 verfolgt, wo gelegentlich des 
Antrages York v. Wartenburg die Frage der Stellung Preußens im 
Reich zum Gegenſtand geradezu eines Epilogs auf eine abgeſchloſſene 
Epoche wurde, und bis zur neuen Reichsverfaſſung, bei deren Beratung 
über den Doktrinarismus der 1848 er Demokraten der Machtinſtinkt der 
geſchichtlichen Sozialdemokratie zugunſten von Preußens Erhaltung wirkte]. 

S. 289—320: Graf Friedrich Pourtalés, Neues über die 
Ententediplomatie vor dem Weltkriege. [Beſprechung der Siebertſchen 
Aktenſtücke mit der Schlußbemerkung, daß „wer dieſe reiche Sammlung 
unbefangen läſe, zugeben müſſe, daß ſie eine Reihe unwiderleglicher 
Beweiſe für die vom Dreiverband immer geleugnete Einkreiſung der 
Zentralmächte enthalte, und daß dieſe, fgitematiich auf politiſchem, 
ökonomiſchem und militäriſchem Gebiete angeſtrebte, Einkreiſung für 
nn und Ofterreih-Ungam mit jedem Jahre unerträglicher 
wurde”). 


Internationale Monatsſchrift für Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik. 
Jahrgang XV. Leipzig⸗Berlin 1921. 

S. 545—568: O. Oppermann, Heinrich von Treitſchke in ſeinen 
Briefen. [Eine beachtenswerte Charakteriſtikl. 


Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volks⸗ 
Sl im Deutſchen Reiche. 45. Jahrgang München und Leipzig 


S. 1—65: Rudolf Kjellén, Die Koalitionspolitik im Zeitalter 
1871—1914. Studien über die politiſche Aufſtellung zum Weltkrieg. 
[1. Kapitel: Dreikaiſerverband 1873—1887, 2. Kap.: Dreibund 1882 
bis 1887 (1890), 3. Kap. Zweibund 1891—1897. Fortſetzung folgt!. 


Weltwirtſchaftliches Archiv. Zeitſchrift für allgemeine und ſpezielle 
Wirtſchaftslehre. XVI. Band. 1920/21. Jena 1921. 

S. 23—81: Felix Rachfall, Der Rückverſicherungsvertrag, der 
Balkandreibund und das angebliche Bündnisangebot Bismarcks an Eng⸗ 
land vom Jahre 1887. [„Die Nichterneuerung des Rückverſicherungs⸗ 
vertrages war nicht ſowohl ein Fehler an und für ſich — der Neue Kurs 
unterſcheidet ſich von dem Bismarcks mehr in der Nuance als in der 
Weſensart —; der Fehler lag vielmehr in der ... Behandlung der aus- 
wärtigen Geſchäfte“]. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld). X XXIV. 2. 20 
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Zeitſchrift für die geſamte Sozialwiſſenſchaft. 76. Jahrgang 1921. 
Tübingen 1921. 

S. 43—92: Gertrud Hermes, Ein preußiſcher Beamtenhaushalt 
1859/90. [Nach den Rechnungsbüchern eines 1826 in Berlin geborenen, 
von Haus aus mittelloſen preußiſchen Staatsbeamten, der ſich mit einer 
nicht gerade an Sparen gewöhnten Frau vermählte]. 


„p Seite für Kirchengeſchichte. 39. Band = N. F. Bd. II. Gotha 


mre. 44—76: Manfred Laubert, Die Anfänge der altlutheriſchen 
Bewegung in der Provinz Pofen. [Bemerkt ſeit 1832, wird dieſe Be⸗ 
wegung ſeit 1833 von Altenſtein zu unterdrücken verſucht, während 
Flottwell zwar zu Anwendung ſtrenger Maßnahmen riet, wo dem Geſetz 
Achtung verſchafft werden müßte, ſonſt aber zur Nachgiebigkeit Mit 
der endlich erlaubten Auswanderung von 105 Personen überſchritt 1837 
die Bewegung ihren % hepunkt. it Friedrich Wilhelm IV. zieht die 
mildere Praxis ein. Trotzdem glaubten 1847 noch einmal 200 Aus⸗ 
ae E ihre Neigung dazu mit Verfolgungen N 
zu können 


es 7. Band. Menten 1921 Blätter für das katholiſche Deutſchland. 
n 

S. 471—483, 550559 Anton Doeberl, Aus Seneſtreys Fa⸗ 

milienbriefen. (Mitteilung unter anderem von Briefen über die Stellung 

der Katholiken Bayerns 1870/71]. 

S. 672—677: Visconti⸗Venoſta und Graf Bray. [Mitteilung 
eines Schreibens V. V.'s vom 12. VI. 1871 nach München über die Be- 
. der römiſchen Frage]. 

— 168. Band. München 1921. 

S. 320—326: Johann Georg Herzog zu Sachſen, König 
Johann von Sachſen und der Beginn des Kulturkampfes. [Mitteilung 
eines Briefwechſels über die Jeſuiten d. a. 1872, der im gedruckten 
Briefwechſel nicht enthalten ift]. 


Monatsſchrift für Geſchichte und See des Judentums. 
65. Jahrgang. N. F. 29. Jahrgang. Breslau 192 

S. 151—163: Jacob Jacobſon, Die re der Juden in den 

1793 und 1795 von Preußen erworbenen polnischen Provinzen [Fortſ.]. 


Familiengeſchichtliche Blätter. Monatsſchrift a Förderung der 
Familiengeſchichtsforſchung. 19. Jahrgang. Leipzig 1921. 
K. Tiesler, Königsberger Stadtgeſchlechter und ihre Verwandten. 
B. Eide Siebs, Des Staatsmanns und Geſchichtsſchreibers 
Berthold Georg Niebuhr Geſchlecht. 


Tägliche Rundſchau. Unterhaltungsbeilage 1921. Nr. 56, 57 
(8. und 9. März 1921). 
Otto Jöhlinger, Bismarck und Profeſſor Glaſer. Der Kampf 
um einen b hl [an der Berliner Univerſität 1864—1867, auf den 
Bismarck um der Erhaltung der konſervativ gerichteten Jahrbücher 
für Geſellſchafts⸗ und Staatswiſſenſchaften wegen den Königsberger 
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Profeſſor Glaſer berufen wiſſen wollte. Da Mühler fih dagegen ſowohl 
wie gegen die Verſetzung Glaſers auf eine Berlin nähergelegene Uni⸗ 
verſität 1 5 kam es zu einem ſehr ſcharfen Schreiben Bismarcks, 
das Mühler erſt 1868 mit der Verſetzung Glaſers nach Marburg beant⸗ 
wortete. Der Briefwechſel wird auszugsweiſe mitgeteilt!. 

— Nr. 168 (22. Juli 1921). 

J. Schultze, Arnold Ruge über Karl Marx. [Mitteilung eines 
Schreibens Ruges an Max Duncker vom Auguſt 1844 aus Paris, das 
Marx, ſeinen Mitarbeiter an den Deutſch⸗Franzöſiſchen Jahrbüchern, 
als politiſchen und bürgerlichen Charakter und Vertreter der Deutſchen 
in Frankreich in der ſchärfſten Weiſe geißelt! . 


Königsberger Blätter. Sonntagsbeilage der Königsberger All⸗ 
gemeinen Zeitung für Wiſſenſchaft, Kunſt und Unterhaltung. Nr. 425 
vom 11. September 1921. 

Erich Joachim, Auf dem Galtgarben am 18. Juni 1818. [Eine 
Feier, die ein begeiſtertes Bekenntnis zur deutſchen Burſchenſchaft 
u. a. aus dem Munde Alfred von Auerswalds brachte! . 


Die Oſtmark. Monatsblatt des Deutſchen Oſtmarkenvereins. 
26. Jahrgang. 1921. 

S. 72/73: Manfred Laubert, Die Errichtung einer Poſener 
Nationalkavallerie nach 1815. [Das wohlgemeinte Entgegenkommen 
des Königs und der betr. preußiſchen Behörden ſcheiterte an der paſſiven 
Renitenz des polniſchen Adels, der ſich nicht freiwillig meldete. Nach 
den Akten der Jahre 1815—1818]. 

Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. 
80. Jahrgang. Leipzig⸗Berlin 1921. 

Heft 29: Fr. Hartung, Preußen und das Deutſche Reich [kommt 
auf Grund hiſtoriſch⸗politiſcher Betrachtung der Stellung Preußens zu 
ea zu dem Ergebnis, daß Preußen nicht zerſchlagen werden 


arf]. 

Heft 33: R. Feſter, Das angebliche Bündnisangebot Englands 
von 1895 [hält die Erzählung Eckardſteins, Salisbury habe Wilhelm II. 
Auguſt 1895 in Cowes den ernſthaften Vorſchlag einer Aufteilung der 
Türkei unter England, Deutſchland und Oſterreich gemacht, für ein 
Märchen und das angebliche Bündnisangebot für einen engliſchen 
Fühler in der Orientpolitif]. 

oat 37: Fr. Hartung, Die Politik der Entente 1908—1914 [furze 
Überſicht an Hand der Aktenpublikation des ruſſiſchen Botſchaftsrates 
B. v. Siebert, Zur Geſchichte der Ententepolitik der Vorkriegsjahrel. 


Hochland. Monatsſchrift für alle Gebiete des Wiſſens, der Lite⸗ 
ratur und Kunſt. Herausgegeben v. K. Muth. 18. Jahrgang. München⸗ 
Kempten 1920/21. 

Juni⸗September: E. Fleig, Briefe Karl Ernſt Jarckes an Legations- 
rat Dr. Moritz Lieber [beleuchten ſeine Stellung zum Staat in den Jahren 
1832—1839]. 

Konſervative Monatsſchrift. Herausgegeben v. Fr. Everling. 
78. Jahrgang. 1921. 

20% 
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Mai: Boſchan, Königin Luiſe als Retterin Schleſiens [durch Ein⸗ 
wirkung auf Wittgenſtein und durch die von ihr veranlaßte Berufung 
Hardenbergs zum Staatskanzler ſei die von Napoleon geforderte Ab⸗ 
tretung Schleſiens 1810 verhindert worden]. 

Juli: Boſchan, Heinrich von Kleiſt in ſeiner Entwicklung vom Welt⸗ 
bürger zum bewußten Preußen. 


Deutſche Revue. Eine Monatsſchrift. Herausgegeben v. R. Flei⸗ 
ſcher. 46. Jahrgang. Berlin 1921. 

1862405. ai: Aus den Briefen von Kurd v. Schlözer an ſeinen Bruder 
April⸗Aug.: Briefe von Fr. Engels an Mutter und Geſchwiſter, 
mitgeteilt von Guſtav Mayer. 

Mai: G. v. Hubka, König Nikolaus von Montenegro. Politiſche 
Erinnerungen. [Nikolaus nach Anſicht Hubkas, des früheren öſterr. 
Militärattaches in Cetinje gegen feine Überzeugung am Krieg beteiligt 
und den ſchließlich zum Attentat von Serajewo führenden panſlawiſtiſchen 
Umtrieben fernſtehend!. 

Juni: W. Windelband, Herbert Bismarck als Mitarbeiter ſeines 
Vaters [auf Grund der im Friedrichruher Archiv ruhenden Briefe an 
den Vater, des Tagebuches März 83⸗Juli 92 und der Briefe Herberts 
an feinen nächſten Freund, Ludwig von Pleſſen⸗Cronſtern, find die Lei- 
pre on doch erheblich höher, als bisher angenommen, anzu⸗ 

agen]. | 

Juni, Juli, Sept.: Aus den Erinnerungen des Generalfeldmarſchalls 
Grafen Walderſee, mitgeteilt von H. O. Meisner. Abſchnitte aus den 
demnächſt in Buchform erſcheinenden Denkwürdigkeiten: als General⸗ 
quartiermeiſter und Chef des Generalſtabes, Kaiſer und Kaiſerin Fried⸗ 
rich, als Militärattachee in Paris 1870]. 

Juni⸗Aug.: A. Winkler, Oſterreich. Ein Geheimbericht an die 
k. k. Regierung über die kritiſche Lage der Habsburger Monarchie um 
die Jahreswende 1866/67. [Mitteilung eines von unbekannter Perſon 
in tagebuchartiger Form verfaßten Berichtes, der wohl für einen Miniſter 
(Beuſt oder Belcredi?) beſtimmt war und fih beſonders mit der ſerbi⸗ 
ſchen Frage beſchäftigt!. 

Juli⸗Sept.: P. Wentzke, Aus dem Lager der Beſiegten. Briefe 
Franz v. Roggenbachs aus den Herbſttagen der erſten deutſchen Einheits⸗ 
April Jul 181 Georg v. Bunſen aus dem Bunſenſchen Familienarchiv. 

pril⸗Juli 49]. 

Auguſt: Wie die Deutſchen als Sieger handelten. Bericht des 
Generaladjutanten v. Boyen an König Wilhelm [betr. Überführung 
des Kaiſers Napoleon nach Wilhelmshöhe. 

September: C. v. Weizſäcker, Zum Marokkoſtreit [perjönliche 
Erinnerungen namentlich aus 1911]. 

Revue des deux mondes. 91 année. Paris 1921 

Souvenirs de Saint-Denis dit Ali, second mameluck de l’empereur 
[Napoléon Ier: l’île d' Elbe, Waterloo, vers St.-Héléne, la journée de 
l'empereur à St. Hélène]. 

La Revue de Paris. 28e année. Paris 1921. 
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Henri⸗Robert, Napoléon et la justice [Würdigung der Tätigkeit 
des Kaiſers Napoleon I. auf dem Gebiete der Rechtspflege! 

R. Tournes, Le G. Q. G. de Napoléon Ier [eingehende, z. T. 
auf den Akten des Pariſer Nationalarchivs beruhende Darſtellung des 
Großen Hauptquartiers Napoleons L im Jahre 1813 nach ſeinem Dienſt⸗ 
betrieb wie nach den hauptſächlichſten dort tätigen Perſonen!. 

J. Lambry, Les souvenirs d’un Garde d'honneur de 1813. [30. Aug. 
bis 28. Oktober!. 

Au 3e bureau du 3e G. Q. G. (1917 — 1918) [ſehr beachtenswerte 
Mitteilungen eines frz. Generalſtäblers über die Vorgänge bei der Heeres⸗ 
gruppe Fayolle, namentlich in der Zeit von Mai bis Oktober 1918]. 


Deutſche Rundſchau. Herausgegeben v. R. Pechel. Jahrgang 47. 
Berlin 1920/21. 

Mai: P. Kehr, Ferdinand Gregorovius und Italien [Nachruf 
zen 100. Geburtstag, aus einer am 30. Januar 1921 in der Feſtſitzung 

er deutſch⸗italieniſchen Vereinigung gehaltenen Gedenfrede]. 

Juni: v. Zwehl, Franzöſiſche Feldherren im Weltkrieg. 

Aus der Selbſtbiographie des Staatsminiſters er Lucius von 
Ballhauſen [mitgeteilt von ſeinem Sohne, aus den Jahren 1859—1862, 
in denen Lucius am Feldzug der Spanier in Marokko und als Mitglied 
der oſtaſiatiſchen Expedition an deren Reifen teilnimmt]. 

September: F. Rörig, Die Hanſe, ihre europäiſche und nationale 
Bedeutung. 

G. B. Volz, Die auswärtige Politik Friedrichs des Großen [zeigt 
an der Erwerbung Schleſiens, dem Urſprung des ſiebenjährigen Krieges, 
der Erwerbung Weſtpreußens und dem Urſprung des bayeriſchen Crb- 
folgetriege®, wie Friedrichs auswärtige Politik vom Abwarten und Zu⸗ 
greifen bei fih bietender Gelegenheit bedingt ift). 


Oſterreichiſche Rundſchau. Herausgeber F. Oppenheimer. 
17. Jahrgang. München 1921. 

Erſtes Juniheft: R. F. Kaindl, Oſterreichs Neuabſolutismus 
1849—1860 [verteidigt die damalige Politik Oſterreichs in der deutſchen 
Frage und bedauert das Scheitern der alten großdeutſchen Pläne! . 


Wiſſen und Wehr. Zweimonatsſchrift. Berlin. Jahrgang 1921. 

Heft 2: v. Freytag⸗Loringhoven, Friedrich der Große als Vor⸗ 
bild in der Beurteilung von Kriegstaten. 

Mende, Die Schlacht bei Soiſſons. Vom 7. bis 14. Januar 1915 
[erjte größere Durchbruchsſchlacht im Weſten, an denen das III. A. K. 
(Brandenburger) hervorragenden Anteil hatte]. 

Im großen franzöſiſchen Hauptquartier 1915—1918. [Mitteilungen 
aus dem fur die Vorgänge im franz. Hauptquartier ſehr beachtenswerten 
Verf von J. Pierrefeu, G. Q. G. (Grand Quartier General). P. war 
Verfaſſer der amtlichen franzöſiſchen Heeresberichte]. 

eft 3: v. Kuhl, Die franzöſiſche und engliſche Literatur über den 
Weltkrieg (beachtenswerte, kritiſche Beſprechung der wichtigſten feind⸗ 
lichen Stimmen über den Weltkrieg und feine einzelnen Phafen]. 

Im großen franzöſiſchen Hauptquartier [Schluß aus Heft 2]. 
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or y Oertzen, Napoleon und das preußiſche Heer nach dem Tilſiter 
rieden. 3 

Militär⸗Wochenblatt. 105. Jahrgang. Berlin 1920/21. 

Nr. 43: Genlt. Reitzenſtein, Generaloberſt v. Prittwitz nach der 
Schlacht bei Gumbinnen am 20. Auguſt 1914. Abdruck eines eigen- 
händigen am 21. 8. niedergeſchriebenen und am 22. an die OHL ab- 
geſandten Berichtes aus dem Nachlaß des Führers der 8. Armee, aus 
dem die Abſicht hervorgeht, ſich nicht hinter die Weichſel zurückzuziehen, 
ſondern ſich zunächſt gegen die Narew⸗Armee zu wenden. I. AK. wird 
nach Biſchoffswerder und Goßlershauſen gefahren, um gegen die linke 
Flanke des Feindes eingeſetzt werden zu können!. 

Nr. 47: Genlt. Schwarte, Zur Sendung des Oberſtleutnants 
Hentſch und zum Handſtreich auf Lüttich. [Berichtigung der Angaben 
des Generals Baumgarten⸗Cruſius, Deutſche Heerführung im Marne- 
feldzug 1914. Hentſch hat nach Angaben des Gen. v. Dommes, der mit 
Tappen Ohrenzeuge des Befehls Moltkes an Hentſch war, den Auftrag 
erhalten, rückwärtige Bewegungen bei 1. u. 2. Armee zu verhindern, 
im Fall ſie aber bereits eingeleitet ſeien, die inneren Flügel in Richtung 
Fismes zurückzunehmen — Ludendorff nicht Vater des Gedankens, 
Lüttich im Handſtreich zu nehmen. Dieſer war ſchon gefaßt, als L. Chef 
der Operationsabt. wurde]. | 


II. Bücher 
A. Beſprechungen. 


Ferdinand Güterbock, Die Gelnhäuſer Urkunde und der Prozeß 
Heinrichs des Löwen. Neue diplomatiſche und quellenkritiſche For⸗ 
ſchungen zur Rechtsgeſchichte und politiſchen Geſchichte der Stauferzeit 
(= Quellen und Darſtellungen zur Geſchichte Niederſachſens, heraus- 
gegeben vom Hiſtoriſchen Verein für Niederſachſen, Band XXXII). 
Mit einer Wiedergabe der reſtaurierten Gelnhäuſer Urkunde in Licht⸗ 
druck. — Hildesheim und Leipzig 1920, Auguſt Lax, Verlagsbuchhandlung. 
XVI u. 181 S. Ladenpreis 36 M. 

Der Prozeß gegen Heinrich den Löwen, der zum Sturz des Herzogs 
und zur Zertrümmerung ſeiner überragenden Machtſtellung geführt hat, iſt 
eines der folgenſchwerſten Ereigniſſe in der Geſchichte des mittelalterlichen 
Deutſchland. Zwar errang die von Friedrich Barbaroſſa überlegen geleitete 
Reichspolitik einen vollen Sieg über den eigenſinnigen Welfen, aber 
das deutſche Königtum iſt dieſes Sieges nicht recht froh geworden: die 
Erben der bisher in Heinrichs Hand zuſammengefaßten, nunmehr aber 
zerſchlagenen Macht wurden vielmehr, ſoweit es ſich um ſeine Stellung 
in Sachſen und im Slawenlande handelt, die ſächſiſchen Fürſten, zunächſt 
vornehmlich der dritte und der ſiebente Sohn Albrechts des Bären, 
Erzbiſchof Siegfried von Bremen und der zum Herzog von Sachſen er⸗ 
hobene Graf Bernhard von Anhalt, auf die Dauer aber vielmehr der 
älteſte Bruder dieſer beiden, Markgraf Otto I. und das ihm entſtammende 
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Haus der une Markgrafen von Brandenburg: erft das Ausſcheiden 
der welfiſchen a. aus dem oſtdeutſchen Kolonialgebiet ouf 
Raum für deren Aufſtieg. Darum ift der Sturz 5 mittelbar 
auch für die brandenburgiß e Geſchichte von einſchneidender Bedeutung, 
und darum iſt es angebracht, daß auch in dieſer Zeitſchrift nachdrücklich 
auf Güterbocks neues Buch hingewieſen wird. Schon 1909 hat er ein⸗ 
mal zu dieſem oft erörterten und viel umſtrittenen Thema das Wort 
ergriffen !). In den elf Jahren, die zwiſchen den beiden Büchern liegen, 
hat er fein Thema ſtets im Auge behalten:); jo darf das Buch von 1920 
als eine voll ausgereifte Leiſtung bezeichnet werden, erwachſen auf 
Grund langjährigen, eindringlichen Studiums. 

Politiſche Prozeſſe — und zu ihnen gehört der gegen Herzog Hein⸗ 
rich — haben ein doppeltes Geſicht und d dementſprechend ſowohl 
juriſtiſch wie hiſtoriſch zu würdigen. Zweifellos liegen die Hauptprobleme 
des großen Prozeſſes, der die Jahre 1178—1180 in zwiefachem, lehn⸗ 
rechtlichen und landrechtlichen Verfahren ausfüllte, auf dem Gebiet 
der e ee Trotzdem möchte ich in dieſer Anzeige vornehmlich 
auf das ſiebente Kapitel des Buches, „Die politiſchen Motive des Pro⸗ 
zeſſes“, hinweiſen. Dieſes führt tief in die brandenburgiſche Geſchichte 
hinein, denn zu den politiſchen Gegenſätzen, die ſich im Prozeſſe gegen 
den Herzog auslöſten, gehört in erſter Linie die alte Rivalität zwiſchen 
den Welfen und den Askaniern um das Herzogtum Sachſen, eine Gegner⸗ 
ſchaft, die ſich pe drei Generationen hinzieht. Schon der Großvater 
Bernhards, des erſten askaniſchen Herzogs von Sachſen, i einen 
Augenblick Ausſicht gehabt, das Herzogtum zu erlangen; deſſen Sohn 
Albrecht der Bär hat erbittert, aber erfolglos gegen die Welfen um die 
ſächſiſche Herzogsfahne gerungen, und die Söhne des Bären ſtanden 
in vorderſter Reihe, als der letzte Kampf gegen den Löwen, von dem der 
Kaiſer ſeine ſchützende Hand zurückgezogen hatte, ausgefochten wurde. 
Indem Güterbock dieſen politiſchen Kampf behandelt, bringt er auch einige 
Berichtigungen zu meinen Regeſten der Markgrafen von Brandenburg; 
namentlich unte ich der genaueren, S. 144, Anm. 2, vorgenommenen 
Datierung meiner Regeſten Nr. 431 und 432 zu. 

Die grundlegende Quelle für den Prozeß iſt die am 13. April 1180 
zu Gelnhauſen ausgeftellte Urkunde Kaifer Friedrichs, durch die dieſer 
die Verleihung der Weſthälfte des Herzogtums ae an das Erz⸗ 
bistum Köln verbrieft. Die Urkunde iſt zwar im Original erhalten, 
dieſes iſt aber ſchon im 14. Jahrhundert durch Einwirkung von Feuchtig⸗ 
keit in hohem Maße unleſerlich geworden, und zu allem Unglück hat ein 
ſpäterer Schreiber in gutgemeinter Abſicht die alten verblaßten oder 
erloſchenen Schriftzüge mit dunkler Tinte übermalt. Das Zerſtörungs⸗ 
werk wurde dann vollendet, indem in neuerer Zeit der Verſuch gemacht 
wurde, mit chemiſchen Reagentien die urſprüngliche Schrift wieder 


1) F. Güterbock, Der Prozeß Heinrichs des Löwen. Berlin, Georg 
Reimer 1909. 

2) Vgl. den zuſammenfaſſenden Bericht Güterbocks über „Neuere For- 
ſchungen zur Geſchichte Heinrichs des Löwen“ in der Deutſchen Literaturzeitung 
vom 6. März 1920. 
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ſichtbar zu machen. Ein Bild von dem troſtloſen Zuftand der Urkunde 
bietet der Lichtdruck, den Johannes Haller ſeiner Unterſuchung derſelben 
im Archiv für Urkundenforſchung III, Tafel 3 (1911) beigab. Darum 
mußten alle früheren Editionen des wichtigen Dokumentes auf älteren 
Abſchriften desſelben fußen; das Original verſagte als geeignete Druck⸗ 
vorlage völlig. Eine vor einigen Jahren vorgenommene Behandlung 
der Urkunde mit Eiſengallustinktur ließ dieſelbe aber in verjüngter Ge⸗ 
ſtalt erſtehen; die unſichtbar gewordenen Schriftzüge ſind zu neuem 
Leben erwacht, und Güterbock konnte ſeine Edition der Urkunde und damit 
ſeine weiteren Erörterungen ſomit auf einer ganz anders geſicherten 
Grundlage aufbauen. Ein dem Buche beigegebenes, mit Unterſtützung 
der preußiſchen Archivverwaltung hergeſtelltes Lichtbild zeigt die Ur⸗ 
kunde in ihrem heutigen, reſtaurierten Ausſehen. Die Art, wie Güter⸗ 
bock ſie nach ihren äußeren und inneren Merkmalen behandelt, dabei 
wichtige Ergebniſſe für einen noch wenig erforſchten Zeitabſchnitt der 
Lehre von den Kaiſerurkunden gewinnend, zeigt ihn, der von der diplo⸗ 
matiſchen Unterſuchung zur Rechtsgeſchichte und ſchließlich zur politiſchen 
Geſchichte fortſchreitet, als einen Hilfswiſſenſchaftler, wie er ſein ſoll; 
er betreibt die Urkundenwiſſenſchaft nicht um ihrer ſelbſt willen, ſondern 
als Mittel zum Zweck hiſtoriſcher Erkenntnis. 

Ob mit Güterbocks Buch die hiſtoriſchen Akten über den Prozeß 
Heinrichs des Löwen nun endlich als geſchloſſen gelten dürfen? 


Berlin⸗Steglitz. Hermann Krabbo. 


Ludwig Lehmann. Bilder aus der Reformationsgeſchichte der 
Mark Brandenburg. Zur 400 jähr. Erinnerungsfeier an Luthers re⸗ 
format. Bekenntnis vor dem Reichstage zu Worms am 18. April 1521. 
Berlin, Vaterländ. Verlags⸗ und Kunſtanſtalt 1921, 157 S. 89. kart. 
11 M.; geb. 14,30 M. einſchl. Teuerungszuſchlag. 

Schon mehrmals iſt die Forſchung der Entwicklung der Reformation 
in der Mark Brandenburg nachgegangen: Müllers, Spiekers, Heidemanns, 
Steinmüllers und letzthin Zſcharnacks Schriften ſind Etappen auf einem 
langen Wege, der noch immer nicht zum Ziele geführt hat; denn eine in die 
Tiefe gehende und doch umfaſſende märkiſche Reformationsgeſchichte be⸗ 
ſitzen wir noch nicht. Der Verfaſſer des vorliegenden Buches — als Lokal⸗ 
forſcher wohl bekannt — unterfängt ſich nicht der hohen Aufgabe, jenes er⸗ 
wünſchte Buch zu ſchreiben. Ihm genügt es, alle Ergebniſſe der gelehrten 
Forſchung zuſammenzufaſſen, dabei auch „eigene archivaliſche Forſchungen 
über den Kanzler Dr. Lampert Diſtelmeier“, und ſo eine lesbare, ein⸗ 
wandfreie Darſtellung jener bewegten Zeit zu geben. Und das iſt, will 
mir ſcheinen, durchaus der Anerkennung wert, zumal ein mild⸗proteſtan⸗ 
tiſcher Geiſt aus dem Buche ſpricht, der freilich der Bedeutung des vorrefor⸗ 
matoriſchen, katholiſchen Lebens nicht immer ganz inne wird. Da Leh⸗ 
mann je Darſtellung bis zum Übertritt Johann Sigismunds führt, 
ergibt ſich ein wirklich abgeſchloſſenes Bild. Es hätte noch gewonnen, 
wenn er nicht über den Bereich der damaligen Mark hinausgegangen 
wäre: ſo tauchen Guben, Zinna auf, und letzteres wird gar mehrfach 
unter den „drei märkiſchen Hauptklöſtern“ genannt. Kurfürſten⸗, Biſchofs⸗, 
Generalſuperintendenten⸗ und Kanzlerliſten, Perſonen⸗ und Ortsregiſter, 


pa à ANR — an 
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ein paar Bilder und eine Karte bereichern das anſpruchsloſe und doch 
verdienſtliche Buch. Möchte es ein Anreiz ſein für die ernſte Lofal- 
geſchichtsforſchung, jenem großen 1 5 8 und Werden in den einzelnen 
Städten und Landſchaften der Mark nachzugehen. Curſchmanns Auf⸗ 
jab über Heiligengrabe in dieſer Zeitſchrift Bd. 25 (1913) zeigt, daß 
ie Möglichkeit neuer Ergebniſſe vorhanden iſt. 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Sidney Bradschaw Fay, The Hohenzollern Household and Ad- 
minis tration in the sixteenth century (S. A. aus Smith College Studies 
in History II, 1). 


Derſelbe, The Beginnings of the Standing Army in Prussia (S. A. 
aus American Historical Review Vol. XXII. Nr. 4). 


Derſelbe, New Light on the Origins of the War, I. II. III. (S. A. 
ebenda Vol. XXV und Vol XXVI). 


Derſelbe, The Kaisers Secret Negotiations with the Tsar 1904—1905 
(S. A. ebenda Vol. XXIV). 

Die erſten beiden Aufſätze eines amerikaniſchen Mitgliedes unſeres 
Vereins zeigen wir mit aufrichtiger Freude an, denn ſie zeugen von großem 
Verſtändnis unſerer brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte und von 
energiſchem Eindringen in die Probleme. Der Verfaſſer kennt die Quellen 
und Literatur in vollem Umfang und nimmt ſelbſtändig Stellung zu 
den Streitfragen. In dem erſten Aufſatz beſpricht er u. a. Joachims II. 
Verhältnis zu den Ständen, zur Reformation, ſeine wirtſchaftlichen 
Maßregeln, den Haushalt und die Verwaltung des Staates, in dem 
zweiten ſchildert er die Begründung der brandenburgiſchen Armee 
unter dem Großen Kurfürſten. 

Über die Aufſätze zur Entſtehung des Krieges und der Geheimen 
Verhandlungen bemerke ich, daß ſie das Streben des ze nad) 
Ermittlung der Wahrheit deutlich befunden. M. Kl. 


Paul Haake, J. P. F. Ancillon und Kronprinz Friedrich Wilhelm IV. 
1220 1806. Orr Bibl., Bd. 42.) München und Berlin, R. Oldenbourg 


Derſelbe: Der preußiſche Berfafjungstambf 3 100 Jahren. 
München und Berlin, R. Oldenbourg 1921. 126 S 

1. Seinen in dieſer Zeitſchrift, Bd. 26—32, a ſentlchten Studien 
ur preußiſchen Verfaſſungsfrage hat Haake zwei ſelbſtändige Schriften 
eigen laſſen, deren erſte in ihrem Hauptteil eine Ergänzung dieſer Stu- 
dien darſtellt. H. ſucht in ihr unter Qugrundelegung des Briefwechſels 
Ancillons und Friedrich Wilhelms IV. die geiltige Welt zu ſkizzieren, 
in der Ancillon von 1810 bis zu ſeinem Tode (1837) lebte, und ſeinen 
Einfluß auf den Kronprinzen zu beſtimmen, deſſen Erzieher er 1810 bis 
1817 als Nachfolger Delbrücks wurde, deſſen faſt täglicher Geſellſchafter 
er auch nach dem Aufhören ſeiner eigentlichen Erziehertätigkeit blieb. 

Die Verbindung von Quellenpublikation und Darſtellung, die H. 
gewählt hat, iſt nicht ganz glücklich. Es wäre richtiger geweſen, den Brief⸗ 
wechſel geſondert zu veröffentlichen, und dann eine auf ihm wie den üb⸗ 
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tigen Quellen beruhende Unterſuchung oder Darſtellung folgen zu laſſen. 
Jetzt gehen chronologiſche, an den sete hag anknüpfende, und Ipitee 
matiſche, namentlich an Ancillons Schriften orientierte Abſchnitte neben⸗ 
einander her, und die a ſelbſt, die in den erſten Abſchnitten meift die 
Grundlage des Textes bilden, geraten im vierten Abſchnitt faſt ganz 
in die Anmerkungen, obgleich ſie hier recht viel Neues bieten. Noch mehr 
au bedauern ift es, daß H. fih nicht zu einer vollſtändigen Biographie 

3 en hat, oder aus Rückſicht auf die Abſatzmöglichkeit nicht 
hat entſchließen können. Gerade bei den fo verſchieden lautenden Ur- 
teilen über A., die er ausführlich wiedergibt, wäre eine abſchließende 
Würdigung ſehr Perſönlichkeit und ſeiner literariſchen und politiſchen 
Bedeutung ſehr zu wünſchen geweſen; wir werden nun wohl lange 
vergeblich darauf warten müſſen. 

Das wichtigſte Ergebnis des Haakeſchen Buches beſteht darin, daß 
es ein objektives Urteil über A. als Erzieher des Kronprinzen ermög⸗ 
licht. Es kann jetzt kein Zweifel darüber beſtehen, daß Treitſchkes ver⸗ 
dammendes Urteil nicht zu halten iſt. Ein „charakterloſer Schönredner“, 
geile! aus Furchtſamkeit und Berechnung, war A nicht, und ſchwer⸗ 
ich wird man ihn auch mit Kaufmann „einen ſehr ungeeigneten“, viel⸗ 
leicht „einen geradezu verhängnisvollen Erzieher“ nennen dürfen. 

Bei der halb femininen, halb pathologiſchen Veranlagung des Kron⸗ 
prinzen, — das Pathologiſche hebt H., allerdings im Einklang mit medi⸗ 
ziniſchen Autoritäten, vielleicht doch zu ſtark hervor, — war die Miſchung 
von Lob und Tadel, wie A. ſie anwandte, die richtige Methode. 
Gegenüber Naturen, wie Friedrich Wilhelm IV., bleibt ſtrenge Energie 
machtlos wie gegenüber nervöſen Frauen; oder ſie führt zu vollſtändiger 
Unterwerfung, einem Ziel, das ein Kronprinzenerzieher ſich nicht ſtecken 
darf. Friedrich Wilhelm IV. war aus einem anderen Holze geſchnitzt, 
wie der Kronprinz Fritz, aus dem unter der harten Hand des Vaters 
Preußens größter König werden konnte. Eher wäre er mit Wilhelm II. 
zu vergleichen, der aber doch geſunder war. Hier hat Hinzpeters 
Erziehung mit ihrer einſeitigen Betonung des „Hohenzollerſchen“, wie 
er ſagte, des auf geiſtige und moraliſche Unabhängigkeit Gerichteten, 
das in dem letzten deutſchen Kaiſer liegende Selbſtbewußtſein zu einer 
verhängnisvollen Überſpannung anwachſen laffen (vgl. neuerdings 
Wertheimer, Preuß. Jahrb. 184, S. 305f.). Eine ähnliche Wirkung 
auf Friedrich Wilhelm IV. wäre wohl denkbar geweſen. Jedenfalls zeigt 
dies Beiſpiel, daß bei exzentriſch angelegten Naturen ſonſt heilſame 
Erziehungsmethoden ſehr unerwünſchte Reſultate haben können. 

An Ernſt und Feſtigkeit hat A. es nicht fehlen laſſen; der Vorwurf 
des Höflings trifft ihn nicht. Er hat gegen die Maßloſigkeit, die Unord⸗ 
nung, die Arbeitsunluſt Friedrich Wilhelms faſt bis an ſein Ende mit 
Offenheit gekämpft, hat ihm die Pflichten ſeines künftigen Amts immer 
wieder vor Augen geführt. Noch 1836 hat er der heftigen Sprache des 
Kronprinzen „einige ernſte und ſtrenge Worte entgegengeſetzt“ und 
ſich dadurch vorübergehende Ungnade zugezogen. Wenn er einmal 
eine hiſtoriſche Schlachtenphantaſie feines Zöglings gelobt bat, jo möchte 
ich darin keinen ſo ſchweren pädagogiſchen Verſtoß ſehen, wie H. es tut 
(S. 66 f. u. S. 173); hat er doch ſonſt die übermäßige Phantaſie feines 


Neue Erſcheinungen 313 


Zöglings zu unterdrücken geſucht. Allerdings, ein Heldenideal hat ihm 
nicht vorgeſchwebt; nicht zu einem rückſichtsloſen Mehrer ſeines Reichs, 
wenn auch zu einem preußiſchen Patrioten und einem Fürſten mit 
dynaſtiſchem Stolz, ſondern vor allem zu einem harmoniſchen Menſchen, 
in dem Geiſt, Willen und Gemüt ſich die Wage halten, hat er den Kron⸗ 
BT erziehen wollen — bei deſſen Anlagen in der Tat das Allernot- 
wendigſte. 


Die üblichen Vorwürfe gegen A.3 Erziehung dürften zum größten 
Teil Übertragungen ungünſtiger Urteile über die Rolle ein, die er in 
der inneren und äußeren Politik Preußens gefpielt hat. Umgekehrt bat 
die gerechtere Auffaſſung, die Haake von A.s Erziehertätigkeit gewonnen 
hat, ſein allgemeines Urteil über ihn beeinflußt. Hatte er ihn früher 
als Meiſter der Intrige bezeichnet („Forſchungen“, Bd. 29, S. 318), 

atte er den Glauben an ſeine Gefährlichkeit und weitaus ſchauenden 

läne A berechtigt gehalten (ebenda S. 336, Anm. 1), fo finden fit 
joie Außerungen in ſeinem neuen Buche nicht. Vielmehr ſucht er 
jetzt, beeinflußt auch durch v. Caemmerers höhere Einſchätzung des 
Hiſtorikers A., mit einer e Sympathie in deſſen „eigenartige, 
feſte Geſtalt annehmende Weltanſchauung“ einzudringen, die ratio⸗ 
naliſtiſche und romantiſche Elemente vereinte. Es i ſchade, daß er dieſen 
Zuſammenhängen nicht tiefer hat nachgehen wollen, ſondern ſich mit 
wenigen Hinweiſen begnügt hat. Auch wäre es beſſer geweſen, wenn 
er U3 Schrift „Über Souveränität und Staatsverfaſſungen“ im Bu- 
ſammenhang mit der Skizzierung ſeiner Staatslehre abſchließend ge⸗ 
würdigt hätte, nicht noch einmal auf S. 117—119 unter Mitteilung 
umfangreicher wörtlicher Auszüge, die überhaupt einen etwas breiten 
Raum einnehmen. Auch wären für Ws Stellung zu den Verfaſſungs⸗ 
fragen nicht nur ſeine Druckſchriften, ſondern auch ſeine praktiſche Tätig⸗ 
keit in der kleinen Verfaſſungskommiſſion, die im Oktober 1819 zuſammen⸗ 
trat, und für die er ausführliche Denkſchriften ausarbeitete, und in der 
unter dem Vorſitz des Kronprinzen vom Dezember 1821 an tagenden 
Kommiſſion heranzuziehen geweſen. Die allgemeinen Grundſätze für 
die provinzialſtändiſche Verfaſſung, wie ſie ſchließlich Geſetz wurden, 
gehen ſehr weſentlich auf A. zurück. Die Sitzungsprotokolle der Kom⸗ 
miſſion laſſen darüber keinen Zweifel. 

Ancillon iſt nicht nur der Erzieher, er iſt auch der politiſche Mentor 
des Kronprinzen geweſen. H. iſt nicht näher darauf eingegangen, zu 
unterſuchen, wie weit die ſtarke Übereinftimmung, die er namentlich 
in den innerpolitiſchen Anſchauungen von Erzieher und Zögling nachweiſt, 
auf A. oder auf andere Einflüſſe zurückgeht. 

Soviel indeſſen ergibt der Briefwechsel, daß A. in der letzten Phaſe 
des preußiſchen Verfaſſungskampfes der Vertrauensmann des Kron⸗ 

rinzen geweſen iſt, der deſſen politiſche Ideen an den König gelangen 
ieß. Allerdings nicht direkt, ſondern durch Vermittlung des Fürſten 
Wittgenſtein, über deſſen damals ausſchlaggebenden Einfluß beim König 
gerade dieſer Briefwechſel Licht verbreitet. In Wittgenſtein haben wir, 
mindeſtens ſeit 1819, den gefährlichſten Gegner der Hardenbergſchen 
Pläne zu ſehen. Daneben bleibt ſicher, daß A. den Kronprinzen in ſeiner 
ſchon 1818 allgemein bekannten Vorliebe für altſtändiſches Weſen und 
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für eine überragende Stellung des Adels unterſtützt hat. Auch darin 
waren ſie einer Meinung, daß den allgemeinen Landſtänden Provinzial⸗ 
ſtände vorausgehen müßten. 


Wer in dem politiſchen Programm A. 8, das durch feine „rückwärts 
gewandte hiſtoriſche Phantaſie“ und ſeine ihn ganz beherrſchende Re⸗ 
volutionsfurcht begründet war, ein Unglück für die Entwicklung des 
preußiſchen Staates ſieht, wird den politiſchen Einfluß, den er auf Fried⸗ 
rich Wilhelm IV. ausgeübt hat, für verhängnisvoll halten, auch wenn 
a 1. nicht der einzige in der gleichen Richtung wirkſame ge⸗ 
weſen iſt. 

H. ſelbſt ſucht darüber hinaus zu einer allgemeinen Charakteriſtik 
A.'s vorzudringen. Zu feiner umſichtig abgewogenen, im ganzen für A. 
günſtigen Anſicht paßt es indeſſen nicht recht, wenn er Boyens abſprechen⸗ 
des Urteil zuſtimmend anführt (S. 171, Anm. 1). 

Außenpolitiſch war A. nicht ohne Scharfblick; jo hat er die unab⸗ 
wendbaren Gefahren einer polenfreundlichen Politik Preußens ſehr deut⸗ 
lich erkannt. Gegen Frankreichs deutſche Politik hegte der als „Halb⸗ 
franzoſe“ geſcholtene, wie ein Brief aus dem Jahre 1832 beweiſt, ſtärkſtes 
Mißtrauen. Freilich ſpielt bei dieſen Erkenntniſſen ſeine innerpoliti ee 
Enſichtens eine erhebliche Rolle. Wie weit er nicht nur ſtaatsmänniſche 
Einſichten, ſondern auch Fähigkeiten gehabt, wird in H.'s Buch nicht 
berührt. Schwerlich wird hier an Treitſchkes hartem Urteil viel zu re⸗ 
vidieren ſein. | 

2. Da die geplante Erweiterung feiner Studien zu einem größeren 
wiſſenſchaftlichen Werke über „Hardenbergs Kampf für preußiſche 
Reichsſtände“ an Verlagsſchwierigkeiten ſcheiterte, hat H. wenigſtens 
in einem kurzen Überblick die geſamte preußiſche e bis 
zu Hardenbergs Tod zuſammengefaßt. Ihre wichtigſte Theſe — nicht 
Hardenberg, ſondern Friedrich Wilhelm III. trägt die Hauptſchuld an 
dem kläglichen Ende der Verfaſſungspläne — iſt den Leſern dieſer Zeit⸗ 
ſchrift bekannt. Den in den „Forſchungen“ erſchienenen Aufſätzen war eine 
etwas unſichere, durch verfrühte allgemeine Raiſonnements und durch 
manche Wiederholungen gekennzeichnete, durch die erſt während der 
Weiterarbeit erfolgte Entdeckung neuer Quellen begründete Anlage 
eigen; auch wuchſen ſie ſich aus einer Unterſuchung allmählich zu einer 
Darſtellung aus, die, unabhängig von der Beantwortung der kritiſchen 
Hauptfrage, Wert durch das in ihr veröffentlichte Quellenmaterial 
erhielt. Demgegenüber iſt die neue Schrift gekennzeichnet durch ein⸗ 
1 8 von vornherein feſtſtehende Auffaſſung und einen lebhaften, 

in und wieder etwas gar zu populären Stil („hanebüchene Kabinetts⸗ 
order“, „die edlen Sarmaten“, „Dolch oder Schießprügel im Gewande“, 
„Träger blauen Bluts“). 

Etwas Raum hätte ſich durch knappere Wiedergabe der Anſichten 
anderer Forſcher und weniger ausführliche Zitate, etwa aus den Schriften 
Ancillons, gewinnen laſſen; er hätte einer eingehenderen Entſtehungs⸗ 
geſchichte der provinzialſtändiſchen Geſetzgebung zugute kommen können. 
9.3 leitender Gedanke — der König als der Verantwortliche für das 
Scheitern des Verfaſſungswerks in ſeinem urſprünglichen Umfange; 
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abhängig auch in a Frage vom Kaifer Alexander — hat mich überzeugt, 
nicht ganz ſo ſeine Verlegung der entſcheidenden Kriſe des Verfaſſungs⸗ 
kampfs in die zweite Hälfte des Jahres 1820. Durchaus einverſtanden bin 
ich mit ſeinem Eintreten für Max Lenz' Theſe, daß eine Verfaſſung 
in dem Preußen des zweiten und dritten Jahrzehnts des 19. Jahrhunderts 
weder an innen- noch an außenpolitiſchen Bedenken hätte zu ſcheitern 
brauchen. Auch darin iſt H. zuzuſtimmen, daß Stein, deſſen „einzig⸗ 
artiger Perſönlichkeit“ er durchaus gerecht wird, durch ſein ſittliches Pathos 
bei Friedrich Wilhelm III. ſchwerlich mehr erreicht hätte, als der diplo⸗ 
matiſche Hardenberg. Man darf nicht vergeſſen, daß die HA von 1807 
bis 1813 für Reformen unendlich günftiger war, als die Jahre nach 1815. 
Solange der Staat und mit ihm die Dynaſtie noch den Entſcheidungs⸗ 
kampf, der die ganze Volkskraft verlangte, vor ſich hatten, ſolange zugleich 
die überwiegende Zahl des höheren Bürgertums und der Militärs ſich 
vertrauensvoll der Führung der Krone überließ, waren Konzeſſionen 
von Friedrich Wilhelm weit eher zu erreichen, als nach dem ſiegreichen 
Kampf. Jetzt war das Ziel nicht nur erreicht, es bemächtigte ſich auch 
gegenüber dem Erwachen politiſcher Beſtrebungen weiterer Kreiſe 
wachſende Revolutionsfurcht des Königs. Es ift ein circulus vitiosus, 
wollte man ſchließen, bei dem außerordentlichen Vertrauen, das Harden⸗ 
berg bei Friedrich Wilhelm III. genoß, hätte er mehr durchgeſetzt, wenn 
er durchglüht geweſen wäre von den höchſten ſittlichen Idealen des Staats⸗ 
manns. In dieſem Falle wäre er eben nicht der Vertrauensmann des 
Königs geworden oder doch nicht geblieben, deſſen bürgerliche Sittlich⸗ 
keit ebenſo außer Frage ſteht, wie ſeine politiſche Begeiſterungsunfähigkeit. 
Selbſt eine Bismarcknatur wäre bei dem Ringen mit dieſem König, 
dem ſeines zweiten Sohnes geſunder preußiſcher Ehrgeiz fehlte, ſchwer⸗ 
lich ſiegreich geweſen. Daß Hardenbergs anſtößige Lebensführung 
ihm beim König geſchadet hat, kann man zugeben. Das Scheitern ſeiner 
Verfaſſungspläne aber haben — darin iſt Haake beizuſtimmen — Fried⸗ 
rich Wilhelms durch die Torheiten der radikalen Jugend geſchürte Re⸗ 
volutionsangſt und die Einflüſſe ſeiner Umgebung, Metternichs und des 
Zaren, verſchuldet. Wären die Umſtände Hardenberg etwas günſtiger 
geweſen, ſo wäre er mit ſeiner inneren Politik nach 1815 wohl ebenſo 
erfolgreich geweſen, wie mit ſeiner, ganz ähnlich Zielbewußtſein und 
Anpaſſung an den Charakter des Königs verbindenden äußeren Politik 
zwiſchen 1810 und 1813, die von dem heroiſchen Pathos eines Stein 
weit entfernt war. Bedenken gegen Hardenbergs eigener Beurteilung 
ne Erfolgsmöglichkeiten und damit auch gegen die ſpäte Anſetzung 

er entſcheidenden Wendung des Verfaſſungskampfes durch Haake erregt 
das unbegründete Vertrauen, das er bis zuletzt auf Wittgenſtein geſetzt 
hat. Es wäre zu wünſchen geweſen, daß H. ſich über dieſe Selbſttäuſchung 
ſeines Helden irgendwie kritiſch geäußert hätte. Denn, daß 900 Harden⸗ 
berg wirklich getäuſcht, den Vertrauensvollen gegenüber Wittgenſtein 
Gef etwa nur geſpielt hat, ſcheint mir ſicher (vgl. auch Treitſchke: Deutſche 
Geſchichte II, 457f.). Für eine ſtarke Selbſttäuſchung Hardenbergs 
ſpricht eine Aufzeichnung von ſeiner Hand, die mir mit verſchiedenen 
Materialien zur preußiſchen Verfaſſungsfrage aus Privatbeſitz zugäng⸗ 
lich gemacht worden iſt. Sie trägt kein Datum, dürfte aber derſelben Zeit 
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angehören, wie ſein großer Bericht vom 24. Mai 1821 an den König. 
Ich laſſe ſie hier buchſtäblich folgen: 
„Gleich nach meinem Bericht an den König vom 18. Oktober 1820 
[gemeint iſt wohl der franzöſiſche Bericht vom 10. Okt.], reiſte ich nach 
Troppau ab. Ich hatte darauf keine Antwort erhalten. Der König 
war, wie ich erfuhr, nicht zufrieden mit den Entwürfen zu den Communal⸗ 
ordnungen. Er fand darin allenthalben das monarchiſche Prinzip an- 
gegriffen, und es war klar, daß man S. Mayt. übertriebene Beſorgniſſe 
eingeflößt hatte. Es war nichts leichter, als die anſtößigen Stellen aus⸗ 
zumerzen, welches ja nach meinen Vorſchlägen im Miniſterio mit Zu⸗ 
ziehung des Herrn Ancillon hätte Hr können. Nachher bien 
es ja vom König allein ab, den Staatsrath darüber zu fragen, und i 
el würde gewis als Präſident deſſelben und als Chef der Verfaſſungs⸗ 
ommiſſion und Vortragender beym König, die allergrößte Sorgfalt 
bey der Prüfung angewendet haben. Wir hätten jetzt längſt die ſo höchſt 
wichtige und nöthige Communal⸗ Ordnungen, das Fundament fo vieler 
Dinge und der ganzen Ve ante nach den Anſichten des Königs. 
Der eigentliche Grund und Zuſammenhang der Sache war folgender. 
Als die Commiſſion zur le der Communal⸗Ordnungen ernannt 
werden ſollte, war Ancillon der Meynung, man müſſe derſelben Grund⸗ 
ſätze vorſchreiben, nach denen die Ausarbeitung geſchehen ſollte. Ich 
hielt dafür, es ſey beſſer, den Arbeitern freyen Spielraum zu laſſen, 
ihre Arbeit einzurichten, wie fie es für gut hielt [I], da ja nur ein Project 
vorgelegt werden ſollte, was immer geändert werden konnte. Ancillon, 
immer eigenſinnig auf ſeine Meinungen beſtehend, konnte nicht ver⸗ 
geſſen, daß ſie hier nicht entſchieden hatte, und hat ohne Zweifel nachher 
entgegen gearbeitet, wo er gekonnt hat, bey Wittgenſtein, bey dem 
Kronprinzen, beym König. Er iſt die Quelle, aus der alle Schritte in 
der Verfaſſungs Sache nachher gefloſſen ſind. Es glückte ihm nur zu 
ſehr. Die Sache geriet in Stillſtand. In Troppau brachte ich ſie zur 
Sprache, ſtützte mich auf das Dringende derſelben, bat um Mittheilung 
der Bedenken, ſtellte inſonderheit dem Kronprinzen recht angelegentlich 
und mit wahrer Herzlichkeit vor, daß ich nur das wahrhaft Gute und die 
Erreichung der Abſichten des Königs und der Seinigen wolle, Er möge 
doch nur Vertrauen zu mir faſſen. Das wurde verſprochen, aber alles 
verſchoben. Erſt nach meiner Rückkunft aus Italien 1821, d. 3. Mai, 
erhielt ich die anliegende Kab. O.“ — (liegt nicht bei; es ift die, mit der 
ihm der Bericht der unter dem Kronprinzen tagenden letzten Verfaſſungs⸗ 
kommiſſion über den Kommunalordnungsentwurf mitgeteilt wurde). 
Alſo noch im Mai 1821 hat Hardenberg die eigentliche Urſache 
für das Scheitern ſeiner daß vr fi uber in einer Intrige Ancillons ſehen 
wollen! Das zeigt doch, daß er ſich über die Tiefe der ſachlichen Gegen⸗ 
ſätze in einem ſeltſamen Irrtum befand. | 
Hardenberg Außerung vom Juli 1814, er möchte nur noch fünf 
Jahre leben, „um den preußiſchen Staat auf dem höchſten Punkte zu 
ſehen“, wird von H. auf die Vollendung des inneren Reformwerks und 
ſeine Krönung durch eine Verfaſſung gedeutet und als Beweis für Har⸗ 
denbergs er und zuverſichtliche Stellung gegenüber dieſen Problemen 
zitiert. Ob mit Recht? Ebenſo nahe liegt es, an die allgemeine, vor allem 
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auch außenpolitiſche und finanzielle Konſolidierung des neubegründeten 
preußiſchen Staates zu denken. 

Mit Recht betont H, daß Friedrich Wilhelm III. im Rahmen einer 
patriarchaliſchen Staatsverfaſſung Abſolutiſt war. Ausge 1 ha 
Herrſcherbewußtſein, meiſt verbunden mit ſtarkem Pflichtgefühl, ift allen 
Hohenzollern eigen geweſen, mochten ſie ſonſt noch ſo verſchiedene Na⸗ 
turen, ſanguiſtiſch oder ſkeptiſch, herriſch oder bürgerlich, Peſſimiſten 
oder Optimiſten, Romantiker oder Rationaliſten ſein. 

Berlin. E. Kaeber. 


Meinardus t, Protokolle und Relationen des Brandenburgiſchen 
Geh. Rates aus der Zeit des Kurfürſten Friedrich Wilhelm. 7. Band, 
1. Hälfte. Publikationen aus den Preußiſchen Staatsarchiven. 91. Band. 
Leipzig. Verlag S. Hirzel. 1919. 599 S. 

Meinardus hatte die Korrektur von mehr als Zweidritteln des vor⸗ 
liegenden Bandes erledigt, als er am 24. Mai 1918 unerwartet ſtarb. 
Der Berliner Staatsarchivar Dr. Müller bat fih im Verein mit Arhiv- 
rat Dr. Klinkenborg der Arbeit unter ogen, den Band gum Abſchluß 
zu bringen und zu veröffentlichen. Derſe e umfaßt die Zeit vom 1. Mai 
1663 bis zum Ende des Jahres 1666, behandelt alſo die zweite Hälfte 
des für die Feſtigung der landesherrlichen Macht in Preußen ſo bedeut⸗ 
— Aufenthalts des Kurfürſten in Königsberg (bis Spätherbſt 1663), 

en Aufenthalt in der Mark (bis Oktober 1665) und in Cleve. Wie immer 
bei dieſer Veröffentlichung ſtehen innere Angelegenheiten durchaus im 
Vordergrunde. Doch wäre es bei der Fülle des Gebotenen zwecklos, 
hier auf Einzelheiten einzugehen. Nur auf das ſtets rege acht dein des 
Kurfürſten 1995 ſeine Bibliothek hinzuweiſen, möchte ich mir nicht verſagen. 
Beſondere Beachtung verdient auch die Tätigkeit des Kurfürſten als Rich⸗ 
ter. Schon aus den bisher erſchienen Bänden gewinnt man hierüber 
ein klares Bild; eine Unterſuchung über dieſe Frage würde ſich wohl 
verlohnen. 

Die Fa en wenigen Nachrichten zur äußeren Politik 
bringen manche wertvolle Ergänzung zu den Urkunden und Aktenſtücken, 
beſonders unter dem Geſichtspunkt des perſönlichen Anteils des Kur⸗ 
fürſten. Gegen Hoverbecks Rat verfügte er im Juni 1664 die Fortſetzung 
der Bündnisverhandlungen mit Schweden (S. 185) und beſtimmte 
kurz danach entgegen der ſchwankenden Haltung der Geh. Räte, daß man 
bei Polen „auf die Tradition von Elbing“ dringen ſollte (S. 188). Wäh⸗ 
rend die Geh. Räte im Februar 1665 empfahlen, der Kurfürſt möge 
ich wegen der Vorwürfe, die der polniſche König gegen ihn hatte, ent⸗ 
chuldigen und ſich gut mit ihm ſtellen, befahl der Kurfürſt vielmehr, 
vom König Erklärungen hierüber zu fordern, und lehnte eine enge Füh⸗ 
lungnahme mit dem Hof ab, weil er ſich dann mit den Ständen verfein⸗ 
den könnte (S. 241ff.). Auch das energiſche, raſche Vorgehen gegen 
Magdeburg beruht auf ſeiner Initiative (S. 464 und zum Vergleich 
die Gutachten von Platen und Jena, Urkunden und Akten XII, 8ff.). 
Der Band bringt ferner willkommene Nachträge zu den Urkunden und 
Akten über die Spannung mit England wegen feſtgehaltener Schiffe 
(S. 295f., 322 f., 378f.). Endlich jei eine Berichtigung zu Urt. und 
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Akt. XI, 754ff. erwähnt: Die entſcheidende Sitzung des sar Rates 
betr. die Annahme des uud, Erbvergleichs fand am 6. Sept., 
nicht am 6. Aug. 1666 ſtatt (S. 544ff.). 

Schwierigkeiten in Einzelheiten bot den Herausgebern die Feſt⸗ 
ſtellung der Daten für die Königsberger Zeit, da neuer und alter Stil 
nebeneinander gebraucht wurden; Jena ſcheint meiſt an dem dort üb⸗ 
lichen neuen Stil feſtgehalten zu haben. Eine wirkliche Sicherheit der 
Datierung iſt m. E. wiederholt nicht zu erzielen. Falſch iſt zweifellos 
die Angabe ©. 101, der Kurfürſt jet am 29. Oktober / 8. November 1663 
von Königsberg nach Berlin abgereiſt, da er, wie ſich aus S. 102 ergibt, 
bereits am 5. November in Marienwerder war. Die Relation Schwerins 
vom 9./19. September 1664 (S. 212) iſt in Schönbeck am 20. präſentiert, 
was ſchon darum nicht auf 30. umgeſetzt werden durfte, weil der Kurfürſt 
an dieſem Tage bereits wieder in Berlin weilte. 

Ernſter als dieſe kleinen Berichtigungen iſt ein anderer Vorwurf, 
der dem vorliegenden Bande nicht erſpart werden kann. In ſteigendem 
Maße hat Meinardus die urſprünglich rein zeitliche Aneinanderreihung 
von Relationen und Reſolutionen durchbrochen, indem er die korreſpon⸗ 
dierenden Schreiben unmittelbar zuſammenſtellte. Er war dabei ge⸗ 
nötigt, die einzelnen Relationen durch Einfügung der Reſolutionen 
auseinanderzureißen, ſo oft auf eine Relation mehrere Verfügungen 
ergingen. Die Überſichtlichkeit wird dadurch ungemein erſchwert. Mei⸗ 
nardus wahrte das chronologiſche Prinzip ſo weit, daß er unter dem Da⸗ 
tum der betr. Reſolution einen Verweis machte wo ſie zu finden iſt. 
Leider ſind dieſe Verweiſe durchaus nicht erſchöpfend. Feſtzuſtellen, 
ob eine beſtimmte Reſolution von Meinardus aufgenommen iſt, wird 
daher nicht immer leicht ſein. 

Für den 2. Teil des 7. Bandes liegt das Manuffript von Meinardus 

bereits vor. Sollte es möglich ſein, dieſes zugunſten der urſprünglichen 
chronologiſchen Anlage zu ändern, ſo würde das einen Vorzug gegen⸗ 
über dem 1. Teil bedeuten. Hinweiſe auf das Datum der korreſpondie⸗ 
renden Schreiben wären natürlich dankenswert. Das baldige Erſcheinen 
dieſes 2. Teils, der bis zum Herbſt 1669 reichen ſoll, wäre übrigens ſchon 
darum ſehr zu ln weil der erfte Halbband fein Regiſter hat und 
darum I die Forſchung nahezu unbenugbar ift. 
Hioffentlich ift es trotz der Ungunſt der Zeit möglich, die Protokolle 
und Relationen aus der Zeit des Großen Kufürſten ganz zu veröffent⸗ 
lichen. Die Bo bon 1669—1688 dürfte noch 3—4 Bände beanſpruchen. 
Gehören doch von den rund 100 Aktenbänden der Protokolle und Rela- 
tionen etwa 70 in die Jahre 1640 — 1669, moni immerhin ein gewiſſer 
Maßſtab gegeben iſt. Hein. 


Walter Platzhoff, Bismarcks Bündnispolitik. Kurt Schroeder, 
Bonn und Leipzig 1920. 8°. 23 Seiten. Ladenpreis 2,20 M. 

Platzhoff gibt in knappſter Faſſung eine eindringende Unterſuchung 
der Bismarckſchen Bündnispolitik nach 1871; die vorhergehende Zeit 
wird nur geſtreift. Der Titel der Schrift iſt infofern etwas irreführend. 
Für die Zeit nach 1871 werden nicht nur die neuerdings reichlich fließen⸗ 
den deutſchen und öſterreichiſchen Quellen, insbeſondere Pribrams 
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wichtige Veröffentlichung, Wertheimers Andraſſy, Lucius, Hammann, 
Raſchdau, Eckardſtein uſw. angemeſſen verwertet; es wird auch die bisher 
etwas vernachläſſigte engliſche Literatur mit Nutzen herangezogen. 
Die gleichzeitig erſchienene höchſt ergebnisreiche ausführliche Unterſuchung 
Rachfahls im „Weltwirtſchaftlichen Archiv“ (Band 16, S. 23—81) 
über den „Rückverſicherungsvertrag, den ‚Balkandreibund und das an- 
gebliche Bündnisangebot Bismarcks an England vom Jahre 1887“, die 
ſich großenteils über dieſelben Fragen verbreitet, konnte wohl nicht mehr 
verglichen werden. Sehr zum Nachteil Platzhoffs. Rachfahl bringt vor 
allem den Nachweis, daß der bekannte, von Hammann veröffentlichte 
Brief Bismarcks an Salisbury aus dem Jahre 1887 bisher ganz falſch 
verſtanden worden iſt und durchaus nicht ein deutſches Bündnisangebot 
an England enthält. Dadurch verſchiebt ſich das Ergebnis der Platz⸗ 
hoffſchen Unterſuchung erheblich. Die darin verfochtene Theorie von der 
Doppelpoligkeit der Bismarckſchen Bündnispolitik, die keinen Gegenſatz 
zwiſchen öſtlicher und weſtlicher Orientierung anerkannt gelbe wird ſtark 
erſchüttert. Sonſt gelangt Platzhoff im weſentlichen zu denſelben Schlüſſen 
wie Rachfahl, namentlich hinſichtlich des Rückverſicherungsvertrages. 
Es iſt intereſſant, wie beide Forſcher unabhängig voneinander überein⸗ 
ſtimmend die machiavelliſtiſche Politik des großen Staatsmanns, die nur 
das eine Ziel verfolgte, den europäiſchen Frieden zu erhalten, und dieſes 
auch erreichte, analyſieren. Rachfahl behandelt die Dinge freilich viel 
eingehender und man erhält bei ihm eine ungleich klarere Vorſtellung 
von den ungeheuren Schwierigkeiten, mit denen Bismarck zu ringen 
0 um das deutſche Staatsſchiff durch alle Klippen hindurchzuſteuern. 
ieſe Schwierigkeiten bedingten, das wird man ſo recht inne, ſeinen 
Machiavellismus. Bei Rachfahl, der u. a. ſehr viel ergiebiger aus Crispi 
zu ſchöpfen verſtand, wie Platzhoff, drängt ſich dem Leſer geradezu die 
Frage auf, ob es nicht 1887 richtiger geweſen wäre, wie es Moltke und 
Walderſee wollten, dem drohenden Zweifrontenkrieg zuvorzukommen. 
Platzhoff ſtellt die Frage ausdrücklich. Aber es muß doch eben bei der 
Frage bleiben. Wer will ſie mit Sicherheit beantworten? Bismarck 
traf ſeine negative Entſcheidung auch im Hinblick auf den greiſen Kaiſer 
und den kranken Kronprinzen. Mit tiefem Unbehagen ermeſſen wir 
angeſichts der Meiſterſchaft, mit der Bismarck das Steuer führte, das Ver⸗ 
jagen der ſpäteren Staatsmänner, die fich das Leitſeil um den Hals haben 
werfen laſſen, wogegen ſich Bismarck mit Erfolg zu wehren wußte. 
Die abfälligen, durch ein Wort Meineckes beeinflußten Bemer⸗ 
kungen Platzhoffs über das die Bearbeitung der Maſſen verſchmähende, 
vielfach an die Kabinettspolitik des ancien régime erinnernde „künſt⸗ 
liche Syſtem“ der Bismarckſchen Bündnispolitik ſcheinen uns nicht 
glücklich. Die Wendung über die Annäherungsverſuche an England 
trifft, wie wir ſahen, nicht ganz zu. Auch über das Bündnisangebot 
vom Jahre 1875, bei dem Bucher den Mittelsmann geſpielt haben ſoll, 
können wir doch noch nicht recht urteilen. Bisher iſt Eckardſtein unſer 
einziger Gewährsmann für dieſe Sache; und ihm gegenüber iſt bekannt⸗ 
lich überall die größte Vorſicht geboten. In dieſem Zuſammenhange 
möchte ich noch ganz kurz auf den von Bismarck veranlaßten Artikel der 
Hamburger Nachrichten vom 14. Mai 1890 (Morgenausgabe) hin- 
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weiſen, in dem gegenüber einer anders lautenden Korreſpondenz der 
Kreuzzeitung kategoriſch beſtritten wird, daß deutſcherſeits jemals Eng⸗ 
land ein Schutz⸗ und Trutzbündnis angeboten oder auch nur zum Beitritt 
zum Dreibund aufgefordert worden ſei. Im übrigen sal man gegen 
Platzhoff doch wohl bemerken, daß Bismarck die Maſſen ſehr wohl zu 
bearbeiten verſtand. Er hat ihnen auch ſehr wohl den Glauben an die 
Zweckmäßigkeit einer Allianz — ſiehe Dreibund — beizubringen gewußt. 
Es ſcheint mir ferner eine gewagte Behauptung des Verfaſſers, Bismarck 
hätte die in den widerſtreitenden Lebensintereſſen Oſterreichs und Italiens 
liegenden Gefahren unterſchätzt. Solche Behauptungen ſollten Hiſto⸗ 
riker unterlaſſen, wo wir doch noch recht wenig über dieſe Dinge wiſſen. 
Es iſt doch auch immerhin zu bedenken, daß es ſich bei dieſen abfälligen 
Urteilen um einen Staatsmann von dem Range Bismarcks handelt. 
H. v. Petersdorff. 


Rudolf Kötzſchle, Grundzüge der deutſchen Wirtſchaftsgeſchichte 
bis zum 17. Jahrhundert. 2. umgearbeitete Auflage. (Grundriß der 
Geſchichtswiſſenſchaft II, 1). B. G. Teubner. Leipzig⸗Berlin 1921. 


Heinrich Sieveking, Grundzüge der Neueren Wirtſchaftsgeſchichte 
vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart. 3. verbeſſerte Auflage. 
(Grundriß II, 2.) Ebenda. 


H. Sieveking, Wirtſchaftsgeſchichte II. Vom Ausgang der Antile 
bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts (Mittlere Wirtſchaftsgeſchichte). 
Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 577. Ebenda. 

Auf die Bedeutung dieſer Bücher kann in dieſer Zeitſchrift nur 
kurz hingewieſen werden, zumal die beiden erſtgenannten Neuauflagen 
bereits anerkannter Leiſtungen ſind. K. erörtert nach einer Einführung 
in das Studium der Wirtſchaftsgeſchichte (Forſchung, Grundbegriffe 
und Quellen) in fünf Abſchnitten (I. Beobachtungen über den wirtſchaft⸗ 
lichen Kulturſtand der Bevölkerung Mitteleuropas in vorgeſchichtlicher 
Gietz II. Die germaniſche Stammeswirtſchaft vor der Bildung dauernder 

iedelungsverhältniſſe; Entfaltung provinzialrömiſcher Kultur in den 
Rhein⸗ und Donaulanden, III. Die ländliche Wirtſchaftskultur und die 
Anfänge des Städteweſens in Deutſchland während des Früh⸗ und 
Hochmittelalters, IV. Die Den aufblühender deutſcher Stadtwirtſchaft 
und der oſtdeutſchen Koloniſation, V. Die Zeiten voll entfalteter deutſcher 
Stadtwirtſ hajt und der Anfänge des ſtaatlichen Merkantilismus in Europa) 
die Hauptprobleme der Wirtſchaftsgeſchichte. Er geht dabei von der Be⸗ 
ſiedlung des Landes aus, verfolgt die einzelnen Phaſen der Weiter⸗ 
entwicklung bis zum Aufblühen der Städte und der Anfänge der terri⸗ 
torialſtaatlichen ra Die Einzelheiten werden dabei berückſich⸗ 
tigt. Hier 1 noch beſonders auf die wirtſchaftsgeſchichtliche Betrachtung 
der oſtdeutſchen Koloniſation hingewieſen. 

Andere Geſichtspunkte hat S. bei der Ausarbeitung ſeines Grund⸗ 
riſſes vorangeſtellt. Er geht von der allgemeinen europäiſchen Wirtſchaft 
aus und zeichnet darin die Stellung der einzelnen Staaten in den ver⸗ 
ſchiedenen Epochen. Dabei werden die jeweiligen Theorien in den 
Vordergrund gerückt. In vier Abſchnitten hat er ſeinen Stoff zuſammen⸗ 
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gefaßt: I. Merkantilismus, II. Die Grundlagen der freien Yerlebrs- 
wirtſchaft, III. Die Entfaltung des modernen Kapitalismus, IV. Sozialis⸗ 
mus und Kapitalismus. 

Das kleine Büchlein von S. in der Sammlung: „Aus Natur und 
Geiſteswelt“ könnte man faſt als eine erweiterte Einleitung zu ſeinen 
Grundzügen bezeichnen, denn auch hier geht er bei ſeiner Darſtellung 
von allgemeinen univerſalen Geſichtspunkten aus. Mit einer kurzen 
Schilderung der ausgehenden römiſchen Wirtſchaft beginnend, zeigt er 
deren verſchiedene Entwicklung im Oſten (Byzanz mit ſeiner Staats⸗ 
organiſation) und im Weſten (Dezentraliſation im Anſchluß an die Grund⸗ 
herrſchaften). Darauf wird ein drittes Kapitel der mittelalterlichen 
Stadt gewidmet, dem ſich im vierten und fünften die Darſtellung des 
ſtaatlichen Merkantilismus und der bing wor freier Wirtſchaft und der 

Kapitalbildung anſchließt. Zum Schluß wird auf den Übergang der 
modernen Wirtſchaft hingewieſen. 

Der Wert dieſer hervorragenden Leiſtungen gerade für die Erkenntnis 
unſerer gegenwärtigen La bee e, die S. vielfach zum Ver⸗ 
gleich früherer heranzieht, muß ſtark betont werden. M. Kl. 


M. Erzberger, Erlebniſſe im Weltkriege. VII u. 396 S. Stutt⸗ 
gart und Berlin, Deutſche Verlagsanſtalt, 1920. 38 M. 

Es iſt wichtig bei dieſem Buche, daß man ſich des Verf.s Abſichten 
vorher einprägt, ehe man zum Leſen ſchreitet. „Erlebniſſe im Weltkrieg“, 
ſagt er einleitend, „nicht meine Erlebniſſe im Weltkrieg habe ich dieſe 
Blätter genannt. Die Stunde iſt noch nicht gekommen, um meine geſam⸗ 
ten Erlebniſſe im Weltkrieg der Offentlichkeit zu unterbreiten. Politiſche 
und perſönliche Gründe zwingender Art legen mir dieſe e 
auf“. Man würde alſo in Zukunft ſich noch auf wunderbare „Enthüllungen“ 
gefaßt machen müſſen, wenn nicht ein jähes Schickſal dem Leben des Verfs. 
im Auguſt 1921 ein Ziel geſetzt hätte. Doch bleiben wir bei den vorliegenden. 

unächſt die Abſicht! Die Gegenüberſtellung von „Erlebniſſen“ und „meinen 

lebniſſen“ läßt die Vermutung aufkommen, als wollte der Acc 
ſelbſt etwas in ſeiner Schilderung zurücktreten. Allein man irrt ſi 
Ofter als hier kommt auch in den perſönlichen Erinnerungen das liebe 
„Ich“ nicht vor. Allerdings handelt E. nicht ohne Urſache. Im Helffe⸗ 
rich⸗Prozeß ah 1920 war fein Ruhm arg zerfetzt worden. Als Wie- 
derherſtellungsverſuch erſcheint dieſes Buch. Iſt es da verwunderlich, 
daß eine Natur, die es gewöhnt iſt, im Grenzenloſen zu ſtreifen, hier in 
ganz beſonderer Weiſe die ſtärkſten Farben aufträgt? — E. weiß alles 
im voraus, er kann alles und ſieht alles. Bedauerlicherweiſe liegen nur 
Preſſeerzeugniſſe in Menge vor, die ſeinerzeit das gerade Gegenteil 
feſtſtellten. So kann man ſich hier nicht des Eindrucks erwehren, daß eine 
Selbſtverherrlichung getrieben wird, wie ſie in der Memoirenliteratur 
— wo ſie doch zu Hauſe — erfreulicherweiſe nicht oft anzutreffen iſt. 

Als Geſchichtsquelle wird alſo das Buch nur mit allergrößter Vor⸗ 
ſicht zu benutzen ſein, wenigſtens was die Darſtellung einzelner Vorgänge 
ſowie beſtimmte Urteile anbelangt. Aber im ganzen geſehen, bietet 
es gerade dem Hiſtoriker nicht wenig Reize. Zwar möchte ich der Meinung 
Martin Spahns („Die Nebenregierung“, Roter Tag, Nr. 226, 7. 10. 1920) 
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nicht ganz zuſtimmen, in dem Machwerk „eine Satire auf die Staatskunſt 
Herrn v. Bethmann Hollwegs zu ſehen“, das wäre zu eindeutig gerichtet. 
Aber ein Dokument deutſcher Politik nach Bismarcks Tod iſt es zweifel⸗ 
los. Die ganze Ideenarmut der Regierungen dieſer Zeit offenbart 
ſich darin e ah wie die bejammernswerte politiſche Unbildung unſeres 
Volkes. Wie konnte ſich ein Volk einen ſolchen Mann jahrelang, und man 
muß ſagen, viele Jahre lang gefallen laſſen? Keine öffentliche Meinung, 
die ihn wegfegte. Deshalb das furchtbare Geſchick, das uns getroffen. 
Ich bin hier ganz einig mit Martin Spahn, wenn er ſagt: „Das alte Frank⸗ 
reich ijt gutenteils an ſeiner Verwendung von Agenten niederer Sorte 
neben den amtlich beglaubigten Staatsmännern zugrunde gegangen. 
Das Deutſche Reich iſt ihm darin während des Weltkrieges gefolgt 
Allerdings einen ſolchen Mann zu beſeitigen, wäre zunächſt Aufgabe der 
Partei geweſen, die ihn überhaupt hoch gebracht! Und ſo trifft einen 
weſentlichen Teil Mitſchuld die Zentrumspartei, aus deren Reihen Erz⸗ 
berger hervorgegangen. Es genügt nicht, daß einzelne bedeutende Führer, 
wie ehedem Martin Spahn und ſein greiſer Vater, ihn abſchütteln, die 
Partei muß Stellung nehmen. Warum tut fie das nicht? — Eine Ant- 
wort liefert das Buch. Und nicht wohl ohne Abſicht hat Erzberger dieſe 
Seite ſo ſtark betont: er verſteht es, alle ſeine politiſchen Beſtrebungen 
mit Vorteilen für die katholiſche Kirche zu umkleiden. Mögen Kenner der 
Verhältniſſe ihn auch als „naiven Projektenmacher“ ablehnen, was manch⸗ 
mal zweifellos berechtigt iſt. Immerhin nimmt er den Vorteil ſeiner 
Kirche doch in einer Weiſe wahr, daß man ihn einfach nicht fallen laſſen 
darf. — Eine Statiſtik über die Verbreitung katholiſcher Orden uſw. in 
Preußen⸗Deutſchland nach der Revolution würde überraſchende Ergeb⸗ 
niſſe zeitigen. Dieſe Seite der Politik Erzbergers wird oft übergangen. 
Sep fehe hier einen Punkt in der Entwicklung Deutſchlands, über deffen 
zukünftige Bedeutung keine Zweifel beſtehen. Erzbergers Buch weiſt 
mit allem Nachdruck darauf hin. Hermann Dreynhaus. 


Helmolt, Hans F., Ein Vierteljahrhundert Weltgeſchichte. 1894 
bis 1919. 152 S. Charlottenburg, Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik 
und Geſchichte, 1919. 8 M. 

Wie beim Kriegsausbruch mit einer geheimen Vorgeſchichte, iſt 
H. nach Friedensſchluß gleich mit einer Weltgeſchichte des letzten Viertel- 
jahrhunderts auf dem Plane. Hohe Anſprüche zwar will er nicht geſtellt 
wiſſen: Das Buch ſoll „nichts anders ſein als ein handlicher, mit Hilfe 
des Regiſters raſch Auskunft gebender Leitfaden, der die Hauptlinien 
der Weltpolitik der letzten 25 Jahre ſo objektiv wie möglich herauszu⸗ 
arbeiten bemüht war“. Es iſt gut, daß H. ſelbſt „Hauptlinien“ annimmt, 
in der Darſtellung gehen fie in der Überfülle von Einzelheiten, beſonders 
von Namen, ziemlich verloren. Ihre wichtigſten Ausgangspunkte ſollen 
wohl die elſaß⸗lothringiſche Frage, der britiſche Imperialismus und der 
deutſche Aufſtieg ſein, wovon der erſtere mehr in Aphorismen als in 
Gedankengängen gegeben wird. | 

Die erſte Hälfte des Buches ift im weſentlichen der Vorkriegszeit 
gewidmet. Sie bringt alſo die Urſache. Von der andern Hälfte beſchäftigt 
ſich ein erſter Teil mit der Veranlaſſung und den Verſuchen, die Kriegs- 
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gefahr zu bannen, ein zweiter Teil bringt dann ganz knapp den Kriegs- 
verlauf. Die deutſche Politik kommt in der erſten Hälfte nicht ſonderlich 
gut fort, weder in ihrer Beurteilung („der deutſche Kardinalfehler der 
tſchlußloſigkeit, es mit niemand verderben zu wollen — auf die Gefahr 
hin, ſich zwiſchen zwei Stühle qu ſetzen“, S. 27), noch in ihrer Würdigung 
übethaupt. Gegen erſteres will ich nichts einwenden, das Urteil ift leider 
allzu ſehr berechtigt. Bezüglich des zweiten Punktes macht ſich der Mangel 
der Vertiefung doch etwas reichlich geltend. Gerade „Hauptlinien“ 
bedürfen einer pſychologiſchen Begründung, und deshalb muß man 
auf die Träger der Politik mehr eingehen. Aber das iſt bei H. zu bedauern, 
die Perſonen huſchen genau ſo re vorbei wie die Ereigniſſe. Ge- 
wiß, kein „Schlagwort“ iſt vergeſſen worden, allein Worte ſind noch keine 
Charakterbilder. So werden die beiden deutſchen Kanzler Bülow und 
Bethmann Hollweg, beſonders letzterer, nur ganz wenig greifbar. Nicht 
im gleichen Maße zurückhaltend wird Kaiſer Wilhelm II. behandelt, 
wenn auch ſtets mit Schonung und Verſtändnis für die jeweilige Lage. 
Im einzelnen wird man bei ſo knapper Darſtellung eines ſo gewal⸗ 
tigen Inhaltes über viele Dinge verſchiedener Meinung ſein. Hier ſpielen 
perſönliche Beobachtungen, Fragen der Tagespolitik, augenblickliche Kon⸗ 
troverſen uſw. eine ſolche Rolle, daß ſowohl die Bewertung irgend⸗ 
eines Ereigniſſes wie auch deſſen Darſtellung Maßſtäbe anlegen läßt, 
die außerhalb der Erörterung ſtehen. Im ganzen ſoll indeſſen nicht unter⸗ 
laſſen werden, zu ſagen: H. hat keine der bis Herbſt 1919 gemachten Ent⸗ 
hüllungen oder Veröffentlichungen überſehen. Vielleicht iſt das ein 
Grund der verwirrenden Fülle. Hermann Dreyhaus. 


Gitzungsberichte 


Vereins für Geſchichte der Nart Brandenburg. 


13. Oktober 1920 bis 9. Juni 1921. 


Sitzung vom 13. Oktober 1920. 


Herr Profeſſor Dr. Volz ſprach über die „Merkwürdige Lebens⸗ 
geſchichte“ des Freiherrn von der Trenck, die ihren großen Ruf vor allem 
der Darſtellung ſeiner abenteuerlichen, zehnjährigen Haft in Magde⸗ 
burg und des Liebesromans mit der Prinzeſſin Amalie, der Schweſter 
Friedrichs des Großen, verdankt. Der Erzählung Trencks ſtellte der 
un das reiche, in den Archiven noch ruhende Aktenmaterial 
gegenüber, um daraus den Nachweis zu führen, daß wir es, eh aller 
gegenteiligen Beteuerungen des Verfaſſers, nur mit einem Roman 
u tun haben. Läßt ſich auch die Schuldfrage nicht völlig klären, ſo ergibt 
ia doch fo viel, daß Trend mit feinem in öſterreichiſchen Dienſten ſtehen⸗ 
en Vetter eine Korreſpondenz gepflogen hat, die er zwar als ganz un⸗ 
ſchuldig hinzuſtellen ſucht, die aber den König veranlaßte, ihn auf die 
Feſtung Glatz zu ſchicken. Der Vortragende legte dar, wie die meiſten 
Angaben Trencks ae oder geradezu erfunden find, fo z. B. die 
Darſtellung der Schlacht bei Soor, die er mitgemacht haben will, ob⸗ 
wohl er bereits ſeit Ende Juni 1745 auf Feſtung ſaß. Für die Schil⸗ 
derung der Magdeburger Gefangenſchaft verwies er auf eine Dar⸗ 
apa die Trend im Frühjahr 1759 verfaßt bat, und die unvergleich- 
ich größere Glaubwürdigkeit verdient als die verſchwommene Erzählun 
in der „Lebensgeſchichte“, die ſichtbare Altersſpuren trägt und nad 
für den Sommer 1763 von Fluchtplänen berichtet, während Trend 
nach der früheren Darſtellung von 1759 offenbar fon feit Herbſt 1757 
endgültig auf ſie verzichtet hat. Ausführlich ging der Vortragende end⸗ 
lich noch auf den ſog. Liebesroman ein. Trenck hat in ſpäterer Auflage 
ſeine Erzählung bereits ſelbſt bedeutſam beſchnitten. Aber auch trotz 
dieſer Reviſion ſind alle Bedenken, die noch bleiben, ſo groß, alle Ein⸗ 
würfe, die ſich noch machen laſſen, ſo gewichtig, daß der ganze Liebes⸗ 
roman als eine Erfindung des Verfaſſers erſcheint, um ſich von dem 
Vorwurf des Hochverrats zu entlaſten. Alle ſeine Beziehungen zur 
Prinzeſſin Amalie beſchränken ſich offenbar darauf, daß er während der 
Magdeburger Haft lediglich ihre Fürſprache, wie auch die anderer Mit- 
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lieder der Herrſcherfamilie, angerufen hat, um bei dem König ſeine 
Freilaſſung zu erwirken. Dieſe erfolgt endlich, jedoch auf Verwendung 
der Kaiſerin Maria Thereſia, in deren Dienſten er ſeit 1751 ſtand. Der 
Vortragende ſchloß mit einer Charakteriſtik Trencks und ſeiner „Lebens⸗ 
geſchichte“, in der er ausführte, daß das Buch eine Anklage bilde gegen 
das Schickſal, das ihn unabläſſig verfolge, und gegen die Fürſten, die ihm 
ſein Recht vorenthielten, daß die Darſtellung, enthalte ſie auch einen 
Kern von Wahrheit, doch nur ein abenteuerlicher Roman ſei, gleich⸗ 
wie ſein Leben, aller romantiſchen Zutaten entkleidet, die Geſchichte 
eines Deſerteurs. 

Im Anſchluß an den Vortrag legte Herr Geheimrat Profeſſor 
Dr. Seidel aus dem Hohenzollernmuſeum einen Du mit reichen 
eingravierten Bildern und Sin vor, den Trend während feiner 
Magdeburger Gefangenſchaft angefertigt und der Königin Eliſabeth 
Chriſtine gewidmet hat. 

um Schluſſe gab Herr Baurat Kohte eine kurze Mitteilung 
über das Haus Zolchow am Pleſſower See bei Werder. L. Schneider 
hatte über dieſes in den Märkiſchen Forſchungen, Bd. V, 1857, S. 91, 
einen Aufſatz veröffentlicht, auf Grund deſſen es in Bergaus Inventar 
der Bau- und Kunſtdenkmäler 1885 genannt wurde. Urſprünglich im 
Beſitze des Brandenburger Domkgpitels, gehört es mit dem Dorfe 
Pleſſow ſeit dem 16. Jahrhundert der Familie v. Rochow. Wie 
Schneider nach mündlicher Überlieferung angibt, ſoll es bis zum An⸗ 
fange des 18. Jahrhunderts auf der Landſeite durch Graben und Wall 
geſchützt geweſen ſein. Jetzt iſt von ſolcher Befeſtigung nichts ate 
zu bemerken. Das Haus, ein Rechteck von 14 zu 21 m, zwei Geſchoſſe 
hoch, war lediglich zu Wohnzwecken beſtimmt; zu Anfang des 
17. Jahrhunderts erbaut, zeigt es an der Südweſtecke einen gewölbten 
Erker, im Hauptgeſchoß und an den Giebeln des Dachgeſchoſſes einige 
Fenſter mit ſchlichten Steinwänden, auf den geputzten Anſichten Reſte 
gemalter Quaderlinien. Durch den Eingang an der ſüdlichen Lang⸗ 
ſeite gelangt man in die geräumige Diele mit barocker hölzerner Treppe; 
Diele und Südoſtzimmer bewahren noch Reſte einer Ausmalung vom 
Ende des 18. Jahrhunderts. Schneider ſah das Haus mit hohem Dach; 
ſeitdem iſt es mit flachem Pappdach überdeckt worden. Als Wohnſitz 
aufgegeben, iſt es jetzt dem Verfall überlaſſen; ſchon ſind die Balken⸗ 
decken nicht mehr ohne Gefahr zu betreten, und bei der derzeitigen Not 
an Bauſtoffen wird das Gebäude binnen kurzem zerſtört und abge⸗ 
tragen werden. 

Die für den 10. November 1920 anberaumte Sitzung mußte wegen 
des Streiks der Elektrizitätsarbeiter ausfallen. 


Sitzung vom 9. Dezember 1920. 

Herr Profeſſor Dr. Tſchirch (Brandenburg) ſprach den Nachruf 
für den ſo unerwartet und früh aus ſeiner reichen Arbeit abberufenen 
Profeſſor Dr. Willy Spatz (t 8. November 1920 in Wernigerode an 
den Folgen einer ſchweren Lungenentzündung). 
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Willy Spatz ift am 3. März 1870 in Berlin geboren. Er beſuchte 
das Askaniſche Gymnaſium daſelbſt, dem er ſtets treue Anhänglichkeit 
bewahrte. Er ſtudierte Geſchichte und neuere Sprachen in Berlin, 
Freiburg i. Br. und Genf und vervollſtändigte feine ſprachliche Aug- 
bildung in England. Im Schulamt war er beſonders an der Hohen⸗ 
zollern g bi zu Schöneberg, ſpäter am Bismarckgymnaſium zu Wil⸗ 
mersdorf bis 1912 n dann zuerſt im Nebenamt, ſpäter haupt⸗ 
amtlich geſchichtlicher Mitarbeiter des neuen Kunſtinventars der Mark 
Brandenburg, zuletzt, ſeit Oſtern 1920, wirkte er auch am der märlſchen 
für Erziehung und Unterricht. Schon früh hat ſich Spatz der märkiſchen 
Geſchichte zugewandt. Er begann mit kleineren Arbeiten über die Ge⸗ 
1 Schönebergs (1899) und Schmargendorfs (1902) und bearbeitete 
im Auftrage des Kreiſes Teltow die Geſchichte dieſes Kreiſes als eine 
Erneuerung des Fidicinſchen Werkes. Der erſte Band des prächtig 
ausgeſtatteten Werkes (1905 erſchienen) umfaßt die allgemeine Ge⸗ 
ſchichte des Kreiſes bis zu Ende des 30 jährigen Krieges und verbindet 
mit einer Darſtellung der äußeren Ereigniſſe auch die Schilderung der 
Kulturverhältniſſe. 1912 iſt dann der dritte Band dieſes Werkes erſchienen, 
der in Buchſtabenfolge die Geſchichte der einzelnen Ortſchaften des Kreiſes 
behandelt. Der zweite Band des Werkes, der die allgemeine Geſchichte 
des Kreiſes von 1650 bis zur Gegenwart führt, iſt ſoeben erſchienen, ſo 
daß dieſes größte Werk des Verfaſſers damit gerade noch ſeinen Abſchluß 
erreicht hat. In dieſe Gruppe gehört auch die Chronik von Nowawes⸗ 
Neuendorf (1907). Durch alle dieſe lokalgeſchichtlichen Arbeiten iſt Spatz 
recht eigentlich der Chroniſt der Berliner Vororte geworden. 

Bald trat er nun auch in den Dienſt des großen Unternehmens 
der Provinz, das die märkiſchen Kunſtdenkmäler in umfaſſender und 
A Weiſe verzeichnen will. Anderthalb Jahrzehnte hat er 
als geſchichtlicher Mitarbeiter an dieſen ee gewirkt 
(Oſt⸗ und Weſtpriegnitz, Brandenburg, Weſthavelland, Ruppin, Lebus, 
Frankfurt, Weſtſternberg, Luckau [1917), und bei dieſen Studien, die, 
wie ſich ergibt, die verſchiedenſten Teile der Provinz umfaſſen, hat er 
nicht nur ſchätzbaren za geſammelt, der ſowohl in feinen Einleitungen 
als auch in dem Material der aus anderen Federn ſtammenden Kunſt⸗ 
beſchreibungen erſcheint, ſondern ſich auch auf ſeinen Reiſen und Wan⸗ 
derungen mit einem guten Teil märkiſchen Bodens ſo vertraut gemacht, 
daß nun mit ſeinem Dingang eine reiche Kenntnis des märkiſchen Landes 
erliſcht, Daran, daß dieſe Kunſtdenkmäler im ganzen einen gewaltigen 
Fortſchritt dem Bergauſchen Bande gegenüber darſtellen, hat seine treue 
Arbeit einen wichtigen Anteil. Man kann bedauern, daß er nicht Zeit 

fenden hat, den reichen Stoff, der durch ſeine Hand ging, zu zuſammen⸗ 
fa ſenden Studien zu verarbeiten, wie er etwa im kleinen mit ſeiner 
Studie über den märkiſchen Adel begonnen hat; dazu hat ihn ſeine Viel⸗ 
gefhäftigteit auf den verſchiedenſten Arbeitsgebieten nicht kommen laffen. 
eben ſeiner Mitarbeit am Kunſtinventar iſt noch ſeiner verdienſt⸗ 
vollen Literaturüberſichten über brandenburgiſche Geſchichte zu 
gedenken, die ſich über die Jahrgänge 1900—1913 der Jahresberichte 
en und von feiner fleißigen und pünktlichen Arbeitsweiſe Zeugnis 

egen. 
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Wie er in feinen Ortsgeſchichten den größten Wert darauf legte, 
gemeinverſtändlich und anſchaulich zu ſchreiben, ſo hat er ſich auch durch 
Vorträge und Herausgabe von Heimatskalendern für Barnim, Teltow, 
Croſſen und Luckau in den Dienſt volkstümlicher Belehrung geſtellt. 
Das tat er aus vaterländiſchen Erwägungen noch in größerem Maß⸗ 
ſtabe ſeit dem Beginn des furchtbaren Weltkrieges. Als dies Welt⸗ 
geſchick die friedliche Kulturarbeit der Verzeichnung der märkiſchen Kunſt⸗ 
denkmäler zum Stocken brachte, ſtellte er ſich mit dem ihm eigenen 
Feuereifer in den Dienſt der Kriegsbeſchädigtenfürſorge in den Lazaretten 
der Provinz. Er gab zu dieſem Zweck das trefflich redigierte Wochen⸗ 
blatt „Vom Krieg zur Friedensarbeit“ heraus, das in den märkiſchen 
Lazaretten verteilt wurde. Als dieſe große, wohltätige Organiſation, 
die er geſchaffen hatte, durch die Revolution zerbrach, begann er uner⸗ 
müdet am Wiederaufbau Deutſchlands zu arbeiten durch Gründung der 
deutſch⸗ſchwediſchen Geſellſchaft, für die er auch die deutſch⸗ſchwediſchen 
Blätter ſchuf und herausgab. 

Daneben hat er eine ganze Reihe anderer Blätter geleitet, die 
teils geſellige, teils Volksbildungszwecke verfolgten, und durch dieſe 
allzu vielſeitige, gemeinnützige Tätigkeit ſich ſchließlich aufgerieben. 
Heiter und liebenswürdig, gern aufgelegt zu neckendem Scherz als 
echtes Berliner Kind, geiſtig regſam, für alle höheren Intereſſen ein 
Echo in ſeiner Bruſt findend, ein zärtlicher Gatte und liebevoller Vater, 
eine geſellige Natur, die Freundſchaft zu ſchließen und zu halten ver⸗ 
ſtand, ſo lebt er in Erinnerung derer, die ihm näher ſtanden, fort. 

Sodann ſprach Herr Archivaſſiſtent Dr. Meisner über das preu⸗ 
ßiſche Kabinett, insbeſondere das Zivilkabinett zwiſchen den beiden 
Kataſtrophen des 19. und 20. Jahrhunderts. Wenn man von der Über⸗ 
gangszeit (1807—1810) abſieht, deckt ſich die erſte Periode der modernen 
Kabinettsgeſchichte mit der Wirksamkeit Hardenbergs als Staatskanzler. 
Dies auch innerlich inſofern, als neben der überragenden Figur des 
Premiers die Fachminiſter von Anfang an im Kabinett nur eine beſchei⸗ 
dene Rolle ſpielen und an dieſem Verhältnis trotz dahin zielender Ver⸗ 
uche (Humboldt, 1819!) bis zu Hardenbergs Tode nichts geändert wird. 

it dem Fortfall des Staatskanzleramtes beginnt ein neuer Abſchnitt 
in der Organiſation des Kabinetts. An die Stelle Hardenbergs in ſeiner 
Funktion als „erſten und nächſten Rates“ traten 1823 zunächſt zwei, 
übrigens von ihm ſelbſt empfohlene, Perſönlichkeiten: der Schatzminiſter 
Graf Lottum und der Miniſter des Auswärtigen Graf Bernſtorff; ſpäter⸗ 
hin ift Lottum der Kabinettsminiſter xar eEoynv, obgleich erft feine Nach⸗ 
folger, die Thile, Alvensleben und Bodelſchwingh den Titel eines ſolchen 
geführt haben. Daneben beſtehen die Vorträge des Geh. Kabinettsrates 
in Bedeutung und Ausmaß wie unter Hardenberg weiter. Dieſem Zu⸗ 
ſtand entſpricht nunmehr die tatſächliche Sonderung des Zivilkabinetts 
in zwei Abteilungen. In der erſten tragen die unter Friedrich Wilhelm IV. 
ſo genannten Kabinettsminiſter die „allgemeinen Landesangelegenheiten“ 
vor, in der zweiten der Kabinettsrat die „eigentlichen Kabinettsſachen“, 
vor allem die Flut der zum Thron gelangenden Geſuche aller Art. Im 
Staatshandbuch iſt von den beiden Abteilungen erſt 1843 die Rede, 
was ſich aus dem Umſtande erklärt, daß damals die Kabinettsminiſter 
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ihre eigenen Expeditionen erhielten, während bis dahin diefe Geſchäfte 
von Staatsminiſterialbeamten wahrgenommen wurden. Im Laufe der 
vierziger Jahre hat ſich dann der bureaukratiſche Körper der L Ab⸗ 
teilung weiter ausgewachſen, namentlich durch die Übernahme eigener 
vortragender Räte auf ihren Etat, die zum Teil allerdings in gleicher 
Eigenſchaft beim Staatsminiſterium tätig ſind. Andererseits begegnet 
auch der ana Fall Diefe Perſonalunion hinüber und herüber 
wurde in der Folgezeit wichtig. Denn als mit der Revolution die Ka⸗ 
binettsminiſter verſchwinden, ihre Funktionen auf den Miniſterpräſi⸗ 
denten des neuen Verfaſſungsſtaates übergehen, die Bureaus des Staats⸗ 
miniſteriums und der I. Abteilung in ein Bureau des Conſeilpräſidenten 
vereinigt werden, wobei die I. Abteilung, auch etatsmäßig, unter Tot⸗ 
chweigung des ominöſen Namens, mit dem Staatsminiſterium ver⸗ 
chmilzt, bleibt doch in Anknüpfung an den vorkonſtitutionellen Brauch 
er Vortrag des Staatsminiſterialrates (ſpäter des „erſten vortragenden 
Rates“ daſelbſt) im Kabinett beſtehen und damit de facto ein Kabinetts⸗ 
vortrag der alten I. Abteilung. Im pean a wird für diefe dritte Periode 
der Kabinettsgeſchichte feit 1848 das Kabinett de jure nur durch die 
ehemalige II. Abteilung repräſentiert. Nachdem ſchon 1868 verſucht 
worden war, die Immediatvorträge des erſten Rates im Staatsmini⸗ 
ſterium abzuſtellen, was aber an dem Widerſtande Bismarcks ſcheiterte, 
iſt es vier Jahre ſpäter doch .. gekommen auf Grund der Vorſtellungen 
des Geh. Kabinettsrates v. Wilmowski, der dem Kanzler die Vorzüge 
eines einheitlichen Vortrages in Angelegenheiten beider Abteilungen 
darſtellte. Mit der am Heiligabend 1872 verfügten Wiedervereinigung 
der durch die Revolution getrennten Kabinettsregiſtraturen beginnt das 
vierte und das letzte Kapitel in der Geſchichte der Behörde. Neben dieſen 
ſtrukturellen e und Entwicklungen erinnerte der Vor⸗ 
tragende an die in Betracht kommenden offiziellen und inoffiziellen 
Perſönlichkeiten des Kabinetts und ging beſonders auf das Verhältnis 
Bismarcks zu den Kabinettschefs ſeiner Zeit näher ein. In der folgenden 
Diskuſſion pre die Herren Profeſſor Wolz und Geheimrat Bailleu. 
Zum Schluß berichtete Herr Geheimrat Dr. Stutz über den in der 
Schweizer Rundſchau XX (1919/20) veröffentlichten Aufſatz des Dr. 
P. Odilo Ringholz, O. S. B.: „Aus einer merkwürdigen Reiſe.“ Sie wurde 
im April 1867 von dem Dr. P. Karl Brandes vom Stifte Einſiedeln 
ausgeführt, der zur Vermählung der Prinzeſſin Marie von Hohen⸗ 
zollern mit Philipp Grafen von Flandern nach Düſſeldorf und Berlin 
reiſte und dabei die en an dieſen Höfen kennen lernte. Er 
ſprach u. a. auch mit Bismarck. Seine Erlebniſſe hat er unmittelbar 
bei ſeiner Rückkehr nach dem Stifte Einſiedeln niedergeſchrieben. 


Sitzung vom 12. Januar 1921. 


Zuerſt erſtattet der Schriftführer, Herr Archivrat Dr. Klinken⸗ 
borg den üblichen Jahresbericht. Von unſern „Veröffentlichungen“ 
konnte die fünfte 1 der Krabboſchen Regeſten ausgegeben werden. 
Die „Forſchungen“ ſind in zwei Halbbänden erſchienen. 
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Der vom Rentmeiſter, Herrn Geh. Archivrat Dr. Kohlmann, ver- 
leſene Kaſſenbericht weiſt einen Fehlbetrag auf. 


Staatsarchivar Dr. Schultze berichtete auf Grund der amtlichen 
Akten und ungedruckter Briefe G. Freytags über die Verfolgungen 
Guſtav Freytags durch die preußiſche Polizei in den Jahren 1854/55 
und den dadurch veranlaßten Austritts Freytags aus dem preußiſchen 
Untertanenverband. Die Verfolgung wurde veranlaßt durch einen den 
Verrat des preußiſchen Mobilmachungsplanes an Rußland enthüllenden 
Artikel, der durch Freytags Hände an die Redaktion der in Leipzig 
erſcheinenden „Autographiſchen Korreſpondenz“ gegangen war. Nur 
durch einen Zufall entging Freytag der Verhaftung in Berlin. Auch 
in Sachſen bedroht, flüchtete er in den Schutz des Herzogs von Gotha 
nach Siebleben. Ein geheimer Haftbefehl des preußiſchen Miniſters 
des Innern machte die umliegenden Polizeibehörden wider ihn mobil. 
Um der preußiſchen Polizei die Rechte auf ſeine Perſon zu entziehen, 
ſuchte Freytag nun Gothaer Untertan zu werden — der Herzog er⸗ 
nannte ihn nur zu dem Zweck zum Hofrat — und beantragte ſeine 
Entlaſſung aus dem preußiſchen Untertanenverband. Im Sommer 1855 
wurde letztere ſchließlich bewilligt und der Haftbefehl aufgehoben. Der 
Vortrag wird in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ veröffentlicht. 


Darauf trug Herr Archivdirektor Dr. Müſebeck zwei kurze Mis⸗ 
ellen aus dem Leben Arndts vor. Die erſte, ein Brief des Kronprinzen 
Friedrich Wilhelm an den Geh. Kabinettsrat Albrecht, deſſen Konzept 
Graf Karl v. Voß verfaßt hatte, vom 19. April 1834. Aufs wärmſte 
trat er für Arndt ein, nachdem er ſich durch das Studium der Unter⸗ 
ſuchungsakten von ſeiner Unſchuld überzeugt hatte. Ein ausführlicher 
Vortrag des Juſtizminiſters v. Kamptz, des alten Gegners Arndts, 
„der zwar darauf gerichtet war, die Schuld des Arndt zu beweiſen“, 
beſtärkte ihn noch in ſeiner Aufaſſung. Deſſen Berufung durch Harden⸗ 
berg war kein Mißgriff, „weil er dadurch mit ſeinem ganzen Charakter 
für das preußiſche Intereſſe gewonnen worden iſt und ſeit dieſer Zeit 
ſtets dieſem gemäß gehandelt hat“. Der Schritt des Kronprinzen war 
leider von keinem Erfolg begleitet; dem Antrag auf Einſetzung in ſein 
Amt wurde nicht ſtattgegeben. — Die zweite, ein Brief Arndts an Marcus 
Niebuhr, den Geh. Kabinettsrat und Vertrauten des Königs, vom 
2. September 1850. Schon am 10. Auguſt hatte Arndt an den König 
Friedrich Wilhelm IV. eine Immediateingabe mit einem dazu gehörigen 
Aufſatze überreicht: „Die Frage um Schleswig⸗Holſtein“, einem Zeug⸗ 
niſſe von ſeiner unerſchütterlichen Zuverſicht auf Preußens torischen 
Beruf. Beide wurden bereits von R. Doebner 1892 in der hiſtoriſchen 
Zeitſchrift, Bd. 68, mitgeteilt. Ihnen ſchließt ſich dieſer Brief an, eine 
Warnung an die preußiſche Regierung, das Londoner Protokoll über 
die Integrität der däniſchen Monarchie zu unterzeichnen. Dadurch ſolle 
für Deutſchland im Nordweſten ein zweites Belgien geſtiftet werden, 
„ärger als zehn Belgien“, weil damit die Herrſchaft über Elbe und Weſer, 
über das deutſche Meer und die Küſten hingegeben ſei. Preußen dürfe 
ſelbſt vor dem letzten Mittel nicht zurückſchrecken, einem europäiſchen 
Kriege; das Bündnis der Weſtmächte würde in dieſem Falle nicht zu⸗ 
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ſammenhalten. Preußen verweigerte zunächſt die Unterzeichnung, gab 
aber dann in Olmütz am 28. November die Herzogtümer doch preis. 

Dann ſprach Herr Prof. Volz über das Verhältnis Friedrichs des 
Großen zu Shakeſpeare und dem engliſchen Drama. Er wies auf zwei 
Lücken in der bisherigen Forſchung in. Erſtlich fehle es ihm noch an 
einer Zuſammenfaſſung der nicht zahlreichen, aber verſtreuten einſchlägi⸗ 
gen Außerungen Friedrichs. Zweitens fer aber bisher Voltaires Einfluß, 
der auch hier wiederum zutage trat, unberückſichtigt geblieben. Vor 
allem kommen zwei größere Auslaſſungen Voltaires in Betracht, in 
der Widmung zu ſeinem Drama „Brutus“ (1730), wo er zu Shakeſpeares 
„Julius Cäſar“ Stellung nimmt, und dann in der Vorrede zur „Semi⸗ 
ramis“ (1748), wo er ſich mit „Hamlet“ auseinanderſetzt. Da wurde nun 
Ende 1777, anläßlich eines Gaſtſpiels des berühmten Hamburger Schau⸗ 
ſpielers Brockmann, in Berlin der „Hamlet“ gegeben. Ihren künſtleriſchen 
Niederſchlag fand dieſe teehee in einer Reihe von Radierungen 
Chodowieckis und ihren literariſchen Widerhall in dem berühmten Lite⸗ 
raturbericht des Königs. Der 5 ſtellte die Außerungen Vol- 
taires und Friedrichs einander gegenüber und zeigte, wie beide, ou dem 
Boden der klaſſiſchen franzöſiſchen Tragödie mit ihren drei Einheiten 
ſtehend, gleichmäßig und zum Teil mit faſt denſelben Worten den Stab 
über Shakeſpeare brechen. Immerhin mana der Unterſchied, daß der 
König bei der bedingungsloſen Verurteilung verharrt, während Vol⸗ 
taire ſich nicht dem Genius verſchließt, der ihm aus dem Drama des Eng⸗ 
länders entgegentritt. Zum Schluß verlas der Vortragende noch den 
Brief eines Neffen des Königs, des Prinzen Friedrich von Braunſchweig, 
mit einer Schilderung einer Aufführung des „König Lear“, aus der 
aneh daß der Prinz ganz im Bann der Anschauen ſeines 
öniglichen Oheims ſtand. 


Sitzung vom 9. Februar 1921. 


Es 5 zunächſt Anderungen der Statuten des Vereins auf der 
Tagesordnung. Es wurde dabei u. a. beſchloſſen, den Mitgliederbeitrag 
auf 25 Mark zu erhöhen und neben der bisherigen Bezeichnung des 
Vereins die einer hiſtoriſchen Kommiſſion für die Mark Brandenburg, 
entſprechend ſeiner Tätigkeit, einzuführen. 

Darauf ſprach Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu über „König 
Wilhelm I. und den Frankfurter Fürſtentag“ (1863). Be- 
kanntlich hat Bismarck in ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ und 
in den Erzählungen bei Buſch es ſo dargeſtellt, als ſei es ihm „nicht leicht“ 
geweſen, den König von der Teilnahme am Frankfurter Fürſtentag 
zurückzuhalten; er bedauerte insbeſondere, daß er den König nicht vor 
deſſen erſter Unterredung mit Kaiſer Franz Joſeph in Gaſtein geſprochen 
habe. Aus eigenhändigen gleichzeitigen Aufzeichnungen König Wil⸗ 
helms über ſeine Unterredungen mit dem öſterreichiſchen Kaiſer in 
Gaſtein und mit dem König Johann von Sachſen in Baden-Baden, 
ſowie aus Briefen Wilhelms an ſeinen Schwager Großherzog Carl 
Alexander von Sachſen⸗Weimar zeigt ſich nun, daß der König gleich 
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beim erſten Zuſammentreffen in Gaſtein den Plänen von Franz Joſeph 
entſchieden entgegengetreten iſt, ohne, wie er ſelbſt ſchreibt, „einen 
Moment zu balancieren“, und daß er an eine Reiſe nach Frankfurt a. M. 
nie gedacht hat. Die überraſchende Einladung Franz Joſephs in Gaſtein 
betrachtete er als eine „Formloſigkeit“ und eine „Überrumpelung“. 
Bei der Ablehnung der Einladung König Johanns von Sachſen in Baden⸗ 
Baden war der König nicht minder entſchieden; doch hatte er dabei 
zwiſchen ſeiner politiſchen Überzeugung und ſeinem monarchiſchen 
Gemeinſchaftsgefühl einen ſchweren inneren Kampf durchzumachen, 
der ihn ſo erſchütterte, daß er am Abend des 20. Auguſt 1863 in dem 
Familienkreiſe, wo er Entſpannung erwartet hatte, einen Nervenanfall 
mit Weinkrampf erlitt. (Der Vortrag erſcheint in einer Feſtſchrift der 
Kaiſer Wilhelm⸗Geſellſchaft.) 

Sodann teilte Herr Geh. Archivrat Dr. Granier aus einem, gleich⸗ 
falls für die Feſtſchrift der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Geſellſchaft beſtimmten 
Aufſatze: „König Wilhelm 1870 in Ems und vor Sedan“ 
die eigenhändigen Aufzeichnungen König Wilhelms mit, die er über 
ſeine ſchickſalsſchweren Unterredungen mit Benedetti vom 13. Juli 1870 
in Ems und mit Napoleon III. am 2. September 1870 vor Sedan 
niedergeſchrieben hat. Da dieſe beiden Unterredungen ohne Zeugen 
ſtattfanden und dieſe Aufzeichnungen gleichzeitig, noch am 13. Juli 
und am 2./3. September 1870, gemacht ſind, haben dieſe Dokumente 
eine weitgehende ee Bedeutung, zumal wir bisher nur ſehr 
unvollſtändig über beide Unterredungen unterrichtet waren, welche hier 
in voller Ausführlichkeit, mit wörtlicher Rede und Gegenrede uns über⸗ 
liefert werden. 

Die Unterredung mit Benedetti zeigt mit aller wünſchenswerten 
Klarheit, daß des fern in Varzin weilenden Bismarcks Sorge, ſein König 
werde in Ems „ein Olmütz einſtecken“, des Grundes entbehrte. Der 
ſpaniſchen Thronkandidatur der en Hohenzollern von vornherein 
abhold, hielt der König ihr Verſchwinden, durch den Verzicht des Erb- 
prinzen Leopold, für die wünſchenswerteſte Löſung: aber eine Grenze 
des Entgegenkommens gab es für ihn, das war die Ehre Preußens, 
die mit der ſeinigen zuſammenfiel, und daß er die nicht verletzen laſſen 
würde, deſſen hätte Bismarck völlig ſicher ſein können. Und nichts bleibt 
mehr übrig von der „Fälſchung der Emſer Depeſche“, ſoweit ſie darin 
gefunden wurde, als ob Bismarck die Zurückweiſung Benedettis durch 
den König habe ſchroffer erſcheinen laſſen, als ſie tatſächlich geweſen ſei: 
die „Impertinenz“ des wiederholten Drängens, ja ſogar Wortverdrehens 
ſeitens Benedettis in jener Unterhaltung, wies der König ſo ſcharf, 
wie nur wünſchenswert, in voller königlicher Würde ab. Mit der Schluß⸗ 
antwort des Königs, mit der er die Unterredung abſchnitt, wäre wohl 
auch der „Eiſerne Kanzler“ zufrieden geweſen: „II me semble, Mr. 
l'Ambassadeur, que je me suis expliqué si clairement et si nettement, 
que je ne pourrais jamais faire une déclaration pareille, que je n' ai 
plus à ajouter.‘ 

In gleicher königlicher Haltung, die jo wunderbar Güte und Feſtig⸗ 
keit zu vereinigen wußte, zeigt den König die Aufzeichnung über ſeine 
Unterredung mit Napoleon III. vor Sedan. Ein durchgreifendes Kri⸗ 
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terium dieſer Haltung des Königs, wenn es deffen bedürfte, gibt die 
Außerung Napoleons in Wilhelmshöhe: „Jamais je n’oublierai la 
manière si chevaleresque et touchante dont le Roi m'a traité dans 
le moment le plus fatal de ma vie.“ Auf Napoleons Verſicherung, 
daß er den Krieg nicht gewollt habe: „mais l opinion publique“, wies ihn 
der König nachdrücklich darauf hin, daß die franzöſiſche Regierung dieſe 
„opinion publique“ verſchuldet habe „nommément par la presse; il 
ne faut que peu de jours de journalisme pour exciter |’ opinion publique, 
surtout quand on fait répandre que I' honneur national est froissé. 
C'est- ce qu’a fait Votre ministère! Dès que V. M. a choisi ce ministère 
je me suis dit que Vous joueriez et Votre dynastie et Votre pays.“ 

Aus einer dritten, etwas ſpäter niedergeſchriebenen Aufzeichnung 
Kaiſer Wilhelms: „Der 15te July 1870“ wurde hier nur eine Stelle 
mitgeteilt, die eine hiſtoriſch wichtige Feſtſtellung bringt, indem aus 
ihr unzweifelhaft erhellt, daß der Mobilmachungsbefehl der eigenen 
Initiative des Königs entſprang, keineswegs, wie die Tradition will, 
m a Kronprinzen gleichſam vom Munde vorweggenommen wore 
en iſt. 


Sitzung vom 9. März 1921. 


Herr Prof. Hofmeiſter ſprach über die Abſtammung der Mart- 
pour Agnes von Brandenburg (t 22. Jult 1345), der Mutter des 
etzten märkiſchen Askaniers, Heinrichs des Kindes. Sie ſtammte nicht, 
wie vielfach angenommen wird, aus der 2. Ehe Herzog Ludwigs II. 
von Oberbayern (f 1294) mit Anna von Glogau (f 1271), ſondern aus 
deffen 3. Ehe (feit 1273) mit Mechthild von Habsburg (ſ. beſonders 
Potthaſt, Reg. pont. Nr. 25240 und Matthias von Neuenburg, hrsgg. 
von Ruder, S. 181). Sie war alſo eine rechte Schweſter Kaiſer Ludwigs 
des Bayern und eine Nichte König Albrechts I., der ſowohl ihre (2.) 
Verbindung mit dem Askanier Heinrich Ohneland, wie die nachträgliche 
Legaliſierung dieſer Ehe durch den Papſt (1303) vermittelt hat. Dieſe 
Heirat gehört zu den Handlungen, mit denen der neue König ſich die 
märkiſchen Askanier in allen ihren Zweigen aufs feſteſte zu verbinden 
bemüht war; ſie hat alſo hohe politiſche Bedeutung. Die früher aufge⸗ 
ſtellte Ahnentafel Heinrichs des Kindes (vgl. Forſch. z. Brand. u. Preuß. 
Geſch. XXXIII, S. 58, Tafel 6) iſt jetzt durch eine andere zu erſetzen. 
Der ſtarke deutſche Einſchlag, der infolge der Verbindung mit den Habs⸗ 
burgern bisher bei dem letzten Ottonen Johann V. (f 1317) zu beobachten 
war, tritt nunmehr, wenn auch etwas geringer, auch bei Heinrich dem 
Kind ( 1320) in die Erſcheinung: von ſeinen 16 Ahnen ſind nicht 8 deutſch, 
7 ſlawiſch, eine unbekannter Herkunft, ſondern vielmehr 12 deutſch, 
3 ſlawiſch, eine unbekannter Herkunft. Auch in dieſem Falle bat fidh wieder 
gezeigt, wie dringend notwendig die Schaffung eines kritiſch gearbeiteten 
und mit Belegen verſehenen Stammtafelwerkes iſt. 

Darauf ſprach Herr Profeſſor Dr. Krabbo über die askaniſchen 
Markgrafen von Brandenburg und die Wettiner. Kaiſer Lothar hat 
in den erſten Jahrzehnten der oſtdeutſchen Koloniſation den Askaniern 
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die zur Mark Brandenburg ſich weitende ſächſiſche Nordmark, den Wet- 
tinern die Marken Meißen und Lauſitz übertragen. Brandenburg füllte 
ſich mit niederſächſiſchen, Meißen mit oberſächſiſchen Siedlern. Zwiſchen 
beiden Fürſtenhäuſern, die gleichermaßen den Trieb hatten, ihre Macht 
im Koloniallande auszudehnen, mußte es zu Zuſammenſtößen kommen. 
Die erſten, nicht von dauerndem Erfolg gekrönten Vorſtöße der Wettiner 
auf Lebus an der Oder erfolgten, bevor die Brandenburger hier feſten 
Fuß gefaßt hatten. Zu Kämpfen kam es, als Heinrich der Erlauchte 
1240 id anſchickte, den Teltow und Barnim zu erobern. Die Askanier 
wehrten ſeinen Angriff ab. Da in der Folgezeit Markgraf Heinrich die 
ihm zugefallene Landgrafſchaft Thüringen ſeinem Hauſe in langwierigen 
Kämpfen ſichern mußte, blieb der Friede mit den Askaniern für Jahr⸗ 
zehnte gewahrt. Neue Reibungen ergaben fid) aus der unglüdjeligen 
Teilungspolitik der Wettiner, der die neugebildete Mark Landsberg ihren 
Urſprung verdankte, und aus der haltloſen Schwäche Landgraf Albrechts 
des Entarteten von Thüringen, der die Nordhälfte von Landsberg 1291 
den Askaniern verkaufte. Dieſe behaupteten, vom Reiche unterſtützt, 
die neue Erwerbung trotz des Proteſtes der übrigen Wettiner und er⸗ 
langten zu Beginn des 14. Jahrhunderts dank dem Niedergang ihrer 
Rivalen auch die Mark Lauſitz. Im Jahre 1312 aber ging Markgraf 
Friedrich der Freidige von Meißen daran, die ſeinem Hau e verloren 
gegangenen Gebiete zurückzuerobern; er wurde dabei jedoch der Ge⸗ 
fangene Markgraf Waldemars von Brandenburg und mußte im Frieden 
von Tangermünde dem Sieger weite Teile der Mark Meißen und des 
Oſterlandes verpfänden. Waldemar fühlte ſich ſo völlig als Herr in dieſen 
Gebieten, daß er ſeinen Schwager Johann V. von Brandenburg bereits 
den Titel eines Markgrafen von Meißen annehmen ließ und ſeinem 
Oheim Heinrich, der die Mark Landsberg verwaltete, die oſterländiſchen 
Städte überwies. Im Jahre 1315, als Waldemar durch einen ſich gegen 
ihn bildenden norddeutſchen Fürſtenbund in Anſpruch genommen war, 
begann Friedrich von Meißen einen neuen Waffengang. Diesmal 
hielten Sieg und Niederlage einander die Wage, und der Friede von 
1317 ſtellte die wettiniſche Herrſchaft wenigſtens in Meißen und im 
Oſterlande wieder het, während die Marken Landsberg und Lauſitz 
brandenburgiſch blieben. Friedrich konnte den Tod Waldemars und das 
Ausſterben der askaniſchen Markgrafen von Brandenburg nicht zu einem 
dritten Verſuch zur Wiedergewinnung der früher wettiniſchen Marken 
benutzen, da er eben damals in Siechtum und geiſtige Umnachtung verfiel. 

Die Frage, ob bei dieſen Kämpfen der Gegenſatz zwiſchen nieder⸗ 
ſächſiſchen und oberſächſiſchen Siedlern oder die Rivalität zwiſchen zwei 
Fürſtenhäuſern das treibende Element war, wurde 1 
beantwortet: während des Höhepunktes der oſtdeutſchen Siedlungs⸗ 
bewegung mag ein fühlbarer Gegenſatz zwiſchen den vorwärtsdrängenden 
Koloniſten der beiden Stämme beſtanden haben. Doch ſind es von vorn⸗ 
herein die beiden Fürſtenhäuſer, die ſich der Führung der in den Stämmen 
ſchlummernden Kräfte bemächtigen, ſo daß die Zuſammenſtöße äußer⸗ 
lich nur als dynaſtiſche Fehden erſcheinen. Immerhin, wenn Heinrich 
der Erlauchte bei ſeinem Verſuch, Teltow und Barnim zu gewinnen, 
Glück gehabt hätte, ſo würde er damit zu einer Zeit, wo die Koloniſation 
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in vollem Fluße war, der oberſächſiſchen Siedlung weitere Ausdehnungs⸗ 
möglichkeiten erſtritten haben, und die Dialektgrenzen verliefen heute 
in der Mark Brandenburg vielleicht anders als wie ſie es tatſächlich tun. 
Die ſpäteren Kämpfe zwiſchen Waldemar von Brandenburg und Fried⸗ 
rich dem Freidigen von Meißen finden zu einer Zeit ſtatt, wo die oſt⸗ 
deutſche Siedlung im weſentlichen abgeſchloſſen iſt; ſie tragen rein den 
Charakter dyna Hier Fehden zwiſchen zwei ehrgeizigen Fürſten. 

Zu dem Vortrage ergriffen die Herren Profeſſor Dr. Vogel und 
Dr. Häpke das Wort. 

Über Friedrich v. Bezolds Geſchichte der Rheiniſchen Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Univerſität von der Gründung bis zum Jahre 1870, Bonn 
1890, und Alfred Wiedemanns Geſchichte Godesbergs und ſeiner 
Umgebung, Godesberg 1920, als überaus bemerkenswerte Leiſtungen zur 
rheiniſchen und damit auch zur preußiſchen Geſchichte berichtete Ge⸗ 

eimrat Prof. D. Dr. Stutz, dabei als beſonders wichtig und erfreulich 
AE al daß Geſchichtsdarſtellungen von der Bedeutung nament- 
lich der Bonner Univerſitätsgeſchichte gerade jetzt in der Zeit der Not 
den Rheinländer und überhaupt den Deutſchen an unſerer Vergangen⸗ 


heit aufrichten. 


Sitzung vom 13. April 1921. 


Herr Privatdozent Dr. iur. Eberh. Schmidt hielt einen ausführ⸗ 
lichen Vortrag über das Fiskalat in Brandenburg⸗Preußen. Da dem⸗ 
nächſt ſein Buch darüber in den Veröffentlichungen des Vereins er⸗ 
ſcheinen wird, ſo erübrigt ſich eine ausführliche Inhaltsangabe. 

Darauf ſprach Herr Profeſſor Dr. Tſchirch über die Beſichtigungs⸗ 
reiſe Friedrichs des Großen nach den Rhin- und Doſſekolonien (23. Juli 
1779), die Oberamtmann Fromme von Fehrbellin auf Veranlaſſung 
ſeines Verwandten, des Dichters Gleim, ausführlich beſchrieben hat, 
eine Schilderung, die unzweifelhaft zu den eindrucksvollſten Schilde⸗ 
rungen der Perſönlichkeit des großen Königs und ſeiner Tätigkeit für 

eskultur gehört. Das Geheime Staatsarchiv zu Berlin enthält 
nun eine Anzahl Akten, aus denen ſich die Möglichkeit ergibt, die Vor⸗ 
bereitungen, den ganzen Verlauf, die Ergebniſſe und die Folgen dieſer 
Reiſe, die Friedrich außerordentlich befriedigt hat, darzuſtellen. Wir 
können ſo die Darſtellung Frommes im einzelnen aus den Aktenangaben 
als durchaus zuverläſſig nachweiſen, aber in einigen Punkten durch die 
Berichte mehrerer anderer beteiligter Beamter ergänzen. Wir erfahren 
ſo, in welcher Weiſe der König zu reiſen pflegte, welche Beobachtungen 
er auf dieſer Fahrt machte und welche neue Pläne weiterer Urbar⸗ 
machungen er aus dieſer Beſichtigungsfahrt entwickelte. Aus den ſchrift⸗ 
lichen Berichten der Amtsleute Fromme und Clauſius ergiebt ſich, wie an⸗ 
ſtrengend die Reiſe des Königs, der achtſpännig fuhr, für die berittenen 
Begleiter war. Der gebrechliche alte Clauſius ift von dem Gewaltritt fo er- 
dcöößft, daß er nicht imſtande iſt, einen ausführlichen Bericht zu liefern, 

er Amtmann Fromme aber hat, weil der König an ihm Gefallen fand 
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und der Beamte, der ihn ablöfen ſollte, ausblieb, 9 Relais (Umfpannungen 
des königlichen Gefährts), d. h. 9 Meilen weit den Herrſcher, auf einem 
Pferde reitend, begleiten müſſen, ſo daß das Tier infolge des Ritts ein⸗ 
ging und dem Beamten erſetzt werden mußte. Erſtaunlich erſcheint des 
Königs Spannkraft, der in 2 Tagen 28 Meilen zurücklegte und überall 
auf der Fahrt den Stand der Landeskultur ſcharf beobachtete, beſonnen 
mögliche Verbeſſerungen erwog und wenn möglich ſogleich ins Werk 
ſetzt. Die treue Arbeit ſeiner Helfer aber verſetzte ihn in eine ſolche 
frohe, freundliche Stimmung, daß er beim abſchließenden Überblick 
über die der Kultur gewonnenen Ländereien von den Stöllner Bergen 
aus mit hoher Anerkennung der redlichen Leiſtungen nicht zurückhielt. 


Zum Schluß legt Herr Bibliothekar Dr. Abb einen Entwurf zur 
Kloſterkarte der Mark Brandenburg vor. Die Karte ſtellt die Mark in 
ihrer größten Ausdehnung unter den Askaniern dar und verzeichnet 
alle Stifter und Klöſter (zuſammen 88), die im Laufe des Mittelalters 
in dieſem Gebiet beſtanden haben. Die Orden, Dom⸗ und Kollegiat⸗ 
ſtifter, Männer⸗ und Frauenklöſter ſind durch beſondere Farben und 
Zeichen markiert. Im einzelnen bedürfen die Angaben, ſoweit ſie ſich 
auf die Zuſammenſtellungen von Möhſen (Beiträge zur Geſch. d. Wiſſen⸗ 
ſchaften in der Mark) und Klöden (Zur Geſchichte der Marienverehrung) 
ſtützen, vielfach der Nachprüfung. 


Sitzung vom 11. Mai 1921. 


Herr Staatsarchivar Dr. Schultze berichtete an Stelle des er⸗ 
krankten Schriftführers Herrn Dr. Klinkenborg über die bisher für die 
Propaganda der Hiſtor. Kommiſſion von Herrn Klinkenborg und ihm 
getanenen Schritte. Ein Werbeſchreiben, für das ein Komitee gewonnen 
wurde, iſt gedruckt worden. Eine planmäßige Verſendung hat jedoch 
noch nicht ſtattgefunden. Es iſt zunächſt nur an eine Reihe von Firmen 
und Perſönlichkeiten, zu denen gewiſſe Beziehungen beſtanden, heran⸗ 
getreten worden. Auf dieſe Weiſe wurden durch die dankenswerte Bei⸗ 
hilfe der Vereinsmitglieder Herr Dr. Wallich und Herr Stadtarchivar 
Dr. Kaeber der Hiſtor. Kommiſſion 9 Stifter (Geh. Kom.⸗Rat Arnhold, 
S. Bleichröder, C. v. Borſig, Deutſche Bank, Diskontogeſellſchaft, Drey⸗ 
fus & Co., N. Helfft & Co., Paul v. Mendelsſohn, Gebr. Schickler) und 
12 neue Patrone zugeführt. Die Liſte der Stifter und Patrone wird 
dem nächſten Heft der Forſchungen beigegeben werden. 

Zunächſt ſprach Herr Prof. Dr. Volz über die Parchwitzer Rede 
Friedrichs des Großen, deren Inhalt und Begleitumſtände noch immer 
nicht vollſtändig geklärt ſind. Zum Ausgangspunkt nahm er die allge⸗ 
meine militärifche Lage und ſchilderte, wie der König in Parchwitz 
Anſtalten traf, um das feſte Lager, das die Oſterreicher bei Breslau 
hinter der Lohe bezogen hatten, zu ſtürmen. Mit dieſem Entſchluß 
brach am Morgen des 4. Friedrich aus Parchwitz auf. Da aber die Oſter⸗ 
reicher gleichzeitig ihre Stellung verließen, kam es nunmehr am 5. zur 
Feldſchlacht bei Leuthen. Dieſer Wechſel der militäriſchen Lage iſt bei 
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Beurteilung der Parchwitzer Rede bisher überſehen worden. Die An- 
ſprache ſtand ganz unter dem Eindruck des für den 4. geplanten Sturm⸗ 
angriffs auf das öſterreichiſche Lager bei Breslau, und damit erklären 
ſich die unmittelbaren Hinweiſe in der Rede auf den verſchanzt ſtehenden 
None auf den Angriff, der „morgen“ ſtattfinden ſoll. Dann ging der 

ortragende one die Rede ſelbſt ein und wies auf den Widerſpruch, 
in dem die Strafandrohung an die Regimenter am Schluß der Anſprache 
mit dem tatſächlichen, hiſtoriſch beglaubigten enlichem Friedrichs in 
den Tagen vor der Schlacht ſteht; denn mit väterlichem Zuſpruch, darin 
ſtimmen alle übrigen Zeugniſſe überein, richtete er die 5 
Geiſter der Truppen des Bevernſchen Korps auf und entflammte den 
Enthuſiasmus des Heeres. Danach ſcheint jene Strafandrohung in der 
Rede ein ſpäterer Zuſatz, ein Stück Legendenbildung zu ſein, die viel⸗ 
leicht an die allbekannte Beſtrafung des Regimentes Bernburg während 
der Belagerung von Dresden (1760) anknüpft. 


Darauf gab Herr Univerſitätsbibliothekar Dr. Abb einen Überblick 
über die Geſchichte des Benediktinerinnenkloſters Spandau, das die M3- 
kanier Johann I. und Otto III. 1239 im Zuſammenhang mit der Grün- 
dung der Stadt Spandau vor ihren Mauern errichten ließen. Als älteſtes 
Nonnenkloſter der Diözeſe Brandenburg und im Umkreis Berlins ein- 
ziges hat es außerordentlich namengebend gewirkt. „Jungfernheide, 
Nonnendamm und »wieſen“ bei Berlin, „Kloſterfelde“ mit der „Kloſter⸗ 
jupe und dem früheren „Kloſtertor“ (jetzt „Potsdamer Tor“) in Span- 

au und der „Jungfernſee“ bei Potsdam haben in urkundlich nachweis⸗ 
barer Beziehung zum Kloſter geſtanden; ſeine Gebäude ſind zu Beginn 
des Dreißigjährigen Krieges dem Erdboden gleichgemacht worden. Die 
Hauptquelle für die Kloſtergeſchichte bilden 131 im Original oder wenig⸗ 
ſtens ihrem Hauptinhalt nach bekannte Urkunden, zum Teil nur aus 
der 1913 gedruckten Chronik des ehemaligen Spandauer Superinten⸗ 
denten Daniel Friedrich Schulze (1739—1811) bekannt. Das Kloſter 
diente vornehmlich als Verſorgungsanſtalt für die unverheirateten 
Töchter markgräflicher Miniſterialen und Spandauer Ratsfamilien; es 
übte auf das Kirchenweſen in Spandau und Umgegend bis zur Refor⸗ 
mation einen erheblichen Einfluß aus und erlangte dank der häufigen 
Nähe des Landesherrn recht anſehnliche Beſitzrechte im Havelland, 
Barnim und Teltow, zuſammen 13 Volldörfer und Gerechtſame in 
54 Ortſchaften. Geiſtliches Leben im Sinne der Ordensregel, Abhal- 
tung von Memorienfeiern zugunſten der Stifter, Unterricht und Er⸗ 
giebung, bon Mädchen, die im Kloſter wohnten, ſoweit es nicht Span- 
auer Bürgerstöchter waren, füllten das tägliche Leben der Nonnen aus. 
Das Geſamtbild des Spandauer Nonnenkloſters iſt ein recht dürftiges. 
Die Reformation fand hier nur geringen Widerſtand; mit dem Tode 
der letzten Bewohnerin, einer Hippolyta von Gröben, ging das Kloſter 
1598 ein. Daß der ſpätere Biſchof Matthias von Jagow vor 1526 
Nonnenpropſt in Spandau war, iſt urkundlich nicht zu belegen. An 
der Ausſprache beteiligten ſich die Herren Krabbo, Hoppe, Tſchirch, 
Stutz und Seidel. 
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Sitzung vom 9. Juni 1921. 


Herr Bibliothekar Dr. Hoppe ſprach über die Stadtgründungen in 
der nördlichen Uckermark. Nach einem kurzen Hinweis auf die Koloni⸗ 
ſation des Landes und auf das Alter, die Anlage und Bedeutung Prenz⸗ 
laus wurden die an der Nordweſtgrenze gelegenen mittelalterlichen 
Städte im einzelnen behandelt: Strasburg, Jagow, Fürſtenwerder. 
Es find Siedlungen, die in der Askanierzeit als Städte, civitates, aufs 
tauchen. Sie ſind als ſolche natürlich befeſtigt, aber ihr urſprünglicher 
Kern iſt offenbar eine Burg, die bei Strasburg und Jagow als mittel⸗ 
alterliche Feſte nachweisbar iſt. Stadtherren ſind die Markgrafen, doch 

ehen Fürſtenwerder und Jagow allmählich in adligen Beſitz über. Die 
Anlage der drei bewehrten Plätze geht — das darf als ſicher gelten — 
Jin die voraskaniſche Zeit zurück; denn der Bau von Feſten im Verlauf 
der Grenze gegenüber dem Lande Stargard kann nur dann erfolgt 
ſein, als Uckermark und Stargard im Beſitz verſchiedener Herren waren, 
alſo vor 1250. Damit find die Anlagen als pommerſche Bollwerke gegen- 
über den askaniſchen Herren des Landes Stargard anzuſehen, alſo nach 
der Beſitzergreifung dieſes Bezirkes durch die Askanier, d. h. nach 1236, 
errichtet. Das iſt die gleiche Zeit, in der die Askanier ihre ſtargardiſche 
Grenze durch feſte Städte, wie Friedland, Neu⸗Brandenburg, Woldegk 
ſichern. Daß die Plätze in der pommerſchen Zeit bereits als Städte 
beſtanden 1 iſt quellenmäßig ge zu belegen. Immerhin zeigt 
Prenzlau, daß fih die pommerſchen Fürſten auch als Städtegründer 
in der Uckermark betätigt haben. 

Weit offener liegt der Teil des heutigen Kreiſes Prenzlau öſtlich 
der Uder da. Man hielt ihn im Mittelalter anſcheinend durch das Ran⸗ 
dowbruch für genügend geſichert. Der einzige feſte Platz iſt hier Bruſſow 
an der großen Straße Prenzlau⸗Stettin, die allerdings auch durch die 
lien jenſeit der Randow gelegene, viel umkämpfte Feſte Löcknitz ge- 
ichert wird. Bruſſow iſt nicht ein landesherrlicher Platz, ſondern durch⸗ 
aus Gründung der Grundherren, des Adelsgeſchlechtes der Stegelitz, 
auf deren Tätigkeit für die Stadt der Vortragende genauer einging! 
Des der Uckermark früh entfremdeten Paſewalk wurde nicht gedacht. 

Sodann erörterte Herr Profeſſor Dr. Paul Haake die Entſtehungs⸗ 
zeit des Entwurfs des Großen Kurfürſten zur „ Schleſiens, 
den Ranke im Anhang des 1. und 2. Bandes ſeiner Zwölf Bücher preu- 
ßiſcher Geſchichte abgedruckt hat. Ranke ſetzte ihn in die Jahre 1670/71, 
hielt es aber auch für möglich, daß er mit dem politiſchen Teſtament 
von 1667 zeitlich noch näher zuſammentrifft; Hintze ſagt: „Friedrich 
der Große hat 1740 ausgeführt, was der Große Kurfürſt 1672 plante.“ 
Haake verſuchte zunächſt, zu zeigen, daß der Entwurf im Jahre 1670 
ſchwerlich, 1671 oder 1672 ſicher nicht geſchrieben ſein könne; die ſich 
ee verſchlechternden Beziehungen zu Frankreich und Polen, auf 

eren wohlwollende Unterſtützung der ließen fe beim Geltendmachen 
ſeiner Anſprüche auf Schleſien rechnete, ließen ſolche Gedanken damals 
nicht zu. Für die Zeit des polniſchen Interregnums von der Abdankung 
Johann Kaſimirs bis zur Wahl Michael Wisniowieckis ſpricht der Paſſus 
des Entwurfs über Polen, für die Zeit vom Tode des erſten Sohnes 
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Kaiſer Leopolds I. (3. Januar 1668) bis zur Geburt feiner älteften 
Tochter (18. Januar 1669) die Bemerkung, das Haus Oſterreich ſtehe 
auf ſchwachen Füßen und möchte ausſterben; die Unterredung, die der 
kaiſerliche Geſandte Frhr. v. Goeß im Dezember 1669 mit der Schweſter 
Friedrich Wilhelms, der Landgräfin Hedwig Sophie von Heſſen⸗Kaſſel, 
hatte, und die Verhandlungen mit Vaubrun, die anfangs 1670 zu dem 
eee Vertrage über die ſpaniſchen Niederlande 
führten, deuten darauf hin, daß dem Kurfürſten damals und ſchon vor⸗ 
er ähnliche Gedanken im det des en, wie er in dem Entwurf zu 
apier brachte; über die Möglichkeit des Ausſterbens des Hauſes Oſter⸗ 
reich hatte Schwerin im Auguſt 1667 mit Goeß und früher bereits mit 
Liſola geſprochen und geſagt, durch Erteilung einer Expektanz auf einige 
ſeiner Länder könne der Kaiſer den Kurfürſten in perpetuum devinieren. 
Wahrſcheinlich iſt der Entwurf eher bald nach der Abdankung I daß 
Kaſimirs von Polen entſtanden als ſpäter, ehe der Kurfürſt erfuhr, daß 
die Kaiſerin wieder guter Hoffnung ſei, und ehe die durch das branden⸗ 
burgiſch⸗franzöſiſche Abkommen vom 15. Dezember 1667 und den 
Aachener Frieden vom 2. Mai 1668 5 wärmeren Beziehungen 
Friedrich Wilhelms zu Frankreich abermals erkalteten; unmöglich iſt 
es jedoch nicht, daß er die „Erinnerungen“ erſt nach der Geburt der 
Kaiſertochter und vor der Wahl Michael Wisniowieckis in der erſten 
Hälfte des Jahres 1669 niederſchrieb; für dieſe wie für die vorangegan⸗ 
penen drei bis vier Monate trifft die Behauptung des Kurfürſten zu, 
aß „dem Hauſſe Brandenburg das Fürſtenthumb Jagerendorff vom 
Hauſſe Oſterreich gegen alle recht vndt Billigkeitt nuhmer bey 50 Jahren 
vorendthalten ... worden“, denn Johann Georg von Jägerndorf wurde 
am 22. Januar 1621 geächtet und hat im Juli dieſes Sagre den Boden 
Schleſiens auf Nimmerwiederſehen verlaſſen. — Der Vortrag wird in 
der Hiſtoriſchen Zeitſchrift erſcheinen. 

Zum Schluß wurde über die Frage abgeſtimmt, ob die Vereins⸗ 
ſitzungen in dem bisherigen Lokal oder in dem Hiſtoriſchen Seminar der 
Univerſität künftig ftattfinden ſollten. Es wurde mit Mehrheit beſchloſſen, 
das Hiſtoriſche Seminar zu wählen. 
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Berein für Geſchichte der Mark Brandenburg. 


Sitzung vom 9. März 1921. 


Herr Prof. Hofmeiſter ſprach über die Abſtammung der Mart- 
gräfin Agnes von Brandenburg (f 22. Juli 1345), der Mutter des 
letzten märkiſchen Askaniers, Heinrichs des Kindes. Sie ſtammte nicht, 
wie vielfach angenommen wird, aus der 2. Ehe Herzog Ludwigs II. 
von Oberbayern (f 1294) mit Anna von Glogau (f 1271), ſondern aus 
deſſen 3. Ehe (ſeit 1273) mit Mechthild von Habsburg d beſonders 
Potthaſt, Reg. pont. Nr. 25240 und Mathias von Neuenburg, hrsgg. 
von Ruder, S. 181). Sie war alſo eine rechte Schweſter Kaiſer Ludwigs 
des Bayern und eine Nichte König Albrechts I., der ſowohl ihre (2.) 
Verbindung mit dem Askanier Heinrich Ohne Land, wie die i 
Legaliſierung dieſer Ehe durch den Papſt (1303) vermittelt hat. Dieſe 
Heirat gehört zu den Handlungen, mit denen der neue König ſich die 
märkiſchen Askanier in allen ihren Zweigen aufs feſteſte zu verbinden 
bemüht war; ſie hat alſo hohe politiſche Bedeutung. Die früher aufge⸗ 
ſtellte Ahnentafel Heinrichs des Kindes (vgl. Forſch. z. Brand. u. Preuß. 
Geſch. XXXIII, S. 58, Tafel 6) iſt jetzt durch eine andere zu erſetzen. 
Der ſtarke deutſche Einſchlag, der infolge der Verbindung mit den Habs⸗ 
burgern bisher bei dem letzten Ottonen Johann V. (f 1317) zu beobachten 
war, tritt nunmehr, wenn auch etwas geringer, auch bei Heinrich dem 
Kind (t 1320) in die Erſcheinung: von feinen 16 Ahnen find nicht 8 deutſch, 
7 flawiſch, eine unbekannter Herkunft, fondem vielmehr 12 deutſch, 
3 ſlawiſch, eine unbekannter Herkunft. Auch in dieſem Falle hat fidh wieder 
gezeigt, wie dringend notwendig die Schaffung eines kritiſch gearbeiteten 
und mit Belegen verſehenen Stammtafelwerkes iſt. 

Darauf ſprach Herr Profeſſor Dr. Krabbo über die askaniſchen 
Markgrafen von Brandenburg und die Wettiner. Kaiſer Lothar hat 
in den erſten Jahrzehnten der oſtdeutſchen Koloniſation den Askaniern 
die zur Mark Brandenburg ſich weitende ſächſiſche Nordmark, den Wet⸗ 
tinern die Marken Meißen und Lauſitz übertragen. Brandenburg fällte 
ſich mit niederſächſiſchen, Meißen mit oberſächſiſchen Siedlern. Zwiſchen 
beiden Fürſtenhäuſern, die gleichermaßen den Trieb hatten, ihre Macht 
im Koloniallande auszudehnen, mußte es zu Zuſammenſtößen kommen. 
Die erſten, nicht von dauerndem Erfolg gekrönten Vorſtöße der Wettiner 
auf Lebus an der Oder erfolgten, bevor die Brandenburger hier feſten 
Fuß gefaßt hatten. Zu Kämpfen kam es, als Heinrich der Erlauchte 
1240 ſich anſchickte, den Teltow und Barnim zu erobern. Die Askanier 


5 


wehrten ſeinen Angriff ab. Da in der Folgezeit Markgraf Heinrich die 
ihm zugefallene Landgrafſchaft Thüringen ſeinem Hauſe in langwierigen 
Kämpfen ſichern mußte, blieb der Friede mit den Askaniern fur Jahr⸗ 
zehnte gewahrt. Neue Reibungen ergaben ſich aus der unglückſeligen 
Teilungspolitik der Wettiner, der die neugebildete Mark Landsberg ihren 
Urſprung verdankte, und aus der haltloſen Schwäche Landgraf Albrechts 
des Entarteten von Thüringen, der die Nordhälfte von Landsberg 1291 
den Askaniern verkaufte. Dieſe behaupteten, vom Reiche unterſtützt, 
die neue Erwerbung trotz des Proteſtes der übrigen Wettiner und er⸗ 
langten zu Beginn des 14. Jahrhunderts dank dem Niedergang ihrer 
Rivalen auch die Mark Lauſitz. Im Jahre 1312 aber ging Markgraf 
Friedrich der Freidige von Meißen daran, die ſeinem Hauſe verloren 
gegangenen Gebiete zurückzuerobern; er wurde dabei jedoch der Ge⸗ 
fangene Markgraf Waldemars von Brandenburg und mußte im Frieden 
von Tangermünde dem Sieger weite Teile der Mark Meißen und des 
Oſterlandes verpfänden. Waldemar fühlte ſich ſo völlig als Herr in dieſen 
Gebieten, daß er ſeinen Schwager Johann V. von Brandenburg bereits 
den Titel eines ee von Meißen annehmen ließ und feinem 
Oheim Heinrich, der die Mark Landsberg verwaltete, die oſterländiſchen 
Städte überwies. Im Jahre 1315, als Waldemar durch einen ſich gegen 
ihn bildenden norddeuſchen Fürſtenbund in Anſpruch genommen war, 
begann Friedrich von Meißen einen neuen Waffengang. Diesmal 
hielten Sieg und Niederlage einander die Wage, und der Friede von 
1317 ſtellte die wettiniſche Herrſchaft wenigſtens in Meißen und im 
Oſterlande wieder her, während die Marken Landsberg und Lauſitz 
brandenburgiſch blieben. Friedrich konnte den Tod Waldemars und das 
Ausſterben der askaniſchen Markgrafen von Brandenburg nicht zu einem 
dritten Verſuch zur Wiedergewinnung der früher wettiniſchen Marken 
benutzen, da er eben damals in Siechtum und geiſtige Umnachtung verfiel. 
Die orage, ob bei dieſen Kämpfen der Gegenſatz zwiſchen nieder- 
ſächſiſchen und oberſächſiſchen Siedlern oder die Rivalität zwiſchen zwei 
Fürſtenhäuſern das treibende Element war, wurde den Siedlung. 
beantwortet: während des Höhepunktes der oſtdeutſchen Siedlungs⸗ 
bewegung mag ein fühlbarer Gegenſatz zwiſchen den vorwärtsdrängenden 
Koloniſten der beiden Stämme beſtanden haben. Doch ſind es von vorn⸗ 
herein die beiden Fürſtenhäuſer, die ſich der Führung der in den Stämmen 
ſchlummernden aich bemächtigen, ſo daß die Zuſammenſtöße äußer⸗ 
lich nur als dynaſtiſche Fehden erſcheinen. Immerhin, wenn Heinrich 
der Erlauchte bei ſeinem Verſuch, Teltow und Barnim zu gewinnen, 
Glück gehabt hätte, ſo würde er damit zu einer Zeit, wo die Koloniſation 
in vollem Fluße war, der oberſächſiſchen Siedlung weitere Ausdehnungs⸗ 
möglichkeiten erſtritten haben, und die Dialektgrenzen verliefen heute 
in der Mark Brandenburg vielleicht anders als wie ſie es tatſächlich tun. 
Die ſpäteren Kämpfe zwiſchen Waldemar von Brandenburg und Fried⸗ 
rich dem Freidigen von Meißen finden zu einer Zeit ſtatt, wo die oſt⸗ 
deutſche Siedlung im weſentlichen abgeſchloſſen iſt; ſie tragen rein den 
Charakter dyna tier Fehden zwiſchen zwei eres Fürſten. 
Zu dem Vortrage ergriffen die Herren Profeſſor Dr. Vogel und 
Dr. Häpke das Wort. 
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Über . v. Bezolds Geſchichte der Rheiniſchen Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Univerſität von der Gründung bis zum Jahre 1870, Bonn 
1890, und Alfred Wiedemanns Geſchichte Godesbergs und ſeiner 
Umgebung, Godesberg 1920, als überaus bemerkenswerte Leiſtungen zur 
rheiniſchen und damit auch zur preußiſchen Geſchichte berichtete Ge⸗ 
heimrat Prof. D. Dr. Stutz, dabei als beſonders wichtig und erfreulich 
hervorhebend, daß Geſchichtsdarſtellungen von der Bedeutung nament⸗ 
lich der Bonner . gerade jetzt in der Zeit der Not 
den Rheinländer und überhaupt den Deutſchen an unſerer Vergangen⸗ 
heit aufrichten. 


Sitzung vom 13. April 1921. 


Herr Privatdozent Dr. iur. Eberh. Schmidt hielt einen ausführ⸗ 
lichen Vortrag über das Fiskalat in Brandenburg⸗Preußen. Da dem⸗ 
nächſt ſein Buch darüber in den Veröffentlichungen des Vereins er⸗ 
ſcheinen wird, ſo erübrigt ſich eine ausführliche Inhaltsangabe. 

Darauf ſprach Herr Profeſſor Dr. Tſchirch über die Beſichtigungs⸗ 
reiſe Friedrichs des Großen nach den Rhin⸗ und Doſſekolonien (23. Juli 
1779), die Oberamtmann Fromme von Fehrbellin auf Veranlaſſung 
ſeines Verwandten, des Dichters Gleim, ausführlich beſchrieben hat, 
eine Schilderung, die unzweifelhaft zu den eindrucksvollſten Schilde⸗ 
rungen der Perſönlichkeit des großen Königs und ſeiner Tätigkeit für 
Landeskultur gehört. Das Geheime Staatsarchiv zu Berlin enthält 
nun eine Anzahl Akten, aus denen ſich die Möglichkeit ergibt, die Vor⸗ 
bereitungen, den ganzen Verlauf, die Ergebniſſe und die Folgen dieſer 
Reiſe, die Friedrich außerordentlich befriedigt hat, darzuſtellen. Wir 
können ſo die Darſtellung Frommes im einzelnen aus den Aktenangaben 
als durchaus zuverläſſig nachweiſen, aber in einigen Punkten durch die 
Berichte mehrerer anderer beteiligter Beamter ergänzen. Wir erfahren 
ſo, in welcher Weiſe der König zu reiſen pflegte, welche Beobachtungen 
er auf dieſer Fahrt machte und welche neue Pläne weiterer Urbar⸗ 
machungen er aus dieſer Beſichtigungsfahrt entwickelte. Aus den ſchrift⸗ 
lichen Berichten der Amtsleute Fromme und Clauſius, wie anſtrengend 
die Reiſe des Königs, der achtſpännig fuhr, für die berittenen Begleiter 
war. Der gebrechliche alte Clauſius iſt von dem Gewaltritt ſo erſchöpft, 
daß er nicht imſtande iſt, einen ausführlichen Bericht zu liefern, der 
Amtmann Fromme aber hat, weil der König an ihm Gefallen fand 
und der Beamte, der ihn ablöſen bie, ausblieb, 9 Relais (Umſpannungen 
des königlichen Gefährts), d. h. 9 Meilen weit den Herrſcher, auf einem 
Pferde reitend, begleiten müſſen, ſo daß das Tier infolge des Ritts ein⸗ 
ging und dem Beamten erſetzt werden mußte. Erſtaunlich erſcheint des 
Königs Spannkraft, der in 2 Tagen 28 Meilen zurücklegte und überall 
auf der Fahrt den Stand der Landeskultur ſcharß beobachtete, beſonnen 
mögliche Verbeſſerungen erwog und wenn möglich ſogleich ins Werk 
ſetzte. Die treue Arbeit ſeiner Helfer aber verſetzte ihn in eine ſolche 
frohe, freundliche Stimmung, daß er beim abſchließenden Überblick 
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über die der Kultur gewonnenen Ländereien von den Stöllner Bergen 
aus mit hoher Anerkennung der redlichen Leiſtungen nicht zurückhielt. 


f Zum Schluß legt Herr Bibliothekar Dr. Abb einen Entwurf zur 
Kloſterkarte der Mark Brandenburg vor. Die Karte ſtellt die Mark in 
ihrer größten Ausdehnung unter den Askaniern dar und verzeichnet 
alle Stifter und Klöſter (zuſammen 88), die im Laufe des Mittelalters 
in dieſem Gebiet beſtanden haben. Die Orden, Dom⸗ und Kollegiat⸗ 
ſtifter, Männer⸗ und Frauenklöſter ſind durch beſondere Farben und 
Zeichen markiert. Im einzelnen bedürfen die Angaben, ſoweit ſie ſich 
auf die Zuſammenſtellungen von Möhſen (Beiträge zur Geſch. d. Wiſſen⸗ 
ſchaften in der Mark) und Klöden (Zur Geſchichte der Marienverehrung) 
ſtützen, vielfach der Nachprüfung. 


Sitzung vom 11. Mai 1921. 


Herr Staatsarchivar Dr. Schultze berichtete an Stelle des er⸗ 
krankten Schriftführers Herrn Dr. Klinkenberg über die bisher für die 
Propaganda der Hiſtor. Kommiſſion von Herrn Klinkenberg und ihm 
getanenen Schritte. Ein Werbeſchreiben, für das ein Komitee gewonnen 
wurde, iſt gedruckt worden. Eine planmäßige Verſendung hat jedoch 
noch nicht ſtattgefunden. Es iſt zunächſt nur an eine Reihe von Firmen 
und Perſönlichkeiten, zu denen gewiſſe Beziehungen beſtanden, heran⸗ 
getreten worden. Auf dieſe Weise wurden durch die dankenswerte Bei⸗ 
hilfe der Vereinsmitglieder Herr Dr. Wallich und Herr Stadtarchivar 
Dr. Kaeber der Hiſtor. Kommiſſion 9 Stifter (Geh. Kom.⸗Rat Arnhold, 
S. Bleichröder, C. v. Borſig, Deutſche Bank, Diskontogeſellſchaft, Drey⸗ 
fus & Co., N. Helfft & Co., Paul v. Mendelsſohn, Gebr. Schickler) und 
12 neue Patrone zugeführt. Die Liſte der Stifter und Patrone wird 
dem nächſten Heft der Forſchungen beigegeben werden. 

Zunächſt ſprach Herr Prof. Dr. Volz über die Parchwitzer Rede 
Friedrichs des Großen, deren Inhalt und Begleitumſtände noch immer 
nicht vollſtändig geklärt ſind. Zum Ausgangspunkt nahm er die allge⸗ 
meine militäriſche Lage und ſchilderte, wie der König in Parchwitz 
Anſtalten traf, um das feſte Lager, das die Oſterreicher bei Breslau 
hinter der Lohe bezogen hatten, zu ſtürmen. Mit dieſem Entſchluß 
brach am Morgen des 4. Friedrich aus Parchwitz auf. Da aber die Oſter⸗ 
reicher N ihre Stellung verließen, kam es nunmehr am 5. zur 
Feldſchlacht bei Leuthen. Dieſer Wechſel der militäriſchen Lage iſt bei 
Beurteilung der Parchwitzer Rede bisher überſehen worden. Die An⸗ 
ſprache ſtand ganz unter dem Eindruck des für den 4. geplanten Sturm⸗ 
angriffs auf das öſterreichiſche Lager bei Breslau, und damit erklären 
ſich die unmittelbaren Hinweiſe in der Rede auf den verſchanzt ſtehenden 
Feind, auf den Angriff, der „morgen“ ſtattfinden ſoll. Dann ging der 
Vortragende auf die Rede ſelbſt ein und wies auf den Widerſpruch, 
in dem die Strafandrohung an die Regimenter am Schluß der Anſprache 
mit dem tatſächlichen, hiſtoriſch beglaubigten Verhalten Friedrichs in 
den Tagen vor der Schlacht ſteht; denn mit väterlichem Zuſpruch, darin 
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ſtimmen alle übrigen Zeugniſſe überein, richtete er die niedergeſchlagenen 
Geiſter der Truppen des Bevernſchen Korps auf und entflammte den 
Enthuſiasmus des Heeres. Danach ſcheint jene Strafandrohung in der 
Rede ein ſpäterer Zuſatz, ein Stück Legendenbildung zu ſein, die viel⸗ 
leicht an die allbekannte Beſtrafung des Regimentes Bernburg während 
der Belagerung von Dresden (1760) anknüpft. 

Darauf gab Herr Univerſitätsbibliothekar Dr. Abb einen Überblick 
über die Geſchichte des Benediktinerinnenkloſters Spandau, das die As⸗ 
fanier Johann I. und Otto III. 1239 im Zuſammenhang mit der Grün- 
dung der Stadt Spandau vor ihren Mauern errichten ließen. Als älteſtes 
Nonnenkloſter der Diözeſe Brandenburg und im Umkreis Berlins ein⸗ 
ziges hat es außerordentlich namengebend gewirkt. „Jungfernheide, 
Nonnendamm und »wieſen“ bei Berlin, „Kloſterfelde“ mit der „Kloſter⸗ 
ſtraße“ und dem br „Kloſtertor“ (jetzt „Potsdamer Tor“) in Span- 
dau und der „Jungfernſee“ bei Potsdam haben in urkundlich nachweis⸗ 
barer Beziehung zum Kloſter geſtanden; ſeine Gebäude ſind zu Beginn 
des Dreikigjähr en Krieges dem Erdboden gleichgemacht worden. Die 
Hauptquelle für die Kloſtergeſchichte bilden 131 im Original oder wenig⸗ 
ſtens ihrem Hauptinhalt nach bekannte Urkunden, zum Teil nur aus 
der 1913 gedruckten Chronik des ehemaligen Spandauer Superinten⸗ 
denten Daniel Friedrich Schulze (1739—1811) bekannt. Das Kloſter 
diente vornehmlich als Verſorgungsanſtalt für die unverheirateten 
Töchter markgräflicher Miniſterialen und Spandauer Ratsfamilien; es 
übte auf das Kirchenweſen in Spandau und Umgegend bis zur Refor⸗ 
mation einen erheblichen Einfluß aus und erlangte dank der häufigen 
Nähe des Landesherrn recht anſehnliche Beſitzrechte im Havelland, 
Barnim und Teltow, zuſammen 13 Volldörfer und Gerechtſame in 
54 Ortſchaften. Geiſtliches Leben im Sinne der Ordensregel, Abbal- 
tung von Memorienfeiern zugunſten der Stifter, Unterricht und Er⸗ 
ziehung von Mädchen, die im Kloſter wohnten, ſoweit es nicht Span⸗ 
dauer Bürgerstöchter waren, füllten das tägliche Leben der Nonnen aus. 
Das Geſamtbild des Spandauer Nonnenkloſters iſt ein recht dürftiges. 
Die Reformation fand hier nur geringen Widerſtand; mit dem Tode 
der letzten Bewohnerin, einer Hippolyta von Gröben, ging das Kloſter 
1598 ein. Daß der ſpätere Biſchof Matthias von Jagow vor 1526 
Nonnenpropſt in Spandau war, iſt urkundlich nicht zu belegen. An 
der Ausſprache beteiligten ſich die Herren Krabbo, Hoppe, Tſchirch, 
Stutz und Seidel. 


Sitzung vom 9. Juni 1921. 


Herr Bibliothekar Dr. Hoppe ſprach über die Stadtgründungen in 
der nördlichen Uckermark. Nach einem kurzen Hinweis auf die Koloni» 
ſation des Landes und auf das Alter, die Anlage und Bedeutung Prenz- 
laus wurden die an der Nordweſtgrenze gelegenen mittelalterlichen 
Städte im einzelnen behandelt: Strasburg, Jagow, Fürſtenwerder. 
Es find Siedlungen, die in der Askanierzeit als Städte, civitates, auf- 
tauchen. Sie ſind als ſolche natürlich befeſtigt, aber ihr urſprünglicher 
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Kern iſt offenbar eine Burg, die bei Strasburg und Jagow als mittel⸗ 
alterliche Feſte nachweisbar iſt. Stadtherren ſind die Markgrafen, doch 
gehen Fürſtenwerder und Jagow allmählich in adligen Beſitz über. Die 
Anlage der drei bewehrten Plätze geht — das darf als ſicher gelten — 
in die voraskaniſche Zeit zurück; denn der Bau von Feſten im Verlauf 
der Grenze gegenüber dem Lande Stargard kann nur dann erfolgt 
ſein, als Uckermark und Stargard im Beſitz verſchiedener Herren waren, 
alſo vor 1250. Damit ſind die Anlagen als pommerſche Bollwerke gegen⸗ 
über den askaniſchen Herren des Landes Stargard anzuſehen, alſo nach 
der Beſitzergreifung dieſes Bezirkes durch die Askanier, d. h. nach 1236, 
errichtet. Das iſt die gleiche Zeit in der die Askanier ihre e 
Grenze durch feſte Städte, wie Friedland, Neu⸗Brandenburg, Woldegk 
ſichern. Daß die Plätze in der pommerſchen Zeit bereits als Städte 
beſtanden yen ift quellenmäßig nicht zu belegen. Immerhin zeigt 
Prenzlau, daß ſich die pommerſchen Fürſten auch als Städtegründer 
in der Uckermark betätigt haben. | 


Weit offener liegt der Teil des heutigen Kreiſes Prenzlau öſtlich 
der Ucker da. Man hielt ihn im Mittelalter anſcheinend durch das Ran⸗ 
dowbruch für genügend geſichert. Der einzige feſte Platz iſt hier Bruſſow 
an der großen Straße Prenzlau⸗Stettin, die allerdings auch durch die 
ſchon jenſeit der Randow gelegene, viel umkämpfte Feſte Löcknitz ge⸗ 
ſichert wird. Bruſſow iſt nicht ein landesherrlicher Platz, ſondern durch⸗ 
aus Gründung der Grundherren, des Adelsgeſchlechtes der Stegelitz, 
auf deren Tätigkeit für die Stadt der Vortragende genauer einging. 
Des der Uckermark früh entfremdeten Paſewalk wurde nicht gedacht. 


Sodann erörterte Herr Profeſſor Dr. Paul Haake die Entſtehungs⸗ 
zeit des Entwurfs des Großen Kurfürſten zur Erwerbung Schleſiens, 
den Ranke im Anhang des 1. und 2. Bandes ſeiner Zwölf Bücher preu⸗ 
ßiſcher Geſchichte abgedruckt hat. Ranke ſetzte ihn in die Jahre 1670/71, 
hielt es aber auch für möglich, daß er mit dem politiſchen Teſtament 
von 1667 zeitlich noch näher zuſammentrifft; Hintze ſagt: „Friedrich 
der Große hat 1740 ausgeführt, was der Große Kurfürſt 1672 plante.“ 
Haake verſuchte zunächſt zu zeigen, daß der Entwurf im Jahre 1670 
ſchwerlich, 1671 oder 1672 ſicher nicht geſchrieben ſein könne; die ſich 
3 verſchlechternden Beziehungen zu Frankreich und Polen, auf 

eren wohlwollende Unterſtützung der lesen te beim Geltendmachen 
ſeiner Anſprüche auf Schleſien rechnete, ließen ſolche Gedanken damals 
nicht zu. Für die Zeit des polniſchen Interregnums von der Abdankung 
Johann Kaſimirs bis zur Wahl Michael Wisniowieckis ſpricht der Paſſus 
des Entwurfs über Polen, für die Zeit vom Tode des erſten Sohnes 
Kaiſer Leopolds J. (3. Januar 1668) bis zur Geburt ſeiner älteſten 
Tochter (18. Januar 1669) die Bemerkung, das Haus Oſterreich ſtehe 
rat ſchwachen Füßen und möchte ausſterben; die Unterredung, die der 
kaiſerliche Geſandte Frhr. v. Goeß im Dezember 1669 mit der Schweſter 
Friedrich Wilhelms, der Landgräfin Hedwig Sophie von Heſſen⸗Kaſſel, 
un und die Verhandlungen mit Vaubrun, die anfangs 1670 zu dem 
„ Vertrage über die ſpaniſchen Niederlande 
führten, deuten darauf hin, daß dem Kurfürſten damals und ſchon vor⸗ 


5 


her ähnliche Gedanken im Kopfe herumgingen, wie er in dem ee D zu 

apier brachte; über die Möglichkeit des Ausſterbens des Gaules Oſter⸗ 
reich hatte Schwerin im Auguſt 1667 mit Goeß und früher bereits mit 
Liſola geſprochen und geſagt, durch Erteilung einer Expektanz auf einige 
ſeiner Länder könne der Kaiſer den Kurfürſten in perpetuum devinieren. 
Wahrſcheinlich iſt der Entwurf eher bald nach der Abdankung te sae 
Kaſimirs von Polen entſtanden als ſpäter, ehe der Kurfürſt erfuhr, daß 
die Kaiſerin wieder guter Hoffnung ſei, und ehe die durch das branden⸗ 
burgiſch⸗franzöſiſche Abkommen vom 15. Dezember 1667 und den 
Aachener Frieden vom 2. Mai 1668 geſchaffenen wärmeren Beziehungen 
Friedrich Wilhelms zu Frankreich abermals erkalteten; unmöglich iſt 
es jedoch nicht, daß er die „Erinnerungen“ erſt nach der Geburt der 
Kaiſertochter und vor der Wahl Michael Wisniowieckis in der erſten 
Hälfte des Jahres 1669 niederſchrieb; für dieſe wie für die vorangegan⸗ 
genen drei bis vier Monate trifft die Behauptung des Kurfürſten zu, 
daß „dem Hauſſe Brandenburg das Fürſtenthumb Jagerendorff vom 
Hauſſe Oſterreich gegen alle recht vndt Billigkeitt nuhmer bey 50 Jahren 
vorendthalten ... worden“, denn Johann Georg von Jägerndorf wurde 
am 22. Januar 1621 geächtet und hat im Juli dieſes jantes den Boden 
Schleſiens auf Nimmerwiederſehen verlaſſen. — Der Vortrag wird in 
der Hiſtoriſchen Zeitſchrift erſcheinen. 

Zum Schluß wurde über die Frage abgeſtimmt, ob die Vereins⸗ 
ſitzungen in dem bisherigen Lokal oder in dem Hiſtoriſchen Seminar der 
Univerſität künftig ſtattfinden ſollten. Es wurde mit Mehrheit beſchloſſen, 
das Hiſtoriſche Seminar zu wählen. 
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